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Termine und Friſten der neuen Nufwertungsgeſetze. 


IJ. Termine. 


Inkrafttreten des Aufn. Nur nach dieſem Zeit⸗ 
punkt getroffene Vereinbarungen über von 50% 
abweichende Regelung der Verzinſung und hiermit 
verbundener Ausſchluß der Kündigung durch Eigen⸗ 
tümer oder Schuldner für länger als fünf Jahre 
bleiben wirkſam. 


Inkrafttreten der Geſetze über die Fälligkeit und 
Verzinſung der Aufwertungshypotheken und die 
Bereinigung des Grundbuchs. (Letzteres bis auf 
einige formelle Beſtimmungen, die am 23. Juli 1930 
in Kraft getreten ſind.) 

Erſter Termin für die Kündigung durch den Gläu⸗ 
biger. Beſchränkungen des Kündigungsrechts von 
Eigentümer oder Schuldner für länger als fünf Jahre 
nicht mehr zuläſſig. Nur bis zu dieſem Tage wird 
bei vorzeitiger Zahlung des Aufwertungsbetrages 
für die Berechnung des Zwiſchenzinſes eine Fällig⸗ 
keit nach dem 1. Jan. 1932 berückſichtigt. 

Keine Eintragung des Rangvorbehalts des Eigen⸗ 
tümers mehr von Amts wegen. 

Erlöſchen des Rangvorbehalts des Eigentümers 
bei Beträgen unter 100 AM. 


15 
Juli 1925: 


1 O Rt. 1930. 


3 
j Jan. 1931 
9 


Letzter Tag, an welchem von dem Gläubiger auf 
den 31. Dez. 1931 gekündigt werden kann. 


1. Rär 0 
5 1931: Letzter Termin für Anträge auf Eintragung der 

Aufwertung in das Grundbuch an der geſetzlichen 
Rangſtelle in Gold⸗ oder Reichsmark. Nach dieſem 
Tage Erlöſchen der Hypothek, nur noch Eintragung 
eines neuen Rechts an rangbereiter Stelle. Briefe 
alsdann kraftlos. 
Letzter Termin für Anträge des Eigentümers auf 
Eintragung des Rangvorbehalts bei Beträgen über 

81. De 100 K.K. Sonſt Erlöſchen des Rechts. 

1981: Erſter Termin, zu dem von dem Gläubiger ge⸗ 

kündigt werden kann. 

Eigenkumswechſel auf Grund Eintragungsantrages 

nach dieſem Zeitpunkt beſeitigt Recht des Gläu⸗ 

bigers auf Eintragung eines neuen Rechts an rang⸗ 

bereiter Stelle. 

Kraftloswerden von Briefen, deren Geldbetrag 

auf Mark oder nicht mehr geltende Währungen 

lautet. Offentlicher Glaube des Grundbuchs gegen⸗ 

über nichteingetragenen Aufwertungshypotheken 


wieder voll wirkſam ebenſo gegenüber Anträgen 
auf zuſätzliche Auſwertung durch Umwandlung der 
Hypothek in Grundſchuld. 


Verzinſung zu dem neuen Zinsſatz über 50/0. 
Bereits vorher kann Verzinſung inſoweit ohne Zu⸗ 
ſtimmung der Gleich- oder Nachſtehenden erweitert 
werden. 

Außerkrafttreten der Verordnung über Zwiſchen⸗ 
zins bei vorzeitiger Zahlung des Auſwertungs⸗ 
betrages. 


Letzter Termin, bis zu welchem von der AufwSt. 
dem Schuldner Zahlungsfriſt bewilligt werden kann 
oder von dem Gericht Zwangsverſteigerungen 
zwangsbewirtſchafteter Grundſtücke eingeſtellt wer⸗ 
den können. 


Aufhören des Kündigungsſchutzes zugunſten des 
Schuldners. (Erfordernis der ſchriftlichen Kündigung 
mit Kündigungsfriſt von einem Jahr.) 

Bis für dieſen Zeitpunkt Ermächtigung bon 
Hypothekenbanken und ähnlichen Kreditinſtituten, 
die Kündigung aufgewerteter Teilungsmaſſen und 
Deckungshypotheken aufzuſchieben. 


II. Friſten. 

Kündigungsfriſt für den Gläubiger ein Jahr nur auf den Schluß 
eines Kalendervierteljahres und ſpäteſtens am dritten Werktag der Friſt. 

Kündigungsfriſt für Schuldner und Eigentümer drei Monate 
auf Schluß eines Kalendervierteljahres ſpäteſtens am dritten Werktag. 

„Kündigungsbeſchränkungen für Eigentümer oder Schuldner grund» 
ſätzlich nur für fünf Jahre zuläſſig. 

Antrag auf Bewilligung einer Zahlungsfriſt binnen drei Mo⸗ 
naten nach Zugang der Kündigung des Gläubigers bei der AufwSt. 

Verzug des Eigentümers und des Schuldners von einem Monat 
während des Laufs der von der AufwSt. bewilligten Zahlungsfriſt 
berechtigt den Gläubiger zur friſtloſen Kündigung. 

Einſtellung der Zwangsverſteigerung zwangsbewirtſchafteter Grund⸗ 
ſtücke evtl. für ſechs Monate möglich. 

Beſchwerde gegen Zurückweiſung des Antrages auf Eintragung 
der Aufwertungshypothek durch das GBA. binnen einem Monat. 
Ebenſo evtl. die weitere Beſchwerde. 

Widerſpruchsfriſt gegen Vorſchlag des GBA. betreffs neuer 
Rangordnung der eingetragenen Rechte mindeſtens ein Monat. 

RA. Dr. Philipp Biberfeld, Hamburg. 


1. Jan. 1932: 


31. Dez. 1934: 


1 Jan 1935: 
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Mietwucher. 
Die Rechtſprechung des Reichsgerichts. 


Von Oberlandesgerichtsrat Dr. Hertel, Oppeln ). 


Der ſog. Mietwucher war ſchon nach SA PreistrVO. 
als Leiſtungswucher unter Strafe geſtellt, da die miet⸗ oder 
pachtweiſe Abgabe von Räumen als Leiſtung zur Befriedi⸗ 
gung des täglichen Bedarfs angeſehen wurde. Die Preistr⸗ 
VO. iſt durch Gef. v. 19. Juli 1926 (RGBl. I, 413) mit 
Wirkung v. 24. Juli 1926 aufgehoben worden. Inzwiſchen 
waren die mit dem 1. Juli 1926 durch die Nov. v. 29. Juni 
1926 (RGBl. I, 317) in das MietSchG. eingefügten 88 49a 
und b in Kraft getreten. Von dieſen bedroht $ 49a den⸗ 
jenigen mit Strafe, der für die mietweiſe oder auf Grund 
eines ſonſtigen Rechtsverhältniſſes erfolgende überlaſſung von 
Räumen oder im Zuſammenhange damit für ſich oder einen 
anderen einen Mietzins oder eine ſonſtige Vergütung fordert, 
annimmt oder ſich verſprechen läßt, die unter Berückſichtigung 
der geſamten Verhältniſſe als unangemeſſen anzuſehen ſind, 
während § 49 b beſtimmt, daß die Vorſchriften des § 49a 
auch auf die von Behörden ſowie von der deutſchen Reichs⸗ 
bahn überlaſſenen Räume Anwendung finden. 


Zeitliches Verhältnis von § Na Miet Sch. 
zur Preistr VO. 


Die Vorſchriften der 88 49 und b find nach dem RG. 
an Stelle der 88 4 und 5 PreistrVO. getreten, jo daß die 
letztere, ſoweit ſie ſich auf den Leiſtungswucher für die Über⸗ 
laſſung von Räumen bezieht, nicht erſt mit der Aufhebung 
des Geſ. am 24. Juli 1926, ſondern bereits mil dem In⸗ 
krafttreten der 88 49a und b, alſo am 1. Juli 1926 außer 
Geltung geſetzt worden iſt (jo RGSt. 61, 130 — JW. 1927, 
1155 = Hertel, Mieterſchutz V. 13 0 Nr. 69 und des 
3. ZivSen. v. 23. Okt. 1928 und 26. Okt. 1928 [Hertel 
V, 17 C Nr. 164 bzw. VI, 18 0 Nr. 178 = JW. 1929, 251 
und 2868). 

Für die ſtrafrechtliche Beurteilung greift für das 
Verhältnis der beiden Vorſchriften zueinander nach dem Urt. 
v. 11. März 1927 § 2 StGB. Platz, weil die Anderung der 
Strafandrohung in ihren Tatbeſtandsmerkmalen nicht auf 
einer Anderung derjenigen Verhältniſſe beruht, welche zum 
Erlaß der früheren Strafvorſchriften geführt haben. Wegen 
einer vor dem 1. Juli 1926 begangenen Handlung kann da⸗ 
her Beſtrafung wegen Raumwuchers nur erfolgen, wenn ſo⸗ 
wohl der Tatbeſtand des § 4 PreistrVoO. wie der des S 49a 
Miet Sch. erfüllt iſt. In dieſem Falle enthält dann § 49a 
die mildere Strafandrohung und iſt daher der Strafbemeſſung 
zugrunde zu legen. 

In zivilrechtlicher Beziehung hat die Aufhebung 
der PreistrVoO. keine rückwirkende Kraft. Für Vergütungen, 
welche vor dem 1. Juli 1926 fällig wurden, kommt daher 
ausſchließlich die PreistrVO. in Betracht, für die ſpäter fällig 
werdenden Vergütungen ebenſo ausſchließlich 8 49 Miet⸗ 
Sch., auch wenn das Vertragsverhältnis vor dieſem Zeit⸗ 
punkt begründet worden iſt (Urt. des 3. Ziv Sen. v. 26. Okt. 
1928 [Hertel V, 170 Nr. 164 = ZW. 1929, 251). 

Wie ſich die Pflicht des Vermieters zur Gebrauchsüber⸗ 
laſſung nicht in der Beſitzeinräumung erſchöpft, ſondern, ſich 
täglich erneuernd, bis zum Ablauf des Mietverhältniſſes 
fortdauert, ſo erneuert ſich auch an jedem Fälligkeitstage die 
Pflicht des Mieters zur Zahlung einer Mietrate, durch deren 
Annahme, falls ſie wucheriſch iſt, der Vermieter daher ohne 
Rückſicht auf den Zeitpunkt des Vertragsabſchluſſes und die 
damalige Rechtslage jedesmal den Tatbeſtand des $ 49 a ver⸗ 
wirklicht und damit die Mietzinsforderung ihrer Rechtsgültig⸗ 
keit (ſoweit fie die angemeſſene Höhe überſteigt) entkleidet (jo 
Urt. des 3. ZivSen. v. 23. Okt. 1928 [Hertel VI, 18 C 
Nr. 178). 

Im Folgenden will ich mich im weſentlichen auf den 
Raumwucher nach 8 49a MietSh®. beſchränken. 


1) Vgl. auch Hertel, „Mietwucher“, Bd. 12 der von 
RA. Jacuſiel herausgegebenen Sammlung „Mietfragen des tägl. 
Lebens“. 


Richtlinien der Länder. Bl. 1 
Nach dem durch die Nov. v. 17. März 1927 (ch en 
71) in 8 52 MietSchch. eingefügten Abſ. 3 ſollen die ia? 
Landesbehörden allgemeine Grundſätze über die Gellihen 
punkte aufſtellen, die unter Berückſichtigung der dr! des 
Verhältniſſe für die Beurteilung der Angemeſſenheit nd. 
Mietzinſes i. S. von 8 49a Miet Sch. von Bedeutung, auch 
Wenn den Ländern die Aufſtellung derartiger Grundſab eiche 
nur in Anſehung ſolcher Räume zur Pflicht gemacht if, 88 1 
von ihnen gemäß $ 52 Abſ. 1 von den Vorſchriften der uf 
bis 36 Miet Schch, ausgenommen worden find, fo iſt die. 
ſtellung ſolcher Grundſätze doch auch über den Rahm an 
vom MietSchG. durch Anordnung der Länder au. end 
menen Räume hinaus für die Beurteilung des! 
von Mietwucher beachtlich. In Preußen haben ſich d. 
ſtändigen Minifterien damit begnügt, in dem Erlaſſe v. 49e 
1927 (JM Bl. 387) auf die Urkeile des NG. v. 11. MÄR, 
und 13. Juni 1927 (Hertel V. 130 Nr. 69 und h 
verweiſen und die darin entwickelten Grundſätze als 
linien i. S. von 852 MietShG. zu bezeichnen. Doch 
hat die in den beiden erwähnten Urteilen aufgeſtellten rte! 
ſätze in einem weiteren Urt. v. 10. Juli 1928 (DE 
VI, 19 0 Nr. 199) erläutert, berichtigt und ergänzt. 1 190 
ſich ferner in einem Urt. v. 30. Nov. 1928 (Hertel d in 
Nr. 200) mit dem Mietwucher bei Untervermietung uh 
einem Urt. v. 14. März 1929 (Hertel VI, 18 0 der und 


na 
Die Länder haben, indem ſie ſich damit begnagſal ans 
die vorerwähnten Urteile des RG. zu verweiſen, Grundſ 


herauszuſchälen, dieſe in ein feſtes Syſtem zu be ihre 


14 
en 
9 owie bs 


ſcheidung berufenen Gerichten ohne weiteres ermöglh, hat 
erkennen, ob eine Mietzinsforderung ſich als angemeſ e geht 
ſtellt oder nicht. Es bedarf ſchon eines wiederholte 110 
eingehenden aufmerkſamen Studiums der Entſcheidunger, uf 
der Vergleichung der verſchiedenen Urteile miteinan 
ein einigermaßen klares Bild von der Stellungnah. Ent 
RG. zu gewinnen. Die Verweiſung der Länder auf ore 
ſcheidungen des RG. ſtellt gewiſſermaßen eine Ba ech; 
erklärung dar und enthält das Eingeſtändnis, daß de uſgaben 
geber die ihm in $ 52 Abſ. 3 Miet Schch geſtellten ungen 
die Praxis durch Aufſtellung von Grundſätzen zu unte 
nicht zu löſen vermag. 9 de! 
Unterſchied zwiſchen 8 492 Miet Sch G. un 
Preistr O. ah bol 
Für die Auslegung der 88 49 a und b iſt zun ene zur 
Bedeutung, daß der in dieſen Vorſchriften enthalten, 80, 
beſtand nicht mit demjenigen der 88 4 und 5 Pre 
völlig identiſch iſt. Die neuen Vorſchriften bringen Jette, 
ſchärfung inſofern, als fie nicht eine Leiſtung zur wech 
gung des täglichen Bedarfs vorausſetzen, und IE md Be: 
ferner von der PreistrVoO. darin ab, daß Gegenſt über, 
Verbots nicht eine Vergütung iſt, welche einen un 
mäßigen Gewinn enthält, ſondern eine @ Beg 
gemeſſen anzuſehende Vergütung. Ber ang fl 
find nicht identiſch, vielmehr iſt mit der anderen oa 19 
eine fachliche Anderung bezweckt (Urt. v. 11. ® 4 


Aufſätze 
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fende! V. 130 Nr. 69 = ZW. 1927, 1155). Eine Ver⸗ 
fein, = ann nach dieſem Urteil unter Umſtänden unangemeſſen 


ſogar obwohl, ſie keinen übermäßigen Verdienſt enthält und 
Urt. 9 cht einmal den Aufwand des Vermieters deckt (ebenſo 
8. Zinc, 8. Okt. 1929 [Hertel VII, 220 Nr. 319). Der 
meint, N hält dagegen dieſe Anſicht für bedenklich und 
aß ſie namentlich in ihrer letzten Forderung dem 
dieſe 8 des RMietG. nicht gerecht zu werden ſcheint, läßt 
„ 15 Gage aber dahingeſtellt (Urt. v. 7. Febr. 1928: Hertel 
Nr. 125 — JW. 1928, 2532). 
ch einem Urt. des 2. StrSen. v. 30. April 1928 
85 V, 150 Nr. 124 = JW. 1928, 2540) kann eine 
Lerdien eſene Vergütung trotz Fehlens eines übermäßigen 
hohen 1 7 3. B. vorliegen, wenn der Eigentümer einen zu 
b. 14 Mau greis gezahlt hat (ebenſo Urt. des 1. StrSen. 
ſetzung 11929: JW. 1929, 2154) oder weil für die Inſtand⸗ 
worden ganz beſonders hohe Aufwendungen erforderlich ge⸗ 
meſſen ‚md. Die Feſtſtellung, daß eine Vergütung unange⸗ 
mieter iſt, bedarf aber dann, wenn die Vergütung dem Ver⸗ 
in jedem einmal einen ausreichenden Verdienſt abwirft, 
einzelnen Falle der beſonderen Begründung. 
den Glahrend bei der Frage des übermäßigen Verdienſtes 
und da ehungskoſten die ausſchlaggebende Bedeutung zufiel, 
„ iſt d ſtets eine Geſtehungskoſtenberechnung aufzumachen 
tung dies bei der Prüfung der Angemeſſenheit der Ver⸗ 
nach ge nicht mehr der Fall. Freilich gehören auch jetzt noch 
bergen Ach. die Geſtehungskoſten und der ſich hiernach 
Verhältnde Reingewinn zu den zu berückſichtigenden geſamten 
er Puniſſen, und es kommt ihnen daher auch künftig bei 
ſchebliche dr der Angemeſſenheit der Vergütung noch eine 
ſind Fr Bedeutung zu. Allein neben die Geſtehungskoſten 
insbeſ. 5 gleichwertige Faktoren andere Umſtände getreten, 
ſönlichen er objektive Nutzungswert der Räume ſowie die per⸗ 
N ie und die Vermögensverhältniſſe der Parteien. 
in 155 Entwicklung der Rechtſprechung geht dabei dahin, 
wenigsten heigendem Maße dem objektiven Nutzungswert 
meſſen. bei Altraum die hauptſächliche Bedeutung beizu⸗ 
1927 0 ährend der 1. StrSen. in der Entſch. v. 11. März 
nur as ertel V. 13 C Nr. 69) den objektiven Nutzungswert 
geſtellt e de Faktor neben die Geſtehungskoſten 
N Fehr. te ſagt das Urteil des gleichen Senats vom 
dec „ 1928 (Hertel V. 15 C Nr. 123 — JW. 1928, 
hungapın’ daß auch nach dem neuen Recht die Ge⸗ 
85 erbsen, „ſoweit fie in Betracht kommen“, nicht 
eil d chiigt bleiben dürfen. Nach einem weiteren Ur⸗ 
150 A vom 10. Juli 1928 (Hertel V, 16 C 
unan oll durch § 49 a, anders als nach § 4 PreistrVO., 
bad es it dueſſene Vergütung unmittelbar getroffen werden, 
ei Gegn durch die veränderte Faſſung eine ſchon bisher von 
ttellung ern der Geſtehungskoſten berechnung geforderte freiere 
u 


100 es Richters und eine ſtärkere Berückſich⸗ 
finde zes objektiven Nutzungswertes erſtrebt 
zünde „Der Richter ſollte nicht mehr unter allen Um⸗ 
Femache wungen ſein, eine Geſtehungskoſtenberechnung auf⸗ 
are Fee denn er auf andere Weiſe, insbeſ. durch unmittel⸗ 
Mt, eltung eines Mißverhältniſſes zwiſchen der Ver⸗ 


0 ta fie dem objektiven Nutzungswert die zum Tat⸗ 
achzuh mal erhobene Unangemeſſenheit der Vergütung 

15 Alle vermag.“ 
15 nicht die, Geſtehungskoſten werden auch in dieſem Ur⸗ 
mierſchreit völlig beiſeite geſchoben, vielmehr kann die bei 
walung für des regelmäßigen Mietzinſes beſtehende Ver⸗ 
wis 96 0 Vorliegen eines Mietwuchers durch den Nach⸗ 
Maden, und anrechnungsfähiger Geſtehungskoſten entkräftet 
ach ac ung es wird ſogar für Neubauten in der Regel die 
zw bezeichn einer Geſtehungskoſtenberechnung für erforder⸗ 
da en 2: Ja das Urteil erblickt den Hauptunterſchied 
den bei ba PreistrVO. und dem 8 49a lediglich darin, 
aug früher Aufmachung der Geſtehungskoſtenberechnung nach 
Yo Meier echt nur die unwirtſchaftlichen Aufwendungen 
remdende zur waren, deren Unwirtſchaftlichkeit ſich der Auf 
af, nach A Zeit der Aufwendung bewußt geweſen iſt, wäh⸗ 
lun ins pef euem Recht die unwirtſchaftlichen Aufwendungen, 
fin eines ſolche, welche auf verfehlter Spekulation, Jah⸗ 
. ach hohen Kaufpreiſes, beruhen, ſtets auszufcheiden 
bange der Anſicht des RG. wird ſich der objektive 
ert in der Regel mit dem Betrage decken, der bei 


Aufmachung einer Geſtehungskoſtenberechnung dem Vermieter 
einen angemeſſenen Gewinn beläßt. Es hängt natürlich für 
die Praxis alles davon ab, was man als unwirtſchaftliche 
Aufwendungen anſieht, und das Urteil macht inſoweit einen 
Kreislauf, als es zunächſt von der Aufmachung einer Ge⸗ 
ſtehungskoſtenberechnung abrückt und die ſtärkere Heran⸗ 
ziehung des objektiven Nutzungswertes betont, dann aber 
wieder zu der Geſtehungskoſtenberechnung, zum mindeſten als 
Nachprüfungsmaßſtab, zurückkehrt. Immerhin läßt dieſes Ur⸗ 
teil die Grundſätze, welche das RG. bei Prüfung der un⸗ 
angemeſſenen Vergütung befolgt wiſſen will, am klarſten er⸗ 
kennen. 

Noch weiter geht das Urt. des 1. StrSen. v. 31. Jan. 
1930, 1 D 813/29 (DMR. 1930, 954 = Hertel VII, 220 
Nr. 324), welches den Geſtehungskoſten nur noch die Bedeu⸗ 
dung beimißt, unter Umſtänden eine mäßige Erhöhung der 
nach dem objektiven Nutzungswert berechneten Vergütung zu 
rechtfertigen und die Aufmachung einer Geſtehungskoſten⸗ 
berechnung im allgemeinen nur in Zweifelsfällen für er⸗ 
forderlich erachtet. Bei Erwerb des Grundſtücks nach Feſti⸗ 
gung der Währung iſt nach dieſem Urteil nur der Verkehrs⸗ 
wert zu berückſichtigen, und zwar auch nur, ſoweit er nicht 
durch preistreibende Machenſchaften beeinflußt iſt. Dabei 
nimmt das Urteil an, daß ein Spekulationspreis ſchon dann 
vorliegt, wenn der Erwerbspreis höher iſt, als es dem der⸗ 
zeitigen Nutzungswert entſpricht. Auch wird dem Erwerber 
für das nach Zurückführung des Spekulationspreiſes auf den 
angemeſſenen Betrag ſich ergebende Eigenkapital nur ein 
Zinsſatz von 60% zugebilligt. Selbſt der Umſtand, daß der 
Erwerber des Grundſtücks für die von dem Veräußerer ge⸗ 
ſchuldete Wertzuwachsſteuer in Anſpruch genommen worden 
iſt, darf bei der Berechnung der Geſtehungskoſten nicht be⸗ 
rückſichtigt werden. 


Ermittlung des objektiven Nutzungswertes. 


Nach dem Urteil v. 10. Juli 1928 (Hertel Nr. 151) iſt 
zunächſt zu prüfen, ob für die in Rede ſtehenden Räume eine 
regelmäßige Raummarktlage beſteht oder nicht. Iſt erſteres 
der Fall, dann beſteht auch ein ordnungsmäßiger Raum⸗ 
marktpreis, und die angemeſſene Vergütung für die zu be⸗ 
urteilenden Räume läßt ſich ohne weiteres durch Vergleich 
mit den für ähnliche Räume gezahlten Mietzinſen ermitteln. 
Eine Überſchreitung des üblichen Mietzinſes begründet in der 
Regel die Vermutung des Mietwuchers. 

Dieſen Ausführungen iſt m. E. nur hinzuzufügen, daß 
das Beſtehen einer regelmäßigen Raummarktlage nicht ſchlecht⸗ 
hin für Räume der betr. Gattung, ſondern für die konkreten 
Räume zu prüfen iſt. Die Frage iſt alſo nicht ſchlechthin für 
gewerbliche Räume zu unterſuchen, ſondern nach der ſpeziellen 
Art der gewerblichen Räume, z. B. Werkſtätten⸗, Fabrik⸗ 
oder Büroräume, ihrer Größe und der betr. Gegend. Es 
kann in einer Großſtadt in einem Stadtteil bereits eine 
regelmäßige Marktlage für Läden beſtehen, während in einem 
anderen Stadtteil noch eine Marktnotlage für Räume dieſer 
Art herrſcht, und ebenſo kann ein Überfluß an großen Ge⸗ 
ſchäftsräumen vorhanden ſein, während an kleinen noch ein 
empfindlicher Mangel beſteht oder umgekehrt. Die Unter⸗ 
ſcheidung zwiſchen regelmäßiger und unregelmäßiger Raum⸗ 
marktlage für die betr. Raume bildet einen beſſeren Anhalts⸗ 
punkt als der für beide Fälle geltende Hinweis in einem 
früheren Urteil desſelben Str Sen. v. 17. Febr. 1928 (Her⸗ 
tel V. 15 C Nr. 123), daß als Maßſtab für die Angemeſſen⸗ 
heit des Mietzinſes ſolche Vergütungen gelten, welche unter 
im übrigen gleichen Umſtänden von Hauseigentümern ge⸗ 
fordert werden, die den Gedankengängen des Geſetzgebers ge- 
recht zu werden beſtrebt ſind. 

Mit Recht hat der gleiche 1. StrSen. bereits im Urt. 
v. 11. März 1927 (Hertel V, 13 C Nr. 69) ausgeführt, daß 
die vergleichsweiſe Heranziehung von Mietpreiſen, die z. Z 
des Abſchluſſes von Verträgen im zuläſſigen freien Verkehr 
gefordert oder gezahlt wurden, namentlich dann keinen ſiche⸗ 
ren Anhaltspunkt bilden, wenn damals für die Überlaſſung 
von Räumen der betr. Art eine unregelmäßige Marktlage 
herrſchte und damit zu rechnen ift, daß die für die Vergleichs 
räume geforderten und gezahlten Mietpreiſe infolge der 
Störung des Gleichsgewichts ſelbſt ſchon unangemeſſen hoch 
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waren oder infolge der von der geſetzlichen Miete und der 
Möglichkeit der Anrufung des MEN. ausgehenden preis⸗ 
drückenden Wirkung hinter dem angemeſſenen Preiſe zurück⸗ 
blieben. 

Bei unregelmäßiger Raummarktlage, wie ſie nach An⸗ 
ſicht des RG. zur Zeit noch in weiteſtem Umfange beſteht, 
kommt, da es hier in der Regel an Vergleichsräumen mit 
einwandfreier Mietzinsbildung fehlen wird, vor allem eine 
Feſtſtellung des objektiven Nutzungswertes in Be⸗ 
tracht (Hertel V, 16 0 S. 187). Bei der Ermittlung des⸗ 
ſelben ſind verſchiedene Wege einzuſchlagen, je nachdem es ſich 
um Altbauten aus der Friedenszeit oder um ſpätere Bauten 
handelt. Bei Altbauten aus der Friedenszeit empfiehlt das 
Urteil, ebenſo wie ſchon das Urt. v. 11. März 1927 an die 
Miete anzuknüpfen, welche für Mietverhältniſſe gleicher Art 
im Frieden üblich und angemeſſen war, alſo m. a. W.: an 
die tatſächliche bzw. ortsübliche Friedensmiete, da dieſe im 
allgemeinen als dem damaligen objektiven Friedensnutzungs⸗ 
wert entſprechend angeſehen werden kann, und den für die 
Zeit der Mietzinsforderung oder annahme vorhandenen ob⸗ 
jektiven Nutzungswert durch Zu⸗ und Abſchläge zu der 
Friedensmiete zu finden. In Betracht kommen vor allem 
Zuſchläge für die Verringerung der Kaufkraft der Mark, die 
in den Meßzahlen für die allgemeine Lebenshaltung für 
die Bauſtoffe und Löhne ausgedrückt ſind, ferner für die dar⸗ 
über hinausgehende Erhöhung der Grund⸗ und Gebäude⸗ 
ſteuern (ausſchließlich der Gebäudeentſchuldungsſteuer), Ab⸗ 
ſchläge für die in dem hier maßgebenden Zeitraum noch be⸗ 
ſtehende Verringerung der Zinsſätze bei den Aufwertungs⸗ 
hypotheken und für die allgemeine Verarmung des Volkes. 
Dieſe Abſchläge finden jedoch ihre Grenze darin, daß dem 
Vermieter unter allen Umſtänden die anteiligen, wirtſchaft⸗ 
lich berechtigten baren Aufwendungen zu erſetzen ſind, ins⸗ 
beſondere die Betriebs⸗ einſchließlich der Verwaltungskoſten, 
die laufenden und die auf eine entſprechende Anzahl von 
Jahren zu verteilenden großen Inſtandſetzungskoſten ſowie die 
Verzinſung des im Intereſſe des Grundſtücks verwendeten 
Fremdkapitals. Der Abſchlag für die Verarmung kann daher 
nur bei der Verzinſung des Eigenkapitals ſowie bei Be⸗ 
meſſung des Reingewinns in Betracht kommen. Neben dieſen 
allgemeinen Geſichtspunkten ſind dann noch die für den 
Einzelfall in Betracht kommenden beſonderen ſachlichen, ört⸗ 
lichen und perſönlichen Verhältniſſe zu berückſichtigen, die den 
objektiven Nutzungswert zu beeinfluſſen geeignet ſind, ins⸗ 
beſondere Wertſteigerungen, die nach dem für die Berechnung 
der Friedensmiete gewählten Zeitpunkt eingetreten ſind durch 
Umbauten, durch Verbeſſerung der Gegend od. dgl., desgleichen 
Wertminderung durch Verſchlechterung der Gegend od. dgl. 
Immer aber kann der Nachweis höherer wirtſchaftlich be⸗ 
rechtigter Geſtehungskoſten die Forderung eines höheren Miet⸗ 
zinſes rechtfertigen, als er nach Vorſtehendem dem objektiven 
Nutzungswert entſpricht. 

Bei Neubauten hält dagegen das RG. auch nach neuem 
Recht beim Fehlen einer regelmäßigen Raummarktlage und 
von Vergleichsräumen mit einwandfreier Mietzinsbildung 
eine Geſtehungskoſtenberechnung für erforderlich. 


Die perſönlichen und Vermögensverhältniſſe 
der Parteien. 

Der objektive Nutzungswert kann außer durch die Ge⸗ 
ſtehungskoſten auch durch die perſönlichen und Vermögens⸗ 
verhältniſſe der Parteien eine Korrektur erfahren. In erſterer 
Hinſicht kann z. B. in Betracht kommen, daß der Mieter auf 
die Erlangung der Räume großes Gewicht legte, ohne durch 
eine Notlage hierzu gezwungen zu ſein (Urt. v. 11. März 
1927 [Hertel V, 13 C S. 27). Man wird hierbei an 
Fälle zu denken haben, wo jemand durch Hinzumietung von 
Räumen ſeine bisherigen Geſchäftsräume erweitern will oder 
gerade die in Rede ſtehenden Räume mietet, weil ſie be⸗ 
ſonders günſtig zu ſeiner Wohnung oder zu ſeinen Fabri⸗ 
kationsräumen liegen oder um die Entſtehung eines Kon⸗ 
kurrenzgeſchäfts zu verhindern, er alſo ein den regelmäßigen 
Nutzungswert überſteigendes Intereſſe an den Räumen hat. 

Es kommen ferner in Betracht die Vorteile, die der 
Vermieter infolge der Vermietung aufgeben muß, z. B. Auf⸗ 
gabe des von ihm bisher in den Räumen betriebenen Ge⸗ 
ſchäfts, insbeſondere einer Konzeſſion, ſowie Nachteile, die er 


in Kauf nimmt, etwa einen beſonders langfriſtigen er: 
* 


oder ein ſonſtiges Riſiko (Urt. v. 10. Juli 1928 (He 


Während das Urt. v. 11. März 1927 auch dem 715 
de 


das 


eben genannte Urt. v. 10. Juli 1928, daß die Vermog dez 
verhälkniſſe der Parteien im Hinblick auf das Weſen nur 
ihrer 


Andere Maßſtäbe. 
ob⸗ 


Was die geſetzliche Miete als Maßſtab für den des 
jektiven Nutzungswert anlangt, ſo iſt die Stellungnahme 
RG. hierzu keine einheitliche. 9 

Nach dem Urt. des 1. StrSen. v. 11. März 155 
(Hertel V, 130 S. 27) kommt der geſetzlichen Miete „ 
ausſchlaggebende Bedeutung bei der Prüfung des Mietwuch en 
nicht zu, denn ſie gewährleiſtet keineswegs den im Fries 
üblichen oder auch nur einen nach der jeweiligen Wohlſte en 
ziffer geminderten Reinverdienſt. Bei diejen Ausführungen 
handelte es ſich um einen vom 1. Okt. 1925 ab lauf 200 
Vertrag, alſo um eine Zeit, wo die geſetzliche Miete geht: 
betrug. Nach dem Urteil des gleichen Senats v. 17, Dec 
1928 (Hertel V, 15 C Nr. 123) kann dagegen die ae 
Miete einen gewiſſen Anhaltspunkt für den objek ige 
Nutzungswert bieten, weil bei ihrer Feſtſetzung die selben e, 
wirtſchaftliche Lage der Mieter und Vermieter bereit vom 
rückſichtigt iſt. Hierbei iſt zu beachten, daß dieſes Urteil die 
17. Febr. 1928 datiert, alſo aus einer Zeit ſtammt, wo per 
geſetzliche Miete 120% betrug, während bei Begehung e 
Tat die geſetzliche Miete etwa 100% betragen haben ei 8 

Ebenſo ſagt das Urt. des 2. StrSen. v. 30. April! im 
(Hertel V. 15 0 Nr. 124), daß die geſetzliche Miete fir 
Jahre 1926 für den Regelfall ein ausreichendes Entgeld 
die Überlaſſung der Mieträume dargeſtellt haben mag. ge, 
aus folgt aber nicht, daß ſchon eine Überſchreitung DEF richt 
ſetzlichen Miete gegen § 49a verftößt, denn die get! el 
Miete enthält, worauf das Urt. v. 10. Juli 1928 


27 
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V. 16 C Nr. 151) hinweiſt, im Regelfalle für das in dean, 
Weiſe wie die aufgewerteten Hypotheken reduzierte „00 
kapital des Hausbeſitzers nur eine geringe Verzinſung er 
und 1927 nur 30%), während der Eigentümer nach ben iger 
Anſpruch auf eine angemeſſene Verzinſung ſeines tal 
kapitals hat und auch für Berechnung des Eigenkaß voll 
andere Grundſätze gelten als für die Aufwertung 
Hypotheken. 15 0 
Nach dem Urt. v. 17. Febr. 1928 (Hertel J, e 
Nr. 123) bieten auch die bei den Wohnungs⸗ und span! 
einigungsämtern herrſchenden Grundſätze einen Anhalt ines. 
für die Beurteilung der angemeſſenen Höhe des mie gie 
Diefer Hinweis des NG. iſt nicht recht verſtändlez e pet 
Wohn. haben im allgemeinen überhaupt mit der I ya 
Miete nichts zu tun, wenn fie auch in Ausnahmefälle“ ien 
8 1 Abſ. 3 AMiet®. eine Erſetzung der vereinbarten die 
durch die geſetzliche Miete herbeiführen können, fag ghet 
erſtere für einen der Vertragsteile eine ſchwere Under 
enthält. Die MEI. wiederum haben nichts mit 
ſetzung der angemeſſenen Miete zu tun, ſondern 9 
im Streitfalle die ortsübliche Friedensmiete ſeſtzuſeen 56 
Nach dem Urt. v. 10. Juli 1928 (Hertel * pol 
Nr. 151) beſteht auch grundſätzlich kein Bedenken, d 
Hausbeſitzer⸗ und Mietervereinen unter Berückſicht e l 
der örtlichen Verhältniſſe errechneten Zuſchlün einen 
Ausgangspunkt zu wählen, während gegenüber allge uch 
von örtlichen Verhältniſſen unabhängigen Zusch sayıdef 
nungen beſondere Vorſicht geboten iſt. Soweit die ei 
nicht bereits behördlich oder gerichtlich auf ihre Bereche ihk 
grundlage und ihre Zuverläſſigkeit nachgeprüft ſind, deren 
Nachprüfung geboten, auch werden vielfach die ** oder 
Verhältniſſe des Einzelfalles eine Abweichung nach od in del 
unten erfordern. Das Gericht muß ſich hierüber 
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4 
ber gründen ausſprechen, damit das Reviſionsgericht in 
treffender iſt, nachzuprüfen, ob das Gericht ſich von zu⸗ 
erarl en Erwägungen hat leiten laſſen. Es kommt daher 
Beden gen Richtlinien, wie das RG. hervorhebt, mehr die 
1 eines Kontrollmittels zu und wird durch ihre 
lechtert 9 den Gerichten ihre Aufgabe nicht weſentlich er⸗ 


10. BBeſonders intereſſant iſt es, daß das RG. im Urt. vom 
1026 1 1928 auch zu dem von Brumby: Allg DHausbeſgz. 
Miete 983 für Ende 1926 für den Regelfall als angemeſſene 
aber errechneten Betrage von 160% Stellung nimmt, ihn 
ale un verhältnismäßig hoch erachtet und für die da⸗ 

Zeit nur zu einem Satze von 130 % gelangt. Zu 
lung vom RG. errechneten Zahl wird weiter unten Stel⸗ 


genommen werden. 


Geſtehungskoſten. 


sehn deſonders eingehend befaßt ſich das Rc. mit den Ge⸗ 
Grunig koſten. Wenn die vom NG. hierfür aufgeſtellten 
halten 09° auch zunächſt nur die Preistr Vo. betrafen, jo be⸗ 
gebiet N ihre Bedeutung doch auch für das Anwendungs⸗ 
ſtehun des, § 49 a MietSchch., weil nach dem RG. die Ge⸗ 
güitung toſten auch bei Prüfung der Angemeſſenheit der Ver⸗ 
Urt. p nach 8 49a eine erhebliche Rolle ſpielen. Nach dem 
die Gen 1. März 1927 (Hertel V, 13 0 Nr. 69) ſetzt ſich 
ſanmentehungskoſtenberechnung aus folgenden Faktoren zu⸗ 
und 5 die Verzinſung des im Anweſen ſteckenden eigenen 
remden Kapitals; 
(Amort ein angemeſſener Abnutzungs⸗ und Gefahrenſatz 
fälle lationsquote und Riſikoprämie), z. B. für Mietaus⸗ 
der Unzer auch für das Riſiko eines langfriſtigen Vertrages, 
luſtes deherheit der Wirtſchaftslage und der Gefahr des Ver⸗ 
3. f Lonzeſſion; 
b. 4. 20 die Betriebskoſten i. S. des NAMiet®. (vgl. VO. 
zinsſtened. 1923 unter BX 1—10) mit Ausnahme der Haus⸗ 
2 über welche weiter unten zu ſprechen fein wird; 
durch d die Verwaltungskoſten, und zwar bei Verwaltung 
trages a Eigentümer ſelbſt zuzüglich eines angemeſſenen Ve⸗ 
ir die eigene Tätigkeit; 
halb 1 ein Betrag für laufende Inſtandſetzungsarbeiten inner⸗ 
ſetzun außerhalb der Mieträume und für große Inſtand⸗ 
arbeiten; 
Warmwafſgebenenfalls ein Betrag für Sammelheizung und 
ſerverſorgung und ſonſtige Nebenleiſtungen; 
des in Unternehmergewinn (Reinverdienſt) bis zur Höhe 
Friedenszeit üblichen. 
ſchwierigſten Poſten in dieſer Aufſtellung bildet 


ie Verzinſung des eigenen und fremden 
Kapitals. 
An la N 


den Erwenekapital ſetzt ſich zuſammen aus den Koſten für 
erbeſſer ub des Grundſtücks und den Aufwendungen für 
zuschalten gen desſelben. Dabei ſind diejenigen Beträge aus⸗ 
ohne Bes welche für das zu beurteilende Vertragsverhältnis 
rblichen Ag find, z. B. wenn jemand ein für einen ge⸗ 
dbater abe etrieb eingerichtetes Grundſtück erworben hat, 
8 käuflich die Räume ohne Inventar vermietet, der auf 
Daenſo Wi übernommene Inventar entfallende Betrag. 
gachgeſchoſſſen die von dem Eigentümer für den Ausbau des 
ausmen ‚fies oder für die Moderniſierung von Geſchäfts⸗ 
x er Be Parterre des Hauſes aufgewandten Beträge 
In Beet bleiben, wenn es ſich um die Beurteilung der 
en. en „Miete für die Wohnung in den Zwiſchenſtock⸗ 
— ee Dagegen können dieje Koſten für Verbeſſe⸗ 
bil en 591 ‚em Betrag für ihre Verzinſung und Amorti⸗ 
11 Verbeſß tetern der Räume auferlegt werden, an denen 
des März 192 u fen vorgenommen worden ſind (Urteil vom 
2 Me [Hertel V, 13 0 S. 27]; vgl. auch das Urt. 
ir di en. v. 13. Juni 1927 [Hertel ebenda Nr. 71). 
(erk, Stelle der Erwerbskoſten tritt jedoch der gemeine 
8 t nen wert) des Grundſtücks, wenn dieſer höher iſt. 
Gerkel aach dem eben genannten Urt. v. 11. März 1927 
ertef vf. , ſowie nach dem Urt. v. 10. Juli 1928 


2 


19 C Nr. 199) insbeſondere für den Fall, daß 
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der Eigentümer das Grundſtück in der Inflationszeit in Gold⸗ 
mark umgerechnet erheblich unter dem Friedenspreiſe er⸗ 
worben hat, weil eine andere Stellungnahme zu dem un⸗ 
billigen Ergebnis führen würde, daß ein ſolcher Hausbeſitzer 
nur einen Bruchteil der Miete verlangen dürfte, die ein 
Hausbeſitzer fordern könnte, der das Haus ſchon im Frieden 
erworben hat. Der im Urt. des 2. StrSen. v. 13. Juni 
1927 (Hertel V, 130 Nr. 71) für die PreistrVO. ver⸗ 
tretene gegenteilige Standpunkt iſt danach jedenfalls für die 
Anwendung von § 49a MietSchG. als aufgegeben zu er- 
achten. Aus der gleichen Erwägung heraus iſt bei Ver⸗ 
beſſerungen, die während der Inflationszeit vorgenommen 
worden ſind, nicht bloß der dafür aufgewandte Betrag nach 
Teuerungszahlen umgerechnet in Anſatz zu bringen, ſondern, 
wenn der Wert des Grundſtücks durch die Verbeſſerungen in 
höherem Maße geſtiegen iſt, dieſer Mehrwert. Auch ein 
ohne Kapitalaufwand des Beſitzers auf Grund beſonderer 
Umſtände eingetretener Wertzuwachs, z. B. eine auf Durch⸗ 
führung einer Straße beruhende Erhöhung des Nutzungswerts 
enthält einen von dem Mietvertrage unabhängigen Kapital⸗ 
gewinn und damit eine Erhöhung des im Grundſtück ſtecken⸗ 
den eigenen Kapitals. 

Außer dieſen vom RG. angeführten Beiſpielen wird 
aber auch jede andere Verbeſſerung der Gegend, z. B. durch 
Anlegung eines Bahnhofs oder eines Sportplatzes in der 
Nähe ſowie der Entwicklung des geſchäftlichen Verkehrs in der 
betr. Gegend in Betracht kommen. Ebenſo iſt umgekehrt eine 
Entwertung des Grundſtücks zu berückſichtigen, welche durch 
beſondere Ereigniſſe eingetreten iſt (Urt. v. 11. März 1927 
[Hertel V, 130 S. 27). Denn das Kapital, welches der 
Grundſtückseigentümer unwiederbringlich, z. B. durch teilweiſe 
Zerſtörung des Gebäudes infolge von Naturereigniſſen oder 
durch Verſchlechterung der Gegend verloren hat, darf bei 
Berechnung der Geſtehungskoſten nicht mehr in Anſatz ge⸗ 
bracht werden (vgl. Urt. v. 10. Juli 1928 [Hertel V, 160 
Nr. 151). Unwirtſchaftliche Ausgaben, insbeſondere 
ſolche, die auf verfehlter Spekulation beruhen, ſind bei Be⸗ 
rechnung der Geſtehungskoſten auch dann außer acht zu laſſen, 
wenn ſich der Eigentümer ihrer Unwirtſchaftlichkeit im Zeit⸗ 
punkt ihrer Aufwendung nicht bewußt war. 

Dies gilt insbeſondere beim Erwerb eines Grundſtücks 
nach der Stabiliſierung in Anſehung eines im Verhältnis 
zu den Mieten zu hohen Kaufpreiſes, welcher von vornherein 
eine Rentabilität des Anlagekapitals als ausgeſchloſſen er⸗ 
ſcheinen läßt. Der Berechnung des Anlagekapitals iſt in 
einem ſolchen Falle nicht der tatfächlich gezahlte Kaufpreis, 
ſondern der gemeine Wert des Grundſtücks zugrunde zu 
legen (Urt. v. 31. Jan. 1930 [Hertel VII, 22 0 Nr. 324). 

Die durch die Geldentwertung in Verbindung mit 
der Aufwertungsgeſetzgebung eintretende weitgehende Ent⸗ 
ſchuldung des mit fremden Kapital belaſteten Grund⸗ 
beſitzes iſt nach dem RG. für die Höhe des Kapitals, wel⸗ 
ches bei Berechnung der Geſtehungskoſten für die Verzinſung 
in Anſatz zu bringen iſt, ohne Belang. Da der Gebrauchs⸗ 
wert des Grundſtücks durch dieſe Entſchuldung nicht ver⸗ 
ringert wurde, bedeutet dieſe Entſchuldung für den Grund⸗ 
ſtückseigentümer lediglich eine Verſchiebung zwiſchen dem im 
Grundſtück ſteckenden fremden und dem eigenen Kapital, alſo 
gewiſſermaßen ein Geſchenk des Geſetzgebers; ſein eigenes 
Kapital hat ſich um den gleichen Betrag erhöht, um den das 
fremde Kapital geſchwunden iſt (ſo Urt. v. 10. Juli 1928 
[Hertel VI, 19 0 Nr. 199). 

Bei Grundſtücken, die der jetzige Eigentümer in der 
Friedenszeit erworben hatte, iſt demnach der Friedenswert 
des Grundſtücks der Berechnung des Eigenkapitals und der 
Verzinſung zugrunde zu legen. War z. B. ein Grundſtück im 
Friedenswert von 100000 % mit 80 000 % belaftet, dann iſt 
das Eigenkapital des Beſitzers von 20000 % infolge der 
Abwertung der Hypotheken auf 80 000 % angeſchwollen. Hier⸗ 
bei iſt aber zu beachten, daß nach dem RG. in dieſe Ge⸗ 
ſtehungskoſtenberechnung die Hauszinsſteuer nicht aufzunehmen 
iſt, dieſelbe alſo den Ertrag aus der Verzinſung des durch 
die Aufwertung erhöhten eigenen Kapitals kürzt. 

War das Grundſtück früher unbelaſtet, hatte alſo der 
Eigentümer von der Geldentwertung keinen Vorteil durch 
Verringerung der Grundſtücksſchulden gehabt, dann iſt er 
nach dem Urt. v. 31. Jan. 1930 (Hertel VII, 22 0 Nr. 324) 
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berechtigt, neben der Verzinſung ſeines unverkürzten Eigen⸗ 
kapitals die Hauszinsſteuer in die Geſtehungskoſtenberechnung 
einzuſtellen. 

Wird der Berechnung des Eigenkapitals der jetzige Ver⸗ 
kehrswert zugrunde gelegt, bei welchem die kapitaliſierte 
Hauszinsſteuer bereits berückſichtigt iſt, und der daher in der 
Regel hinter dem Friedenswert erheblich zurückbleibt, ſo iſt 
nach dem Urt. v. 10. Juli 1928 (Hertel VI, 190 Nr. 199) 
in die Geſtehungskoſtenberechnung außer der Verzinſung des 
eigenen Kapitals gleichfalls noch der Betrag der Hauszins⸗ 
ſteuer aufzunehmen. 

Für das im Anmefen ſteckende fremde Kapital kann der 
tatſächlich dafür gezahlte Zins ſatz, ſoweit ſich letzterer nicht 
ſelbſt als eine übermäßige und daher unwirtſchaftliche Aus⸗ 
gabe darſtellt, in Anſatz gebracht werden; für das eigene 
Kapital der bei regelmäßiger Marktlage z. Z. des Vertrags⸗ 
abſchluſſes landesübliche Zinsſatz. Bei unregelmäßiger Lage 
des Kreditmarktes ſoll derjenige Zinsſatz einen Anhaltspunkt 
bieten, welcher vor Eintritt der unregelmäßigen Marktlage 
gegolten hat. 

Auch dies ſind wieder recht unklare Ausführungen, mit 
welchen die Praxis nichts anzufangen vermag, und auch die 
weiteren Ausführungen des RG. zu dieſem Punkte im Urt. 
v. 10. Juli 1928 (Hertel VI, 190 Nr. 199) geben keinen 
ſicheren Anhalt. Das RG. ſagt nämlich nur, daß für das 
im Grundſtück ſteckende Eigenkapital nicht die gleichen Zinſen 
berechnet werden dürfen, die im Falle der Veräußerung 
durch Anlegung des erzielten Preiſes in Wechſeln, Aktien, 
Hypotheken od. dgl. erzielt werden könnten. Auch im Frieden 
habe der Hauseigentümer für das in ſeinem Anweſen ſtek⸗ 
kende Eigenkapital in der Regel nicht diejenige Verzinſung er⸗ 
zielt, die er bei anderweiter Anlegung des Kapitals hätte er⸗ 
zielen können. Auch ſei bei der Bemeſſung der Verzinſung 
des Eigenkapitals der allgemeinen Verarmung Rechnung zu 
tragen. 

Wie in dem Abſchnitt „Kritik“ näher ausgeführt iſt, 
hat das RG. im Urt. v. 10. Juli 1928 (Hertel V, 160 
Nr. 151) für das Jahr 1926 anſcheinend dem Eigentümer 
eine Verzinſung von 5% für fein durch die Entſchuldung des 
Grundſtücks erhöhtes Eigenkapital zugebilligt. In neueren 
Urteilen läßt es dagegen für die ſpätere Zeit anſcheinend 
wegen der v. 1. April 1927 eingetretenen Erhöhung der 
Hauszinsſteuer einen Zinsſatz von 6% für das Eigenkapital 
zu (Urt. v. 31. Jan. 1930 [Hertel VII, 22 0 Nr. 324] und 
v. 30. Mai 1930 [1 D 1014/29]). 


Verteilung der Geſtehungskoſten. 


Die Geſtehungskoſtenberechnung kann natürlich nicht für 
den einzelnen Mietraum, ſondern ſie muß zunächſt für das 
ganze Haus aufgemacht werden. Beſteht das Gebäude teils 
aus eigengenutzten, teils aus vermieteten Räumen, und gilt 
nur für einen Teil der letzteren geſetzliche Miete, dann ſind 
nach dem RG. die für das ganze Gebäude ermittelten Ge⸗ 
ſtehungskoſten auf die einzelnen Raumgruppen leigengenutzt, 
zur geſetzlichen Miete vermietet, frei vermietet) zu verteilen, 
wobei die Beſonderheiten der einzelnen Gruppen zu berückſich⸗ 
tigen find (Urt. v. 23. Okt. 1928 [Hertel VI, 180 Nr. 178). 
Kann in der einen oder der anderen Gruppe infolge der 
Zwangswirtſchaft nicht der an ſich auf dieſe Gruppe ent⸗ 
fallende Mietzins erzielt werden, ſo darf deshalb nicht etwa 
der der freien Vereinbarung unterliegende Mietzins der ande⸗ 
ren Gruppe erhöht werden (Urt. v. 11. März 1927 [Her⸗ 
tel V, 130 S. 26]0). Nach dem Urt. v. 13. Juni 1927 
(Hertel V. 13 0 Nr. 71) darf die Bewirtſchaftung eines 
Hauſes nicht ſchon dann als verluſtbringend angeſehen wer⸗ 
den, wenn ſich in einem Rechnungsabſchnitt größere Aus⸗ 
gaben häufen und deshalb die Einnahmen dieſes Rechnungs⸗ 
abſchnitts zur Deckung der Auslagen nicht ausreichen, wäh⸗ 
rend in dem vorangegangenen oder kommenden Rechnungs⸗ 
abſchnitt ein genügender Überſchuß der Einnahmen über die 
Ausgaben erzielt wurde oder zu erwarten iſt. Auch darf ein 
Verluſt nicht unangemeſſenerweiſe einem einzelnen Mieter 
aufgebürdet werden, ſondern er muß auf alle Mieter ver⸗ 
teilt werden. Dieſe Verteilung braucht freilich nicht gleich⸗ 
mäßig zu erfolgen, ſondern unter Berückſichtigung der in 
etwaigen Ausfällen liegenden Gefahr. Dabei dürften nur 
ſolche Ausfälle in Betracht kommen, die in der mangelnden 
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Leiſtungsfähigkeit eines Teiles der Mieter ihren Grund haben 
nicht auch ſolche, welche auf der Bindung des Verne 105 
durch beſtehende Verträge oder der Beſchränkung dur 
R Miet. beruhen. 


Zuläſſigkeit von Abfindungen und ſonſti 
Nebenforderungen. 1 
Zu dieſer Frage hat das RG. in mehreren Ent 
dungen Stellung genommen. 13 0 
Nach dem Urt. v. 11. März 1927 (Hertel % 
Nr. 69) beſtehen grundſätzlich keine Bedenken gegen die Ab⸗ 
billigung einer Abfindungsſumme für eine mit DE 
ſchluß eines Mietvertrages einhergehende Aufgabe eines 


gen 


j# 


in⸗ 
ſchäfts. Dieſe Abfindung kann ſowohl in Form eine ng 
maligen Geldzahlung als auch in der Form einer Echo glu 


des Mietzinſes erfolgen. Es muß aber zwiſchen der z ein 
gabe des Geſchäfts und dem Abſchluß des Mietvertrag per 
urſächlicher Zuſammenhang beſtehen, und es muß MU n 
Aufgabe des Geſchäfts wirklich ein Vermögenswert ng 
gegeben werden, für den der Mietzins allein keinen geb: 
reichenden Erſaz bietet (jo Bay boch. v. 13. Jul gabe 
JW. 1925, 2481). Danach kann alſo ſchon die bloße Auge, 
des Geſchäfts die Vereinbarung einer Abfindung rochtſerteden 
nicht bloß die käufliche Überlaſſung des Geſchäfts 
Mieter. Hat aber der Inhaber eines Geſchäfts ſeine 
das Geſchäft aufzugeben, einmal in die Wirklichkeit ung 
indem er einen Ausverkauf veranſtaltete, dann kann er die 
er nachher die Räume vermietet, nicht einen Abſtand T ia 
Aufgabe des Geſchäfts verlangen, weil er ja das 
bereits vorher aufgegeben hatte, alſo ein Vermögens 
dieſer Hinſicht gar nicht mehr vorhanden iſt. ger 
Die Erteilung der Genehmigung des gi 


ſtandsgeld kann aber in einem ſolchen Falle nach 
des 2. StrSen. v. 6. Febr. 1928 (Hertel V. 150 Nr. pr 
berechtigt ſein, wenn z. B. die Mieträume anläßlich des heit, 
zuges Beſchädigungen ausgeſetzt ſind oder 
welche der neue Mieter bietet, nach ſeiner Perſon if als 
von ihm in die Räume eingebrachten Sachen geringer! jetet 
die des bisherigen Mieters oder die von dem neuen iger 
zu erwartende Benutzungsart für den Vermieter nach aumen 
iſt als die bisherige, insbeſondere bei gewerblichen N 
zu einer vertragswidrigen Benutzung führen kann (# ls 
trieb eines Grünkramgeſchäfts an Stelle des Zigarren gi 
Entſcheidend für die zuläffige Höhe einer Abfi je 5 9 
derartigen Fällen iſt das Maß der Gefährdung, wie er tal 
der Erteilung der Einwilligung gegeben war, mi * an 
ſächliche Verlauf der Dinge. Auch kann der Vermien cler 
läßlich der Erteilung der Genehmigung zu einem age 
wechſel ein Abſtandsgeld oder die Zahlung eines uch bel 
Mietzinſes verlangen, um ſeine bisherigen, namenil! Ci 
Geltung der geſetzlichen Miete vielleicht unzulängli en gef, 
nahmen aus dem Haufe jo zu ſteigern, daß ihm ein derte 
ſener Verdienſt verbleibt (Urt. v. 13. Juni 1927 [9,7 
, 13 C Nr. U); jedoch muß ſich die Forderung h de 
gemeſſenen Grenzen halten, und der Mietzins zul ne all, 
Abſtandsgeldes darf den für die Überlaſſung der Run 19 
gemeſſenen Betrag nicht überſteigen (Urt. v. 31. Jan. 4 
DMR. 1930, 1028] und v. 17. Juni 1930 [Miet cher ze 
143]). Gleichgültig iſt, ob der Vermieter das Une net 
von dem bisherigen Mieter oder dem neuen Mieter ar 
Wegen der von dem bisherigen Mieter ausgeführten Mice 
heitsreparaturen kann der Vermieter von dem neuen erte 
kein Abſtandsgeld fordern (Urt. v. 25. Juni 1928 l ( 
VI, 200 Nr. 257). Veil 
Nach dem Urt. des 3. StrSen. v. 9. Jan. 1928 0 b {ad 
V, 15 0 Nr. 121) vermögen nur ſolche perſönliche ales , 
liche Verhältniſſe die Forderung eines Abſtandsgeng z 


rechtfertigen, die in irgendeiner inneren Bey! mit, 
überlajjung der Räume zu bringen find. Der bloße n. Woh, 
daß der überlaſſende beabſichtigt, gleichzeitig mit deln pas 


wer zu P 
nungstauſch feinen Beruf zu wechſeln, ein Geſchäſt # ob 


ten oder zu kaufen oder ſonſt für ſein wirtſchaftlon en 
kommen mehr oder minder beträchtliche Aufwen dier, a 
machen, ſtellt eine ſolche innere Beziehung nicht 
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s nicht, einen Teil dieſer Aufwendungen dem 
der Wohnung aufzubürden, weil dies nicht ein 
berechtigtes Entgelt für die Überlaſſung der 
ten aware. Wer alſo ein Geſchäft aus Geſundheitsrück⸗ 
laſſen gibt, ohne es dem Übernehmer der Räume zu über⸗ 
0 hr einen Beruf ergreift, kann wegen der mit der 
fur dig Zufgabe verbundenen Verluſte und der Aufwendungen 
laßlich Schaffung einer neuen Exiſtenz kein Abſtandsgeld an⸗ 
der Überlaſſung der Räume verlangen. 

die Enzuläſſig iſt die Abbürdung der dem Hausbeſitzer durch 
mung glernung des alten Mieters entſtandenen Räu⸗ 
mung n boſten auf den neuen Mieter, wenn die Räu⸗ 
wird zicht im Intereſſe des nachfolgenden Mieters betrieben 
ahler ndern um den früheren Mieter, einen ſäumigen 
15 0 , loszuwerden (Urt. v. 17. Febr. 1928 [Hertel V, 
chen Fall, 123). Denn die Räumungskoſten ſtellen in ſol⸗ 
ietver den einen Schaden dar, der dem Vermieter aus dem 
und zehältnis mit dem bisherigen Mieter erwachſen ift, 
Gegen Abwälzung auf den neuen Mieter ſteht keine 
ge ‘tung des Vermieters gegenüber. Wenn es da⸗ 
(derten Urteil des 2. StrSen. v. 30. April 1928 
laſig el I. 150 Nr. 124 = JW. 1928, 2540) für zu⸗ 
ablich erklärt wird, daß der Vermieter wegen über das 
Mieter . aß hinausgehender Mietausfälle, die er bei einem 
gütu rlitten hat, in geeigneten einzelnen Fällen Sonder⸗ 
ſpruch ie zu erlangen fucht, jo ſteht das nicht im Wider⸗ 
1928 de du, weil die Ausführungen des Urt. v. 30. April 
RD, En Tatbeſtand des Leiſtungswuchers nach der Preistr⸗ 
deworg effen. Es wird überdies auch in dieſem Urteil 
einzelnen, daß die mit Rückſicht auf Mietausfälle den 
emeſſen, Mietern abverlangten Sondervergütungen in an⸗ 
Mäume em Verhältnis zu der ihnen durch Überlaffung der 
gewährten Leiſtung des Vermieters ſtehen müſſen. 


Hertel laſſig iſt es auch nach dem Urt. v. 17. Febr. 1928 
zins 7 15 0 Nr. 123) neben einem angemeſſenen Miet⸗ 
langen Stellung einer unverzinslichen Sicherheit zu ver⸗ 
f afft, „peil der Vermieter ſich dadurch den Zinsgenuß ver⸗ 
bone hierfür eine Gegenleiſtung zu bewirken. 

(dertech, dem Urt. des 2. StrSen. v. 17. März 1929 
ein Miete dr 18 0 Nr. 189) können Abſtandsſummen, die 
5 Arte von dem anderen bei einem Wohnungstauſch for- 
Kult fein Verüdjichtigung der geſamten Verhältniſſe be⸗ 
ein, o namentlich dann, wenn der Mieter der einen 

8 die e in der Hauptſache aufgibt, um damit dem 
möglich Erlangung einer ihm paſſenden Wohnung zu 


5 eſondere Aufwendungen machen muß. 
fi in gegen berechtigt der Umſtand, daß die eine Wohnung 
licht en ſchlechteren Wohngegend als die andere befindet, 
"ie pfl Forderung eines Abſtandsgeldes, denn dieſer Unter⸗ 
m 5 bereits in der verſchiedenen Höhe des Mietzinſes 
6 ohnlage ruck zu kommen, und die Verſchlechterung der 
rbeglich wird durch die Verminderung der Mietzinsbildung 
„gibt, 4 5 Wenn jemand im Tauſchwege ſeine Wohnung 
ng des oil ihm feine wirtſchaftlichen Verhältniſſe die Zah⸗ 
1 5 1 Mietzinſes nicht mehr geſtatten, ſo kann er 
f find leich nur in der Ermietung einer kleineren Woh⸗ 
ir fein Gef Dies gilt auch dann, wenn die neue Wohnung 
zu tedunkt eſchäft weniger geeignet fein ſollte. Aus dem Ge⸗ 
5 berücſteheus, daß unwirtſchaftliche Aufwendungen nicht 
Nitei, u lügen find, verwehrt es das RG. einer Tauſch⸗ 
I Tuna an einen Tauſchpartner eine nach vorſtehenden 
leit, ich d en nicht gerechtfertigte Abſtandsſumme gezahlt 
b. igten een Betrag von einem anderen am Tauſche Be⸗ 
Ar Jan ſchen zu laſſen. Nach dem Urt. des 1. StrSen. 
Rü, 888) f 980 (DMA. 1930, 955 = Hertel VII, 220 
for Me ihren ein Mieter gewerblicher Räume, welcher neue 
dan in a, deſſeren Lage wegen mietet, von jeinem Nach⸗ 
derp anderen bisherigen Mieträumen, der dort ein Geſchäft 
nig angen, er Art betreiben will, kein Abſtandsgeld deshalb 
t vert weil er fein Inventar in den neuen Mieträumen 
wenden kann. 


Spezialfälle. 


Berechnung der angemeſſenen Untermiete iſt 
rt. des 1. StrSen. v. 30. Nov. 1928 (Hertel 
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VI, 19 C Nr. 200) in Anlehnung an $ 14 NMiet®, von der 
vom Hauptmieter gezahlten Miete auszugehen, alſo zu er⸗ 
mitteln, welcher Teil der Hauptmiete — bei Berückſichtigung 
nicht nur der Fläche, ſondern auch des Nutzungswertes der 
einzelnen Raumteile — auf die Untermieträume entfällt, und 
ein darüber hinaus geforderter Betrag iſt durch beſondere 
Leiſtungen zu begründen. Die Untermiete iſt unangemeſſen, 
wenn ſie den um den üblichen Unbequemlichkeits⸗ und Ver⸗ 
dienſtzuſchlag erhöhten Anteil der Hauptmiele erheblich über⸗ 
ſteigt. Beſondere Umſtände können aber die Zugrundelegung 
einer von der tatſächlich gezahlten abweichenden Hauptmiete 
rechtfertigen, und zwar einer niedrigeren insbeſondere dann, 
wenn die tatſächlich gezahlte Hauptmiete i. S. des 8 49a 
MietSchGG. unangemeſſen und der Hauptmieter in der Lage 
iſt, hiergegen anzukämpfen; einer höheren insbeſondere dann, 
wenn die Hauptmiete nicht wegen geſetzlicher Bindung oder 
aus ſozialen Gründen, ſondern infolge irgendwelcher perſön⸗ 
licher Beziehungen des Hauptvermieters zum Hauptmieter 
hinter dem für gewöhnliche Verhältniſſe angemeſſenen Be⸗ 
trage zurückbleibt. Dagegen darf der Betrag der Untermiete 
nicht deshalb erhöht werden, weil der Hauptmieter dadurch, 
daß er einen Teil ſeiner gewerblichen Räume einem anderen 
zur Nutzung überläßt, ſelbſt auf eigene Nutzung und Gewinn⸗ 
ziehung verzichtet, denn dafür muß nach dem Urteil der 
Untermieter ja dem Hauptmieter einen Teil des von dieſem 
an den Hauswirt zu zahlenden Mietzinſes erſetzen. Eine 
Sondervergütung für Gewinnentgang iſt nur inſoweit be⸗ 
rechtigt, als die aus der Untervermietung ſich ergebende Be⸗ 
einträchtigung des Geſchäftsgewinns den mit der Einſchrän⸗ 
kung der Raumnutzung verbundenen Gewinnentgang weſent⸗ 
lich überſteigt. Eine Erhöhung der Untermiete kann ge⸗ 
rechtfertigt ſein wegen der vom Hauptmieter für Verbeſſerung 
der Räume aufgewandten Koſten (Urt. v. 26. Sept. 1929: 
Grund®. 1929, 1304) oder wegen des mit der Art der 
Untermieter (3. B. Dirnen) verbundenen Riſikos (Mietaus⸗ 
fall, Gefahr der friſtloſen Kündigung ſeitens des Haupt⸗ 
vermieters und der Entwertung der Wohnung) (vgl. die Urt. 
v. 25. April und 8. Mai 1929 [Hertel VI, 20 Nr. 255/56] 
und v. 14. Mai 1929 [RGSt. 63, 1660). In einem Urteil 
v. 3. Jan. 1930 (MietGer. 1930, 42 = Hertel VII, 220 
Nr. 321) billigt das RG. den Standpunkt der Str., welche 
bei Vermietung von möblierten Zimmern eines früheren 
Bordells an Dirnen wegen der Art der Mieterinnen einen 
Zuſchlag von 800% zu dem ſonſt üblichen Preiſe für möblierte 
Zimmer zubilligte und fo für Zimmer von 12—15 qm Größe 
mit alten wenig wertvollen Möbeln ohne Beleuchtung, Be⸗ 
heizung, Reinigung und Wäſche nur eine Vergütung von 
2736 ½ und mit dieſen Nebenleiſtungen eine ſolche von 
40—50 % monatlich für angemeſſen erachtete. 

49 a greift nach dem Urteil des 3. ZivSen. vom 
26. Okt. 1928 (Hertel V, 170 Nr. 164 = JW. 1929, 
251) auch bei Pachtverträgen Platz, und zwar auch 
dann, wenn der Pachtvertrag ſich nicht nur auf die für 
einen beſtimmten Gewerbebetrieb eingerichteten Räume, 
ſondern auch auf den Gewerbebetrieb ſelbſt mit Firma, 
Kundſchaft, Ruf uſw. bezieht; denn die vertragsmäßige 
Überlaſſung eines verpachteten Unternehmens an den Pach⸗ 
ter kann äußerlich nur verwirklicht werden durch Über⸗ 
laſſung der Gegenſtände, in und mit denen das Unter⸗ 
nehmen betrieben wird, bei einem Hotel alſo durch Über⸗ 
laſſung der Gaſträume mit ihrer Einrichtung. Das RG. 
hebt ſelbſt hervor, daß die Feſtſtellung der angemeſſenen 
Vergütung für die Raumüberlaſſung bei einem ſolchen Pacht⸗ 
vertrage gewiſſen Schwierigkeiten begegnet, hält dieſe aber 
nicht für unlösbar, denn die Geſchäftskonjunktur, der Ruf des 
Unternehmens, ſeine Kundſchaft, alles das ſeien Umſtände, die 
ſich einer freien Schätzung keineswegs entziehen. Dies iſt 
allerdings richtig, bedenklich aber iſt es, wenn das RG. weiter 
meint, daß bei einer ſolchen Schätzung die Tüchtigkeit des 
Wirtes nach einem durchſchnittlichen Maßſtabe bemeſſen wer⸗ 
den müſſe. Tatſächlich wird nach dieſem Urteil den Gerichten 
nicht nur die Nachprüfung der Angemeſſenheit der Ver⸗ 
gütung für die überlaſſenen Räume, ſondern auch die der 
Vergütung für die Überlaſſung des Geſchäfts ſelbſt übertragen 
und damit das Anwendungsgebiet des § 49 a über feinen 
Wortlaut und Zweck hinaus ausgedehnt. Gerade bei der 
Bemeſſung der Vergütung für das Geſchäft ſelbſt kommen 
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beim Vertragsabſchluſſe häufig Irrtümer vor, indem der 
Wert des Geſchäfts bald über⸗, bald unterſchätzt wird. 

Hinſichtlich der Anwendung von § 49 MietSchG. auf 
Pachtzinſe gewerblicher Unternehmen iſt noch auf das Urt. 
v. 12. Febr. 1929, 1 866/28 (RGSt. 63, 41) zu verweiſen. 
Das RG. führt hier aus, daß ebenſo wie bei einem Miet⸗ 
vertrage über Räume, die für einen beſtimmten Gewerbe⸗ 
betrieb baulich eingerichtet ſind, die Gewinnmöglichkeiten, die 
ſich dem Mieter bei Ausübung des Gewerbebetriebes dar⸗ 
bieten, für den objektiven Nutzungswert und damit die an⸗ 
gemeſſene Vergütung maßgebend ſind, wie umgekehrt bei einem 
Pachtvertrage der Ertrag und der ſich darauf aufbauende 
Pachtzins durch die Lage und Beſchaffenheit der überlaſſenen 
Räume und ihre Eignung für den Gewerbebetrieb beeinflußt 
werden. Es müſſe daher beſonders ſorgfältig geprüft werden, 
ob nicht ein unangemeſſen erſcheinender Pachtzins ſeinen 
Grund in der Unangemeſſenheit der Vergütung für die 
Räume hat. M. E. wird ſich bei den meiſten kleinen Pacht⸗ 
objekten der Pachtwert in der angemeſſenen Vergütung für 
die Räume und das etwa mitüberlaſſene Inventar er⸗ 
ſchöpfen und ein darüber hinausgehender Pachtzins einer be⸗ 
ſonderen Rechtfertigung bedürfen. 


Subſtantiierungspflicht. 


Darüber, inwieweit der Mieter, welcher behauptet, daß 
die Mietzinsforderung unangemeſſen hoch iſt, das Vorliegen 
des Mietwuchers ſubſtantiiert darlegen muß, hat ſich das RG. 
bisher nicht ausgeſprochen. Beſteht ein auffälliges Miß⸗ 
verhältnis zwiſchen dem ſonſt üblichen Mietzinſe, dann wird 
man dem Vermieter aufgeben müſſen, in detaillierter Weiſe 
die Umſtände darzulegen, aus welchem Grunde der von ihm 
geforderte Mietzins angemeſſen iſt. So hat das RG. mehr⸗ 
fach ſich geäußert, daß die Überſchreitung des objektiven 
Nutzungswertes die Vermutung des Mietwuchers begründe. 
Hat der Vermieter neben dem Mietzinſe Nebenforderungen 
erhoben, welchen keine Gegenleiſtungen von ſeiner Seite gegen⸗ 
überſtehen, fo iſt es nach dem Urt. v. 17. Febr. 1928 (Her⸗ 
tel V, 150 Nr. 123 = ZW. 1928, 2244) feine Sache, zu 
behaupten und darzulegen, daß der eigentliche Mietzins zu 
gering bemeſſen geweſen iſt und daß er deshalb zu Neben⸗ 
forderungen berechtigt ſei. Tut er das nicht, ſo kann das 
Gericht davon ausgehen, daß die vereinbarte eigentliche Miete 
nach den zur Zeit der Vereinbarung herrſchenden Verhält⸗ 
niſſen auch vom Standpunkt des Vermieters aus an⸗ 
gemeſſen war. 


Die zivilrechtlichen Folgen des Mietwuchers. 


Eine Zuwiderhandlung gegen § 49a MietSchG. macht 
den Vertrag nicht in ſeinem ganzen Umfange nichtig, ſondern 
bewirkt, daß die vereinbarte Vergütung nur in Höhe des an⸗ 
gemeſſenen Betrages zur Entſtehung gelangt. Das RG. hat 
ſich zwar in ſeinen Urteilen hierüber nicht ausdrücklich aus⸗ 
geſprochen, aber es behandelt es in ſeinen Entſcheidungen, 
3. B. in den Urteilen v. 7. Febr. 1928 (Hertel V, 15 0 
Nr. 125 — JW. 1928, 2532) und v. 26. Okt. 1928 
(Hertel V, 170 Nr. 164 - ZW. 1929, 251) als ſelbſt⸗ 
verſtändlich, daß die vereinbarte Forderung ſich auf den 
angemeſſenen Betrag ermäßigt. Beſonders klar wurde dieſer 
Grundſatz vom KG.: Mieter. 1927, 6 — EA. 567 und 
vom OLG. Hamburg: Höchſtgidiſpr. 1929 Nr. 1449 aus⸗ 
geſprochen. Das letztere weiſt zutreffend darauf hin, daß 
nach den Wucherverordnungen der Kriegs⸗ und Nachkriegszeit, 
insbeſondere der PreistrVO. nur die Vereinbarung der 
Gegenleiſtung, ſoweit ſie das zuläſſige Maß überſtieg, nichtig 
war. Es kommt auch nicht darauf an, ob der andere Teil den 
Vertrag gegen ein geringeres Entgelt abgeſchloſſen, insbeſon⸗ 
dere ſich auf lange Zeit gebunden haben würde. Anders als 
für das Strafrecht kommt es für das Zivilrecht auch nur dar⸗ 
auf an, ob die Gegenleiſtung objektiv unangemeſſen iſt, nicht 
auch, ob der Vermieter ſich der Unangemeſſenheit bewußt ge⸗ 
weſen iſt (LGG. Hamburg v. 8. Nov. 1928: DMR. 1929, 854). 

Zu unterſuchen iſt ſchließlich, ob ein Verſtoß gegen 8 49 a 
beim Vertragsſchluß eine gleichmäßige Herabſetzung der Ver⸗ 
gütung für die ganze Vertragsdauer zur Folge hat oder ob 
die Unangemeſſenheit der Vergütung für jeden einzelnen Zah⸗ 
lungsabſchnitt nach den zur Zeit der Fälligkeit der einzelnen 


tigſten Faktoren dieſer 


e 

Raten vorliegenden Verhältniſſen zu beurteilen iſt. Pesch 
(JW. 1929, 2868) nimmt erſteres an, indem er ſich gehe 
die Anſicht des RG. im Urt. v. 23. Okt. 1928 (9 erte l em 
18 C Nr. 178) wendet, daß auch bei Verträgen, die vor 
1. Juli 1926 geſchloſſen worden find, die Prüfung, ob wege 
Mietwuchers eine Herabſetzung des Mietzinſes zu erſe 
hat, bei den nach dem 1. Juli 1926 fälligen Mietzins e 
ausſchließlich nach § 49 a zu geſchehen hat. Er meint, ten 
an einer einmal bewirkten Hinfälligkeit der verein 
Mehrvergütung ſich durch eine ſpätere engere Begrenzung . 
Wucherbegriffs oder gänzliche Aufhebung der betr. Vet ⸗ 
ſchriften nichts ändern könnte. § 49a komme daher bel m, 
trägen, die aus der Zeit vor dem Inkrafttreten dieſer und 
ſtimmung ſtammen, nur zur Anwendung, ſoweit auf © 3 pi 
von § 49 a eine noch ſtärkere Herabſetzung des Mietzinſes 3. 
erfolgen habe als nach der Preistr VO. Ich halte dies 40% 
für zutreffend. Wenn auch die PreistrVoO. ebenſo wie In. 
ſchon das Fordern oder Sichverſprechenlaſſen, alſo ein case 
halten des Vermieters bei Vertragsabſchluß, unter Stic 
ſtellt, ſo wollen dieſe Vorſchriften doch nur verhindern , 
der Mieter an den Vermieter eine Vergütung zahlen 1 alt 
die einen übermäßigen Verdienſt für den Vermieter l 
bzw. ſich als unangemeſſen hoch darſtellt. Für die uf 
rechtliche Gültigkeit der Abrede kann es daher nur 17 er 
ankommen, ob die einzelnen Mietzinsraten für ſich allein Ah 
unter Hinzurechnung einer auf ſie angemeſſen verteilten kelt 
findungsſumme u. dgl. gegen das zur Zeit ihrer Fa 
geltende Verbotsgeſetz verſtoßen. Deshalb wendet daß en 
mit Recht auf die nach dem 1. Juli 1926 fällig werdende 
Vergütungen ausſchließlich S 49 a an, weil es dem Willen ie 
Geſetzgebers entſpricht, daß die fraglichen Rechtsverhal 
von dieſem Zeitpunkt an ausſchließlich nach dem neuen erſt 
beurteilt werden. Ebenſo darf auch die Angemeſſenheit ach 
in ſpäterer Zeit fällig werdender Mietzinsraten nich den, 
den heute oder z. Z. des Vertragsabſchluſſes beſtehen ger 
ſondern nach den zur Zeit ihrer Fälligkeit gegebenen vie 
hältniſſen beurteilt werden. Eine ſolche Beurteilung wird 
fach heute nicht möglich ſein. Bei einem langfriſtigen, Eier 
auf 20 Jahre i. J. 1925 geſchloſſenen Vertrage läßt ſich! dia 
jetzt beurteilen, ob der für die Vergangenheit und wut itt, 
allernächſte Zukunft vereinbarte Mietzins unangemeſſeg bis 
nicht aber auch, ob dies auch bei dem für die letzten 1 
13 Jahre vereinbarten Mietzins der Fall iſt. 19% 

Die Gerichte werden daher gut tun, bei Feſtſtellu ia 
klagen, welche die Herabſetzung des vereinbarten Mieſſtigen 
zum Gegenſtande haben, die Entſcheidung bei langſt ch 
Verträgen nur auf einen in ſeiner Mietzinsbildung uber 
baren Zeitraum zu beſchränken, und eine Entſcheidung ung 
fernere Zeiten, für welche ſich die angemeſſene Berg“ a 
noch nicht mit genügender Sicherheit überſehen läßt, zn 
zulehnen. Auch iſt das Riſiko einer jo langen Bindung Fru 
v. 10. Juli 1928 [Hertel V, 160 S. 186) bei der ga 
fung der Angemeſſenheit der Vergütung für die Verga 
heit und die nächſte Zukunft mit zu berückſichtigen. 


b f per 
Die Geſtehungskoſten, welchen nach dem RG. — noch 
Prüfung der Angemeſſenheit der Vergütung auch IE gs 
eine ſehr erhebliche Bedeutung, wenigſtens als Nachprüft che 
maßſtab, zukommt, bieten m. E. für alle Gebäude, mur 
vor der Feſtigung der deutſchen Währung errichtet mich, 
den, keinen ſicheren Anhaltspunkt; denn einer der des 
Rechnung, die Ermittlung aht 
Eigenkapitals und der dafür anzuſetzende Zinsſab, davon 
auf ſehr unſicheren Füßen. Im Folgenden wird — im 
ausgegangen, daß — wie auch Brumby annimme eto 
Frieden der Wert der bebauten Grundſtücke in der Regel gem 
dem 15fachen des Mietzinſes entſprach, daß alſo VE, dens 
Gebäude im Friedenswert von 100 600 % die 57 det 
mieten ſich auf 6666 %% beliefen. Nach dem RO. iſt aß daß 
Aufſtellung der Geſtehungskoſten davon auszugehen, 50 & 
Anlagekapital mit 100 000 % ohne Rückſicht auf = Auf, 
flation unverändert geblieben iſt und daß durch 3 he 
wertungsgeſetzgebung nur eine Verſchiebung zwiſchen de. de 
des eigenen und des fremden Kapitals ſtattgefunden = 1 00 
einer Friedensbelaſtung von 80 000 6 iſt, da dieſelbe 00 1 
20 000 % aufzuwerten iſt, das Eigenkapital von 4 


ah 


59. 
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Fri 80 000 6, alfo um 300% geſtiegen, während bei einer 
fi, ung von nur 40000 % das Eigenkapital von 60 000 % 
N ar auf 90 000 %, alſo um 5000 erhöht hat. Es iſt dem 
uf allerdings zuzugeben, daß die Entſchuldung infolge der 
konmertungsgeſezgebung lediglich dem Eigentümer zugute 
der at. Es iſt aber willkürlich, wenn man den jetzigen Wert 
dahe e rundſtücke dem Friedenswert derſelben gleichſtellt und 
Da das Eigenkapital in dieſem ungeheuren Maße auf⸗ 
8 5 er gemeine Wert von Miethäujern beträgt in der 
je nur etwa 40—600% des Friedenswertes, während ſich 
belauzsigen Herſtellungskoſten hinwiederum auf 170—180%o 
dieſe fen. Wenn das RG. gewiſſermaßen zum Ausgleich bei 
A Geſtehungskoſtenberechnung die Entſchuldungs⸗ oder 
be zinsſteuer außer Betracht läßt, fo daß dieſe vom Haus⸗ 
'Ber allein zu tragen iſt und ſomit den Zinsertrag des 
wich tapitals bzw. den Unternehmergewinn vermindert, jo 
raum amit ein zutreffendes Ergebnis auch nur für den Zeit⸗ 
dahe erreicht, in welchem die Hauszinsſteuer eine gewiſſe 
ko hat, nämlich kapitaliſiert etwa dem Betrage gleich⸗ 
die Gr um den ſich das Eigenkapital des Hausbeſitzers durch 
des tſchuldung erhöht hat, d. i. bei einer Friedensbelaſtung 
1000 an es mit 80% etwa eine Hauszinsſteuer in Höhe von 
weſer 0. Für die Zeitabſchnitte, in welchen die Hauszinsſteuer 
Beractlich niedriger war, würde dem Hausbeſitzer bei dieſer 
rend. nung ein übermäßig hoher Betrag verbleiben, wäh⸗ 
frei wenn die Hauszinsſteuer dieſen Satz weſentlich über⸗ 
tet, zu wenig auf ihn entfällt. 
enn das RG. in ſeinem Urt. v. 10. Juli 1928 (Her⸗ 
6 16 Nr. 151) bei feiner Geſtehungskoſtenberechnung 
90 nde 1926 zu einer angemeſſenen Miete von 130% ge⸗ 
iete ein Satz, der auch in den von den Vermieter⸗ und 
ſemeſſen daniſationen aufgeſtellten Richtlinien vielfach für an⸗ 
Richoſen bezeichnet wurde, ſo ſpricht das noch nicht für die 
keite igkeit der Methode des RG., ſondern kann auf Zufällig⸗ 
en beruhen. 
zu de 3 iſt nun recht intereffant, zu unterſuchen, wie das RO. 
ba Si 1 von 130% gelangt. Dies iſt nicht ganz einfach, 
55 ſich nicht näher darüber ausſpricht. Es weiſt 
inſen u die Berechnung von Brum by hin, welcher für 
ſtandſe 30 0%, für Hauszinsſteuer 40 %, für Betriebs-, In⸗ 
gewin, ugs und Verwaltungskoſten 60%, für Unternehmer⸗ 
trale 10—15% und weitere 15% gewiſſermaßen als neu⸗ 
K ne zwiſchen angemeſſener und unangemeſſener Ver⸗ 
uſetzt, bemängelt nur die beiden letzteren Poſten und 
nach Streichung derſelben ſich als angemeſſener 
130 0% ergeben. Allein die Berechnungsweiſe Brum⸗ 
dadurnterſcheidet ſich von derjenigen des RG. grundlegend 


tel v 
fur 


nur de, daß Brum by der Bemeſſung des Eigenkapitals 
Ende 8 jetzigen Grundſtückswert zugrunde legt, den er für 
tümer auf 40% des Friedenswertes bemißt, dem Eigen⸗ 


billigt ur das Eigenkapital eine Verzinſung von 70% zu⸗ 
tehun und daneben die Hauszinsſteuer voll in die Ge⸗ 
RG, is toſtenberechnung einfetzt. Aus den Bemerkungen des 
60% b nur fo viel zu entnehmen, daß es einen Betrag von 
des 8 er Friedensmiete zur Abgeltung ſämtlicher Unkoſten 
erachtenuſes und des Unternehmergewinns für ausreichend 
oder ft und daß daneben nur noch die Zinſen für das eigene 

en sind Kapital in die Geſtehungskoſtenberechnung ein⸗ 


Me auch nach der Prausf Bie. v. 12. Juni 1922 zum 
ede 
koſten ya 


un Preggeng 


ne Lauf 
densarungsarbelten 5% , alſo faſt das Doppelte des Frie⸗ 
0 
00% 
Ehe verbleiben, was gleichfalls über die im Frieden üblichen 
35 lich hinausgeht. 
verbleiben daher bei einer Miete von 130% für Ver⸗ 


Fremdkapitals Ende 1926 bei einem Aufwertungszinsſatz von 
30% 600 /, jo daß für die Verzinſung des durch die Ent⸗ 
ſchuldung auf 80 000 % angewachſenen Eigenkapitals etwa 
4000 46 übrigblieben. Das RG. ſcheint demnach der Ver⸗ 
zinſung des von ihm errechneten Eigenkapitals einen Satz von 
50% zugrunde zu legen. Höher war auch die Verzinſung des 
Eigenkapitals in Friedenszeit nicht, und dürften dem Haus⸗ 
beſitzer daneben in Friedenszeit kaum mehr als 10 bis 120% 
für Verwaltungskoſten und Unternehmergewinn übriggeblieben 
ſein. Die Rechnung bleibt auch faſt die gleiche, wenn das 
Eigenkapital höher oder niedriger als 20% war, da ſich ja 
hierbei das Ergebnis nur um den Unterſchied zwiſchen der 
geringeren Verzinſung des aufgewerteten Fremdkapitals mit 
3% und der des Eigenkapitals mit 5% verändert. Dieſer 
Unterſchied beträgt bei der geringen Höhe des nach der Auf⸗ 
wertung verbliebenen Fremdkapitals im Höchſtfalle einige 
100 %. Zudem erfährt ja der Hausbeſitzer, wenn das 
Grundſtück vor der Inflation nur gering belaſtet war, noch 
eine Vergünſtigung durch Ermäßigung der Hauszinsſteuer 
gemäß § 4 Hauszins StVO. 

Vom Standpunkt des RG. aus läge kein Grund vor, die 
angemeſſene Miete für 1927 höher feſtzuſetzen als für Ende 
1926, da ſich 1927 gegenüber dem Vorjahre in Anſehung 
der nach dem RG. in die Geſtehungskoſtenberechnung ein⸗ 
zuſetzenden Poſten nichts geändert hat. Denn die Betriebs⸗ 
und Inſtandſetzungskoſten ſind im weſentlichen die gleichen 


geblieben, und auch die Verzinſung der Aufwertungshypo⸗ 


theken hat ſich nicht geändert. Nur die Hauszinsſteuer iſt 
vom 1. April 1927 ab von 1000% auf 1200 %, alſo um 
rund 80% der Friedensmiete geſtiegen. Dieſe ſoll ja aber nach 
dem RG. bei Berechnung der Geſtehungskoſten zum Aus⸗ 
gleich für die Entſchuldung außer Betracht bleiben. Es würde 
aber zu einem unbilligen Ergebnis führen, wenn der Haus⸗ 
beſitzer für 1927 nur Anſpruch auf einen geringeren Rein⸗ 
ertrag aus dem Hauſe hätte als 1926. Um dieſe Unbilligkeit 
auszugleichen, müßte man entweder bei der Berechnung des 
Eigenkapitals 1927 von einem den Friedenswert um 100% 
überſteigenden Grundſtückswert ausgehen oder aber dem 
Eigentümer eine höhere Verzinſung als 50%, z. B. 5½ %, 
zubilligen. Es wäre dies aber ein rein willkürliches Ver⸗ 
fahren, welches in den Wirtſchaftsverhältniſſen nicht be⸗ 
gründet iſt und lediglich dazu dienen würde, bei der Ge⸗ 
ſtehungskoſtenberechnung ein vernünftiges Ergebnis zu er⸗ 
zielen. Tatſächlich hat das RG. in ſeinen ſpäteren Urteilen, 
welche ſich auf die Zeit nach 1926 beziehen, 6% Verzinſung 
für das Eigenkapital zugebilligt (Urt. v. 31. Jan. 1930 
[Hertel VII, 22 C Nr. 324] u. 30. Mai 1930 [1 D 1014/29). 

Auch wenn man, wie Brum by, bei der Berechnung 
des Eigenkapitals von dem Gegenwartswert der bebauten 
Grundſtücke ausgeht, kommt man zu keinem beſſeren Ergebnis. 
Der Verkaufswert des Grundſtücks unterliegt ja nach der 
allgemeinen Wirtſchaftslage und den perſönlichen Verhält⸗ 
niſſen des Verkäufers und des Käufers z. Z. noch ſtarken 
Schwankungen. Vielfach wird auch die Beſtimmung des 
Kaufpreiſes durch die Erwartung beeinträchtigt, daß die 
Zwangswirtſchaft für das betr. Gebäude in abſehbarer Zeit 
aufhört und daß überhaupt entſprechend der Steigerung der 
Neubaukoſten die Mieten auch in Althäuſern weiter ſteigen 
werden. Wie hoch dieſes ſpekulative Moment bei der Bildung 
der Kaufpreiſe zu bewerten iſt, läßt ſich ſchwer ſagen. In der 
Regel wird ein Mietgrundſtück heute nicht wegen der daraus 
zu erwartenden günſtigen Verzinſung des Eigenkapitals ge⸗ 
kauft, ſondern weil die Inflation gelehrt hat, daß der 
Grundſtücksbeſitz die ſicherſte Kapitalsanlage iſt, und weil der 
Käufer auf eine Steigerung des Grundſtückspreiſes ſpekuliert. 
Schon rein theoretiſch erſcheint mir eine Geſtehungskoſten⸗ 
berechnung nur bei dem Warenumſatz im täglichen Leben, 
wie ihn zunächſt die PreistrVO. im Auge hatte, angebracht; 


denn nur wo zwiſchen der Produktion und dem Abſatz an die 


Konſumenten eine verhältnismäßig kurze Zeitſpanne liegt, 
können die bei der Herſtellung obwaltenden Verhältniſſe für 
die Bemeſſung des angemeſſenen Verkaufspreiſes herangezogen 
werden. Setzt man in die Geſtehungskoſtenberechnung einen 
Faktor ein, welcher mit dem gegenwärtigen Werte der Sache 
in Beziehung ſteht, dann entfernt man ſich eben von den 
Geſtehungskoſten. 

Auch der objektive Nutzungswert ſcheint mir kein ge⸗ 
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eigneter Maßſtab für die Ermittlung der angemeſſenen Ver⸗ 
gütung zu ſein, weil es eben einen einheitlichen objektiven 
Nutzungswert für Mieträume z. Z. nicht gibt und ſo lange 
nicht geben wird, als Mietunterſchiede zwiſchen Altbauten und 
Neubauten beſtehen; denn verſteht man unter objektivem 
Nutzungswert den Wert, welchen die Räume für einen Mieter 
haben, dann kann es doch keinen Unterſchied machen, ob die 
Räume Neubauten oder Altbauten ſind, ob ſie der Zwangs⸗ 
wirtſchaft unterliegen oder nicht; im Gegenteil: für einen 
Mieter hat ein Altraum, auch wenn er nicht berechtigt iſt, 
für denſelben geſetzliche Miete einzuführen, einen höheren 
Nutzungswert als ein Neubauraum, weil er bei erſterem 
Kündigungsſchutz genießt. 

Den beſten Maßſtab für die Angemeſſenheit der Mieten 
ſcheint mir bei Altbauten, zu denen ich aber auch Bauten aus 
den erſten Inflationsjahren rechne, die Anknüpfung an die 
Mieten zu bieten, welche in Friedenszeit für Räume gleicher 
Art, Lage und Beſchaffenheit regelmäßig vereinbart wurden, 
alſo an die ortsüblichen Friedensmieten bzw. an die im 
Hinblick auf die jetzige Verkehrslage und Beſchaffenheit be⸗ 
richtigten Friedensmieten. Auch das RG. hat im Urteil 
v. 10. Juli 1928 (Hertel V, 16 C Nr. 151) auf dieſen Maß⸗ 
ſtab hingewieſen, aber ihm noch nicht die eigentlich maß⸗ 
gebende Bedeutung zuerkannt. Die anderen Umſtände, wel⸗ 
chen das RG. die gleiche Bedeutung wie der Friedensmiete 
beimißt, ſind m. E. nur geeignet, die Höhe des Zuſchlags zu 
der Friedensmiete zu beeinfluſſen. Von der berichtigten 
Friedensmiete ausgehend, wird man für jeden einzelnen Zeit⸗ 
abſchnitt die Höhe des normalen Zuſchlags errechnen bzw. 
ſchätzen können, und es bedarf dann nur bei Abweichungen 
von den normalen Verhältniſſen einer Korrektur dieſes Er⸗ 
gebniſſes. Bei Bemeſſung der Höhe des normalen Zuſchlags 
wird man an die jeweilige Höhe der geſetzlichen Miete an⸗ 
knüpfen können, weil ja bei ihrer Bemeſſung die jeweilige 
Höhe der Betrieb und Inſtandſetzungskoſten einſchließlich 
der Hauszinsſteuer und Verwaltungskoſten bereits berück⸗ 
ſichtigt wurde. Man braucht alſo nur, wenn man die bei 
der geſetzlichen Miete dem Hausbeſitzer lediglich nach Analogie 
eines Hypothekengläubigers zugebilligte Aufwertung und Ver⸗ 
zinſung des Eigenkapitals für ungenügend erachtet, hierfür 
ſowie als Unternehmergewinn einen weiteren Betrag einzu⸗ 
ſetzen. Dieſer Zuſchlag kann nur allgemein nach Durchſchnitts⸗ 
ſätzen ermittelt, nicht aber individuell ſo bemeſſen werden, 
daß jeder Hausbeſitzer ſein Eigenkapital gleichmäßig auf⸗ 
gewertet und verzinſt erhält. Denn einmal iſt es auch für 
den Nutzungswert der Räume ohne Bedeutung, wie hoch das 
Eigenkapital des Eigentümers im Vergleich zum Fremd⸗ 
kapital war, und ſodann wird eine gleichmäßige Behandlung 
auch nicht durch Billigkeitserwägungen erfordert. Die un⸗ 
gleichmäßige Auswirkung der Aufwertungsgeſetzgebung auf 
das im Hauſe inveſtierte Eigenkapital kann nicht durch ver⸗ 
ſchiedene Bemeſſung der Mieten wieder ausgeglichen werden. 
Wie das RG. ſelbſt im Urt. v. 11. März 1927 (Hertel V, 
13 C Nr. 69) ſagt, handelt es ſich bei der Entſchuldung um 
ein Geſchenk an den Hausbeſitz, und bei Geſchenken hat keiner 
der Beſchenkten ein Recht, ſich zu beklagen, daß er verhältnis⸗ 
mäßig nicht ebenſoviel erhält als der andere. 

M. E. dürfte ein Zuſchlag in Höhe von 200% der 
Friedensmiete zur geſetzlichen Miete ausreichen, um dem 
Hausbeſitzer eine angemeſſene Verzinſung des Eigenkapitals 
ſowie einen angemeſſenen Unternehmergewinn zu ſichern. 
Dies würde für das Jahr 1928 eine angemeſſene Miete von 
140% der Friedensmiete ergeben ). Wie ſich hierbei die Ver⸗ 
zinſung des im Frieden vorhandenen Eigenkapitals des 


1) Der 1. StrSen. erklärt im Urt. v. 31. Jan. 1930 (Hertel 
VII, 22 C Nr. 324) eine Erhöhung der Miete auf 160% des Friedens⸗ 
nutzungswertes als ungewöhnlich hoch und nur ausnahmsweiſe für 
zuläſſig und im Urt. v. 30. Mai 1930, 1 D 1014/29 (Mieter. 
1930, 120), daß die nach der teilweiſen Herausnahme der gewerb⸗ 
lichen Räume aus der Zwangswirtſchaft vielfach erfolgten Steigerungen 
der Ladenmieten auf das Zweifache bis Dreifache der Friedensmiete 
dann immer gegen die Raumwuchervorſchriften verſtoßen werden, 
wenn ſie nicht durch ganz beſondere Umſtände gerechtfertigt werden 
Können, fo etwa dadurch, daß die Friedensmiete aus beſonderen 
Gründen weit hinter dem üblichen Maß zurückgeblieben war oder 
daß eine vollſtändige Veränderung der Verhältniſſe (erhebliche Um⸗ 
bauten, völlige Anderung der Verkehrslage u. dgl.) eingetreten iſt. 


Vermieters geſtaltet, iſt aus nachſtehender Tabelle zu erſehen, 
bei welcher die einzelnen Zahlen der Einfachheit halber un? 
bedeutend abgerundet ſind. Es ift dabei ein Haus im Irie 
denswert von 100 000 % mit einer Friedensmiete von ins 
geſamt 6666 56 eingeſetzt worden. Von der Miete von 140% 
werden 40% auf Betriebs⸗ und Inſtandſetzungskoſten, 20% 
auf Verwaltungskoſten und Unternehmergewinn, 480% auf 
Hauszinsſteuer gerechnet, jo daß 32% = 2125 % zur Ver⸗ 
zinſung des eigenen und fremden Kapitals verbleiben. Dieſer 
Betrag erhöht ſich aber, wenn das Haus am 31. Dez. 191 

mit nicht mehr als 600% des Friedenswertes belaſtet war, 
da ſich in dieſem Falle die Hauszinsſteuer ermäßigt. In det 
Tabelle iſt nun in Spalte a die Belaftung des Grundſtücks 
in der Friedenszeit angegeben, in Spalte b der entſprechende 
Aufwertungsbetrag, in Spalte e das Eigenkapital der Frieden? 
zeit, in Spalte d der Geſamtbetrag von 2125.16, der zur 
Verzinſung zur Verfügung ſteht, und der ſich bei geringere 
Belaſtung um die erſparte Hauszinsſteuer erhöht, in Spalte 

der für die Verzinſung der Aufwertungshypotheken erforder 
liche Betrag, in Spalte k der für die Verzinſung des Eigen 
kapitals verbleibende Reſt und in Spalte g die Höhe des 
59 auf das uuverkürzte Eigenkapital entfallenden Zins 
atzes. 


a) b) o) d) e) f) g 


4 Ah AM „ TE 
90000 22500 10000 2125 1125 1000 10%, 
80000 20000 20000 2125 1000 1125 5% 
70000 17500 30000 2125 875 1250 4d%ů) 
60000 15000 40000 2250 750 1500 35% 
50000 12500 50000 2525 625 1900 %% 
40000 10000 60000 2850 500 2350 9% % 
30000 7500 70000 3325 375 2950 4% 
20000 5000 80000 3650 250 3400 4/00 
10000 2500 90000 3990 125 38865 4/0% 
0 0 100000 4325 0 4325 4% % 


Der geringſte Zinsſatz für das unverkürzte Eigenkapital 
ergibt ſich bei einer Friedensbelaſtung von 50 000 , 5 
trägt immerhin noch 34/, %, alſo ein Vielfaches der auf d 
Friedenskapital der Hypothekengläubiger zu zahlenden J 
ſen. Zu beachten iſt aber noch, daß dem Eigentümer 20% 
— 1133 % als Entſchädigung für Verwaltungskoſten 3 
Unternehmergewinn verbleiben, und dies dürfte bei der 5 
gemeinen Verarmung als eine durchaus angemeſſene Ver 
gütung erſcheinen. Hierbei find natürlich die Gemeinde 
zuſchläge zur Grundvermögenſteuer auch nur inſoweit ai 
rückſichtigt, als fie durch die feſten Hunderſätze der geſetlich 5 
Miete abgegolten werden, alſo in Höhe von 100%, währe. 
höhere örtliche Zuſchläge eine entſprechende Erhöhung als 
Miete rechtfertigen. Eine Miete, die nicht weſentlich mehr den 
20% über der geſetzlichen Miete liegt, wird danach für n, 
Regelfall als angemeſſene Vergütung 1. S. von 8 49 a Mie 
Sh®. anzuſehen und in keinem Falle als wucheriſch zun 
achten fein. Ein erhebliches Hinausgehen über dieſen Satz wi 
aber in jedem Falle einer beſonderen Begründung durch 
Vermieter bedürfen. Hierbei werden insbeſondere die vo 
RO. erwähnten perſönlichen Verhältniſſe der Vertrag 
parteien und bei gewerblichen Räumen die Entwicklung acht 
geſchäftlichen Verkehrs zu berückſichtigen fein. In Veirgge, 
kommen aber auch im Einzelfalle nachgewieſene höhere n 
triebs- und Inſtandſetzungskoſten. Jedoch wird hierbei 4 
berückſichtigen fein, daß große Inſtandſetzungskoſten auf enen 
längeren Zeitraum zu verteilen find und daß auch bel 
laufenden Inſtandſetzungskoſten größere Aufwendungen, n 
in einem Zeitabſchnitt gemacht werden mußten, durch chen 
ſparung in einem anderen Zeitabſchnitt wieder ausgeglich 
werden können, ferner, daß ein Hausbeſitzer, der jahrze Ullig 
lang für das Haus nichts getan hat und dasſelbe hat bon 
verwahrloſen laſſen, nicht die nunmehr notwendig werde mal 
Reparaturen durch Erhöhung der Miete über den Nor 
ſatz auf die Mieter abwälzen darf. ch 

‚Anderen Verhältniſſen wird in der Regel ſchon 2 
Berichtigung der Friedensmiete Rechnung getragen 
können, ſo z. B. einer Erhöhung der Geſtehungskoſten a 
rend der ſpäteren Kriegsjahre, einer Verbeſſerung der OA re 
der Entwicklung des Verkehrs u. dgl. Hohe Zinſen, we 
der Eigentümer für eine nach der Inflation aufgenomm 


en 


- ſchloſſenen N 


che. 1930 Heft 42/43] 


ohotfet zu zahlen hat, werden nur zu berüdfichtigen fein, 
beſo u Hypothekenkapital für Zwecke des Grundſtücks, ins⸗ 
be dere für notwendige Inſtandſetzungsarbeiten oder Ver⸗ 
g ungen aufgewandt worden iſt und die Aufwendungen 
kann eine Folge früherer Vernachläſſigung waren. Ebenſo 
Mich nicht von Belang jein, zu welchem Preiſe der gegen- 
da ae Eigentümer das Haus erworben hat, denn hat er 
das einen zu hohen Kaufpreis angelegt, oder muß er für 
den Reſtkaufgeld hohe Zinſen zahlen, ſo daß er bei einer nach 
feine vorſtehenden Grundſätzen ermittelten Miete nicht auf 
berfe Rechnung kommt, dann ift das eben eine Folge feiner 
2 ten Spekulation. Die Berückſichtigung der geſamten 
Eu hältniſſe läßt es eben als gerechtfertigt und angemeſſen 
Feſtiauen, daß der Eigentümer von Miethäuſern, die vor 
gülunung der Währung errichtet worden ſind, eine Ver⸗ 
ſtei 1 8 erhält, welche die geſetzliche Miete nur inſoweit über⸗ 
nich als dies zum Ausgleich der in der geſetzlichen Miete 
Nin genügend berückſichtigten gerechtfertigten Belange des 
9 sbeſitzers erforderlich iſt. Wenn 1932 der Zinsſatz für die 
überlertungshypotheken erhöht oder der freien Vereinbarung 
zur aß en wird, dann wird natürlich der Zuſchlag von 200 
Leſetzlichen Miete angemeſſen zu erhöhen fein. 

wordeei, Bauten, die nach Feſtigung der Währung errichtet 
für di. ſind, wird man die Geſtehungskoſten zur Grundlage 
könn te Berechnung der Angemeſſenheit der Miete machen 
en. Hier werden die Mieten natürlich ſehr verſchieden 
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ausfallen müſſen, je nachdem, ob zu den Bauten öffentliche 
gering verzinsliche Zuſchüſſe gewährt worden ſind oder nicht. 
Die Bauten aus der letzten Inflationszeit werden wegen 
des ungeheuren Riſikos, welches damals die Bauunternehmer 
bei den ſich überſtürzenden Preisſteigerungen eingingen, den 
Bauten aus der Zeit nach Feſtigung der Währung gleichzu⸗ 
ſtellen ſein und daher das Anlagekapital nach dem Betrage 
bemeſſen werden müſſen, der i. J. 1924 zur Errichtung eines 
ſolchen Hauſes erforderlich war, zumal es faſt unmöglich iſt, 
die Herſtellungskoſten jener Zeit in Goldmark umzurechnen und 
den Unternehmern durch die Bereithaltung der fortlaufend 
benötigten Mittel bei der täglich fortſchreitenden Entwertung 
große Verluſte entſtanden. Auch wird man bei Neubauten 
dem Eigentümer eine Verzinſung des Eigenkapitals zubilligen 
müſſen, welche zwar die bei den Zinsſätzen im freien Verkehr 
in der erſten Zeit nach der Stabiliſierung noch enthaltene 
Riſikoprämie für eine neue Entwertung außer Betracht läßt, 
ſich aber ſonſt den am Kapitalmarkt geltenden Sätzen an⸗ 
ſchließt und zwiſchen 8 und 10% zu bemeſſen ſein dürfte. 
Denn der Grund, der in Friedenszeiten eine verhältnismäßig 
geringe Verzinſung des Eigenkapitals rechtfertigte, nämlich 
die Hoffnung auf die Wertſteigerung der Grundſtücke, fällt 
bei den nach der Feſtigung der Währung errichteten Häuſern 
fort, da dieſe in der Regel nur unter den Geſtehungspreiſen 
zu verkaufen ſind und mit einem Gewinn bei der Ver⸗ 
äußerung in abſehbarer Zeit kaum zu rechnen iſt. g 


öivilrechtliche Rückwirkung des $ 40 a MietSch&. und nachfolgender Raumwucher. 


Von Rechtsanwalt Dr Wilhelm Thiele, Berlin. 


hat NÖ. (3. gi Sen) v. 23. Okt. 1928 (JW. 1929, 2868) 
wu an sgeſprochen, daß die Frage, ob zivilrechtlich Raum⸗ 
r vorliegt, vom 1. Juli 1926 ab auch bei vorher abge⸗ 
nen Verträgen nach $ 49a MietShG., nicht mehr nach 
urteil reistr& . v. 13. Juli 1923 (RGBl. I, 700) zu be⸗ 
ei Ben iſt. Im Gegenſatz hierzu hatte das OLG. Hamburg 
lediglteurteilung der Rechkslage den § 49 a ausgeſchaltet und 
des 0 § 4 zur Anwendung gebracht, weil $ 49a zur Zeit 
Schon rtragsabſchluſſes noch nicht in Geltung geweſen ſei. 
der Entf RG. 120, 133 = JW. 1928, 2532 und ſpäter in 
Mid. v. 26. Okt. 1928: DWohnArch. 1929, 30 = 
treten er. 1929, 9 Hat der 3. ZivSen. den Standpunkt ver⸗ 
hoff, daß zivilrechtlich für vor dem 1. Juli 1926 abge⸗ 
da gene Verträge bis zu dieſem Zeitpunkt § 4 und von 
der R 49 a zu gelten habe. An ſich wirke die Aufhebung 
Zur eistrVO. auf bürgerlich⸗rechtliche Tatbeſtände nicht 
anderz 1 ſei aber für den Sonderfall des Raumwuchers 
ie glez Hier ſei § 4 nicht einfach aufgehoben, ſondern durch 
gleich eichartige Vorſchrift des 8 49a erſetzt worden. Die 
dem zeitige Anwendung beider Vorſchriften auf die nach 
früher Juni 1926 fällig werdenden Einzelvergütungen aus 
andert abgeſchloſſenen Verträgen würde auf ihr Nebenein⸗ 
bo ne chen hinauslaufen, das zu einer fachlich nicht ge⸗ 
dom = Verwicklung der Rechtslage führen würde und auch 
In öögeber nicht gewollt ſei. r 
ſcheidun dieſen für die Praxis außerordentlich wichtigen Ent⸗ 
ie free werden zwei Rechtsfragen miteinander verquickt, 
fing, „ändige Bedeutung haben und begrifflich zu trennen 
kung deni die Frage der zivilrechtlichen Rückwir⸗ 
nachf des 8 49 a und das Problem des zivilrechtlichen 
ar olgenden Raumwuchers. 
Über 49 2 ift feit dem 1. Juli 1926 in Kraft. (Art. II der 
Miet She beſtimmungen gemäß Geſetz zur Abänderung des 
RD, 5 I. v. 29. Juni 1926 RG Bl. I, 317]) Die Preistr⸗ 
dur * Juli 1923 und damit § 4 (Leiſtungswucher) ift 
gehoßenrt. ] des Gef. v. 19. Juli 1926 (RG Bl. I, 413) auf 
der 8 worden. Das Aufhebungsgeſetz iſt am Tage nach 
getreten dung, demnach mit dem 24. Juli 1926 in Kraft 
egen 5 Art. IV Aufheb&. beſtimmt, daß auf Verſtöße 
ſind, 9 2 PreistrVoO., die vor dem 24. Juli 1926 begangen 
lich iſt Abſ. 2 StGB. Anwendung findet. Strafrecht⸗ 
für di die Rückwirkung des § 49a zu bejahen. Dieſe iſt 
e Zeit vom 1. Juli bis 23. Juli 1926 aus allgemeinen 


Rechtsgründen zu folgern und wird für die ſpätere Zeit 
durch die poſitive Beſtimmung des Art. IV Aufheb&. vor⸗ 
geſchrieben. § 49 a iſt erlaſſen worden, weil ſich trotz Weiter⸗ 
beſtehens von Raumnot und Wuchergefahr die Rechts⸗ 
anſchauung geändert hat, und zwar dahin, daß nicht mehr 
Raumwucher gemäß § 4 mit der darin vorgeſchriebenen 
Strafdrohung, ſondern nur noch Raumwucher mit dem im 
8 49a feſtgelegten Tatbeſtand und mit der dort angeordneten 
Strafe zu ahnden iſt. Dieſer Raumwucher nach § 49 a 
ſollte ſtrafbar bleiben. Somit behielt ſtrafrechtlich zwar 8 4 
bezüglich des Raumwuchers vom 1. Juli bis 23. Juli 1926 
formell noch weiter Rechtsgültigkeit, und zwar neben dem 
§ 49 a. Materiell war aber 8 4 für Raumwucher ſchon 
mit dem 1. Juli 1926 außer Kraft getreten und durch 8 49a 
erſetzt worden (vgl. RG. 61, 130 ff.). Infolgedeſſen findet 
§ 49 a ftrafrechtlich auf die vor dem 1. Juli 1926 begangenen 
Raumwucherfälle bereits aus allgemeinen rechtlichen Er⸗ 
wägungen nach Maßgabe des § 2 Abſ. 2 StGB. Anwendung. 
Die BPreistr®D. war ein wirtſchaftliches Notgeſetz 
bzw. ein temporäres Strafgeſetz, deſſen Verletzungen 
trotz Aufhebung ſtrafbar blieben (RG. V v. 8. Mai 1917, 
D 129/17; Ebermayer, StGB. 8 2 A. 3b; RG. 50, 291), 
weil der Geſetzgeber nach wie vor von der Strafbarkeit über⸗ 
zeugt war und durch die Aufhebung nicht einer geänderten 
Rechtsanſchauung, ſondern lediglich einer inzwiſchen einge⸗ 
tretenen Anderung in den tatſächlichen Verhältniſſen, wegen 
deren die PreistrVoO. erlaſſen war, Rechnung tragen wollte. 
Demnach liegt in der Aufhebung der Preistr O. an ſich kein 
Verzicht des Staates auf den Strafanſpruch. Bezüglich des 
Raumwuchers erfolgte aber eine beſondere Regelung. In⸗ 
ſoweit wurde im § 49a eine veränderte Rechtsanſchauung 
niedergelegt, wonach Raumwucherfälle der im § 49a an⸗ 
gegebenen Art unter — und zwar mildere — Strafe ge⸗ 
ſtellt wurden, fo daß inſoweit § 2 Abſ. 2 StGB. ohne aus⸗ 
drückliche geſetzliche Vorſchrift bereits aus allgemeinen Rechts⸗ 
gründen eingreift, und zwar ſchon ſeit dem 1. Juli 1926 
(RG.: DRZ. 1927, 215 Nr. 590: „Das die PreistrVO. 
beſeitigende Geſetz v. 19. Juli 1926, namentlich ſein Art. IV, 
finden auf den Raumwucher keine Anwendung, und zwar um 
deswillen, weil § 49 a, ſoweit der Tatbeſtand des Raum⸗ 
wuchers in Frage kommt, die PreistrVoO. bereits vorher auf⸗ 
gehoben und erſetzt hatte“; II. große Str. LG. II Berlin, 
Grundſtückswarte 1926, 651: „Zwiſchen $ 4 und 8 49a liegt 
400* 
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Geſetzkonkurrenz in dem Sinne vor, daß für Wohnungs⸗ 
wucher die Strafbeſtimmungen der Preistr®D. durch 8 49 2 
erſetzt ſind, ſo daß zeitig verſchiedene Geſetze gegeben ſind und 
gemäß § 2 Abſ. 2 StGB. das mildeſte anzuwenden iſt“). 
Bei einem in der Zeit vom 1. Juli bis 23. Juli 1926 er⸗ 
laſſenen Urteil über Raumwucher hatte demnach der Tat⸗ 
richter (Zeitpunkt der Aburteilung i. S. des 8 2 Abſ. 2 
StGB. iſt der Erlaß des Urteils durch den Tatrichter) die 
88 4, 49 a anzuwenden und nach dem mildeſten Geſetz zu 
ſtrafen (a. A. OLG. Dresden: ZW. 1927, 607, das gegen⸗ 
über einer Entſch. des Berufungsgerichts v. 20. Juli 1926 
den Standpunkt vertritt, daß § 2 Abſ. 2 StGB. damals 
noch nicht eingriff, ſo daß lediglich nach § 4 zu ſtrafen ſei: 
„Die PreistrVO. iſt ein temporäres Strafgeſetz und deshalb 
auch nach ihrer Aufhebung anzuwenden. Dies iſt erſt ſpäter 
durch Art. IV AufhebGG. geändert worden“). 

Vom 24. Juli 1926 ab, an welchem Tage die Preistr⸗ 
BD. und damit auch § 4 formell außer Kraft geſetzt wurde, 
gilt für frühere Raumwuchervergehen der gleiche Rechts⸗ 
zuſtand. Für dieſe Zeit iſt der Grundſatz des § 2 Abſ. 2 
StGB. kraft poſitiver Vorſchrift des Art. IV Aufheb®. 
anzuwenden. Bezüglich der Raumwucherfälle hätte es der 
Anordnung des Art. IV nicht bedurft, da § 2 Abſ. 2, wie 
ausgeführt, ſchon aus allgemeinen Rechtsgründen, und zwar 
bereits ſeit dem 1. Juli 1926 Platz greift. (Für die An⸗ 
wendung des § 49a auf frühere Raumwucherfälle haben 
ſich ausgeſprochen: RG. I v. 11. März 1927; II v. 13. Juni 
1927, D 12/27; Stern, MietSchG., 9. Aufl., § 49 a A. 7; 
Munk, Mietwucher S. 4.) 

Raumwucherfälle vor dem 1. Juli 1926 ſind ſtrafrecht⸗ 
lich nach 8 4 oder § 49 a zu beurteilen, je nachdem die eine 
oder andere Vorſchrift das mildere Geſetz darſtelll. Dies 
iſt konkret, nicht abſtrakt zu entſcheiden. Dasjenige Geſetz, 
welches im Einzelfall die Handlung nicht als volle Verwirk⸗ 
lichung des in ihm geregelten Tatbeſtandes erſcheinen läßt, 
iſt gegenüber demjenigen Geſetz, deſſen Tatbeſtand durch die 
Handlung voll erfüllt wird, das mildere. Iſt aber der Tat⸗ 
beſtand beider Geſetze erfüllt, dann kommt es darauf an, 
welche Strafdrohung zu einer milderen Beurteilung führt 
(RG. v. 11. März 1927). 

II. Was die zivilrechtliche Rückwirkung des 
§ 49 a anlangt, fo kann dieſe aus Art. IV AufhebG. vom 
19. Juli 1926 nicht gefolgert werden. Mit Recht hat der 
2. Ziv Sen. in feiner Entſch. v. 5. Okt. 1926 (JW. 1927, 655) 
ausgeſprochen, daß ſich die Bedeutung des Art. IV auf die 
rein dem Gebiet des Strafrechts angehörenden Folgen be⸗ 
ſchränkt. Eine ausdrückliche geſetzliche Beſtimmung auf zivil⸗ 
rechtliche Rückwirkung des § 49 a liegt ſomit nicht vor. 
Aber auch aus der Tendenz der SS 4, 49 a und aus all⸗ 
gemeinen Rechtsgrundſätzen kann die zivilrechtliche Rück⸗ 
wirkung des § 49a nicht begründet werden, jo daß im 
Gegenſatz zu den angegebenen Entſch. des 2. ZivSen. dem 
OLG. Hamburg zuzuſtimmen und die zivilrechtliche Rück⸗ 
wirkung des § 49a zu verneinen iſt. Eine unein⸗ 
geſchränkte zivilrechtliche Anwendung des § 49a auf vor 
dem 1. Juli 1926 abgeſchloſſene Verträge und die nach dieſem 
Termin fällig werdenden Einzelvergütungen, insbeſ. Miet⸗ 
zinſen, ſcheidet ohne weiteres aus, da ſie weitergehen würde, 
als die ſtrafrechtliche, die eine Rückwirkung nur im Rahmen 
des § 2 Abſ. 2 StGB. auslöſt. Die zivilrechtliche Nichtigkeit 
des Verdienſt⸗ bzw. Vergütungsübermaßes kann aber keinen 
größeren Umfang haben, als die Strafbarkeit der entſprechen⸗ 
den Forderung, da ſie aus dem ſtrafrechtlichen Verbotsgrund 
der Raumwucherbeſtimmungen folgt und darin ihre Berech⸗ 
tigung und ſomit auch das Maß ihrer Anwendung findet. 

Auch eine eingeſchränkte zivilrechtliche Rückwirkung 
des § 49a iſt abzulehnen. Der objektive Verſtoß auf 
ſeiten des Fordernden gegen § 4 bzw. § 49 a genügt, ohne 
daß die ſubjektiven Vorausſetzungen erfüllt ſein müſſen, um 
die Herabſetzung des übermäßigen Verdienſtes bzw. der un⸗ 
angemeſſenen Vergütung auf den angemeſſenen Betrag her⸗ 
beizuführen (Thiele, Raumwucherrecht S. 82; Stern, 
MietSchG., 10. Aufl., 8 494 CI I, S. 471). Somit muß 
der objektive Tatbeſtand der Raumwucherbeſtimmung erfüllt 
ſein, damit auch für das Zivilrecht ein Reſultat erreicht wer⸗ 
den kann. Seit dem 1. Juli 1926 iſt dieſer objektive Tat⸗ 
beftand geändert worden, da ſeit dieſer Zeit § 49a den 8 4 


Aufſätze 


(Juriſtiſche Wochenſchriſt 


erſetzt hat. Die Anwendung des $ 49a auf frühere Fall, 
erfolgt strafrechtlich nur nach Maßgabe des 8 2 U. 2 
StGB. Demnach liegt für ſolche früheren Fälle eine Sal 
barkeit nur vor, wenn, abgeſehen von den ſubjektiven * 
ausſetzungen, ſowohl der objektive Tatbeſtand des §8 4 M 
der des § 49a erfüllt iſt. Andernfalls muß Freifprehund 
erfolgen. (RG., 3. StrSen. v. 9. Mai 1927: DR. 1977 
215 Nr. 590; OLG. Stuttgart, StrSen. v. 2. März 1927 
JW. 1927, 1951: „Nur wenn der Tatrichter zur Feſtſtellung 
eines die geſetzlichen Merkmale beider Geſetze deckenden ar 
beſtandes gelangt, ift die Beſtrafung wegen Vergehens gegen 
8 4 auch jetzt noch verwirkt, und es kommt nur in Frag 
welches der beiden Geſetze die mildere Strafe androht.“) = 
Anwendung dieſes Rechtsgrundſatzes auf das Zivilrecht wür, 
dahin führen, daß bei den vor dem 1. Juli 1926 abgeſchlo 
ſenen Verträgen zivilrechtliche Rechtswirkungen nur er 
eintreten können, wenn die objektiven Tatbeſtandsmerkm x 
ſowohl des § 4 wie des 8 49a, d. h. ſowohl ein über 
mäßiger Verdienſt wie eine unangemeſſene Vergütung 

geben ſind. Der ſtrafrechtliche Geſichtspunkt der Anwendung 
des milderen Geſetzes würde zivilrechtlich zur Prüfung 
der Forderung nach der für den Fordernden günftigere” 
Vorſchrift führen. Soweit § 49 a eine zivilrechtliche Ben 
ſchärfung bedeutet (z. B. wenn die nach $ 4 voll ane 
fähigen effektiven Geſtehungskoſten des Fordernden n ad 
§ 49a herabzuſetzen fein würden, weil fie objektiv das M 5 
allgemeinen volkswirtſchaftlichen Grundſätzen erlaubte En 
überfteigen), würde dieſe demnach abzulehnen fein. 1 
Forderung aus einem vor dem 1. Juli 1926 abgeſchloſſen = 
Vertrag, die an ſich unter Verletzung des § 49a eine Fer 
angemeſſene Vergütung des Fordernden in ſich ſchüße 
würde zivilrechtlich nicht zu beanſtanden ſein, wenn ſie 1 
Anwendung des § 4 einen übermäßigen Verdienſt nicht te 
deutet. Man wird aber auch eine ſolche eing eſchrän be 
zivilrechtliche Rückwirkung des § 49 a, die ſich im Rahmen 95 
ſtrafrechtlichen Rückwirkung hält, verneinen müſſen. Es — 
ſcheint nicht angängig, ſtrafrechtliche Erwägungen au 


* 


durch das Zivilrecht geregelte Rechtsverhältniſſe anzuwendet⸗ 


auch wenn es ſich, wie beim Raumwucherrecht, um ein wi 16 
ſchaftliches Strafgeſetz handelt. Die geänderte Rech 5 
auffaſſung, die ſtrafrechtliche Wirkungen hervorgebracht of 
ift nicht ohne weiteres für das Zivilrecht bindend. Ein de. 
dem 1. Juli 1926 rechtswirkſam entſtandener, wohlerworben 
Anſpruch des Fordernden kann, wenn er nach der damaligen 
Rechtsanſchauung Rechtswirkſamkeit hatte und nach 84 65 
zu beanſtanden war, ſpäter nicht ohne weiteres deshalb rech 3 
unwirkſam werden, weil die Vorausſetzungen einer u 
gemeſſenen Vergütung und damit die objektiven Tatbeſtan 185 
merkmale des § 49 a als erfüllt erſcheinen. Dieſer Rech 
grundſatz muß ſowohl zugunſten wie auch zuungunſten m0 
Fordernden gelten. Schließt die nachzuprüfende Forder 0 
nach 84 einen übermäßigen Verdienſt in ſich, kann fie 11 
nicht vom 1. Juli 1926 ab auf Grund des § 49 a als he 
gemeſſene Vergütung rechtswirkſam werden, da 1 — 
ſolchen Anſpruch das wohlerworbene Recht des Leiſtun r 
pflichtigen auf Herabſetzung auf den angemeſſenen Bett 
entgegenfteht. Dem früheren Verſtoß gegen § 4 kam T 
erhebliche Bedeutung für den bürgerlich-rechtlichen Tatbe 
zu, und dabei muß es verbleiben. 2 
III. Aus den vorſtehenden Gründen wird man ſich 498 
Anſicht des 3. ZivSen. v. 26. Okt. 1928, daß dem 3 ee 
zivilrechtliche Rückwirkung beizulegen ift, nicht anſchließen per 
nen. Eine Verwicklung der Rechtslage ift hierbei nicht zu g, 
fürchten. Die vom 3. Ziv Sen. hervorgehobenen m 
mäßigkeitsgründe können allein nicht ausſchlagg en, 
ſein und ein mit der objektiven Rechtslage nicht über 
ſtimmendes Reſultat nicht rechtfertigen. Ein zivilrechtlich 
Nebeneinanderbeſtehen der 88 4 und 49a kommt M fol 
Betracht:. 8 49 a hat auf vor dem 1. Juli 1926 abgeſchieſe 
ſene Verträge zivilrechtlich keine Rückwirkung. Auf op 
Verträge findet zivilrechtlich lediglich 8 4 PreistrVO. chen 
wendung. Eine Einſchränkung wäre nur dann zu me ans 
wenn die Anwendung des 8 4 über den 1. Juli 1926 hinen 
allgemeinen bürgerlich⸗ rechtlichen Betina! 
zuwiderlaufen würde. Hier wäre in erſter Linie 8 138 hr 
BGB. zu berückſichtigen. Es fragt ſich demnach, ob ein den 
dem 1. Juli 1926 abgeſchloſſener Vertrag, der den objet. 


ſtand 


4 


in 
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desde des 8 4 (übermäßiger Verdienſt) nicht verletzt und 
alb in vollem Umfang rechtswirkſam iſt, nach dem 
weiß li 1926 wegen Sittenverſtoßes nichtig werden kann, 
3 le für den Fordernden eine nach § 49a zu beanſtan⸗ 
diefe dun angemeſſene Vergütung in ſich ſchließt. Man wird 
„ Orage in der Regel zu verneinen haben. § 49a hat 
le; * mittelbare Bedeutung und Wirkung, und zwar 
N c deshalb, weil er der Niederſchlag einer geänderten 
1923 anſchauung iſt. Wenn der Fordernde nach dem 1. Juli 
tigte mit der weiteren Geltendmachung feines an ſich berech⸗ 
kopen Anſpruchs gegen dieſe geänderte Rechtsanſchauung ver⸗ 
noch o ſind hiermit die Vorausſetzungen des § 138 Abſ. 1 
Sitten icht als erfüllt anzuſehen. Ein Verſtoß gegen die guten 
ef n liegt im Raumwucherrecht nur dann vor, wenn 
den Indere erſchwerende Umftände gegeben find, nach 
en die für die Raumüberlaſſung geforderte unangemeſſene 
ng eine Ausnutzung der durch die Zwangswirtſchaft 
A nen Konjunktur in rückſichtsloſer Weiſe in ſich 
abt Gch, 6. dio Sen. v. 20. Nov. 1925: IM. 1926, 977; 
2549. Duſſeldorf, 1. ZivSen. v. 17. Mai 1926: JW. 1926, 
* ‚dgl. ferner auch Thiele, Raumwucherrecht S. 83). 
zeitwazinderke Rechtsanſchauung kann mit Rückſicht auf das 
heren Uige Schwanken der rechtlichen Anſichten und den frü⸗ 
anſtand nach damaligen Rechtsauffaſſungen nicht zu be⸗ 
ar enden Vertragsabſchluß zur Begründung eines Sitten⸗ 
es nicht als ausreichend angeſehen werden. 
949 Die Frage der zivilrechtlichen Rückwirkung des 
fol iſt begrifflich von der des zivilrechtlichen nach⸗ 
Aae en Raumwuchers zu trennen. Bei der erſteren 
8 \ iſt zu prüfen, ob und inwieweit das Wucherverbot des 
Verlez rückwirkend auf frühere, unter altem Recht begangene 
der nungen des J 4 zivilrechtlich anwendbar ift, während 
Rah mechfolgende Raumwucher Fälle umfaſſen ſoll, die im 
a eines vor dem 1. Juli 1926 abgeſchloſſenen Ver⸗ 
5 als ſelbſtändige neue Raumwuchervergehen be- 
walk werden und demnach lediglich nach dem neuen 
keit bverbot zu behandeln find. Bejaht man die Mäglich⸗ 
nachfolgenden Raumwuchers, ſo kann kein Zweifel 
1 beſtehen, daß § 49 a alsdann für derartige Fälle 
zur gr., Juli 1926 ab ausſchließlich und ſelbſtändig 
des 8 40 n dung zu bringen iſt. Eine rückwirkende Kraft 
eine ed s kommt hierbei nicht in Betracht. Entweder liegt 
uche or dem 1. Juli 1926 begangene Verletzung des 
Wege rverbots vor; alsdann kann das neue Recht nur im 
oder 7 etwaigen Rückwirkung zur Anwendung gelangen, 
vor 955 weitere Geltendmachung des Anſpruchs aus einem 
Zeitpunt 1. Juli 1926 abgeſchloſſenen Vertrage über dieſen 
ſehen akt hinaus iſt als neue ſelbſtändige Handlung anzu⸗ 
Recht alsdann iſt ausſchließlich und ſelbſtändig das neue 
anwendbar. 


wucherge Frage des ſtrafrechtlichen nachfolgenden Raum⸗ 
(dat. T war bereits für die PreistrVoO. nicht unbeſtritten 

hiele, Raumwucherrecht S. 71; Alsberg, Preis⸗ 
reiſtrafrecht, 7. Aufl., S. 127: „Aus dem ſubſidiären 

nis der drei Deliktshandlungen ergibt ſich die Folge⸗ 
Hofe aß, wenn die zeitlich vorhergehende Handlung abge⸗ 
wuch eu iſt, die ſämtlichen Tatbeſtandsmerkmale des Preis⸗ 


trej 
Verte 


run 


Trade? in dieſem Zeitpunkt vorliegen müſſen, wenn eine 
lektive re Handlung gegeben ſein ſoll. Fehlt eines der ob⸗ 
die nen oder ſubjektiven Merkmale, dann kann nicht etwa 


leit "folgende, den Geſchäftsabſchluß weiterfördernde Tätige 
von nel in letzter Linie das Gewährenlaſſen des Preiſes 
berg euem als Deliktshandlung aufgefaßt werden“; Als⸗ 
gemei verweiſt ferner mit Recht auf die Faſſung der all- 
ierzu en Wucherbeſtimmung des $ 302 a2 StGB. und die 

ot ergangene Rſpr., die analog auf das Raumwucher⸗ 
Weiſe anzuwenden ſei). Da das Wucherverbot in gleicher 

das Verpflichtungs⸗ wie das Erfüllungsgeſchäft um⸗ 


bei denacht ſich nach der Anſicht des RG. der Vermieter, der 


geſeg Vereinbarung der Vergütung nicht gegen das Wucher⸗ 
heit erſtößt, dann ſtrafbar, wenn ſpäter eine Unangemeſſen⸗ 
aber dt Vergütung entſteht und er ſich deſſen bewußt iſt, 
13, 7 Vergütung trotzdem nicht ermäßigt (RG. V vom 
86. = 1917: JW. 1917, 367 = RG. 50, 228; V vom 
84, r. 1918: RG. 51, 426; V v. 24. Okt. 1922: RG. 57, 
1919. 8 24. Sept. 1918: RG. 52, 176; III v. 5. Juni 

g. 1919, 1070). Nach Schäfer, Verordnung gegen 


Preistreiberei S. 158 A. 153 liegt in der Konſtruktion des 
RG. kein Wucher, bei dem der Vorſatz erſt nach begangener 
Tat eintritt (ſo Alsberg), pielmehr werde die Tat in einem 
derartigen Fall nicht durch das Fordern der Vergütung, 
ſondern durch das Gewährenlaſſen begangen, ſo daß auch der 
Zeitpunkt des Gewährenlaſſens für den Vorſatz entſcheidend 
ſein müßte. Der Auffaſſung des RG. kann nicht beigepflichtet 
werden. § 4 PreistrVoO. und ebenſo $ 49a kennt drei Tat⸗ 
beſtandsformen des Mietwuchers: Das Fordern, das Sich⸗ 
gewährenlaſſen (Annahme) und das Sichverſprechenlaſſen. 
Dieſe drei Tatbeſtände ſind an ſich ſelbſtändig, greifen aber 
nur nacheinander in der Weiſe ein, daß in jedem Fall ge⸗ 
prüft werden muß, ob der äußere Rahmen hierfür gegeben 
iſt. Das Fordern umfaßt die aktive Tätigkeit des Fordern⸗ 
den, die beiden anderen Ausdrucksformen beziehen ſich auf 
das paſſive Verhalten des Fordernden, dem ein aktives 
Vorgehen des Mietluſtigen entſpricht. Liegt der Tatbeſtand a 
(Fordern) vor, ſo iſt lediglich zu prüfen, ob dieſes Fordern 
die Tatbeſtandsmerkmale des Mietwuchers aufweiſt. Iſt dies 
zu verneinen, ſo entfällt jede Möglichkeit, auf die Tat⸗ 
beſtände b oder c einzugehen, da dieſe ſich nur auf Fälle 
beziehen, in denen ausſchließlich ein Annehmen oder 
Sichverſprechenlaſſen als äußerer Vorgang der Handlung ge⸗ 
geben iſt. Durch dieſen äußeren Vorgang wird auch der Zeit⸗ 
punkt der Nachprüfung auf unangemeſſene Vergütung fixiert 
(vgl. hierzu RG. v. 5. Mai 1899: RG. 32, 146 zu § 302 a 
StGB.). Der ſog. nachfolgende Raumwucher umfaßt ſomit 
— strafrechtlich und zivilrechtlich — nicht alle Fälle ſpäterer 
Vergütungsannahme (dies nimmt Stern, MietSchb,, 
10. Aufl., § 49a III 2 an), ſondern kann ſich nur auf ſolche 
Tatbeſtände beziehen, bei denen der Täter eine unangemeſ⸗ 
ſene Vergütung annimmt oder ſich verſprechen läßt, die 
nicht als Erfüllung der urſprünglichen Forderung an⸗ 
zuſehen iſt, ſondern ſelbſtändig (3. B. als freiwillige Er⸗ 
höhung) vom Zahlungspflichtigen gewährt und vom For⸗ 
dernden angenommen wird. Alle diejenigen Fälle aber, in 
denen der Fordernde lediglich dasjenige erhält, was ſeiner 
urſprünglichen Forderung entſpricht, kommen auch dann für 
den ſog. nachfolgenden Raumwucher nicht in Betracht, wenn 
infolge einer Anderung der geſamten zu berückſichtigenden 
Verhältniſſe die urſprüngliche Forderung unangemeſſen ge⸗ 
worden iſt. Hier liegt eine ſelbſtändig begangene Tat der 
Annahme einer unangemeſſenen Vergütung nicht vor. Das 
Erfüllungsgeſchäft als ſolches ſtellt ſomit einen nachfolgenden 
Raumwucher nicht dar. Nur wenn das Exfüllungsgeſchäft 
dadurch verſelbſtändigt worden iſt, daß der Fordernde 
über die urſprüngliche Vereinbarung hinaus eine Leiſtung 
des Gegenkontrahenten annimmt (durch welchen Vorgang 
rechtlich eine ſtillſchweigende neue Vereinbarung ge⸗ 
troffen wird), kann von einem nachfolgenden Raumwucher 
geſprochen werden. Die einzelnen auf Grund eines vor dem 
1. Juli 1926 abgeſchloſſenen Mietvertrages nach dieſem Zeit⸗ 
punkt fällig werdenden Mietzinsraten ſtellen weder neue 
ſelbſtändige Forderungen dar noch ſind ſie geeignet, die 
Grundlage eines neuen verſelbſtändigten Erfüllungsgeſchäfts 
i. S. des § 49 a zu bilden. Sie find lediglich der Ausfluß 
eines vor dem 1. Juli 1926 begründeten wohlerworbenen 
Rechts des Vermieters und haben in dem vor dieſem Zeit⸗ 
punkt zuſtande gekommenen Mietvertrag ihren Rechtsgrund. 
Darin, daß der Vermieter die fällig werdenden einzelnen 
Mietzinsraten beanſprucht, liegt keine neue ſelbſtändige „For⸗ 
derung“ auf dem Gebiete des Raumwucherrechts. Die Tat⸗ 
beſtandsform der Forderung iſt vielmehr bereits beim Ver⸗ 
tragsabſchluß erfüllt worden, da damals nicht die Ein⸗ 
forderung der einzelnen Rate, ſondern der Anſpruch aus dem 
Geſamtvertrag wucherrechtlich auf feinen etwaigen Über⸗ 
verdienſt nachgeprüft worden iſt (a. A. Meyerowitz, Das 
geſamte Miet⸗ und Wohnungsnotrecht, 2. Aufl., S. 871). 
Auch die „Annahme“ einer Vergütung i. S. des Wucher⸗ 
verbots als neue nachzuprüfende Tatbeſtandsform kommt in 
der Regel nicht in Betracht, da ſich das Erfüllungsgeſchäft 
regelmäßig mit der urſprünglichen Forderung decken wird. 
Man wird ſich deshalb der Anſicht des RG. im Urteil vom 
23. Okt. 1928 (JW. 1929, 2869), wonach der Vermieter durch 
die Annahme jeder neuen nach dem 1. Juli 1926 fällig 
werdenden Mietzinsrate — ihre wucheriſche Höhe voraus⸗ 
geſetzt — ohne Rückſicht auf den Zeitpunkt des Vertrags⸗ 
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abſchluſſes und die damalige Rechtslage jedesmal den Tat- 
beſtand des § 49a erfüllt, nicht anſchließen können. Nur 
wenn die Erfüllung nicht auf Grund des urſprünglichen vor 
dem 1. Juli 1926 liegenden Mietvertrages erfolgt und das 
Erfüllungsgeſchäft in dem bereits gekennzeichneten Sinne 
eine Verſelbſtändigung erfahren hat, liegt eine neu be⸗ 
gangene Tat vor, deren Merkmale einer Nachprüfung auf 
Grund des § 49a bedürfen. Die gegenteilige Anſicht würde 
dahin führen, daß bei einem eine reguläre, unveränderte Er⸗ 
füllung erfahrenden Mietvertrag jede einzelne Monatsrate 
auf Verlangen des Mieters ſtets von neuem auf unangemeſ⸗ 
ſene Vergütung nachzukontrollieren und eventuell (z. B. 
wegen Verſchlechterung der Gegend oder der Wirtſchaftslage) 
entſprechend herabzuſetzen wäre, wodurch die nach der An⸗ 
ſicht des RG. zu vermeidende „Verwicklung der Rechtslage“ 
herbeigeführt und verewigt werden würde. Eine ſolche die 
Rechtsſicherheit gefüͤhrdende Folge wird man ablehnen müſſen. 
Mit Recht hebt der 1. StrSen.: Recht 1918, 306 Nr. 628 
hervor, daß die Preisforderung mit ihrer Entſtehung aus 
dem Vertrage ein Beſtandteil des Vermögens des Berech⸗ 
tigten geworden ſei, jo daß ihre Geltendmachung nicht ſtraf⸗ 
bar ſein könne (ebenſo RG. [I]: Recht 1920 Nr. 2739). Bei 
langfriſtigen Mietverträgen z. B. müſſen ſchon aus all⸗ 
gemeinrechtlichen Erwägungen Veränderungen der wirtſchaft⸗ 
lichen Verhältniſſe von beiden Parteien mit in Kauf ge⸗ 
nommen werden (OLG. Breslau v. 12. Febr. 1927: GrundE. 
1926, 630). Der Tatbeſtand des ſog. zivilrechtlichen nach⸗ 
folgenden Raumwuchers wird ſomit nur in den angeführten 
ſeltenen Fällen erfüllt ſein. Alsdann liegt in Wahrheit 
nicht nachfolgender Raumwucher vor, ſondern eine neue Tat, 
die eine der drei Tatbeſtandsformen des § 49a ſelbſtändig 
erfüllt. In allen anderen Fällen iſt die Annahme des ſog. 
nachfolgenden Raumwuchers abzulehnen. Bei einem vor dem 
1. Juli 1926 rechtswirkſam abgeſchloſſenen und nach 8 4 
PreistrVoO. nicht zu beanſtandenden Mietvertrag beſteht keine 
rechtliche Möglichkeit, die nach dieſem Termin auf Grund des 
Vertrages fällig werdenden, ſich mit der vertraglichen Höhe 
deckenden Mietzinsraten wegen Verletzung des § 49 a einer 
Nachprüfung zu unterziehen. 

Der Entſch. RG., 3. StrSen. v. 28. Okt. 1929 (unten 
©. 322516) lag ein Tatbeſtand zugrunde, in dem der Ver⸗ 
mieter auch die in Zukunft fälligen Mietzinſen ſchon vor 
dem 1. Juli 1926 erhalten hatte. Es entſtand die Frage, ob 
mit dem Inkrafttreten des 8 49a für den Vermieter die 
Verpflichtung erwuchs, wenn er einer Raumwucheranklage 
entgehen wollte, die im voraus empfangenen Mietzinſen, 
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ſoweit fie über eine angemeſſene Vergütung hinausgingen, 
zurückzuzahlen. Dieſe Frage wurde vom 3. StrSen. ME 
Recht verneint, da die bloße Nichterfüllung einer derartigen 
etwaigen bürgerlich⸗ rechtlichen Verbindlichkeit eine Verletzung 
des § 492 nicht in ſich ſchließen könne. Ein nachfolgender 
ſtrafrechtlicher Raumwucher iſt in ſolchen Fällen auch vom 
Standpunkt des RG. nicht gegeben, da die Annahme 
im voraus gemachten Leiſtung im Augenblick der Erfüllun, 
nicht gegen die Raumwuchervorſchrift verſtieß, ſondern pi 
fpäter auf Grund veränderter Verhältniſſe die Grenze der 
angemeſſenen Vergütung überſchritt. Man wird zi 
rechtlich nicht anders zu entſcheiden haben, da zivilrech 
liche Wirkungen nur dann ausgelöſt werden können, wenn 115 
objektiven Vorausſetzungen des Raumwucherverbotes erfüll 
ſind. Dies war bei dem gegebenen Tatbeſtand zu verneinen 

Ein fortgeſetzter Raumwucher (um einen ſoll 15 
handelt es ſich in dem Urt. RG. v. 28. Okt. 1929) wür 
nur dann vorliegen, wenn ſelbſtändige Einzelhandlungen, di 
jede für ſich allein gegen das z. Z. ihrer Begehung beſteh 8 
ſtrafrechtliche Verbot verſtoßen, auf Grund einheitlichen Bor 
ſatzes des Fordernden als rechtliche Einheit verwirklicht wer. 
den, und die fortgeſetzte Handlung zu der Zeit, als die Ta 
mit der Beendigung der letzten zugehörigen Einzelhandlung 
zum Abſchluß gelangte und damit zu einer begangen! 
wurde, gegen die in dieſem Augenblick in Kraft beftn 
liche Raumwucherbeſtimmung verſtieß. Würde dieſer Zei 
punkt nach dem 1. Juli 1926 liegen, ſo wäre ſtrafrechtue 
und zivilrechtlich ausſchließlich der Tatbeſtand des 8 492 de 
Nachprüfung zugrunde zu legen, da die Vorausſetzungen 5 
§ 2 Abſ. 2 StGB. nicht gegeben find (RG. 5. StrSen. vom 
6. Okt. 1910: RG. 43, 357), vielmehr die fortgeſetzte 1 
erſt unter dem neuen Recht des § 49a zur Vollendung ir 
langt ift. Auf die älteren vor dem 1. Juli 1926 liegende 
Einzelhandlungen wirkt nur der Grundſatz des 8 2 Abl. 3 
SGB. ein, und zwar in der Weiſe, daß fie, wenn fie ach 
frühere Recht des 8 4 PreistrVO. nicht verletzten, auch 1b 
als Teil des Tatbeſtandes nach $ 49 a als des z. Z. des er 
ſchluſſes gültigen Strafgeſetzes in Betracht kommen könn 11 
ſondern ausgeſchieden werden müſſen. Der oben erörten 
Fall, in dem der Fordernde auf Grund eines vor dem 1. vr 
1926 abgeſchloſſenen Mietvertrags vor oder nach dieſem — 
min die monatlich fällig werdenden Mietzinsraten in t 
vereinbarten Höhe einfordert und ſich gewähren läßt, 725 
ſich weder ſtrafrechtlich noch zivilrechtlich als fortgeſez 
Raumwucher dar, da nur eine begangene Tat, die der „&“ 
derung“ vorliegt. 
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81124 BGB. beſtimmt, daß die Einziehung der Miete durch 
ven Grundſtückseigentümer dem Hypothekengläubiger gegenüber un⸗ 
wirkſam iſt, wenn es ſich um den Mietzins für eine ſpätere Zeit als 
das zur Zeit der Beſchlagnahme laufende Kalendervierteljahr handelt. 
Erfolgt die Beſchlagnahme im letzten halben Monat des Kalender⸗ 
vierteljahres, ſo iſt die Einziehung des Mietzinſes auch noch für das 
folgende Kalendervierteljahr wirkſam. Ganz gleiche Beſtimmungen ſind 
getroffen für den Fall des Verkaufs eines Grundſtücks (88 573, 
574 BGB.), für den Fall des Konkurſes des Grundſtückseigentümers 
(8 21 Abſ. 2 KO.) und für den Fall der Zwangsverſteigerung hin⸗ 
ſichtlich der Rechte des Erſtehers ($ 57 b). Die Beſtimmungen weichen 
im einzelnen im Wortlaut voneinander ab, ohne daß ein inhaltlicher 
Unterſchied erkennbar iſt. 

Es herrſcht lebhafter Streit darüber, ob die Einziehung des 
Mietzinſes über die angegebene Zeit hinaus auch dann wirkſam iſt, 
wenn ſie „vertragsgemäß“ erfolgt, wenn alſo der Mieter nach dem 
Mietvertrag verpflichtet war, Vorauszahlungen über die fragliche Zeit 
hinaus zu leiſten, ſei es, daß er den Mietzins für mehrere Jahre im 
voraus gezahlt hat, ſei es, daß jeweils für längere Zeiträume als 
ein Kalendervierteljahr vorausgezahlt werden muß. 

Für den Fall der freiwilligen Veräußerung nimmt die herrſchende 
Meinung an, daß ſolche vertragsmäßigen Vorauszahlungen dem Käufer 
gegenüber wirkſam ſeien (Staudinger, 9. Aufl., Anm. II 1b zu 
8 574 und die daſelbſt zit. Literatur u. RGRkomm., 6. Aufl., Anm. 1 
zu 8573; ebenſo RG. 94, 279 — ZW. 1919, 674). 

Beim Konkurſe des Grundſtückseigentümers hat die Frage prak⸗ 
tiſch kaum Bedeutung, da der Grundbeſitz wohl ſtets hypothekariſch 
belaſtet iſt und deshalb die Frage nur für die abſonderungsberechtigten 
Oypothekengläubiger nach 8 1124 BGB. bedeutſam iſt. Nach Jaeger, 


KO., 6./7. Aufl., § 21 Anm. 13 find dem Konkursverwalter gegenübes 
auch vertragsmäßige Vorauszahlungen unwirkſam. den 
Für den Fall der Zwangsverſteigerung wird die Frage von daß 
Kommentaren des ZwmBVerftG. übereinſtimmend dahin beantwortet, 
auch „vertragsmäßig“ erfolgte Vorauszahlungen dem Erſteher er 
über nur für das laufende und gegebenenfalls das folgende Kale 
jahr wirkſam find (vgl. Jaeckel⸗Güthe, Zwverſtch., 6. ſelbſ 
Anm. 8 Abſ. 2 zu 8 57b; Reinhard⸗Müller, Anm. III 3 biz, 
und in der kleinen Ausgabe Anm. 8; Brand⸗Baur, Die peng 
verſt. in d. gerichtl. Praxis S. 179; Jaeckel⸗Güthe iſt in fei * 
Anmerkung der optimiſtiſchen Auffaſſung, daß die frühere der 
frage durch die Nov. v. 8. Juni 1915, durch die die Wirkung 15 
Vorausverfügungen in der Regel auf ein Kalendervierteljahr beſchr iner 
wurde, erfolgt ſei). OLG. Hamm: ZW. 1929, 3257 hat in ur? 
Entſch. den gegenteiligen Standpunkt vertreten, den Stillſchwe 
JW. 1930, 769 lebhaft bekämpft. per 
Zu 5 1124, alſo zu der wichtigen Frage, ob auch die Hypotheken 
gläubiger vertragsmäßig erfolgte Vorauszahlungen für ſpätere Toy 
als das laufende und evil. das folgende Kalendervierteljahr N) nd 
ſich gelten laſſen müſſen, ijt, abgeſehen von Stillſchwergz die 
einer Bemerkung bei Reinhard⸗Müller, ZuvVerſtGh. gi# lung 
die Frage verneinen, in der Literatur, ſoweit ich ſehe, keine Plagen, 
genommen. Jetzt hat OLG. Karlsruhe: ZW. 1930, 2986 entſchl ngen 
daß auch der Hypothekengläubiger vertragsmäßige Vorauszahlung 
über den erwähnten Zeitpunkt hinaus gegen ſich gelten laſſen ie 
Das Ergebnis iſt alſo, daß für den Fall der freiwilligen Veräuß 
für den Fall des Erwerbs in der Zwangsverſteigerung und TI 990. 
Fall der Zwangsverwaltung nach den Entſch. des RG., der Yon 
Hamm und Karlsruhe jegliche Vorauszahlungen dem Erwerber enn 
Erſteher und den Hypothekengläubigern gegenüber wirkſam ſind, 
ſie vertragsgemäß erfolgen. 
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und Mögen die Entſch. für den Fall der freiwilligen Veräußerung 
wirhn es Erwerbs im Wege der Zwangsverſteigerung in ihrer Aus⸗ 
Käu Ng praktiſch nicht von allzu großer Bedeutung fein, weil der 
durch ſich vorher erkundigen kann und der Erſteher das allerdings 
aus den Mieterſchutz zur Zeit noch eingeſchränkte Kündigungsrecht 
ander * kann, fo ift die Entſch. des OLG. Karlsruhe, wenn fie von 
Realkr. Gerichten, beſonders vom R., beſtätigt wird, geeignet, den 
b berdit ſchwer zu erſchüttern. Der Hypothekengläubiger kann es, 
verſteie cs in der heutigen Zeit, häufig nicht wagen, die Zwangs⸗ 
aus; 'gerung herbeizuführen, weil er Gefahr läuft, mit feinen Rechten 
r ellen. Er iſt vielfach darauf angewieſen, die Zwangsverwaltung 
griff ealiſierung der Hypothekenzinſen einleiten zu laſſen. Der Zu⸗ 
auf die reale Unterlage für die Zinſen, die Miete, iſt ihm 
borang en, wenn dieſe vertragsmäßig, vielleicht auf Jahre hinaus, 
wohn gezahlt iſt. Die Vorauszahlung iſt heute ſowohl bei Alt⸗ 
Gefangen als auch bei Errichtung von Neubauten, vor allem bei 
Entin ts⸗ und Bürohäuſern, keine Seltenheit. Wenn die fragliche 
Mieter in der Praxis allgemein anerkannt würde, ſo könnten die 
ohne ungefährdet Vorauszahlungen in beliebigem Umfang machen, 
ürgendeine Gefahr zu laufen, ſofern wegen des Mieterſchutzes 
rung gekündigt werden kann. Sie brauchen dann die Zwangsverſteige⸗ 
1 Mid das Kündigungsrecht des Erſtehers nicht zu fürchten. Durch 
nur 5 dus ift das geſetzliche Kündigungsrecht des Erſtehers nicht 
ſchäſtaeg Altwohnungen und in beſchränktem Umfang auch bei Ge⸗ 
Wohn Aumen eingeſchränkt (in Preußen bei Verbindung mit einer 
insb ef. 90, ſondern auch bei Neubauten mit öffentlichen Mitteln, wozu 
in den Hauszinsſteuern in Preußen und die entſprechenden Steuern 
Dogz u anderen Ländern gehören (833 Abſ. 3 Miet SchG.). Wenn das 
Korg Damm hierzu bemerkt, daß es ſich bei dem Mieterſchutz um ein 
zumalſes handelt, jo iſt dies kein Troſt für den Hypothekengläubiger, 
ſtehen die Mieterſchutzbeſtimmungen ſchon faſt 1½ Jahrzehnte be⸗ 
Hypot Zub ihre völlige Beſeitigung noch in weiter Ferne liegt. Der 
hekengläubiger wird in allen dieſen Fällen es nicht wagen, die 
zahlun ſteigerung durchzuführen, weil er bei erheblichen Voraus⸗ 
gen Gefahr läuft, daß ſeine Hypothek, ganz abgeſehen von der 
Eefteper Wirtſchaftslage, deshalb nicht herausgeboten wird, weil der 
halten „für die ganze Zeit der Vorauszahlungen keine Miete er⸗ 
tand brürde. Das Recht des Hypothekengläubigers, die für den Be⸗ 
betreiber Hypothekenforderung ungefährliche Zwangsverwaltung zu 
oder ir wäre für alle Fälle — gleichgültig ob Mieterſchutz beſteht 
gaht — illuſoriſch gemacht, und. zwar unter Umſtänden auf 
Jahre hinaus. 
Gare vertragsmäßige Vorauszahlung der Miete würde ſich wirt⸗ 
aus wirt. als eine aus dem Grundbuch nicht erſichtliche Realbelaſtung 
Grundbuch und damit den Grundſatz des öffentlichen Glaubens des 
verſchz ches über den Haufen werfen. Dieſe Wirkung würde ſich noch 
zahlun en, wenn man den Begriff der vertragsmäßigen Voraus⸗ 
zahln 8 weit auslegt. Iſt es nicht auch vertragsmäßige Voraus⸗ 
lichen 5. wenn etwa Mieter und Vermieter nach Ablauf des urſprüng⸗ 
und „orausbezahlten Mietvertrages einen neuen Vertrag abſchließen 
vertra zuderum Vorauszahlungen vereinbaren? Iſt es nicht auch 
vertr. mäßige Vorauszahlung, wenn etwa Abänderungen des Miet» 
zahlunn vorgenommen und aus dieſem Grunde weitere Voraus⸗ 
ommeen gemacht werden? Die Entſch. von Karlsruhe wird will⸗ 
Was hint. Anlaß zu unlauteren Machenſchaften aller Art bieten. 
mit Oy. dert den Eigentümer, der ein Einzelwohnhaus bewohnt, das 
tt, aus >theken im Betrage des vollen Wertes des Hauſes belaftet 
nicht dem alſo ein Erlös für den Eigentümer beim Verkauf 
zehn m erzielen iſt, unter Berufung auf die Entſch. auf fünf oder 
einzußßcchre ſeine Wohnung zu vermieten, den vollen Mietbetrag dafür 
call en, und damit im wirtſchaftlichen Enderfolg den ſämtlichen 
Zwan, a, Hein eine Hypothek in dieſer Höhe vorzuſchieben? Eine 
wagen verſteigerung werden dieſe Hypothekengläubiger gar nicht 
dom beſonders nicht, wenn der Mieter Mieterſchutz genießt und 
wäre fü eher nicht gekündigt werden kann. Eine Zwangsverwaltung 
ür die Gläubiger zwecklos. 
Auslehwingt bas Geſetz zu einer mit ſolchen Wirkungen verbundenen 
ngen ? Mit dem Wortlaut der Beſtimmungen iſt nicht viel an⸗ 
dem Den läßt die eine wie die andere Auslegung zu. Allein aus 
5 eck des Geſetzes iſt ein ſicheres Ergebnis zu gewinnen. Der 
zu ſein s der Mieter freiwillig, ohne vertragsmaßig dazu verpflichtet 
gehören tauszahlungen leiſtet, wird zu den großen Seltenheiten 
äre, iſt aß nur deshalb eine Regelung in den vier Fällen erfolgt 
zahlune nicht anzunehmen. In den meiſten Fällen wird eine Voraus⸗ 


folgen ohentweder auf Grund des urſprünglichen Mietvertrages er⸗ 
erging er auf Grund von neuen Abmachungen — Ermäßigung des 


für 
Tanga ter —, fo daß alſo auch dann eine „vertragsmäßige“ 
treffen ſohlung vorliegt. Hätte der Geſetzgeber nicht gerade dieſe Fälle 
N % ae jo wäre die Regelung, auf die man doch, wie die Nov. 
cutungsle 1915 beweist, großen Wert legte, praktiſch ziemlich be⸗ 
halb es geweſen. Sodann wäre es gänzlich unverſtändlich, wes⸗ 
deſtimmt iche anderen Verfügungen über den Mietzins nur für die 
N augze Zeit wirkſam ſein ſollen, während nur vertragsmäßige 
zu verkahlungen ausgenommen wären. Der Zweck des Geſetzes war, 
Andern, daß den Hypothekengläubigern die Unterlage für die 


% Verlängerung des Vertrages oder ſonſtige Vergünſtigungen 


Zinsanſprüche genommen wurde, und dieſer Zweck wäre nur ſehr 
unvollkommen erreicht, wenn man vertragsmäßige Vorauszahlungen 
hätte ausnehmen wollen. Ein Bedürfnis, den Mieter zu ſchützen, be⸗ 
ſteht nicht, da dieſer ſich für ſeine Vorauszahlungen, die wirtſchaftlich 
als Darlehen anzuſehen ſind, durch Eintragung einer Hypothek ſichern 
kann. Dieſer Weg wird auch meiſt bei langjährigen Vorauszahlungen 
gewählt und entſpricht dem Grundſatz der Verlautbarung des Grund⸗ 
ſtückskredits. 

Die Gründe, die das RG. für die Auslegung des 8 573 BGB. 
anführt, nämlich daß ein auf die Zeit der Berechtigung des Er⸗ 
werbes entfallender Mietzins nicht vorhanden ſei und deshalb der 
Erwerber bei vertragsmäßigen Vorauszahlungen keinen Anſpruch auf 
nochmalige Zahlung der Miete habe, treffen für 81124 BGB. nicht 
zu. Das OLG. Karlsruhe begnügt ſich denn auch in feinen dürftigen 
Gründen damit, einfach auf den gleichen Wortlaut der Beſtimmungen 
zu verweiſen. Kein Zufall iſt es, daß gerade die Kommentatoren des 
ZwVerſtGG. die dem Hypothekengläubiger und dem Erſteher günſtigere 
Auslegung vertreten, während die Bearbeiter der mietrechtlichen Be⸗ 
ſtimmungen, vom Grundſatz der Vertragsfreiheit ausgehend, anderer 
Auffaſſung ſind. 

Mit Stillſchweig wird man davon ausgehen müſſen, daß 
alle vier Geſetzesſtellen gleichmäßig auszulegen ſind, keinesfalls iſt 
aber der 81124 BGB. in gleicher Weiſe wie die mietrechtlichen Be⸗ 
ſtimmungen auszulegen. 

Es wäre zu wünſchen, daß die Frage bald durch eine höchſt⸗ 
richterliche Entſcheidung geklärt würde. 

RA. Dr. Becker, Bad Oeynhauſen. 


Entgegnung. 


Intervention gegen die Vollſtreckung von Mietzins⸗ 
8 urteilen. 


(Zu Heyum: JW. 1929, 3220.) 


Es ſei davor gewarnt, ſich darauf zu verlaſſen, daß die Pfän⸗ 
dung aus dem Mietzinsurteil die Verwirklichung des Vermieter⸗ 
pfandrechtes darſtelle und deſſen Wirkungen und Vorrechte in ſich 
trage. Wie berechtigt eine ſolche Warnung iſt, mag der Aufſatz von 
Bahr: Jurgdſch. 1930, 109 zeigen, der berichtet, er habe noch kürze 
lich den Vorſitzenden einer Zivilkammer ſein Bedauern ausſprechen 
hören, auf die Widerſpruchsklage eines Dritteigentümers gegen den 
Vermieter, der dem Vermieterpfandrecht unterliegende Sachen auf 
Grund eines Mietzinsurteils gepfändet hatte, nicht anders als durch 
Verurteilung des Vermieters zur Freigabe entſcheiden zu können. 
Die Einrede der Argliſt, mit der das RG. in dem bei Niendorf, 
856 S. 417 Anm. 9 angeführten, unveröffentlichten Urteil und 
O LG. Frankfurt a. M.: ZW. 1929, 2899 geholfen haben und 
deren Berechtigung ich gegen Jacuſiel verteidigt hatte, iſt ſtets 
eine zweifelhafte Sache und wird nicht überall anerkannt. Es iſt 
m. E. Pflicht eines jeden Rechtsberaters, ſich bei der Verfolgung der 
Intereſſen ſeiner Partei nicht auf zweifelhafte Rechtsanſchauungen 
zu verlaſſen. Gegenüber Hey um iſt feſtzuſtellen, daß nicht nur der 
RGRKomm. in Anm. 2 zu 8 1233 „ein überſpitztes, in der Praxis 
unbrauchbares Diſtinguo“ zwiſchen der Verwirklichung des Ver⸗ 
mieterpfandrechtes (VermpfR.) gemäß 88 1228, 1233 und der 
Zwangsvollſtreckung aus dem Mietzinsurteil aufſtellt, daß dies viel⸗ 
mehr in neuerer Zeit durchweg im Schrifttum und in der Rechlſpre⸗ 
chung geſchieht (RGG.: LZ. 1916, 1427; RG. 104, 301; KG.: OLG⸗ 
Rſpr. 22, 250; 18, 167; 17, 5; Staudinger, 8 1233 IIb; 
Planck, 8 1233 2a; Mittelſtein, 8 85,3 S. 546 und $ 86 
©. 552; Warneyer, 8 5591; Hein: JW. 1928, 7604). Wenn 
dieſe Unterſcheidung auch, wie ich ſchon früher betont habe, für die 
Praxis unerfreulich iſt und unangenehme Folgen haben kann, fo iſt 
doch feſtzuſtellen, daß noch kein rechtlicher Geſichtspunkt gefunden 
worden iſt, der zwingend das Gegenteil bewieſe. Das gilt auch von 
dem Gedanken Heyums, der aus dem Grundſatz, daß wegen der⸗ 
ſelben Forderung an derſelben Sache nicht zwei Pfandrechte beſtehen 
können, folgert, daß durch die aus dem Mietzinsurteil erfolgende 
Pfändung nicht neben dem ſchon beſtehenden VermpfR. noch ein 
Pfändungspfandrecht (PfpfR.) entſtehen könne, jo daß die Zwangs⸗ 
vollſtreckhung die Realiſierung des VermPfR. fein müſſe (ebenfo 
übrigens Stein⸗Jonas, 8 804 II 1 bei Note 11). Richtig iſt, 
daß für dieſelbe Forderung an demſelben Gegenſtande nicht zwei 
Pfandrechte des bürgerlichen Rechts beſtehen können, weil da⸗ 
mit eine doppelte und unnütze Sicherung geſchaffen würde, die der 
Akzeſſorietät des Pfandrechts widerſpricht. Aber damit hört auch ſchon 
der ſichere Boden auf. Zweifelhaft iſt nämlich bereits, ob das PfPfgt. 
in den Vorausſetzungen ſeiner Entſtehung überhaupt mit dem Pfand⸗ 
recht des BGB. übereinſtimmt. Das wird vielfach verneint. Nach 
dieſer Meinung iſt das PfPfR. als Ausfluß der Beſchlagnahme ein 
Pfandrecht öffentlich⸗rechtlicher Art, das als nicht akzeſſoriſches 
mit jeder Pfändung entſteht — auch wenn keine Forderung neben 
dem Titel ſteht und das Pfandſtück nicht zum Vermögen des Voll⸗ 
ſtreckungsſchuldners gehört; 8 804 BRD. fol danach nur die Be⸗ 
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deutung haben, das PfPfR. in feinen Wirkungen (nicht feinen Vor⸗ 
ausſetzungen) dem Vertragspfand gleichzuſtellen (vgl. Banmbach, 
5. Aufl., Überſicht vor 88 803 Ziff. 5 und 804 Anm. 2; ferner die 
bei Stein, Grundfragen der Zwangsvollſtreckung S. 44 Zitierten, 
zurückgehend auf Staub: JW. 1888, 201 ff.). Aber auch wenn 
man mit der herrſchenden Lehre grundſätzlich davon ausgeht, daß das 
PfPfR. ſich in feinen Vorausſetzungen nach dem Pfandrecht des BGB. 
richtet, ſo folgt daraus noch keineswegs, daß nun alle Grundſätze 
des BGB. ſchlechthin gelten, was ſich ohne weiteres aus der ZPO. 
ſelbſt ergibt, wenn man den Fall der Konkurrenz mehrerer PfPfR. 
betrachtet. Nach § 804 Abſ. 3 ZPO. geht das durch eine frühere 
Pfändung begründete Pfandrecht dem durch eine ſpätere Pfändung er⸗ 
worbenen vor. Hat nun ein perſönlicher Gläubiger zuerſt gepfändet 
und dann der Vermieter, ſo geht das PfPfR. des Vermieters dem des 
erſtpfändenden perſönlichen Gläubigers nach, obwohl das materielle 
VermPfgt. dem perſönlichen Gläubiger vorginge. Will der Vermieter 
den feinem VermPfR. entſprechenden Vorrang erzielen, fo muß er 
die Vorzugsklage aus 8 805 ZPO. anſtrengen. Auf dem Wege über 
dieſe Vorzugsklage kann er den Vorrang feines VermPfR. aber auch 
erreichen, ohne daß er überhaupt gepfändet hat, woraus erhellt, daß 
die Pfändung bei dieſem Klagewege für die Geltendmachung des 
VermPfR. gänzlich bedeutungslos iſt. Ohne und außer dieſer Klage 
gibt es aber im eigentlichen Vollſtreckungsverfahren ſelbſt keine 
Möglichkeit, wie der Vermieter ſeiner, durch eine ſpäter erfolgte 
Pfändung begründeten, dem erſtpfändenden Gläubiger nachgehenden 
Rangſtellung unter Berufung auf fein VermPfR. den entſprechenden 
Vorrang verſchaffen könnte. Daraus folgt m. E. zweierlei. Einmal, 
daß die Pfändung aus dem Mietzinsurteil nach dem Syſtem der 
ZPO. nicht die Verwirklichung des materiellen VermpfR. fein kann, 


denn ſonſt müßte das Geſetz folgerichtig auch die vollſtreckungsver 
fahrensmäßige Möglichkeit gegeben haben, der ſo qualifizierten 
dung den entſprechenden Vorrang des VermPfR. zu verſcha den 
Sodann muß daraus entnommen werden, daß trotz beſtehen 
VermpfR. durch die Pfändung auch ein PfpfR. i. S. der 345 
entſteht. Denn es kann nicht i. S. des Geſetzes gelegen haben, dab 
der Vermieter, wenn er aus dem Mietzinsurteil vollſtreckt und 9, 
mäß der Reihenfolge ſeines Pfändungsaktes (nicht dem Rang ein 
VermPfR.) zur Befriedigung kommt, er nicht an dieſer Stelle g 
Befriedigungsrecht materieller Art haben ſollte, wie es die 9 a, 
durch die Gleichſtellung des PfPfR. mit dem vertraglichen 8 ir 
pfandrecht dem Gläubiger gewähren wollte. Sollte nach dem ere 
ſatze des BGB., nach dem für dieſelbe Forderung nicht zwei De 
rechte an derſelben Sache beſtehen können, das an dem Pfand 10 
beſtehende VermpPfR. das Entſtehen des der Zeitfolge der fang 
entſprechenden PfPfek. ausſchließen, fo müßte auch die Rech ganz 
dieſelbe ſein, wie bei zwei materiellen Pfandrechten dieſer Art. 5 
iſt aber nicht der Fall. Zwet Vertragspfandrechte an derſelben im 
ſtehen gleichberechtigt nebeneinander auf derſelben Ebene, ſicherg ora 
Rahmen derſelben Rechtsart und ſomit doppelt, ſo daß eines we 
flüſſig iſt. Und das gerade ift der Grund, weshalb ihr Nebeneinan 0 
beſtehen ausgeſchloſſen iſt. Das Verhältnis von Vermpfq. er 
PERN. iſt aber fo, daß das erftere ſich nur im Rahmen des m ver? 
riellen Rechtes auswirken kann, letzteres nur im Vollſtreckunge 
fahren, ſie ſtehen nicht auf derſelben Ebene, ſichern nicht doppelt, 1 
dern haben jedes in dem ihm eigenen Rechtsgebiete eine beſond 
Funktion. Sie müffen daher beide auch unabhängig und unge 
voneinander entſtehen und beſtehen können. 

LR. Dr. Muenzel, Koblenz.: 


Vereinigungen. 


2 Gemiſchte Kommiſſton 
für Wohn⸗ und Mietrechtsfragen). 
Beſchlüſſe in ſyſtematiſcher Zuſammenſtellung. 
Vom 25. Okt. 1929 bis 20. Juni 1930 (Nr. 61a, 121—143). — 
(Vgl. die früheren Beſchlüſſe: Nr. 1—110: JW. 1928, 2580 ff.; 
Nr. 111—120: JW. 1929, 2857). 


1. Reichsmietengeſetz. 
A. Verſchiedenes. 


131. Für Aufnahme von Vergleichen durch den Prozeßrichter, 
die gegen die Beſtimmungen des MietSchch. ($ 49) oder gegen das 
R Mieth. verſtoßen, iſt Art. 40 Pr. entſprechend anzuwenden 
(28. März 1930). 


B. Geſetzliche Miete und Friedens miete. 


61a. Dem Beſchluſſe v. 27. Nov. 1925 iſt folgender 
Abſ. 3 anzufügen: „Dadurch allein, daß der Mieter die behördlich 
ausgeſtellte Mittelloſigkeitsbeſcheinigung dem Vermieter zwecks 
Hauszinsſteuerſtundung übergibt, wird vor der behördlichen Stun⸗ 
dung kein Recht des Mieters begründet, den Hauszinsſteueranteil 
dem Vermieter gegenüber einzubehalten“ (25. Okt. 1929). 

Anm.: Der Beſchluß v. 27. Nov. 1925 (Nr. 61) 
lautet: 

Der Mieter kann gegenüber der Forderung auf Zah⸗ 
lung der geſetzlichen Miete einwenden, daß die Stundung 
oder Niederſchlagung der Hauszinsſteuer mit Rückſicht auf 
ſeine wirtſchaftliche Lage erfolgt iſt. 

Das gleiche gilt, wenn der Vermieter durch ſein Ver⸗ 
halten eine ſolche Stundung oder Niederſchlagung der 
Hauszinsſteuer vereitelt hat. 


C. Schönheitsreparaturen. 


93 a. Folgender Beſchluß v. 1. Juli 1927 (Nr. 93) wird ein⸗ 
ſtimmig aufrechterhalten: 

„Die Gemeindebehörde (in Berlin das Wohn A.) hat auf An⸗ 
trag nach § 28 MietSchG. auch darüber zu entſcheiden, ob eine 
ſog. Schönheitsreparatur erforderlich iſt. Die Gemeindebehörde hat 
hierbei nicht zu prüfen, ob der Mieter gegen den Vermieter einen 
geſetzlichen oder vertraglichen Anſpruch auf Vornahme der Schön⸗ 


1) Die Kommiſſion beſteht aus Richtern der Berliner Gerichte 
— einſchl. des KG. —, Erſten Vorſitzenden der Berliner MEA. und 
juriſtiſchen Dezernenten von Wohn A. Sie iſt 1923 von dem Unterzeichneten 
und dem Direktor des ſtädtiſchen ZentralWohn A. (OMagR. Wild) 
gegründet, unter deſſen Vorſitz fie jetzt ſteht. — Die Zahlenangaben 
bezeichnen die Beſchlüſſe nach der Reihenfolge und dem Tage ihrer 
Faſſung; KG. 17 Y find RE. des KG. 


ichen 
heitsreparaturen hat. Dieſe Entſch. ſteht allein dem ordentliche 
Gericht zu“ (28. Febr. 1930). 105 
136. Das Wohn A. hat in jedem Falle auf Antrag Aus- 
Mieters eine Beſcheinigung gem. § 28 MietSh®. über die n, 
führung notwendiger Inſtandſetzungsarbeiten zu erteilen, auch DAT, 
wenn es ſich um ſog. Schönheitsreparaturen handelt, 33 deren 
führung ſich der Mieter verpflichtet hat (30. Mai 1930). 


D. Sammelheizung und Warmwaſſer. 


132. Die Beſtimmung in den zu einem Mietvertrace f 
hörigen Lieferungsbedingungen, wonach der Lieferer von port 
zur Heizung und von Strom für den Fahrſtuhl und Trans paß, 
betrieb berechtigt iſt, ſeine Leiſtungen einzuſtellen, wenn der gen 
nehmer mit der Tilgung der dem Lieferer zuſtehenden Forderung 
rückſtändig bleibt, iſt gültig (28. März 1930). si. 
140. Eingeſtellt ift die Sammelheizung i. S. des 8 13 Wr, 
RMietch., wenn ein dauernder Zuftand geſchaffen iſt, der bew er 
daß die Räume in Zukunft keine oder doch nicht mehr Heizung in 
halten, als nach der Art der Heizung unvermeidlich iſt. Die ie 
ſtellung führt zur Minderung des Heizſtoffanteils nur, wen or⸗ 
von dem Vermieter oder, ſofern ein anderer Rauminhaber 
handen ift, auf Anordnung des MEN. oder im Einverſtändni 
Rauminhabers mit dem Vermieter vorgenommen iſt. ie 
Iſt die Sammelheizung für eine Wohnung ganz oder deb; 
eingeſtellt, fo iſt bei der Umlegung der Heizſtoſſgoſten folge 
maßen zu verfahren: 8 die⸗ 
Zunächſt iſt der tatſächlich verbrauchten Heizſtoffmenge ung 
jenige Heizſtoffmenge hinzuzurechnen, die durch die Einſte der 
der Sammelheizung in der nichtbeheizten Wohnung gegenüber höhe 
Beheizung des ganzen Hauſes erſpart iſt. Dann iſt dieſer er icht 
Betrag auf alle Wohnungen umzulegen, und es iſt dabei der i 
beheizten Wohnung der durch die Einſtellung der Sammel Finger 
am Geſamtverbrauch der Heizſtoffe erſparte Betrag gutzub 
(20. Juni 1930). 5 bei 
Anm.: 1. Ausgegangen war von der Frage, ach 
der Umlage der Heizſtoffkoſten auch Räume zu ger die 
ſichtigen find, die leerſtehen und in denen der Vermiel 
Heizung abgeſtellt hat. 5 17,20 
Anm.: 2. Vgl. Kc. v. 13. April 1929, 17 3 Warte 
und v. 15. Febr. 1930, 2/0; Jaffa: Grundſ 
1929, 166. 


B. Fahrſtuhl. a ber 
132. Lieferung von Strom für den Fahrſtuhl; Folg 
Nichtzahlung ſ. I. D. Nr. 132. 
F. Untermiete. iſt 


0 
133. Die Überlaſſung nur einzelner Eineichtungapegen it 65 
keine Möblierung i. S. des SL PrVO. v. 12. Dez. 19 


50. 
Jahrg. 1930 Heft 42/48] 
müſſe f 
dene viele Einrichtungsgegenſtände überlaſſen ſein, daß im 
dann 28 mit ihnen das Wohnbedürfnis befriedigt werden 
„März 1930). 
8 Anm.: Ebenſo NG. v. 17. März 1930, 17 W 1568/30: 
rund. 1930, 522. 


01 G. Hauszinsſteuer. 
ie 9. Mittelloſigkeitsbeſcheinigung des Mieters; Bedeutung 
kietszahlung ſ. I. B. Nr. 61 a. 

Miet It die Hauszinsſteuer mit Rückſicht auf die Verhältniſſe 

etzuners geſtundet oder niedergeſchlagen, jo liegen die Vor⸗ 

dor, ss zur Mietaufhebung nach 8 3 MietSchG. ſchon dann 

volſe hr der Mieter mit einem Betrag im Verzuge iſt, der die 

Ihnsſteue Uatsmiete abzüglich des geſtundeten oder erlaſſenen Haus⸗ 
vanteils überſteigt (20. Juni 1930). 


II. Mieterſchutzgeſetz und Mieteinigungsamt. 
A. Verſchiedenes. 


für ö 


Au ea. Zur Aufnahme eines Pflegekindes gegen Entgelt iſt die 
(25. bat le Vermieters gem. § 549 BGB. nicht notwendig 
136 


om 150 ben des WohnA. gem. 8 28 MietSchch. f. 


B. Mietaufhebung. 


ig de e Feſtſetzung der Zwangsmiete ſchließt die nochmalige 
de uheen überwiegenden Eigenbedarfs des Vermieters im Wege 
Latbeſtand ungeklage nach § 4 MietSchG. auch bei unverändertem 

122 0 nicht aus (25. Okt. 1929). 

125 Aufnahme eines Pflegekindes (f. II. A. Nr. 122). 
Aoſchluß Der Erſatzraum iſt ſchon dann „geſichert“, wenn dem 
dagegen des neuen Mietvertrages Hinderniſſe nicht entgegenſtehen. 
en Sig ehrt die Prüfung, ob der Mietzins des Erſatraums für 
ie 18 tragbar iſt und ob dem Mieter in den neuen Räumen 
ber Erſagvrmietung geſtattet ſein muß, nicht zu der Frage, ob 
breuß. raum „geſichert“ iſt (12. Dez. 1929) (vgl. Erlaß des 

12 Min. b. 2. Juli 1929). 
daten Mi Vermieter kann mit einer auf 8 4 MietSch®. ge⸗ 
die ge 


80 
d 


etaufhebungs⸗ und Raumherausgabeklage nicht durch⸗ 
bra enn er Wohnraum für gewerbliche Zwecke begehrt, ohne 
getan zu Usſetzungen von 8 2 Abf. 2 Satz 2 Wohnmangd. dar⸗ 
1. 188. Naben (13. Dez. 1929). 
U. P. Nr 128 eic in Mietaufhebungsſachen unter Widerruf (f. 
ar el 

nicht ſcho, Gegen 8 49 MietSch®. verſtößt ein Räumungsvergleich 
N a deshalb, weil er die Räumungspflicht auch von der 
lauch ichen „Der Prozeßkoſten oder einer anderen fälligen Schuld 
8. 131 mietſchuld) abhängig macht (28. Febr. 1930). 


GB, (f. Aufnahme von Vergleichen unter Verſtoß gegen Miet⸗ 

100 L. Nr. 131). 

Maderſchtaalietaufhebung nach § 3 MietSh6. bei Stundung oder 
gung von Hauszinsſteuer (ſ. I. G. Nr. 139). 


C. Untermiete. 


125 
155 Aufnahme eines Pflegekindes (j. II. A. Nr. 22). 
Mie, 184. f. olierung ( I. F. Nr. 133). 
(etc nes Mieth. gilt trotz der Veſtimmung im 8 24 Abſ. 1 


nicht auch bei Untermieterverhältniſſe (28. März 1930). 


D. Verfahren. 


2 
Reiten Der Beſchwerdeſtelle find bei der Nachprüfung der Billig⸗ 
28 fingen des MEN. keine Grenzen geſetzt (25. Okt. 1929). 
un olange ein Vergleich noch widerruflich iſt, iſt er kein 
Gr. erteiſbssbitel: die Vollſtreckungsklauſel kann zu ihm alſo 
gleundlage - ‚erden und eine Koſtenfeſtſetzung kann auf feiner 
eich ſind nicht erfolgen. Entgegengeſetzte Abmachungen im Ver⸗ 
unwirkſam (28. Febr. 1930). 
glei An mie Ausgegangen war von der Frage: Ob Ver⸗ 
1 in Mietaufhebungsſachen, in denen ſich der Mieter 
aumung verpflichtet, jedoch unter Erlöſchen des 
gabeanſpruchs bei rechtzeitiger Zahlung der rück⸗ 
er gen neben der laufenden Miete, gültig ſind, wenn 
Be Vermieter ſich den Vergleichswiderruf ohne zeitliche 
1 Nezung vorbehält. 5 
en mungsvergleich; Abhängigmachen von Zahlung der 
Gi B Nr 120) metſchulden (Verſtoß gegen § 49 MietShG.?) 


. 
ige Aufnahme von Vergleichen unter Verſtoß gegen das 
r das MietSh®. (. 1. A. Nr. 131). 


Heraus 


fänd 


Vereinigungen 


3201 


143. Das MEN. iſt nach §8 27, 16 MietSchcf. nicht zu⸗ 
ſtändig, über Einwendungen der bell. Partei gegen den ſeitens 
des Kl. zugewieſenen Erſatzraum zu entſcheiden (20. Juni 1930). 

Anm.: Ausgegaugen war von dem Falle, daß ge⸗ 
ſchiedene Eheleute einen Vergleich über die gemeinſame 
Altraumwohnung geſchloſſen haben, in dem die Verpflich⸗ 
tung des Bekl. zur Herausgabe an Kl. von der Sicherung 
eines ausreichenden Erſatzwohnraums abhängig gemacht iſt. 


III. Wohnungsmangelgeſetz und Wohnungsamt. 
A. Verſchiedenes. 


121. Nochmalige Prüfung des Eigenbedarfs bei Zwangsmiete 
(ſ. II. B. Nr. 121). 

124. Die nach 83 BerlWohnNotgt. v. 21. Mai 1927 vom 
Hausbeſitzer oder ſeinem Stellvertreter zu erſtattende ſchriftliche 
Anzeige braucht nicht Angaben über die Eigentumsverhältniſſe 
am Grundſtück zu enthalten (29. Nov. 1929). 

126. Die Wohnungszwangswirtſchaft ift Auftragsangelegenheit. 

Die zur Durchführung der Wohnungsordnung dienende Woh⸗ 
nungsaufſicht gehört zur ſtädtiſchen Selbſtverwaltung. 

Obwohl das Wohn. in Berlin beide Aufgaben handhabt, 
liegt in der Zuweiſung eines Wohnungſuchenden allein niemals 
eine Befreiung von den Vorſchrifteu der BerlWohnO. vom 
14. Aug. 1928 ($ 15) (13. Dez. 1929). 

Anm.: Ausgegangen war von der Frage: „Woh⸗ 
nungsamt“ i. S. des Wohnmang G. und Woh⸗ 
uungsgeſetzes (vgl. Beſchl. des LG. 1 Berlin vom 
9. März 1929, 24 T 5/29). 

130. Eine unrichtige Anwendung des billigen Ermeſſens, auf 
die die Rechtsbeſchwerde geſtützt werden kann, liegt vor, wenn das 
MEN. dem Erlaß des preuß. VolkswohlfMin. betr. Berückſichtigung 
des Wohnbedürfniſſes des Hauseigentümers und ſeiner Kinder 
v. 17. Okt. 1926 (i. d. Faſſ. v. 28. Juni 1929) nicht entſprochen 
hat, ohne daß beſondere Umſtände des Falles die Entſch. recht⸗ 
fertigen (28. März 1930). 

135. Derjenige, der den Anteil des Miterben am Nachlaſſe 
gem. § 2033 Abs. 1 BGB. erworben hat, iſt nicht Erbe i. S. des 
§ 4 BerlWohnNotR. (30. Mai 1930). 

Anm.: Vgl. jedoch KG. v. 9. Mai 1930, 17 Y 19/30: 
„Überträgt ein Miterbe des Mieters einer Wohnung ſeinen 
Anteil am Nachlaß nach § 2033 Abſ. 1 BGB. auf einen 
anderen, ſo geht dadurch ſein Verfügungsrecht über die 
Wohnung auf den anderen über.“ 

137. Wird eine Räumungsaufforderung nach 8 14 BerlWohn⸗ 
NotR. nur damit begründet, daß die Wohnung dem Verfügungs⸗ 
berechtigten gegenüber in Anſpruch genommen iſt, ſo muß die In⸗ 
anſpruchnahme gegen alle Verfügungsberechtigten bei Zuſtellung der 
Räumungsaufforderung ausgebracht und rechtskräftig geworden 
ſein. Iſt dies nicht der Fall, ſo kann die Räumungsaufforderung 
damit begründet werden, daß die rechtlichen Erforderniſſe der In⸗ 
anſpruchnahme gegen die Verfügungsberechtigten vorhanden ſind. 
Alsdann iſt aber das Vorliegen der einzelnen rechtlichen Erforder⸗ 
niſſe mit tatſächlicher und rechtlicher Begründung unter Anführung 
der Geſetzesſtellen in der Verfügung darzulegen (30. Mai 1930). 

138. Erwirbt der Untermieter, nachdem gegen ihn eine Räu⸗ 
mungsverfügung endgültig ergangen iſt, nachträglich die Ver⸗ 
fügungsberechtigung, ſo muß gegen ihn noch die Beſchlagnahme 
jedenfalls dann erlaſſen werden, wenn ſie gegen den bisher Ver⸗ 
fügungsberechtigten nicht ergangen war (20. Juni 1930). 

141. Der § 2 Abſ. 1 Berl WohnNotR. v. 21. Mai 1997 er⸗ 
möglicht die Beſchlagnahme der Wohnung nebſt dem damit zu⸗ 
ſammenhängenden Geſchäftsraum (20. Juni 1930). 

Anm.: Ebenſo KG. v. 25. Juni 1930, 17 Y 31/30. 

142. Für die Anwendung des „billigen Ermeſſens“ iſt es 
ohne Bedeutung, auf welche Weile das Wohnel. von den Voraus⸗ 
1 für ſeine Verfügung Kenntnis erlangt hat (20. Juni 


Anm.: Ausgegangen war von der Frage: Ob die 
Angeberſchaft von — nicht anzeigepflichtigen — Inter⸗ 
eſſenten oder Namenloſen für Maßnahmen des Wohn A. 
von rechtlicher Bedeutung und auf die Anwendung von 
Billigkeitsgründen im Verfahren vor dem MEN. und der 
Beſchwerdeſtelle von Erheblichkeit fei. 


B. Verfahren. 


130. Billiges Ermeſſen und Anwendung des Erlaſſes des 
preuß. WohlfMin. v. 17. Okt. 1926 in Faſſung v. 28. Juni 1929 
(Berückſichtigung des Hauseigentümers) (I. III. A. Nr. 130). 

AGR. Wunderlich, Berlin. 
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Schrifttum 


1 
Juriſtiſche Wochenſch . - 


Schrifttum. 


Mietfragen des täglichen Lebens, herausgegeben von RA. 
Dr. Hans Jaecuſiel. Berlin 1929 und 1930. Verlag von 
Struppe & Winkler, Berlin W 35. 

Band 1: Darf ich untervermieten? Von RA. Dr. Hans 
Jacuſiel. 1929. Preis 0,90 . 

Band 2: Mietaufhebungsgründe nad) 88 2, 3, 4 Miet- 
Sch. Von RA. Dr. Hans Jacuſiel. 1930. Preis 1,80 . 

Band 3: Inſtandſetzungsarbeiten, Schönheitsrepara⸗ 
turen, Fahrſtuhlkoſten. Von LGR. Adolf Lilienthal. 
1930. Preis 0,90 . 

Band 4: Lockerungsräume. Von LER. Adolf Lilien⸗ 
thal. 1930. Preis 1,20 . 

Band 5: Werkwohnungen, Tod des Mieters, Konkurs. 
Von LER. Adolf Lilienthal. 1930. Preis 1,20 . 

Band 6: Die Ehewohnung. Von Dr. jur. Ilſe Adam. 
Preis 1,20 . 

Band 7: Das Mieteinigungsamt. Von LER. Dr. 
Werner Heun. Preis 2 ch. 

Band 8: Hauszinsſteuer und Miete. Von RA. Dr. 
Fritz H. Strauß. 

Band 9: Sammelheizung, 
Waſſergeld. Von RA. Dr. Auguft Dahm. 
1930. Preis 2. 

Band 10: Das Wohnungsamt. Zuſtändigkeit, Befug⸗ 
niſſe und Rechtsmittel. von LGR. Dr. Werner Henn, 
Berlin. Preis 2,20 . 

Das Mietrecht hat im Laufe der letzten zehn Jahre eine nie 
geahnte Bedeutung erlangt. Die Kenntnis der geſetzlichen Beſtim⸗ 
mungen allein reicht nicht aus, um zahlloſe Fragen des täglichen 
Lebens auf dieſem Gebiete zu löſen. Gerade weil die geſetzliche 
Regelung auf dieſem Gebiete in vielen Fällen nur allgemeine Regeln 
aufſtellen kann, iſt hier die Stellung des Anwalts und des Richters 
von beſonderer Bedeutung, um in jedem Einzelfall unter Beachtung 
der Beſonderheit der gerade in Frage kommenden Angelegenheit das 
Richtige zu finden. Die Rechtſprechung hat gerade auf dieſem Spezial⸗ 
gebiete eine überragende Bedeutung gewonnen. Die genaue Kenntnis 
der Rechtſprechung iſt völlig unerläßlich. Andererſeits iſt das Tätig⸗ 
keitsfeld des Anwalts derartig umfangreich geworden, daß es ihm 
unmöglich iſt, auf allen Gebieten auf dem laufenden zu ſein. 

Die große Bedeutung der vorliegenden Schriftenreihe beruht 
darauf, daß die Verfaſſer der einzelnen Abhandlungen ſich bemühen, 
die herrſchende Rechtsanſicht umfaſſend für die Praxis darzuſtellen. 

Mit glücklichem Griff ſind von dem Herausgeber der Schriften⸗ 
reihe die Fragen ausgewählt, die beſonders aktuell und brennend ſind. 

Bei der Knappheit des zur Verfügung ſtehenden Raums iſt es 
hier nicht möglich, auf jede Abhandlung beſonders einzugehen; es 
wird auf die nachſtehenden Beſprechungen von zwei Schriften verwieſen. 

D. S. 


Warmwaſſerverſorgung, 
Düſſeldorf 


Dr. Jacuſiel, Rechtsanwalt: Darf ich untervermieten? Miet⸗ 
fragen des täglichen Lebens. 1. Bd. Berlin 1929. Verlag 
von Struppe & Winckler. Preis 0,90 . 


Verf. ſtellt in dem 36 Seiten ftarken Heft, das er als Bd. J 
der von ihm in Ausſicht genommenen Schriftenreihe „Mietfragen des 
täglichen Lebens“ bezeichnet, das Recht der Untermiete nach der herr⸗ 
ſchenden Anſicht unter ausreichender Berückſichtigung von Rechts⸗ 
lehre und Rſpr. und zum Teil mit kritiſcher Stellungnahme in 
großen Zügen dar. Er erörtert insbeſ. die Fragen, wann die Ge⸗ 
nehmigung des Hauswirts vorliegt, und unter welchen Unt- 
ſtänden fie durch das MEN. erſetzt werden kann, ferner ob der 
Hauswirt ſie widerrufen oder durch Kündigung des Mietvertrags 
zum Fortfall bringen kann, ſowie ob die erteilte Erlaubnis durch den 
Eintritt der geſetzlichen Miete an Stelle der vereinbarten wegfällt. 
Dagegen läßt er unerörtert, welchen Einfluß die Aufhebung des 
Hauptmietverhältniſſes auf den Beſtand des Untermietvertrags hat 
und in welcher Weiſe ſich die Parteien des letzteren gegen die nach⸗ 
teiligen Folgen der Aufhebung des erſteren ſchützen können. Auch 
wird nicht erwähnt, ob die Erlaubnis des Hauswirts durch das 
MEAN. auch dann erſetzt werden kann, wenn der Vertrag, durch den 
er die Räume überlaſſen hat, ſich als Pacht⸗, nicht als Mietvertrag 
darſtellt und die durch dieſen Vertrag mitüberlaſſenen Wohnräume 


Fielfach 
untervermietet werden ſollen. Verf. macht die Parteien se 
darauf aufmerkſam, in welcher Weiſe fie bei der Untermiete and’ 
teile vermeiden können, feine Sprache ift klar und gemeinverl gie 
lich, und das Heft kann deshalb den Hauswirten und Mietern, 
bei einer Untermiete beteiligt ſind, empfohlen werden. in. 


Sen Präſ. i. R. Geh. DIR. Dr. Marwitz, Ber 


lin 

Dr. Fritz H. Strauß: Hauszinsſteuer und Miete. Be 
1930. Verlag Struppe & Winckler. Preis 2,20 I: un 
Im Rahmen der Sammlung „Mietfragen des täglichen 5 nice 
gibt der Verf. eine ſorgſame Zuſammenſtellung aller ger die 
Beſtimmungen, die die Hauszinsſteuer in ihrer Beziehung 4 a bei 

Miete betrifft. Für den Juriſten iſt das Buch nicht geſchrieben⸗ 
feiner Kürze eine wiſſenſchaftliche Durchdringung des Stofſes Fer, 
bringen kann. Beabſichtigt iſt eine Belehrung von Mieter um i 
mieter Für dieſen Zweck ſcheint mir wieder zuviel an Gel run 
und zu wenig an gemeinverſtändlicher Erläuterung gegeben den pe 
Wer z. B. als Beſitzer eines Einfamilienhauſes nach einer gesch 
treffenden Steuerermäßigung ſucht, findet hier nur die usch 
ſelbſt unter dem Stichwort „Einfamilienhaus“ gegebenen Vor 2000% 
(Ermäßigung bei ganz kleinen Häuſern und Ermäßigung von 775 il 
auf 1000%). Die wichtigſte Steuerermäßigung des Villenbeſiß 3 del 
aber in dem Buche nicht erwähnt; fie befindet ſich im 8 2 DM, „met 
Hauszinsſteuerverordnung, weil die Friedensmiete bei Villen 
weniger als 6% des Steuerwertes ausmacht. u be. 
Immerhin iſt jede Aufklärung über die Hauszinsſteuen hr fat 
grüßen, weil der Rechtsſtoff fo unklar wie möglich ift, und we ehe 
das ganze Volk, wenigſtens die ſtädtiſche Bevölkerung vo pon 
Steuer betroffen wird. Die Darſtellung der Hauszinsſtene ein? 
Standpunkt des Vermieters und Mieters bringt ohne wette 

gewiſſe Klarheit in die verwickelten Beſtimmungen des Geſeße⸗ ‚fir. 


IR. Dr. Schlichting, Be 


Oberlandesgerichtsrat Dr. Franz Hertel: Mieterſchul zart 
Wohnungszwangswirtſchaft. Band II: Kommente de, 
Wohnungsmangelgeſetz und den Ausführungabefimit und 
4. Auflage. Oppeln 1930. Selbſtverlag. 

512 Seiten. Preis 16 .#. PET) 
Der Verf. bringt zunächſt eine Überſicht über bie Enn ul 

des Wohnungsnotrechts. Es folgen ſodann die Texte des Wohn x 

und der zugehörigen Reichsgeſetze, ſämtlicher Pr Ausf Vest ferne 

ſämtlicher dazu erlaſſener preuß. VO., Erlaſſe, Rundſchreiben io‘ 
ſämtlicher PrLockV O., wichtiger Erlaſſe aus Anlaß von Vell 
fällen, der Auszug aus dem ſog. Muſterſtatut und das "; al 

Wohnungsnotrecht unter Angabe der Fundſtellen und, je am 

innere Dienſtanweiſung nicht veröffentlicht, unter Angabe 

lichen Aktenzeichens. Eine chronologiſche Überſicht über die Sach 
und Anordnungen, ein ſorgfältig ausgearbeitetes alphabetiſche“ "put 

regiſter und eine tabellariſche Überſicht der Abdruchſte den d 

550 preuß. Rechtsentſcheiden (bis Anfang 1930 reichend) al a 

Buch. Hauptbeſtandteil ift aber die von S. 61—512 reiche! gebe 

ſtellung und Erläuterung des WohnmangG. und der Lock aden er 

Paragraphen geht eine gut gewählte Gliederung der folg ec de 

läuterung voraus. Hierdurch, und weil auch ſchon beim A men 1 

vorangeſtellten Geſetzestexte, Ausf Beſt., Vo. uſw. am Ende 

Buches) ſowie in der chronologiſchen Überſicht (an deſſen liche 3 

Klammern regelmäßig die Seite angeführt iſt, wo die MAR el 

ſtimmung ihre Erläuterung und Heranziehung gefunden har, tre 

leichtes Zurechtfinden ermöglicht in der Fülle der wohnungen, 60“ 

lichen Beſtimmungen und der zahlreichen (zur Zeit ſchon Fade " 

Rechtsentſcheide, denen durch die Bindung der Rechtsbeſchw. en 3 

beinahe die Bedeutung einer authentiſchen Geſetzesinterpier ie Ni 

kommt. Der Verf. hat bei der Darſtellung deshalb auch „der 
des KG. und der andern Rechtsentſcheidſtellen in den Bord. 

gerückt und überholte Entſch. und Beſchwerdeſtellen mil 

gelaſſen. Dabei hat er beſonders kenntlich gemacht, inwie be 

um verbindliche Rechtsgrundſätze oder nur um Ausfühlr a4 50 

Begründung von ihnen handelt. Er hat ſich aber nicht ccrn, 7 

Darſtellung ſo zu ſagen des unumſtrittenen Rechts beſchr die # 

dern die vorbildlich umfaſſend herangezogene Literatur WE, der 

wertete Rſpr. ſelbſtändig verarbeitet und mit klarer, f 15 

ſtets ſachlich bleibender Kritik begleitet. Wie alle Werke usa 

fo ift auch dieſes bewundernswert durch die peinliche Gen eine 
mit der auf jede Streitfrage eingegangen, jeder auch nn gehen 

maßen beachtenswerte Aufſatz berückſichtigt und das 7 

Material in klarer Sprache und überſichtlicher Gliederung r 
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inne mit Mietrecht zu tun hat, weiß, daß er ſich des groben 
Nerter“s ſchuldig macht, wenn er in Zweifelsfällen die Werke von 
lung ar zu befragen unterläßt. Aber dieſes neue Werk erfüllt den 


Höhe geführten Wunſch nach einem wirklich brauchbaren, auf der 
& iſt dis higen Rſpr. und Literatur ſtehenden Komm. z. WohnmangG. 
"au Spitzenleiſtung auf dieſem Rechtsgebiet. 
LG Dir. Dr. G. Bandmann, Berlin. 


T. 
une: Mieterſchutz und Wohnungszwangswirtſchaft. 
20 1— 
1 Nachtrag. Preis 4 . 
3 Nakıteag enthält den Runderlaß des VolksWohlf)win. v. 
merkt, = 929, zu dem Verf. gegen Lilienthal mit Recht be⸗ 
heiratete 5 danach bei der Zuweiſung von Wohnungſuchenden ver- 
ner des Hauseigentümers an erſter Stelle, nicht nur 
ſachtigen — dringend wohnungsbedürftigen Perſonen zu berück⸗ 
Ben. und die gemeinſchaftliche Verfügung des Volks Wohlf⸗ 
Reurteilun des JuſtMin. v. 7. Sept. 1929 über Grundſätze für die 
centſche der Angemeſſenheit eines Mietzinſes. Es folgen 17 
wid, Anme e des KGG. und zwei des Bay Obs. mit Gründen 
Giger “kungen und vier des KG. ohne ſolche, ferner eine Reihe 
eidungen des RG. und der OLG., ſowie je eine 
des LGG. Dortmund und des LArbcH. Görlitz in Miet⸗ 
= gsſachen mit Anmerkungen des Verf. und endlich eine 
Die echtsentſcheide aus den Jahren 1927 und 1928. 
Naur ennetterkungen zeigen, wie in den früheren Nachträgen eine 
dendeiſge nis des Rechtsſtoffs, Sorgfalt und Verſtändnis für das 
1 NE. derben. Insbeſ. iſt es durchaus zutreffend, wenn er gegen 
00 8 Verde LO. Nr. 539 ausführt, daß die beiden Sätze des § 4 
Zuläſſi Lohn Noth. zuſammengehören und in ihrer Geſamtheit 
Frechtigte seit der Beſchlagnahme beim Tode des Verfügungs⸗ 
FR und en. Das RO. ſelbſt bezeichnet in feinen RE. 17 Y 
us es 20 eine Wohnung nicht ſchon deshalb als unbenutzt 
ab d Ohnmang®., weil der Verfügungsberechtigte geſtorben ift 
5 — nicht zu ſeinem Haushalt gehört hat, und wenn das 
bie bedehnt R. davon abweicht, jo darf die Abweichung nicht weiter 
ke illigbeit den als Wortlaut und Zweck der Anordnung ſowie 
N Abf. 4 5 es erfordern. Den NE. des KG. Nr. 543, durch den 
in . alg a Berl Wohn Not R. für ungültig erklärt wird, bezeichnet 
durch ih g befriedigend. Er muß aber völlig abgelehnt werden, 
Wehanden n 2 durch das Wohnmangc. bezweckte Erhaltung des 
jen gkeit und ohnraums gefährdet wird, und es daher nur der 
fc der d dem allgemeinen Rechtsgefühl entſpricht, daß der⸗ 
de ſtsraum er geſetzlichen Vorſchrift zuwider Wohnraum in Ge⸗ 
bor flichtet wirwandelt, zur Wiederherſtellung des früheren Zuſtands 
in Inhalt dee Das Berl WohnNotg. § 1 Abſ. 4 ſteht daher mit 
wie on anderen WohnmangG. durchaus im Einklang und gehört 
j. 1 Anordnungen und Maßnahmen des § 6 WohnmangG., 
Ua In der fend ausführt. 
für t daß di, Anmerkung zum Urt. des NG. Nr. 238 überſieht 
bey zehn 2 Parteien bei der Vorauszahlung der ganzen Miete 
eng ber de in der Iuflationszeit dieſer Vorauszahlung die Be⸗ 
fr hun tendgültigen Erledigung der Verpflichtung zur Mietzins⸗ 
Gerber Unt gelegt haben, und daß ihnen als im Wirtſchaftsleben 
dbertwerts, ſonderhmungen damals die Schwankungen nicht nur des 
ahn daupt piandern auch der allgemeinen wirtſchaftlichen Verhältniſſe 
Ya Erhößununt waren, daß ſie deshalb auch mit der Möglichkeit 
Hop, Techn ug der auf die Grundſtücke gelegten Abgaben und 
das? 1 * mußten. Eine Ausgleichungspflicht wegen dieſer Er⸗ 
alb mit da 24% BGB., die Verf. für angebracht hält, würde 
em Willen der Parteien nicht im Einklang ſtehen. 


21 9 II. 

\ Der m Otrag. Preis 3,60 G. 

Meg = Jan eg enthält zwanzig NE. des RG. vom 2. Nov. 1929 
bungkre RE, 900 und einen RE. des OLG. München mit Gründen, 


Gee Na in Bd. III bis VI des Hertel ſchen Werkes veröffent⸗ 
Mei regen ſch., endlich ein alphabetiſches Sachregiſter und ein 

faden 0 Bd. VI. Den mit ihren Gründen abgedruckten Ent⸗ 
und heren No kritiſche Anmerkungen beigegeben, die wie die in 
den g achtlich ichträgen auf genauer Kenntnis des Mietrechts beruhen 

ann. ſind, auch ſoweit ihnen nicht völlig beigetreten wer⸗ 
liter bie yelten ſei bemerkt: Verf. hält in der Anm. zum RE. 
nig Die 550 nahme einer Staffelmiete in einem Falle, in dem dem 
dur, Beit vor utgeltliche Benutzung der gemieteten Wohnung ſchon 
Feder, an I dem vereinbarten Beginn des Mietvertrages geſtattet 

. Mietz; Verteilung des für die eigentliche Mietdauer verab⸗ 


. INES auf die geſamte Zeit der Wohnungsbenutzung ein⸗ 


ſchließlich der Zeit der mietfreien Benützung für recht bedenklich und 
will die Zuläſſigkeit der Staffelmiete von den Umſtänden des ein⸗ 
zelnen Falles abhängig machen. Dem iſt zuzuſtimmen, indeſſen Verf. 
ſagt nicht, worauf es denn in dem einzelnen Falle ankommen ſoll. 
M. E. iſt die Verteilung des vereinbarten Mietzinſes auf die ganze 
Zeit vom Einzug des Mieters an bis zur Beendigung des Miet 
vertrags nur zuläſſig, wenn nach dem Willen der Parteien beim 
Vertragsſchluß die Geſtattung der mietfreien Benutzung einen Teil 
des Mietvertrags ſelbſt bildet, wenn alſo die Rechte und Pflichten des 
Vermieters bzw. des Mieters ſchon von dem Beziehen der Wohnung 
an beſtehen ſollten, ſo daß ſchon von da ab z. B. der Mieter die Be⸗ 
ſeitigung eines während der Zeit der mietfreien Benutzung entſtehenden 
Mangels verlangen, der Vermieter die Entfernung der eingebrachten 
Sachen verhindern kann. Ein ſolcher Wille der Parteien kann aber 
nur dann angenommen werden, wenn die Erlaubnis der mietfreien 
Benutzung die übrigen Vertragsbedingungen beeinflußt hat, wenn 
z. B. ihretwegen der Mietzins etwa mit Rückficht auf eine beabſichtigte 
Veräußerung oder Beleihung des Grundſtücks höher bemeſſen worden 
iſt, als es ſonſt geſchehen wäre. Unzulaſſig dagegen erſcheint die Ein⸗ 
beziehung der mietfreien Benutzungszeit in die vereinbarte Vertrags⸗ 
dauer dann, wenn die mietfreie Benutzung auf einem ſelbſtändigen 
Abkommen der Parteien beruht, das keinen Teil des Mietvertrags 
bildet und zu dem dieſer nur den Beweggrund gegeben hat, wie es 
z. B. dann der Fall iſt, wenn ſie erfolgt, um dem Mieter beim Fort⸗ 
beſtand ſeines früheren Mietvertrags die Zahlung einer doppelten 
Miete zu erſparen oder um ihm den Umzug zu erleichtern. Es liegt 
dann für die Zeit vor dem vereinbarten Beginn des Mietvertrags 
eine Wohnungsleihe vor, die bei der Feſtſetzung der geſetzlichen Miete 
außer Betracht bleiben muß. Übrigens kann die Anſicht des Verf., 
daß eine Staffelmiete in der Regel vereinbart wurde, weil der Miet- 
zins in der Friedenszeit eine ſteigende Tendenz aufwies und weil 
dieſer Tendenz Rechnung getragen werden ſollte, nicht zugeſtimmt 
werden, weil eine ſolche Tendenz nicht, wenigſtens nicht in der All⸗ 
gemeinheit beſtand. 

Zum NE. Nr. 551 bemerkt Verf., daß, wenn mehrere Mitmieter 
gemeinſchaftlich untervermietet oder getauſcht haben, und der Ver⸗ 
mieter dem einen Mieter die Genehmigung erteilt, dem anderen ver⸗ 
ſagt, daß dann die Genehmigung überhaupt als verſagt gelten muß. 
Dem kann man nur dann folgen, wenn Genehmigung und Ver⸗ 
ſagung gleichzeitig erklärt werden, nicht wenn ſie nacheinander er⸗ 
folgen. Denn durch die auch nur einem der Mitmieter erteilte Ge⸗ 
nehmigung wird der Vertrag zwiſchen den Mietern und dem 
Untermieter bzw. Tauſchgegner rechtswirkſam und eine ſpätere Ver⸗ 
ſagung der Genehmigung kann die Rechtswirkſamkeit nicht wieder 
beſeitigen. Hat der Vermieter aber zuerſt ſeine Genehmigung ver⸗ 
ſagt, dann, wenn auch einem anderen Mitmieter gegenüber erteilt, 
dann liegt in der Erteilung zugleich die Erklärung, daß er die frühere 
Verſagung nicht aufrecht erhalte. 

Gegenüber dem RE. Nr. 556 macht Verf. geltend, daß der 
Mieter, der auf ſein Recht zur Fahrſtuhlbenutzung verzichtet hat, es 
nicht einſeitig durch Widerruf, ſondern nur durch eine Vereinbarung 
mit dem Vermieter wieder zur Entſtehung bringen kann. Indeſſen bei 
dem Schweigen des NMietG. und der PrMietzVO. muß die Frage nach 
der Zuläſſigkeit des Widerrufs eines einſeitigen Rechtsgeſchäfts — und 
ein ſolches iſt der Verzicht — nach dem BGB. beantwortet werden. 
Aus deſſen vereinzelten Beſtimmungen (88 81, 183, 658, 790) ergibt 
ſich aber der Grundſatz, daß ein einſeitiges Rechtsgeſchäft regelmäßig 
bis zum Eintritt der mit ihm bezweckten Wirkungen widerruflich iſt. 
Der Verzicht auf die Fahrſtuhlbenutzung, der bei den Bewohnern 
der oberen Stockwerke nur die Einſtellung des Fahrſtuhlbetriebs be⸗ 
zwecken, bei den Bewohnern des Erdgeſchoſſes dieſe Einſtellung 
wenigſtens zur Folge haben kann und deshalb als mitgewollt an⸗ 
zuſehen iſt, kann daher bis zu der Einſtellung frei widerrufen werden. 

Die Bedenken, die Verf. gegen RE. Nr. 566 erhebt, erſcheinen 
durchaus berechtigt. Es iſt nicht einzuſehen, weshalb aus dem Um⸗ 
ſtand, daß nach dem bürgerlichen Recht „mitunter“ einer oder 
einige von mehreren Berechtigten das der Geſamtheit zuſtehende Recht 
allein im eigenen Namen geltend machen können, zu entnehmen iſt, 
daß auch bei einer Mehrheit von Mietern oder Vermietern der Antrag 
eines einzelnen Mitberechtigten zur bindenden Feſtſetzung oder Feſt⸗ 
a der Friedensmiete durch das MEN. genügt, wie das KG. 
meint. 

Verf. billigt das RGurt. Nr. 284, nach dem von dem Mieter, 
der mit der von ihm übernommenen Reparaturpflicht im Verzuge iſt, 
gem. 8326 BGB. Schadenserſatz beanſprucht werden kann, macht 
aber auffallenderweiſe nicht auf folgendes Bedenken gegen die Ent⸗ 
ſcheidungsgründe aufmerkſam. 8 326 ſetzt nach der mit der Rechts⸗ 
lehre übereinſtimmenden ſtänd. Rſpr. voraus, daß der Verzug des 
einen Vertragteils eine Hauptverbindlichkeit desſelben betrifft, und 
als ſolche wird man, wenigſtens in der Regel, beim Mietvertrage die 
Reparaturpflicht nicht anſehen können. Das RG. ſagt zwar in 
ſeinen Gründen, das BG. habe mit zutreffender Begründung die 
Vorausſetzungen des 8326 BGB. als vorliegend in Anſehung der 
Reparaturpflicht des Bekl. anerkannt, aber weiterhin auch, der Weg 
des 8 326 ſetze in erſter Linie voraus, daß der Bekl. mit „einer“ 
ihm aus dem Mietvertrage obliegenden Leiſtung im Verzuge war. 
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Danach ift zweifelhaft, ob das NG. auf Grund der Feſtſtellungen des 
BG. die Reparaturpflicht des Mieters im vorliegenden Fall aus⸗ 
nahmsweiſe als eine Hauptverbindlichkeit angeſehen hat oder ob es 
von ſeiner bisherigen Rſpr. abgewichen iſt und die Anwendung des 
8326 bei einem Verzuge mit irgendeiner Leiſtung des Mieters 
zulaſſen wollte. Möglicherweiſe liegt hier nur ein Schreibfehler vor, 
„eine“ ſtatt „der“. Indeſſen bei der großen Bedeutung der Ent⸗ 
ſcheidung für das praktifhe Leben erſcheint es angebracht, auf das 
Bedenken hinzuweiſen. 

Verf. billigt das Urt. des RG. Nr. 303, nach dem der Mieter 
den Minderungsanſpruch wegen Mängel der Mietſache verliert, wenn 
er den Mietvertrag troz Kenntnis der Mängel nicht kündigt. Er 
überſieht dabei aber, wie anſcheinend auch das KG., die verſchiedene 
Bedeutung der Kündigung bei einem Mietvertrag von unbeſtimmter 
Dauer und bei einem Vertrag von beſtimmter Dauer mit Verlängerungs⸗ 
Klauſel (RG. 86, 60 — JW. 1915, 193; 103, 349; 107, 300 JW. 
1924, 798). Weshalb es unbillig ſein ſollte, wenn der Vermieter, der 
durch das Miet Schch. an der Kündigung verhindert iſt, weiter für Mängel 
haften ſoll, obwohl der Mieter trotz ihrer Kenntnis das Mielverhält⸗ 
nis fortſetzt, wie Verf. meint, iſt nicht einzuſehen. Der Vermieter 
hat die geſetzliche Verpflichtung, die Mängel zu beſeitigen, und wenn 
er dieſe Verpflichtung nicht erfüllt, dann iſt es nur billig, daß die 
nachteiligen Folgen der Nichterfüllung ihn und nicht den Mieter 
treffen. Die Unzuläſſigkeit der Kündigung des Vertrags kann daran 
nichts ändern. 

SenPräſ. i. R. Geh. DIN. Dr. W. Marwitz, Berlin. 


Oberlandesgerichtsrat Dr. Franz Hertel: Mieterſchutz und 
Wohnnungszwangswirtſchaft. Band VII, 1. Lieferung, 
22. Nachtrag. Selbſtverlag. Preis 6 .#. 


Der Nachtrag bringt die 5. LockV O. v. 26. Febr. 1930, die VO. 
v. 30. Mai 1930 über die Regelung der geſetzlichen Miete und die 
zur Anderung der Grundvermögensſteuer vom gleichen Tage mit 
kurzen Bemerkungen, 29 RE. des KG. mit Gründen und An⸗ 
merkungen und 8 ohne ſolche, ferner eine Anzahl gerichtlicher Enl⸗ 
ſcheidungen in Mietſachen. 

Die Anmerkungen zeigen, wie die in den früheren Nachträgen, 
genaue Kenntnis des Mietrechts und legen beſonderes Gewicht auf 
die Bedürfniſſe des praktiſchen Lebens und die Intereſſen der Be⸗ 
teiligten. So bekämpft Verf. mit Recht die RE. des KG. Nr. 571, 
574 und 576, weil fie dieſen Bedürfniſſen und Intereſſen nicht gerecht 
werden und hält in der Anmerkung zum RE. Nr. 567 zutreffend in 
entſprechender Anwendung von 8 265 Abſ. 2 ZPO. den Zwangs⸗ 
verwalter für befugt, in das Verfahren betr. die Erlaubnis zur Unter⸗ 
vermietung durch das MEA. mit Zuſtimmung des Mieters auch 
gegen den Willen des Vermieters einzutreten, während nach dem RE. 
der Eintritt der Zwangsverwaltung während des Verfahrens mangels 
einer geſetzlichen Grundlage nicht berückſichtigt werden kann und ein 
neues Verfahren gegen den Zwangsverwalter eingeleitet werden muß. 
Ebenſo erſcheinen die Bedenken, die Verf. gegen den RE. Nr. 570 
erhebt, durchaus begründet. Nach dem RE. ſoll über den Streit, ob 
infolge der Feſtſetzung oder Feſtſtellung der geſetzlichen Miete die 
Verpflichtung zu einer im Vertrage übernommenen übergeſetzlichen 
Leiſtung nach 8 20 NMiet®. erloſchen ift, das ordentliche Gericht 
entſcheiden, da eine Zuſtändigkeit des MEN. dafür nicht beſtimmt iſt, 
und es ſoll die Feſtſetzung oder Feſtſtellung der geſetzlichen Miele 
durch das MEA. das ordentliche Gericht nur binden, ſoweit es auf 
die Höhe des Mietzinſes ankommt. Indeſſen die Ermittlung der 
geſetzlichen Miete iſt gar nicht möglich, ohne daß über den erwähnten 
Streit miteutſchieden wird, und diejenige Stelle, die für die Feſt⸗ 
ſetzung oder Feſtſtellung der geſetzlichen Miete zuſtändig iſt, alſo das 
MA., muß daher nach den bei der Auslegung der Geſetze ſtets zu 
beachtenden Forderungen der Logik auch für die Entſcheidung des be⸗ 
zeichneten Streits zuſtändig fein, ſelbſt wenn es an einer ausdrüch⸗ 
lichen Beſtimmung über die Zuſtändigkeit im Geſetze fehlt. Die bei 
der Ermittlung der geſetzlichen Miete durch das MEA. vorgenommene 
Feſtſtellung, daß eine vertragliche Verpflichtung zu den Leiſtungen des 
§ 20 Mieth. gehört und bei der Bemeſſung der Friedensmiete be⸗ 
rückſichtigt iſt, iſt deshalb auch für das ordentliche Gericht bindend. 

SenPräſ. i. R. Geh. OJ R. Dr. Marwitz, Berlin. 


Dr. Carl Stern, Rechtsanwalt in Düſſeldorf: Geſetz über 
Mieterſchutz und Mieteinigungsämter ſowie die Locke⸗ 
rungsvorſchriften. 10. neubearbeitete und erweiterte Auf⸗ 
lage. Berlin 1930. Verlag von Franz Vahlen. 744 S. 
Preis geb. 19,50 , geh. 18 . 

Das Buch, deſſen 8. und 9. Aufl. ich in JW. 1926, 940 und 
1927, 1916 beſprochen habe, hat neu aufgenommen die amtliche Be⸗ 
gründung zum Geſ. v. 13. Febr. 1928 ſowie die preuß. Lockerungs⸗ 
VO. v. 11. Nov. 1926 und 4. Dkt. 1927, die preuß. VO. über ein 
Schiedsverfahren vor dem MGA. und die preuß. VO. v. 16. März 
1928, betr. Zuſchüſſe bei Neubauten. Dieſe Vorſchriften find ſelbſt⸗ 
verſtändlich auch erläutert worden. Um 300 Seiten iſt die neue Auf⸗ 
lage angewachſen, und eine genauere Berechnung ergibt, daß davon 
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244. Seiten allein für die Erweiterung der früheren Getäutenudl, 


dienen. Aus dieſer Tatſache ſchon ift klar zu erſehen, welchen uur 
ſchritt die neueſte Auflage des beliebten Werkes darſtellt. In un per’ 
gültiger Weiſe vermeidet Stern die Gefahr, daß raſch aufe e 
folgende Auflagen nur Anbauten und nicht Neubauten werden. 1 er 
mal wieder arbeitet er das ganze Buch von Grund auf, ot eil 
größere Abſchnitte nach neuen Geſichtspunkten. Damit hält er’ 
Buch lebendig, damit aber verſchafft er ſich ſelbſt eine klark die 
ſicht und die überlegene Herrſchaft über den gewaltigen l 
wiederum die Grundlagen für ſeine glänzenden Leiſtungen Anhang 
Werke ſind. Es fällt ſchwer, eine Frage oder einen Zuſamme 150 
zu finden, die Stern zu behandeln unterlaſſen hat. Dabei fang? 
Schrifttum erſchöpfend beachtet und die Rſpr. in großem 7 1 
angeführt. Beſonders zweckmäßig ſind die neuen Bufammenft nitten, 
von Urteilen unter Angabe der Fundſtellen bei wichtigen Abſch ann, 
ſo z. B. zum Begriff von Miete und Pacht (S. 64/67), zum 
wucherrecht (S. 473/475). 0 mit 
Im weſentlichen billigt Stern die Rſpr. des KG. Dos Sach“ 
der Auffaffung dieſes Gerichts von der Maßgeblichkeit des Fh, 
vortrags iſt er nicht einverſtanden. Dabei hat er aber die von, eine 
gezogenen Grenzen nicht feſt im Auge behalten. Das KG. becc nut 
Bindung des MEA. an den Sachvortrag des Antragſtellers 1 el 
für diejenigen ftreitigen Teile des Sachverhalts, über die das! 
keine das ordentliche Gericht bindende Entſch. treffen Kante ce bel 
treffend iſt es aber, wenn Stern (S. 406 f.) jagt: „War de 
Standpunkt des KG. bzgl. Zugrundelegung des Sachvartraß, der 
Antragſtellers berechtigt, dann müßte ja auch das Mea. 15 paß 
Feſtſetzung der Friedensmiete die Behauptung des Antragſen ae 
am 1. Juli 1914 das Mietobjekt noch nicht fo hergerichtet 1 0 
ſei oder nicht in dieſer Zuſammenſetzung vermietet geweſen je 
am 1. Juli 1914 überhaupt nicht vermietet geweſen ſei un u be 
zugrunde legen.“ Hat das Me. die Friedensmiete für eric 
ſtimmtes Mietverhältnis feſtgeſtellt oder feſtgeſetzt, jo iſt das ſich er, 
hinſichtlich der Höhe der Friedensmiete und der daraus 
gebenden geſetzlichen Miete unbedingt gebunden. Deshalb e Mich 
MEN. auch die von Stern erwähnten Behauptungen auf sul 
tigkeit ſelbſt zu prüfen, weil fie die Grundlagen für die rh 
über die Friedensmiete find und ihre Nachprüfung durch das nicht 
wegen der Bindung des Gerichts an die Entſch. des MEA. 90 Miel, 
vorkommen kann. Das Gericht hat nur zu prüfen, ob be anti 
verhältnis beſteht und ob für dieſes Mietverhältnis die 915 Dr 
Miete gilt. Dagegen betreffen die Anführungen Sterns 60 
gangenheit, nämlich die Frage, ob ein Mietverhältnis und deut 


all? 
Streit die Gegenwart, nämlich das jetzige Mietverhältnis, kann dez, 
verbindlich nur vom ordentlichen Gericht entſchieden were 


gebunden (RE. v. 4. Mai 1925, 17 1 38/25: JW. 1926, 990 ge 
Wenig glücklich erſcheint mir Sterns Einwand (S. 572) 
den RE. 17 Y 82/28 v. 3. Nov. 1928 (Ring 8, 42): „Ra Nov, 
nicht deshalb Geſchäftsräume i. S. des 8 2 LockVO. v. die Au 
1926, weil ſie von Angeſtellten bewohnt werden.“ Daß altern 
geſtelltenwohuung für 8 2 Wohnraum, für 88 3, 4 aber Geſch ee Vel, 
fein ſoll, fällt auf den erſten Blick gewiß als feltſam auf. Diss 
ſchiedenheit der Begriffsbeſtimmung iſt aber wegen des ge 
VO. notwendig und, wenn nicht dieſer Zweck vereitelt wen all 
unvermeidlich. Zur Vermeidung von Wiederholungen dar ger! 
meine Darlegungen in Grunde. 1930, 235 zu 5. verweiſen. Gehl 


er für die beiden Teile der VO. den Begriff Wohnraum Sub, 
i ie 

mangelvorſchriften bei dem Begriff des Wohnraums auf far bf 

N ters, N 

due sachsen 
d 


überzeugende Begründung für die Rückwirkung der erſez iuheheih, 
nis des Vermieters zur Untervermietung (S. 333) und die Ener, 
Behandlung des Einfluffes einer Beendigung des Haupt, Uuts 
niſſes auf den Untermieter (S. 314 f). Daß das MEN. nie n. 0 
mieterlaubnis mit der Einſchränkung erſetzen kann, es beteten 
Klavier geſpielt werden (S. 331), halte ich mit Rut) i 
S. 119) für bedenklich. — Bei der Reichhaltigkeit des DT. re 
als kaum erklärliche Lücke aufgefallen, daß das intereſſa 
ſchwierige Problem des Räumungsvergleichs nicht behand init 
Selbſtverſtändlich köunte man mehr oder weniger * 
Anſtände ſonſt noch erheben. Weit größer aber iſt die 
Stellen, die ich als Beweis für die Vorzüglichbeit des 


59 ; 
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führe 


Ne möchte, Beides ſoll jedoch unterbleiben, denn die abweichende Die beiden Neuauflagen, die Juni 1930 abgeſchloſſen ſind, ſtellen 

Lob iſt 2 beweiſt nichts dafür, daß Stern Unrecht hat, und das Neubearbeitungen bar. 

u Folchen, Alüflig bei einem Buche, deſſen Auflagen der Büchermarkt Vor allem haben die Verf. in ihren Erläuterungen wieder ein⸗ 
empo aufſaugt. gehend unter Verwertung der neueſten Rechtſprechung und des neueſten 


KR. Dr. Günther, Berlin. Schrifttums zu den für die Praxis der Gerichte und Mieteinigungs⸗ 


dr au ämter wichtigſten Fragen Stellung genommen. 
„Kurt 1 1. ; Die beigefügten Überſichten und Tabellen ſind eine wertvolle 
Carl 5 Schmidt: Der Wohnnngstanſch. Berlin 1930. Ergänzung der beiden in der Praxis allgemein als brauchbare Hilfs⸗ 
der ehmanns Verlag. 52 Seiten. Preis 2 . mittel anerkannten Werke. D. S. 
Wohnunr Verf. behandelt in dieſer Broſchüre ein Institut des 


wischt und Mietrechtes, welches über den Rahmen der Zwangs⸗ 0 
W maus von Bedeutung iſt, freilich erſt infolge der Gramſe: Die Rechtſprechung in Miet⸗ und Wohnungs⸗ 
handelten angeſtellt iſt die Behandlung des in 8 8 WohnmangG. be⸗ fragen im Jahre 1929. 1. u. 2. Halbjahr 1929. (Nr 


Mie ohnungstauſches, bei welchem ohne Abſchluß neuer u. 10 der Sammlung.) Berlin-⸗Wilmersdorf. Verlag 
N dane age der 1155 Wohnungsinhaber in die Stelle des Reichsmieterdienſt. 183 bzw. 184 Seiten. Preis je 2,75 G. 
00 are einrückt. Hinſichtlich der Rechtsnatur dieſes Gerade auf dem Gebiet des Wohn⸗ und Raumnotrechts iſt es 


nun, : - 

60 daß ea ſchvertrags nimmt der Verf. (S. 12) den Standpunkt Erfordernis, über den Stand der jeweiligen Rechtſprechung auf dem 
übeuſch des Mich um einen Tauſch von Rechten im Rechtssinne laufenden erhalten zu bleiben. Deshalb dienen die in periodiſchen Ab⸗ 
A ame 8 letrechts unter der weiteren Verpflichtung der Schuld⸗ —ſtänden erſcheinenden Entſcheidungsſammlungen der Erfüllung eines 
5 er ſich us dem Mietvertrage des Tauſchpartners) handle, wo⸗ prakktiſchen Bedürfniſſes. Unter ihnen hat die vorliegende ſich im Lauf 
b. 1. Dez. on, G.: Ring, Erg Bd 3, 76ff. und AO. III 1025 der Jahre einen erſten Platz erworben. Ihre halbjährliche Folge und 
unt, wonach ; JurRoſch. 1926, 110 beruft. Er lehnt den Stande der dillige Preis ermöslichen jedem die Benutzung, und ihr reich⸗ 
den Da es H es ſich um einen contractus sui generis handle, ab. haltiger Inhalt gibt einen guten Überblick über die Entwicklung der 
15 Tauſch ich bei dem Wohnungstauſchvertrage nicht lediglich um Rechtſprechung in den wichtigſten Fragen bis zur jüngſten Zeit. In 
men weden Rechten handelt, ſondern auch die Pflichten über⸗ jedem Bande werden etwa 100 Entſcheidungen des RG., des KG. 
Natter (Ber en, da ferner noch das Erfordernis der Zuſtimmung (mit Rechtsentſcheiden) und anderer Gerichte (auch von LG» und 
tan) in are, in vielen Fällen mich die Genehmigung des Acurteilen) zum NMietö., MietSch®., Wohnmang®., den Aus⸗ 
bralſchähntichen age kommt, ſo hat aber doch die Annahme eines führungs⸗ und Lockerungsverordnungen gebracht, auch wichtige Ver⸗ 
ban At sontractus sui generis vieles für ſich, Übrigens ordnungen und Beſchlüſſe der Berliner „Gemiſchten Kommiſſion für 
80 Tauſch Au das NO. g. a. O. in feiner Deduktion einmal Wohn⸗ und Mietrechtfragen“. Beſonders berückſichtigt iſt in Nr. 10 
damit RA Rechten ſpricht, nicht darin zu liegen, daß das das Mietrecht der Neubauwohnungen. Auch Fragen des bürgerlichen 
woll, der Re mächſten Satze ſpricht es von Pflichten) eine Beftim- Miet⸗ und Pachtrechts ſind behandelt, z. B. Hundehaltung, Kon⸗ 
dul uch ichta natur des Wohnungstauſchvertrags hat geben kurrenten, Hochantenne, Schilderanbringung u. a. So bringen auch 
ta chende 1 9 III 102/25 v. 1. Dez. 1925 braucht eine ent⸗ die neuen Bände reiches Material dem Praktiker und jedem, der 
uſches nich en rechtlichen Charakters des Wohnungs⸗ ſich mit dem neuen Mietrecht zu befaſſen hat. Das Sachwörter⸗ 
in 8 Je NER verzeichnis könnte wohl noch vervollſtändigt werden durch Aufnahme 
vg Red find die Fragen der Gewährleiſtung, der Anfechtung der Stichworte, deren Behandlung im Texte mancher Entſcheidungen 
= Tauſchparteiengel und ihrer Folgen und das Verhältnis zwiſchen beſonders wichtig iſt, ohne daß ſie im Sachwörterverzeichnis erwähnt 
un man keien und dem Vermieter behandelt; dieſen Darlegungen find, z. B. Kohlenumlage (Bd. 10 S. 160), Baukoſtenzuſchüſſe (Bd. 10 


zim weſentlichen zuſtimmen. Steigelei Bot Auch wi ö 
Bes An die ger; 5 a g 7 S. 43), Steigeleitung, Schriftlichkeit. Auch wäre es ſicher willkommen 
te rörterung dieſer Tauſchvertragsart ſchließt ſich die bun ; nach 9 ies n 0 
arcane berjenig Tauſchverträge an, die mit einem Neu⸗ und zweckmäßig, wenn je nach Verlauf einiger Jahre ein beſonderes 


8 Inhaltsverzeichnis der geſamten Bände erſchiene. Dadurch würde das 
i 8 t 15 Nachſchlagen der einzelnen Hefte erſpart und die Verwendbarkeit des 
* 820 Mn jerbermietung — unter Zuhilfenahme des 8 549 BOB. en And er Werkes erhöht werden. 5 
den etSchch. — erfolgenden Wohnungstauſchs. ASK. Wunderlich, Berlin 
nütur dieser gun in dieſen Abschnitten wiederum die mit der Rechts⸗ AN n 
Ae kuſanmenhetueren, mit der 9 0 1 wegen e 
ederholun⸗enhängenden Fragen behandelt werden, ergibt ſich eine K ve = 

wehen 10 ber Erörterungen, die ſich meines Erachtens hätte B. Gramſe, Berlin: Die Rechtſprechung in Miet⸗ und 
hart in en fen, wenn die drei Vertragsarten nicht getrennt, ſon⸗ Wohnungsfragen 1930, 1. Halbjahr. Verlag Reichs⸗ 
bobelt woe ſyſtematiſcher Verbindung — in einem Zuge — be⸗ mieterdienſt, Berlin⸗Wilmersdorf. Preis 2,75 . 
' 94 nnen haben, Der vorliegende, die eng 110 erſten Halbjahrs um⸗ 

Venn 8 . 1 faſſende Band bringt eine große Zahl grundſätzlicher Entſcheidungen 
Ans de oa auf S. 20 (Mitte) Kanal joa biet zu allen Fragen des Miet⸗ und Wohnrechks. Von beſonderem 
ſolclüllung, f ungstaufchvertrags enthalte zugleich Verpflichtung Intereſſe iſt auch die Zuſammenſtellung der zum Mietrecht der Neubau⸗ 
ol enden ge ſo ſteht damit in einem gewiſſen Widerſpruch einer wohnungen vorliegenden Rechtſprechung. D. S. 

80 äge, in dem es heißt, mit der übergabe der Woh- 
Wat kech noc erfüllt“. Sonach enthält alſo der Abſchluß des 

ie Has noch nicht die Erfüllung! A 1 
Rear den letzten Abſchnitte ante derkenrbaz mit viel Fleiß Rechtsanwalt Dr. Graetzer: Kommentar zum R Miet. und 
1, Genehmten Monographie behandelt die Entſch. des MEA. und ur BD. über die Mietzinsbildung in Preußen vom 
tigen mehmigu F N 3 
die Notre 8 der Gemeindebehörden im Rahmen des gegenwär⸗ 17. April 1924. Berlin 1929. Verlag von Robert Kiepert. 
re 


egenſei don Mietverträgen verbunden find, ſowie des durch 


nun, 


ig "ofen, derung bie i e e oder ne Verf, gibt auf 138 Seiten Oktavformat den Text des RMietch. 
bien den e I Ai ER lan 195 befaffen dat, in feiner jetzigen Faſſung und der genannten BD. in ſtarkem Druck 
des Din i, 2 8 des Wohnungstauſches zu 7 und einige Erläuterungen dazu im ſchwächeren Druck ſowie den 
D beten in ag ccni nnetrectäfiteratur zun infolge ert der Novelle zun Miel SchH. v. 13. Febr. 1928 und einiger 
amen ung SE ae uber 5e PrVoO. zum RMietG. und zum MietSchch. Wie ſchon der geringe 
des Notrechts aaa 5 5 Umfang des Buches ergibt, beſchränken ſich die Erläuterungen auf 

5 einige Streitfragen, die faſt durchweg ſich der herrſchenden Anſicht an⸗ 


Ebe RU Dr. Carl Stern, Düſſeldorf. ſchließen und für zutreffend erachtet werden können. Doch nimmt 
.Lilient a nen: m Verf. entgegen der jetzt herrſchenden Meinung an, daß die Vorſchüſſe 
i hal: Mieterſchutz und Mieteinigungsämter. für die Koſten der Heizſtoffe, zu denen er übrigens ohne Beachtung 


et | 
ſiſchen ſhubgeſetz nebſt Verfahrensanordnung und den preu⸗ unden 125 580 NT, e e Verne Sue 
b Locker ; zu dz gebun t pfändbar find. Auch wird man dem Vermieter beim 
Prcbe e Aufl gsverordnungen. Vierte, vollſtändig neu Verzuge des Mieters in der Ausführung der von dieſem übernom⸗ 
reis 18 flage. Berlin 1930. Carl Heymanns Verlag. menen Schönheitsreparaturen nicht nur die im 87 der BO. aus- 
aa ein . drücklich ne Rechte geben müſſen — 9 5 Verf. meint —, 
enthal: f A ſondern nach den allgemeinen Rechtsſätzen auch den Anſpruch auf 
reich Smietengefet und die preußiſche Schadenserſaß. Der Mangel des Buchs beſteht jedoch hauptſächlich 
flage ung. Fünfte, vollſtändig neubearbeitete darin, daß es zu viele, für die Praxis wichtige Streitfragen un⸗ 
12 7 Berlin 1930, Carl Heymanns Verlag. Preis erörtert läßt und daß es deshalb entgegen den in der Vorrede aus⸗ 
> 1858 eſprochenen Wunſch des Verf. nicht geeignet iſt, den Praktiker 
251 Beid 9 j \ Frak 
8; 1929 werbe find wiederholt in der JW., fo zulezt ZW. 1928 ſchnell und zuverläſſig über die mietrechtlichen Fragen zu orientieren. 
7 5 „ „ A 
“m »2859 und 1928, 2512 beſprochen worden. SenPräj.i.R. Geh. OJ R. Dr. W. Marwitz, Berlin, 
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Dr. Fritz Kiefersauer: Nachtrag zum Ergänzungsband zu 
Kiefersauer, Mieterſchutz und Wohnungsmangel. Mün⸗ 
chen 1930. J. Schweitzer Verlag (Arthur Sellier). 10 S. 


Zu dem JW. 1929, 2859 beſprochenen Ergänzungsbande gibt 
der Nachtrag den Wortlaut von vier neuen bay. V., namlich der 
4. VO. zur Lockerung des Mieterſchutzes und der Mietzinsbildung in 
Bayern v. 25. Nov. 1929, der VO. zur Abänderung der VO. über 
Maßnahmen gegen Wohnungsmangel in Bahern v. 25. Nov. 1929, 
der VO. über die geſetzliche Miete im Jahre 1930 v. 23. Dez. 1929 
und der VO. zur Abänderung der VO. über Mieterſchutz in Bayern 
v. 30. Dez. 1929. Zugleich werden dieſe Vorſchriften erläutert. Bringt 
das Büchlein auch nur bay. Recht, ſo gewährt es doch die Möglich⸗ 
keit einer intereſſanten Vergleichung mit den preuß. Beſtimmungen. 

KR. Dr. Günther, Berlin. 


Vorſchriften über Reichsdienſtwohnungen für Reichs⸗ 
beamte, erläutert von Dr. Meynen, Oberregierungsrat 
im Reichsfinanzminiſterium. Berlin 1930. Verlag Georg 
Bath. 251 Seiten. Preis 5,60 h. 


Die Dienſtwohnungsvorſchriften für die Reichsbeamten vom 
Jahre 1922 waren durch zahlreiche Anderungen und Ausführungs⸗ 
erlaſſe ſo unüberſichtlich geworden, daß ſie dringend einer Neu⸗ 
faſſung bedurften; außerdem mußten ſie zur Geſchäftsvereinfachung 
völlig geändert und vielfach, insbes. hinſichtlich der Gewährung, Ein⸗ 
richtung und Zurverfügungſtellung von Dienſtwohnungen ergänzt 
werden. Es find daher unter dem 2. Dez. 1929 vom RF M. im Ein⸗ 
vernehmen mit dem RPoſtM. neue Vorſchriften über Reichsdienſt⸗ 
wohnungen und in einem Anhang dazu neue Vorſchriften über 
Werkdienſtwohnungen von Reichsangeſtellten und Reichsarbeitern 
erlaſſen worden. Unter demſelben Tage ſind neue Vorſchriften über 
Reichsmietwohnungen ergangen, die eine Zuſammenfaſſung aller für 
die Bewirtſchaftung ſolcher Wohnungen geltenden Beſtimmungen um⸗ 
faſſen. Kurz darauf — unter dem 10. Dez. 1929 — gub ber RM. 
im Einvernehmen mit dem RWehrM. neue Vorſchriften über Ka⸗ 
ſernenwohnungen der Reichswehr heraus, und der Abſchluß ſeiner 
Tätigkeit auf dieſem Gebiete bildete der Erlaß v. 12. Dez. 1929 
über Fernſprechdienſtanſchlüſſe. Alle dieſe neuen Vorſchriften auf 
dem Gebiete des Dienſtwohnungsweſens ſind in dem vorliegenden 
Buche abgedruckt. Um ihr Verſtändnis und damit ihre richtige An⸗ 
wendung zu erleichtern, ſind ſie in eingehender, klarer und ſachkun⸗ 
diger Weiſe erläutert worden. Zur Herausgabe eines ſolchen Komm. 
war der Herr Verf. beſonders berufen. Denn er war im Rin Min. 
bei der Ausarbeitung der Entwürfe zu den erwähnten VO. und bei 
den Beratungen dieſer Entwürfe als Sachbearbeiter tätig. 

Mit dieſem Handbuch iſt den Behörden, denen die Verwaltung 
der Dienſt⸗, Kaſernen⸗ und Reichsmietwohnungen obliegt, ein aus⸗ 
gezeichnetes Hilfsmittel und zuverläſſiges Nachſchlagewerk an die 
Hand gegeben worden. Auch den Dienſt⸗ und Kaſernenwohnungs⸗ 
inhabern wie den Mietern von Reichswohnungen wird das verdienſt⸗ 
liche Handbuch zuverläſſige und ausführliche Auskunft über die 
ihnen obliegenden Pflichten und die ihnen zuſtehenden Rechte geben. 

Das Buch wird in den beteiligten Kreiſen freudige Aufnahme 
und ungeteilten Beifall finden. 

LGPräſ. Dr. Brand, Duisburg. 


Sammlung wichtiger Entſcheidungen zum Wohnungs⸗ 
und Mietweſen, 1. Teil: Entſcheidungen zum Reichs⸗ 
wohnungsmangelgeſetz, Neichsmieterſchutzgeſetz, Reichs⸗ 
mietengeſetz. Von Dr.⸗Ing. Albert Gut, Direktor des 
Wohnungsamts, Dr. Franz Stümper, Oberregierungsrat 
im Bayeriſchen Miniſterium für Landwirtſchaft und Arbeit, 
und Joſeph Zormaier, Landgerichtsrat. Sämtlich in 
München. München 1930. XII und 183 Seiten. Preis 
8 , (für Mitglieder 6,50 H. 

Dieſer Band iſt die Fortſetzung der zuletzt JW. 1929, 2860 
beſprochenen Entſcheidungsſammlung und enthält in den Nrn. 2600 
bis 3480 ein reiches Material an Entſcheidungen und Aufſätzen zu 
den drei Raumnotgeſetzen. Der neue Band zeigt die Vorzüge der 
früheren Hefte in erhöhtem Maße. Berückſichtigt ſind unter ungefähr 
tauſend Entſcheidungen über hündert Rechtsentſcheide des KG. (von 
November 1928 bis Dezember 1929), ſowie die Entſcheidungen anderer 
Stellen, insbeſ. des RG., des BayObLG. und des OLG. Roſtock. 
Zu Nr. 2801 iſt zu bemerken, daß die Entſcheidung kein Rechtsent⸗ 
ſcheid iſt, ſondern ein Beſchluß, durch den die Erteilung eines Rechts⸗ 
entſcheids abgelehnt wird, und daß ihr daher bindende Kraft fehlt. 
Zu 84 WohnmangG. II (Nr. 2736/7) iſt auf den Rechtsentſcheid 
17 Y 95/28: JW. 1929, 2357, zu verweiſen. Die Auswahl ift muſter⸗ 
gültig, die Gliederung des Stoffes hervorragend klar und überſicht⸗ 
lich. Das Werk ergänzt die Erläuterungswerſte zum Wohnmang.⸗, 
MSch.⸗ und RMietG. auf das beſte und behandelt auch die Locke⸗ 
rungsverordnungen. 


Bei dem billigen Preis iſt dem vorzüglichen Hilfsmittel f 
Mietrechtler eine weite Verbreitung zu wünſchen. gerlin⸗ 
Kg. Dahmann, Ber 


tr 
Entſcheidungen des Kammergerichts in Miet: und 12 
ſchutz⸗, Koſten⸗ und Strafſachen. Auf Grund am Ober 
Materials herausgegeben von Viktor Ring, Geh. tet 
juſtizrat, Vizepräſident des Kammergerichts a. br met? 
Mitarbeit von Schnitzker, Senatspräſident am = zung 
gericht, und Dahmann, Kammergerichtsrat. Erg 1 der 
zum Jahrbuch für Entſcheidungen in Angelegenheiten 
freiwilligen Gerichtsbarkeit und des Grundbuchrechts ( ad 
Erg.) Neunter Band. Berlin W 9. Verlag von 
Vahlen. Preis kart. 9 A. San 
Der 9. Band der zuletzt JW. 1929, 2860 beſprochen folg 
lung rechtfertigt erneut den guten Ruf des Werkes, das big it m 
faltig ausgewählte, wichtige Entſcheidungen aus neuester unge 
guter Ausſtattung ſeinen Platz neben den großen Entiche! 
ſammlungen behauptet. — de 
Aus dem Inhalt ſei beſonders die große Zahl — 75 ler find 
Rechtsentſcheide in Miet⸗ und Pachtſachen hervorgehoben. aachen 
neben 6 Entſcheidungen in Koſtenſachen 44 Erkenntniſſe in 1 Gebiet 
bemerkenswert, die zum Teil wichtige Rechtsſätze aus dem. ö 
des Jagd⸗ und Fiſchereirechts enthalten. Ein Beiſpiel für die Rache 
in dieſem Rechtsgebiete beſtehende Zerſplitterung des deutſ ane des 
ift das Urt. v. 17. Sept. 1929 (S. 322) über die Auslegz , 
Jütſchen Lows von 1240. PP 


Dr. Mühſam, Rechtsanwalt: Sammlung der neh a 
ſcheide des Kammergerichts und des Vahyeriſchen gebt” 
Landesgerichts in Mietſachen. Görlitz 1930. 2 
verlag (Bismarckſtr. 4). 101 Seiten. Preis geh. 
einſchl. Porto. 2 pet 

Nach einer kurzen Überſicht über die Rechtsgrundlagen 

Rechtsentſcheide ſind die entſcheidenden Teile von 558 = 100 

ſcheiden des RG. und 28 des Bayd be., die bis zum Janne M, 

veröffentlicht find, in der Reihenfolge der Aktenzeichen (A) w 5 eilt 

gabe des Tages fortlaufend beziffert abgedruckt. Darauf I ai 

Zuſammenſtellung der Rechtsentſcheide nach der Zeit (B) be 

Zuellenregiſter (0), das die Fundstellen der Rechtsentſche) a 

FIM Bl., der J., dero deſpr. Mugdan⸗Falkm a en 

den Ergänzungsbänden zum IFG. enthält. Das in vier ron 

(ẽMieterſchutz⸗, Mietzins⸗, Wohnungsmangelgeſetzgebung . # bit 

Geſetze, eingeteilte Geſetzesregiſter (D) ſtellt die echtsentſchel dich ch 

betreffenden Geſetzen zuſammen, und zwar getrennt nach “net 

preußiſchem, bayeriſchem und Berliner Recht. Den S = ind in 
alphabetiſche Sachregiſter (B). In den Abſchnitten E it 

Rechtsentſcheide nur nach der laufenden Nummer des Abſ 

angeführt; die Rechtsſprüche ſelbſt ſind nur dort abgedrucll, nus. 

Die vorliegende Zuſammenſtellung der mechtsentſchede be 
lich und entſpricht ſchon wegen der ſtändig wachsenden „r un, 

Rechtsentſcheide zweifellos einem praktiſchen Bedürfnis. e 

aber m. E. noch an Brauchbarkeit gewinnen, wenn die Red funde 

nicht im Abſchnitt A (nach der Reihenfolge der Aktenzeiche wich 

im Geſetzesregiſter (D) oder ſyſtematiſch geordnet abgedruckt „etre 

wie etwa in der vortrefflichen Sammlung von Krieg, deore 

und Wohnungsmangelgeſetzgebung, 4. Aufl., 1928. Eine angel 

Zuſammenſtellung vereinigt alle zu einem Gegenſtand eil, 

Rechtsentſcheide, auch über Landes⸗ und örtliches Recht, gen 

Stelle und ift für den praktiſchen Gebrauch m. E. am nom g 

Wenn die Aktenzeichen in das Fundſtellen verzeichnis auſq de a 

würden, jo könnte der Teil A ganz wegfallen; dadurch mmer 7 

das Nachſchlagen zwecks Feſtſtellung der laufenden Nu 

mieden. Pr; 


* * 
Das Quellenverzeichnis (0) müßte m. E. noch erhoblich a 
werden durch Aufnahme der Fundſtellen bei Hertel, igen. 2 
Stümper⸗Zormaier (Sammlung wichtiger Entſcheib Mie 
Wohnungs⸗ und Mietweſen), im Recht, im Mietrecht, Deal in 1 
recht (früher Einigungsamt), im Deutſchen Wohnungsarchte, enn 
Blättern für Rechtspflege im Kammergerichtsbezirk, © 1 7 
Grundſtückswarte, Reichsverwaltungsblatt und Preußiſ a 
tungsblatt uſw. ihr 1 1. 
Von der Hertel ſchen „Sammlung der Rechtsentſche an 


b 2 
bis 1928“, die jetzt durch einen Nachtrag auf den Stand badete 
Lingen _ 


ſcheide auch mit ihrer weſentlichen Begründung, ferner rich 
Entſcheidungen des Reichsgerichts und anderer oberer Gercger 


0 Jah 
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5 des preußiſchen Haus⸗ und Grundbeſitzes 1929. 
und uftrage des Preußiſchen Landesverbandes der Haus⸗ 
W Grundbeſitzer⸗Vereine e. V. herausgegeben von Dr. 
„Frank, Berlin. Preis 2 K. 


um Veit dorliegende vierte Ausgabe des Jahrbuchs enthält wieder⸗ 
fab oh ge bewährter Sachkenner auf dem Gebiete des Miet⸗ 
ſtellung ungsrechtes. KR. Dr. Günther gibt eine Zuſammen⸗ 
dahre 1 Rechtſprechung zahlreicher deutſcher Gerichte aus dem 
zer Perline, zum Miet⸗ und Raumnotrecht. Auch die Beſchlüſſe 
den alſcher gemiſchten Kommiſſion ſind berückſichtigt. Ohne zu 
ihren 3, Beibungen ſelbſt Stellung zu nehmen, gibt Günther 
Aeder nat in klarer und prägnanter Form und ſyſtematiſcher 
Denfo a wieder. OSR. Dr. Hertel, Oppeln, ift durch einen 
em nkündlichen wie klaren Aufſatz über die Zuſatzmiete nach 
zeingefügten $ 13a RMietch. vertreten. Seine Dar⸗ 
Funds ſind nicht nur für den Juriſten, ſondern auch für den 
handlung Abeſitzer verſtändlich und wertvoll. Eine eingehende Ab⸗ 
Di Aufna er die Rechte des Hausbeſitzers bei Untervermietung 
Ern uhme dritter Perſonen ſtammt von der Hand des RA. 
Emil Schweitzer, Berlin. Die Arbeit iſt für den 
Rant. dur prakttiſchen Lebens verſtändlich, aber zugleich dazu be⸗ 
rechtsentwich kritiſche Behandlung der vielfachen Streitfragen die 
ichs, arklung zu fördern. Schließlich hat IR. Dr. Fried⸗ 
Mena, eine eingehende, ſyſtematiſch geordnete Dar⸗ 
0 nungen Höhftrichterlichen Rſpr. auf dem Gebiete der Bau- und 
denen das ige beigeſteuert. — Alle Beiträge ſind den Zwecken, 
eignet d Jahrbuch dienen ſoll, vorzüglich angepaßt und daher 
chert wird em Jahrbuch einen hohen Wert zu verſchaffen. Dieſer 
in den 9 lich allerdings mehr für den juriſtiſchen Fachmann als 
den, zhausbeſitzer auswirken. Dieſer wird nur ſelten die Muße 


ai 
. 


Neth, ich in die eingehenden juriſtiſchen Darlegungen zu 
on den Jachſtegen wird die vorliegende Ausgabe des Jahrbuchs 
uch 3 guriſten ſowohl zur Unterrichtung über die Rſpr. als 


wiſſenſchaftlichen Förderung geeignet und nützlich ſein. 
RA. Dr. Ernſt Hagelberg, Berlin. 


% 
ker lt Dahm, Rechtsanwalt in Düffeldorf: Mietrechts. 
im Neie Handbuch des geſamten Miet⸗ und Wohnrechtes 
an und Preußen an Hand der reichsrechtlichen und 
mangel, ußiſchrechtlichen Beſtimmungen der Wohnungs⸗ 
(Stüles Reichsmieterſchutz⸗ und Reichsmietengeſetzgebung. 
von Ge, wechtsbibliothek Nr. 93.) Berlin 1930. Verlag 
diet 9 Stille. 124 Seiten. Preis geb. 3,50 . 
eme nützliche Buch ſetzt es ſich zur Aufgabe, dem Mieter und 
näglichſten wie dem Praktiker kurz und ſchnell über die haupt⸗ 


Feng Aaskeagen des Mietnotrechts und der Wohnungsmangelgeſetz⸗ 
5 de Meinunſt zu geben. Der Verf. will durchweg nur die herr⸗ 


dergabe ung in Rechtslehre und R. i ; au 
ber derga hre und Rechtſprechung wiedergeben; auf 
dete. ate Streitmeinungen hat er — mit Recht — bewußt 
W 300 alph uch bringt in überſichtlicher Anordnung unter mehr 
der entlichſte abetiſch geordneten Stichwörtern im Telegramimſtil das 
des re den drei Raumnotgeſetzen, regelmäßig unter Angabe 
KG. Dem ent, vielfach auch höchſtrichterlicher Entſch., namentlich 
zu bu es für 1 Mietrechtler bringt das Buch nichts Neues. Dagegen 
eine gaſſen u. nen Praktiker, der ſich ſeltener mit Mietrechtfragen 
S dankenz auch das weitverſtreute Material nicht zur Hand hat, 
rache ein werte Hilfe ſein, da es ihm raſch in klarer knapper 
Juris In en Überblick verſchafft. 
inelten wean elnen ift das Werken noch ausbaufähig. Für den 
geftange ala e m. E. erheblich gewinnen, wenn noch in weiterem 
lag, et würden sher die grundlegenden Entſch. des NÖ. und KO. an⸗ 
wäre aſch weite ſo daß ſich der Praktiker auf der gebotenen Grund⸗ 
vielleicht „ zu unterrichten vermag. Unter dieſem Geſichtspunkt 
ſond empfiehlt zu erwägen, ob ſich nicht auch ein Hinweis auf Auf⸗ 
un erſchz die einzelnen Fragen unter Wiedergabe der Rſpr. be⸗ 
28810 Über “ul behandeln; ich denke z. B. an den Aufſatz von 
könn Fragen 1 Aufwertung von Geſchäftsraummieten: JW. 1929, 
in zweck, in denen ſich eine fefte Rſpr. noch nicht gebildet hat, 


5 
Bei Durchſante mit (ſtr.) bezeichnet werden. 
Mahnung b ſicht der Stichwörter iſt mir u. a. folgendes aufgefallen: 
leica elltenraum. Von der herrſchenden Rſpr. wird der 
diesen s, En Angeſtellten, insbeſ. des Leiters eines Zweig⸗ 
mietet Kaum le eſchäftsraum betrachtet, wenn der Geſchäftsinhaber 
ür d. und ſei diglich zur Förderung feiner geſchäftlichen Zwecke ge⸗ 
ie Nn Berg 9 Angeſtellten überlaſſen hat. Dies gilt aber nur 
bas fertrat) des MietSch⸗ und NMiet®., deren Anwendung an 


dehnelinmte art gebunden iſt. Nach dem Wohnmangch. dagegen, 

A Raumarten ergreift, find derartige Angeſtellten⸗ 
Wohnraum anzusehen. Dies ift jedenfalls feſte Rſpr. 
mmoern des LG. J Berlin, des 16. und 17. ZivSen. 
Nh. 15480, 1000; 17 Y 80/28 — JW. 1929, 2887) ſowie 
124, 4 JW. 1929, 2805 9). 


Arbeitsgericht. Hier wäre noch zu erwähnen, daß eine 
Ausſetzung des Mietaufhebungsrechtsſtreites dann nicht in Betracht 
kommt, wenn die Parteien über die Auflöſung des Dienſt⸗ oder 
Arbeitsverhältniſſes, namentlich infolge friſtmäßiger Kündigung, einig 
ſind und nur über den Anlaß der Auflöſung ſtreiten (KG.: JW. 
1928, 25679; OLG. Dresden: JW. 1928, 2572 16; RArbGG.: JW. 
1928, 25771; 1929, 1813 5). 

Aufwertung. Unter dem Stichwort Papiermarkmiete 
finden ſich weitere Angaben; eine zuſammenfaſſende Behandlung an 
einer Stelle wird m. E. vorzuziehen ſein; dabei wäre etwa noch zu 
erwähnen, daß die Möglichkeit, das AMiet®. für das Mietverhältnis 
in Geltung zu ſetzen, eine Aufwertung nicht ausſchließt (RG. 126, 
317 gegen KG.: JW. 1928, 14142); daß Veränderungen der Gegend 
zu beachten find (RG.: HöchſtaiRſpr. 1929 Nr. 395 und 396 gegen 
die bisherige Rſpr. des 17. ZivSen. des KG.); daß nach dem Außer⸗ 
krafttreten des NMiet®. die alte Vertragsmiete (Papiermarkmiete) 
wieder auflebt (RG. 120, 28 JW. 1928, 2521), aber nicht von ſelbſt, 
ſondern nur auf Verlangen eines Vertragsteils (RE. : Miet Ger. 1927, 148 
u. HöchſtRRſpr. 1929 Nr. 615) — für eine künftige Lockerung gilt jetzt 
8 22 a RMietcG. —; daß nach der Nipr. des KG. eine Vereinbarung, 
von einer vereinbarten Friedensmiete ſeien die geſetzlichen Prozente 
zu zahlen, auch für Geſchäftsräume ſolange gilt, als eine Berechnung 
des Mietzinſes möglich iſt, es ſei denn, daß die Vereinbarung nur 
ſo lange Beſtand haben ſollte, als ein Vertragsteil ſie dem anderen 
auch gegen deſſen Willen durch die Berufung auf das RMietG. auf⸗ 
zwingen konnte. Endlich wird hier oder unter dem Stichwort: 
Staffelmiete zu erwähnen ſein, daß bei der Umwertung eines 
Staffelmietzinſes von der für die ſtreitige Zeit gerade geltenden Miet⸗ 
zinsſtaffel auszugehen iſt (RG. 17 U 1578/29 v. 22. April 1929, 
ebenſo RG. VIII 265/28 unter Billigung des Urt. 17 U 12 309/27). 

Beläſtigung des Vermieters: Hier wäre eine kurze 
Erörterung darüber erwünſcht, wann die Ausſchlußfriſt bei Dauer⸗ 
verſtößen des Mieters zu laufen beginnt (vgl. LG. Gotha: JW. 
1928, 762° mit Anm. von Günther). 

Eheſcheidung. Hier halte ich einen Hinweis auf die Entſch. 
des LG. 1 Berlin: JW. 1929, 26311 ſowie auf das Heft: Die Ehe⸗ 
wohnung von Dr. Ilſe Adam, Berlin 1930, für empfehlenswert. 

Familienangehörige. Die Aufnahmeberechtigung durch 
Einheirat iſt beſtritten, ſie wird aber überwiegend bejaht. Im übrigen 
vergleiche zu der Frage der Aufnahme von Angehörigen die Entſch. 
des KG.: Deutſches Mietrecht 1929, 886 in Beſtätigung des Urt. des 
LG. I Berlin: Deutſches Mietrecht 1929, 778. Ein beſonderes Stich⸗ 
wort neben dem Stichwort Angehörige dürfte übrigens nicht 
notwendig ſein. 

Filialen: vgl. das oben zum Stichwort Angeſtelltenraum 
Geſagte. 

Friedensmiete. Hier empfiehlt ſich eine Verweiſung auf 
Abzüge, Rückwirkung, Vertragsmiete („vereinbarte 
Friedens miete“). 

Hausmeiſter. Zweckmäßig auch Verweiſung auf Arbeits⸗ 
gericht. 

Irrtum und Täuſchung. Hier wäre auch der Irrtum über 
die Friedensmiete zu behandeln. Hat der Vermieter den Mieter über 
die Höhe der Friedensmiete getäuſcht, ſo braucht der Mieter nicht 
anzufechten (denn dadurch würde er ja die Rechte aus dem Mietver⸗ 
trag verlieren), ſondern kann nach 88 123, 823 Abſ. 2 BGB. das 
über die tatſächliche Friedensmiete hinaus Gezahlte als Schadens- 
erſatz zurückfordern. Wollten beide Teile die wahre Friedensmiete 
vereinbaren, irrten ſich aber beide über die Höhe, ſo bedarf es keiner 
Anfechtung, vielmehr iſt dann die tatſächliche Friedensmiete als ver⸗ 
einbart zu betrachten (8 242 BGB.; RG.: DRZ. 1927 Nr. 176; 
RE.: HöchſtRgeſpr. 1929 Nr. 485). 

Möblierte Zimmer. Hier fehlt ein Hinweis auf 8 29 
Miet Sch., der für möblierte Zimmer noch gilt (8 1 PrVO. v. 
12. Dez. 1924). Der Begriff der ſelbſtändigen möblierten Wohnung 
iſt nur unter Wiedergabe des Erlaſſes des Volkswohlfahrtsminiſters 
v. 6. Febr. 1925 erläutert. Dieſer Erlaß wird aber von der Rſpr. als 
unverbindlich angeſehen, da ihm der Reichsarbeitsminiſter nicht zu⸗ 
geſtimmt hat (RG.: IW. 1928, 252915, ſowie KG. ſtändig, zuletzt 
Mietgericht 1930, 104); nach dieſen Entſcheidungen iſt eine Wohnung 
dann ſelbſtändig, wenn ſie wirtſchaftlich und räumlich von den anderen 
im Hauſe befindlichen Räumen getrennt iſt und Nebengelaß nur inſo⸗ 
weit gemeinſchaftlich benutzt wird, als dies ortsüblich iſt (vgl. auch 
KG. 17 1 110/24: JW. 1925, 1127). 

Nachverfahren. Die Angabe, daß das Gericht bei Vorliegen 
der Vorausſetzungen die Erſatzraumklauſel aufzuheben, demnach nicht 
nach billigem Ermeſſen zu entſcheiden hat, hätte als ſtreitig bezeichnet 
werden ſollen. Die Auffaſſungen gehen hier ſehr auseinander; 
ſelbſt bei den Mietkammern des LG. 1 Berlin wird dieſe Frage nicht 
einheitlich entſchieden: Die 28. ZK. iſt der Anſicht, daß die Auf⸗ 
hebung der Erſatzraumſicherung abzulehnen ſei, wenn ſie für den 
Mieter unbillig Hart ſei (EA. 1929, 778); die 32. ZK. dagegen ver⸗ 
tritt den gegenteiligen Standpunkt (24 T 788/28 v. 15. Dez. 1928). 

Neubauten. Die Beſtimmung des Begriffs Neubau dürfte 
mit der Entſch. des RG.: RG. 121, 215, die die frühere Rſpr. teil⸗ 
weiſe aufgibt, nicht ganz in Einklang ſtehen. 
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Rückwirkende Kraft der Feſtſetzung der Friedensmiete. 
Dies wird m. E. beſſer unter dem Stichwort Feſtſetzung der 
Friedensmiete zu bringen ſein unter Hinweis auf den RE. 
17 Y 59/28: SXGErg. VIII, 105, ſowie auf die Entſch. des OLG. 
Naumburg: JW. 1929, 2900, wo auch die Rſpr. des RG. zuſammen⸗ 
gefaßt iſt. 

Schönheitsarbeiten. Zu Abſ. 4: Ob der Ortsgebrauch 
einer örtlichen Anordnung auf Grund des RMietG. gleichzuſetzen iſt, 
erſcheint zweifelhaft (vgl. Dahmann: Deutſches Mietrecht 1930, 
995). Auf die Entſch. des KG.: JW. 1929, 32532 wird hinzuweiſen 
ſein, wonach eine Rückforderung der vom Mieter gezahlten, vom 
Vermieter aber nicht zur Ausführung der Schönheitsarbeiten verwen⸗ 
deten 4% wegen ungerechtfertigter Bereicherung nicht zuläſſig iſt. Im 
letzten Abſatz Zeile 2 muß es ſtatt Erfüllungsvertrag heißen Erfül⸗ 
lungsverzug. 

Waſchen in Mieträumen bietet einen Mietaufhebungs⸗ 
grund nur dann, wenn dadurch das Gebäude oder der Mietraum er⸗ 
heblich gefährdet wird. Sonſt iſt nur die Unterlaſſungsklage gegeben. 
über Waſchen in Apparaten ſ. IW. 1929, 3264 8. 

Wohnraum. Hier dürfte näher auf den Gegenſatz zu Ge⸗ 
ſchäftsraum (17 Y 35/27 IFGErg. VI, 3 und 17 Y 80/28 und 82/28: 
IW. 1929, 2887 und 1930, 416) einzugehen fein. 

Endlich werden m. E. noch folgende Stichwörter aufzuneh⸗ 
men ſein: 

Räumungs aufforderung (3. B. 88 13, 14 Berl Wohn⸗ 
Notgt. v. 21. Mai 1927; Rechtsentſcheide 17 Y 41/24, 18/28, 27/26, 
110/26, 11/28, 78/28, 93/28). 

Schwarzkäufer (vgl. KG.: ZW. 1929, 28936). 

Steigeleitung (Hinweis auf Zuſatzmiete). 

Wohnküche (17 Y39/28: JW. 1928, 2558). 

Ger Aſſ. Goecke, Berlin. 


Dr. Alfred Roſenthal: Wettbewerbsgeſetz (nebſt den mate⸗ 
riellen Vorschriften des Warenzeichengeſetzes). 8. Auflage. 
Berlin 1930. Verlag Franz Vahlen. Preis geb. 34 h. 


Kuum 1½ Jahre nach dem Erſcheinen der 7. Aufl. können wir 
ſchon wieder die neueſte Auflage dieſes für die Entwicklung des Wett⸗ 
bewerbsrechts ſo wichtigen Kommentars begrüßen. Das beweiſt allein 
ſchon, wie weite Kreiſe nicht nur der Juriſten, ſondern auch der be⸗ 
teiligten Handelswelt ſich Rat und Belehrung aus dem Werk holen, 
mit dem Roſenthal ſeit etwa zwei Jahrzehnten immer mehr bis 
in die neueſte Zeit hinein maßgeblichen Einfluß zu erlangen gewußt 
hat. Wenn man dieſe Entwicklung rückſchauend überblickt, ſo kann 
man dem Verf. für ſeine unermüdliche Arbeit im Streben nach Unter⸗ 
drückung jeder geſchäftlichen Gebarung im kaufmänniſchen Wettbewerb, 
die mit Reinlichkeit der Grundauffaſſung nichts mehr zu tun hat, 
nur aufrichtig danken. Aber wenn man die Erläuterungen durchſieht 
und aus der Fülle der behandelten Erſcheinungsformen zweifelhafter 
Betätigungsarten des Wettbewerbs einen Überblick zu gewinnen ver⸗ 
ſucht, fo beſchleicht auch den, der jahrelang die Entwicklung des 
Wettbewerbsrechts miterlebt und mitdurchkämpft hat, ein Gefühl des 
Unbehagens, und man fragt ſich ſehr ernſtlich, ob die entwickelten 
Rechtsgrundſätze nicht ſchon vielfach über die geſetzlich gezogene Grenze 
der Unterdrückung des unlauteren Wettbewerbs hinausgehen. Dieſe 
Entwicklung iſt nicht Roſenthals Schuld, wenn er ſie auch an⸗ 
geregt und eifrig gefördert hat. Sie lag vielmehr im Zuge der Zeit 
und war der Ausdruck einer geſunden Reaktion gegen allzu ängſt⸗ 
liche Duldſamkeit bei ſkrupelloſem Wettbewerb. Die Rechtſprechung 
mußte hier den Mut finden, das als Sittenverſtoß zu brandmarken, 
was mit Raufmännifchem Anſtandsgefühl unvereinbar iſt. Das hat 
ſie getan, und die ſeit etwa zwei Jahren einſetzende Kritik bemängelt 
auch weniger die Entſcheidung des einzelnen Falles ſelbſt als die dafür 
gegebene, nicht ſelten etwas weitgehende Begründung. Aufgabe der 
Wiſſenſchaft iſt es dann, die Grenzen zu ermitteln, die das Geſetz 
bewußt gezogen hat. Nötig iſt dabei, aus der Fülle der Erſcheinungen 
des praktiſchen Lebens, insbeſ. aus den Ergebniſſen der Rechtſprechung, 
diejenigen Grundſätze herauszuarbeiten, die dauernden Wert haben und 
einer kritiſchen Betrachtung ſtandhalten. Das iſt natürlich für einen 
Schriftſteller nicht leicht, der, wie Roſenthal, ſich faſt in allen 
Punkten mit der neueren Rechtſprechung im Einklang fühlt, und 
ſogar vielfach annimmt, daß dieſe Rechtſprechung noch immer nicht 
weit genug gegangen ſei. Immerhin bemerkt man neuerdings au 
verſchiedenen Stellen des Kommentars doch Anzeichen dafür, daß 
Roſenthal die Notwendigkeit einer Einſchränkung mancher von 
ihm ſelbſt aufgeſtellten, aber zu allgemein gefaßten Grundſätze er⸗ 
Rannt hat, ſo z. B. bei der Frage nach der Zulaſſigkeit einer Aus⸗ 
beutung fremder Arbeitsleiſtung (SI Note 49 ff.). Hier hat das NO. 
neuerdings in dem bekannten Rundfunkurteil v. 29. April 1930 
(JW. 1930, 1928) ſelbſt mit aller wünſchenswerten Deutlichkeit zum 
Ausdruck gebracht, daß die Verwertung fremder Arbeit nur be⸗ 
anſtandet werden kann, wenn zu dieſem neutralen Tatbeſtand be⸗ 
ſondere Merkmale unlauteren Handelns hinzutreten. Es iſt zu hoffen, 


daß Roſenthal in weiteren Auflagen ſeines Kommentars den = 
ihm ſelbſt im theoretiſchen Teil ftark betonten Satz bei Prüfung it 
Einzelfälle berückſichtigt, der fo leicht vergeſſen wird: erlaube 
grundsätzlich jeder Wettbewerb, mag er für den Konkurrenten enden 
ſo unbequem, ja verhängnisvoll ſein (S. 4). In der vonn schen 


Auflage tritt dieſer Grundſatz leider noch nicht mit der W es Ver, 
werten Betonung hervor. Immer noch iſt vom Standpunkt d ichen 
letzten — m. E. zu ausſchließlich — ausgegangen und nicht him di 0 


betont, daß ſich in ſehr vielen Fällen auf beiden Seiten fare 
Intereſſen gegenüberſtehen. Wenn Roſenthal ganz E 
beſtrebt ift, überall nach Möglichkeit den wohlerworbenen ef dabei 
zu ſchützen, ſo kann das nur gebilligt werden. Aber er kom 1 
nicht ſelten zu einer höchſt einſeitigen Betrachtungsweiſe und an 60 
wagten Konſtruktionen, die weit über das Ziel hinausſchee per 
erſcheint mir z. B. der von Roſenthal verteidigte Be 
Anwartschaft (51 Anm. 49 a) als ein jo vages Gebilde, daß 
ruhig abwägende Rechtſprechung damit nichts anfangen kaun 
lange ein Beſitzſtand tatſächlich noch nicht vorhanden iſt, iſt de. pr 
bewerb frei und es muß zuläffig fein, um die Erlangung I uf 
friedeten Poſition des Beſitzes zu kämpfen. Wir finden aud e in 
daß Roſenthal in feinen allgemeinen Erörterungen dur Fälle 
gemäßigten Bahnen wandelt, bei der Behandlung praktiſche“ weil 
dieſe Grenze aber nicht innehält. So erkennt er zwiſchen den f eine 
los zuläſſigen und den unbedingt ſittenwidrigen Handlung” eilen 
„neutrale Zone“ an (S. 7), die nicht nach 8 1 Unl WG. zu Deu 
it (Note 17a zu $1). Trotzdem will er fpäter eine Entſch. eh, 
30, 59) beanſtanden und das dort zugelaſſene Verhalten als jene 
widrig bezeichnen (Note 263 zu 8 1), obwohl es mindeſtens ſtünde 
neutrale Zone fällt und mit der „Ausnutzung“ zufälliger Im 
nichts zu tun hat. ar” 
überhaupt, die von Roſenthal fo ſchroff abgelehnte Degler 
jurisprudenz hat ihre ſehr guten Seiten, weil ſie uns zu eine; PL 
Herausarbeitung derjenigen Merkmale einer beauſtandeten ar gi 
zwingt, in denen das unlautere Verhalten gefunden werden esel 
dem Rechtsgefühl allein läßt ſich in Wettbewerbsſachen eb mache" 
wie anderwärts eine verantwortungsbewußte Rechtſprechung 1 . 
Richtig iſt, daß die Fülle der Lebenserſcheinungen ſich niche 
ſtändig in die Schablone weniger Regeln preſſen läßt. Aber m. 
Regeln nicht paſſen, iſt äußerſte Vorſicht am Platz. Der Komm 
muß auf die Notwendigkeit der Beachtung dieſer Vorſicht A ge⸗ 
nachdrücklich hinweiſen, gerade in der Gegenwart, die zu auf, 
wiſſen Überſpannung des Wettbewerbsſchutzes neigt. Die neue 
des Roſenthalſchen Kommentars zeigt in dieſer Richtung if 
gefunden Anſätze, wirkt aber immer noch zu ſehr als ste 
gegen alles, was nicht abſolut einwandfrei iſt und be on 
vielfach übers Ziel hinausſchießen. Beachtet man dieſe 5 neuen 
Roſenthals, ſo wird man aus der Fülle des Inhalts de 
Auflage reichen Nutzen ziehen können. eipzil 
RON. Dr. Pinzger, KM 


Ausland. 1 


Dr. Emil Hofmannsthal und Dr. Oskar Truka, w 
wälte in Wien: Das neue Mietrecht nach der ben 
zum Mietengeſetz 1929 (Mietengeſetz und roh ge 
förderung). Leipzig 1929. Verlag Franz Deuticle. 


broſch. 7 &, geb. 8,40 4. m u 
i 


ga 
und 


Ländern mehr oder minder große Einſchränkungen je Mie 5 
reten / aber 
ben, pe 
Arbe g, 


daß die Praxis ame ein 
tieren Geſetz unzuläſſig und wirtſchaftlich verfehlt eine langs 
nteignung geſtaltet habe. Für dieſe erſte | 
uf 1 
der weiteren Entwickelung auf eingehendere Erläuterung En 
und begnügen ſich damit, ſtichprobenartig zu den wic i e 
el 
um für Hauseigentümer und Hausverwalter die Grundla * 15 
kenntnis ihrer Rechte und Pflichten zu ſchaffen. Jugehör he 
15 th 
ſtige Sonderregelung) ſind mit Auszügen aus den amtlichen nt 
dungen, aus der Rſpr. der oberſten Gerichte und an. 0 
Stellen mit eigenen Bemerkungen der Verf. zuſammengeſaßr gez 1 
gibt ſich ein für die Praxis im ganzen ausreichendes doe 
Zeit in Hfterreich geltenden Mietrechts, welch letzteres an N Mik 
lichkeit dem deutſchen die Waage hält, an Bevorzugung 
es auch gegenwärtig wohl noch einigermaßen übertrifft. 


fil. aan 
SenpPräſ. Dr. A. David, zur 
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Nachdruck der Entſcheidungen nur mit genauer Augabe der Quelle geſtattet; Nachdruck der Anmerkungen verboten! D. S. 


A. Ordentliche Gerichte. 
Reichsgericht. 


Veri a) Zivilſachen. 

tat et von den Rechtsanwälten beim Reichsgericht Justiz 
. Kaiſer, Juſtizrat Dr. Kurlbaum, Juſtizrat 

r. Schrömbgens und Rechtsanwalt Huber. 

d in der amtlichen Sammlung der Entſcheidungen des Reichs⸗ 
gerichts abgedruckt. — 7 Anmerkung.] 


I. Materielles Recht. 
1 1. Reichsverfaſſung und Wohnungsrecht. 
tun gen rt. 131 RVerf.; 8 10 117 AL R. Verpflich- 


über b der Polizei dem Hauseigentümer gegen⸗ 
Wohnun Einweiſung eines Obdachloſen in eine 
g. 


IM Wir 


goſteder Kl. verlangt von dem bekl. Staat Erſtattung von 
weiſe die ihm dadurch entſtanden ſind, daß er einen zwangs⸗ 
der Kan ten Haufe untergebrachten Obdachloſen im Wege 
umungsklage entfernt hat. 
kunft fü Landrat beſchlagnahmte am 28. Juli 1927 als Unter⸗ 
Zubehhr „are Familie des obdachloſen M. eine Stube nebſt 
vorläufi im Hauſe des Kl., und zwar auf die Dauer von 
ſolglogl g ſechs Wochen. Eine Beſchwerde des Kl. blieb er⸗ 
im Ie, Nach Ablauf der ſechs Wochen räumte M. nicht. 
= 1928 wandte ſich der Kl. an den Kreisausſchuß 
dem 28 Angie mit der Begründung, daß M. bei ihm ſeit 
Auf Ver Juli 1927 untergebracht, eine Entſchädigung. 
den gefordlaſſung des Kreisausſchuſſes zahlte die Gemeinde 
Bereits orderten Betrag als „Wohnungsmiete“ an den Kl. 
Mey „rt August 1927 hatte der Gemeindevorſtand beim 
M. Gef tragt, einen Zwangsmietvertrag zwiſchen Kl. und 
5 leben. Der Antrag wurde abgelehnt. 
andere In Vorſtellung des Kl. dem M. möglichſt bald eine 
meinden ahnung zuzuweiſen, erſuchte der Landrat den Ge⸗ 
dag Nötiaſteher, wegen Zuweiſung einer Wohnung an M. 
eine ge zu veranlaſſen. Der Gemeindevorſteher wies dem 
Al. ern eltehende Wohnung zu, dieſer zog aber nicht aus, 
urteil, de gegen ihn Räumungsklage, erzielte Räumungs⸗ 
Da Räumung erfolgte aber erſt zwangsweiſe. 
Das Rech LG. ſprach die Klage zu, das BG. wies ſie ab. 
„ das ſtellte das erſte Urteil wieder her. 
Gt BG. würdigt die Klage unter dem doppelten Ge⸗ 
er Polze des Schadenserſatzes für rechtmäßige Handlungen 
Obama, zei und für Amtspflichtverletzungen eines Staats⸗ 
weiſung Unter beiden Geſichtspunkten gelangt es zur Ab⸗ 
9 der Klage 


Buggy, tan dahingeſtellt bleiben, ob die durch den Räu- 
langer seh entſtandenen Koſten bei berechtigter monate⸗ 
des Obda nſpruchnahme der Wohnung zur Unterbringung 
ringen chloſen mit dieſer in urſächlichen Zuſammenhang zu 
nit Stabaren und als fog. „mittelbare Polizeikoſten“ dem 
Onder Er (als dem Träger der landrätlichen Ortspolizei 
800. 58 798 Hannover) zur Laſt fallen würden (vgl. hierzu 
og Bi RG. 82, 77, insbeſ. 80,81; Baak: Pr⸗ 
wolts 5 726. 19, Friedrichs, Grundzüge des Polizei⸗ 
unn dieſe derſelbe: ZW. 1928, 2358 2 Anm.). Denn auch 
üge im ee Frage, deren Nachprüfbarkeit im dritten Rechts⸗ 
tenke 1 udinblic auf das Fehlen der Reviſionsſumme Be⸗ 
dite ift berltagen könnte, mit dem BG. zu verneinen ſein 
dem dutref NS Klageanſpruch, wie die Rev. im Gegenſatze zum 
em Laroffend ausführt, ſchon aus dem Geſichtspunkte einer 


hründetendrat zur Laſt fallenden Amtspflichtverletzung be⸗ 


D 
Labei a 
* ei mag mit dem BG. davon ausgegangen werden, 


daß der Landrat bei der Einweiſung des Obdachloſen in die 
Wohnung des Kl. noch in rechtmäßiger Amtsausübung ge⸗ 
handelt hat. Er war zu dieſer Maßnahme nach § 101117 
ALR. berechtigt, wenn für die einſtweilige notdürftige Unter⸗ 
bringung des M. und ſeiner Familie keine andere Möglichkeit 
beſtand als die zwangsweiſe Inanſpruchnahme von Privat⸗ 
räumen (vgl. RG. 120, 220 )). Keinesfalls aber durfte der 
Landrat, der nach den inſoweit rechtlich einwandfreien Aus⸗ 
führungen des BG. in der Provinz Hannover die örtliche 
Polizeiverwaltung leitet, ſich nach geſchehener Unterbringung 
nun dabei beruhigen, daß die Familie vorläufig von der 
Straße entfernt war, und im übrigen den Dingen ihren Lauf 
laſſen. Der aus § 10 117 ALR. folgenden Pflicht, Obdach⸗ 
loſen ein notdürftiges Unterkommen zu verſchaffen, hat die 
Polizei zunächſt und grundſätzlich aus eigenen Mitteln zu 
genügen. Wenn ſie im Falle eines Notſtandes auf Räume 
von Privatperſonen zurückgreift, muß ſie dafür ſorgen, daß 
der dieſe Maßnahme erforderlich machende Notſtand alsbald 
behoben wird. Findet ſie keine geeigneten Räume, die ihr 
freiwillig überlaſſen werden, ſo muß ſie irgendwelche eigene 
Räumlichkeiten für dieſen Zweck freimachen oder die nötigen 
Baulichkeiten herſtellen, die immer nur den beſcheidenſten An⸗ 
forderungen zu genügen brauchen (RG. a. a. O. 120, 222). 

Im vorliegenden Falle iſt der obdachloſe M. im Juli 
1927 zwangsweiſe in der Wohnung des Kl. untergebracht 
worden. Kl. hat ſich mit der Unterbringung nicht etwa ein⸗ 
verſtanden erklärt, ſondern hat ſich, wenn auch ohne Erfolg, 
beſchwert. Er hat ferner, nachdem das Wohn A. den M. in 
die Wohnung eingewieſen hatte, den Abſchluß eines Miet⸗ 
vertrages abgelehnt und ſich der Feſtſetzung eines Zwangs⸗ 
mietvertrages mit Erfolg widerſetzt. Darüber ſind über ſieben 
Monate verſtrichen. In dieſer Zeit hätte die Polizei⸗ 
verwaltung durch Umbau von Räumen oder äußerſtenfalls 
durch Errichtung einer Baracke die obdachloſe Familie ander⸗ 
weitig unterbringen können und müſſen (RG. 120, 2242)). 
Daß der Kl. in der Zwiſchenzeit eine von ihm als „Miete“ 
bezeichnete Entſchädigung für die Benutzung ſeiner Räumlich⸗ 
keiten verlangte, ändert an dieſer Verpflichtung der Polizei 
nichts. Denn da er ſich gleichzeitig beharrlich ſträubte, mit 
M. einen Mietvertrag abzuſchließen, können aus ſeinem, der 
Polizei gegenüber berechtigten, Verlangen nach Entſchädigung 
für die Wohnungsentziehung keinerlei nachteilige Schlüſſe 
gegen ihn gezogen werden. Insbeſondere kann der Erwägung 
des BG., der Landrat habe annehmen dürfen, Kl. ſei mit der 
ſtillſchweigenden Verlängerung der polizeilichen Beſchlagnahme 
und der Belaſſung des M. in den Räumen einverſtanden, 
nicht beigetreten werden. 

Nachdem der Abſchluß eines Zwangsmietvertrages end⸗ 
gültig abgelehnt worden war, hat ſich Kl. ſchließlich am 
7. März 1928 an den Landrat gewandt und deutlich zum 
Ausdruck gebracht, daß er nunmehr endlich von dem un⸗ 
erwünſchten Benutzer der ihm gehörenden Räumlichkeiten be⸗ 
freit ſein wolle. Dieſe Vorſtellung des Kl. bedeutete nichts 
anderes als eine Erinnerung des Landrats an die ihm ohne⸗ 
hin obliegende Amtspflicht. Auf dieſe Vorſtellung hin hat 
der Landrat aber nichts weiter getan, als daß er den Ge⸗ 
meindevorſteher erſuchte, wegen Zuweiſung einer Wohnung 
an M. das Nötige zu veranlaſſen. 

Der Landrat hat mithin in erheblichem Maße gegen ſeine 
Amtspflicht verſtoßen. Sein Verſchulden liegt, ähnlich wie in 


dem RG. 120, 220 entſchiedenen Falle, zunächſt darin, daß 


er die Rechtslage nicht erkannt und demgemäß die not⸗ 
wendigen Schritte zur alsbaldigen Beſchaffung geeigneter, 
der polizeilichen Verſügung unterſtehender Unterkunftsräume 
ſieben Monate hindurch unterlaſſen hat. Das Verſchulden 
wird aber noch dadurch verſtärkt, daß er auch auf die aus⸗ 
drückliche Erinnerung des Kl. nur eine ganz unzureichende 
) JW. 1928, 2538. 2) JW. 1928, 2538. 
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Maßnahme getroffen hat, nämlich nur ein Erſuchen um Zu⸗ 
weiſung einer anderen Wohnung an den Gemeindevorſteher 
gerichtet, und daß er den Kl. nicht einmal von dieſem Schritte 
beſonders benachrichtigt hat. Wenn alſo das BG. rechtlich 
zutreffend betont, eine Amtspflichtverletzung wäre dann an⸗ 
zuerkennen, wenn der Landrat nicht das Erforderliche für 
die Entfernung des M. aus der Wohnung des Kl. durch 
Beſchaffung einer notdürftigen Unterkunft auf Polizeikoſten 
unternommen hätte, ſo rechtfertigen die eigenen tatſächlichen 
Feſtſtellungen des BG. gerade dieſen Schluß. 

Aber auch der urſächliche Zuſammenhang zwiſchen der 
Amtspflichtverletzung des Landrats und der Entſtehung der 
Räumungskoſten iſt nach dem unſtreitigen Sachverhalt zu be⸗ 
jahen. Nachdem der Kl. trotz ſeiner Vorſtellung über zwei 
Wochen ohne Beſcheid geblieben war, lag für ihn der Schluß 
nahe, daß er vom Landrat auch jetzt noch keine Hilfe zu er⸗ 
warten habe, und es war daher durchaus ſachgemäß, wenn 
er nunmehr die Räumung der Wohnung im Wege des Zivil⸗ 
prozeſſes zu erreichen ſuchte. Der weitere, ebenfalls unſtreitige 
Verlauf der Dinge zeigt, daß das Eingreifen des Landrats 
in der Tat auch den von ihm erſtrebten Erfolg, den M. zur 
Räumung zu veranlaſſen, nicht gehabt hat. Denn obwohl der 
Gemeindevorſteher auf das Erſuchen des Landrats dem M. 
ſchließlich am 28. März eine andere Unterkunft zugewieſen 
hat, hat M. dieſe nicht bezogen, ſondern hat es zur zwangs⸗ 
weiſen Räumung kommen laſſen. Es iſt nicht erſichtlich, 
welche näheren Darlegungen der Kl. noch darüber hätte 
machen ſollen, aus welchem Grunde M. die ihm zugewieſene 
andere Unterkunft nicht bezogen habe. Die Tatſache, daß er 
ſie nicht bezogen hat, rechtfertigt den Schluß, daß die Er⸗ 
hebung der Räumungsklage und die zwangsweiſe Entfernung 
das einzige ſachgemäße Mittel zur alsbaldigen Enlſernung 
des Obdachloſen geweſen iſt. 

Gemäß Art. 131 RVerf. haftet daher der bekl. Staat 
für die durch die Amtspflichtverletzung des Landrats ver⸗ 
urſachten Koſten der zwangsweiſen Räumung der Wohnung. 


(u. v. 17. Juni 1930; 333/29 III. — Celle.) (sch. 


** 2. Macht der Eigentümer gegen den Be⸗ 
ſitzer wegen Nichtigkeit des zugrunde liegenden 
Kaufvertrages Anſprüche auf gezogene Nutzun⸗ 
gen geltend, ſo kann er zwiſchen der Eigentums⸗ 
klage und der Bereicherungsklage wählen. Nur 
bei erſterer greifen die Sondervorſchriften der 
88 987 ff. ein. f) 

Am 29. Nov. 1923 machte die Bekl. dem Kl. das nota⸗ 
rielle Angebot, ihm das Hausgrundſtück in B., Schöneberger 
Ufer 35 gegen Übernahme einer Hypothek und Zahlung einer 
monatlichen Rente im Werte von 480 $, zahlbar vom 1. Jan. 
1924 bis 31. Dez. 1943, zu verkaufen. § 12 lautete: „Die 
Option läuft bis zum 31. Dez. 1928. Der Käufer ver⸗ 
pflichtet ſich, die Vertragsleiſtungen bis zu dieſem Zeitpunkt 
auch ohne Ausübung der Option zu erfüllen. Bei Nicht⸗ 
ausübung der Option innerhalb dieſes Zeitraums verfallen 
die gemachten Leiſtungen, mindeſtens aber die Leiſtungen 


Zu 2. Die Entſch. iſt von großer praktiſcher Bedeutung. Für 
den gegebenen Fall ſtimme ich ihr im Ergebnis zu. Gegen die Be⸗ 
gründung, insbeſ. gegen den hier vorangeſtellten Leitſatz, habe ich 
Bedenken. 

Ein von beiden Teilen als gültig angeſehener Grundſtücks⸗ 
kaufvertrag erweiſt ſich ſpäter als formnichtig. Es fragt ſich, ob 
der Käufer, der das Grundſtück zurückgibt und Rückzahlung des 
Kaufpreiſes verlangt, die während ſeiner Beſitzzeit gezogenen Nutzungen 
herausgeben muß oder nicht. Die Entſch. hängt davon ab, ob die 
Bereicherungsvorſchriſten oder die 88 987 ff. BGB. maßgebend find. 
Erſterenfalls hat der Käufer die gezogenen Nutzungen heraus⸗ 
zugeben (8818 Abſ. 1). Letzterenfalls muß der Käufer als gut⸗ 
gläubiger Beſitzer die vor Eintritt der Rechtshängigkeit gezogenen 
Früchte nur inſoweit herausgeben, als ſie nach den Regeln einer 
ordnungsmäßigen Wirtſchaft nicht als Ertrag des Grundſtücks an⸗ 
zuſehen find (8993 Abſ. 1 Halbſ. 1, 8987 Abſ. 1). Die übrigen 
vor dem Eintritt der Rechtshängigkeit gezogenen Früchte, alſo z. B. 
die vereinnahmten Mietzinſen (8 99 Abſ. 3), verbleiben ihm bei 
Anwendung der Vorſchriften der SS 987ff., wenn er den Beſitz gut⸗ 
gläubig und nicht unentgeltlich erlangt hat (8 993 Abſ. 1 Halbſ. 2, 
§ 988). 

Das RG. bezweifelt im vorl. Falle die Unentgeltlichkeit des 


zweier Jahre, als Reugeld. Sollte vor Ausübung der Op icht 
ein berechtigter Rücktritt der Verkäuferin wegen N 
erfüllung der Vertragsleiſtung erfolgen, jo verfallen 
zur Erklärung des Rücktritts gemachten Leiſtungen gle m 
falls als Reugeld.“ Das Grundſtück wurde dem Kl. er 
1. Jan. 1924 übergeben. Dieſer zog die Nutzungen und = 
die Laſten des Grundſtücks, leiſtete auch die Rentenzahluieſen 
Anfang 1927 machte die Bekl. die Nichtigkeit des notarie 

Angebots geltend. Sie erzielte in einem Vorproze 928 
rechtskräftig gewordene Urteil des KG. v. 27. Juni 1 5 
durch das feſtgeſtellt wurde, daß eine Bindung für ſie an lte, 
notarielle Angebot nicht beſteht, und das den Kl. verurte 

die Löſchung einer für ihn im Grundbuch eingetrage in 
Auflaſſungsvormerkung zu bewilligen, wenn die Bekl. & 
Höhe von 95 000 % nach näherer Angabe Sicherheit teile: 
Den Grund für die Nichtigkeit des notariellen Angebots 
das KG. in folgendem: Die Beſtimmung des 8 12 ent 
nicht dem Willen beider Parteien, was Ungültigkeit 
ganzen Angebots bewirkt habe; jedenfalls habe dieſe item 
ſtimmung, um die Bekl. zu binden, der Annahme von jeit 11 


. 


des Kl. in der Form des § 313 BGB. bedurft, die nich 
erfolgt ſei. ad 
Schon am 19. Jan. 1927 gab der Kl. das Grundſt 5 


der Bekl. auf deren Wunſch wieder zurück. Mit der 995 
liegenden Klage verlangt er von der Bekl. a) Erſtattung ir 
gezahlten Kauſpreisraten von zuſammen 72576 % nebit, 

ſen ſeit dem jedesmaligen Zahlungstage unter dem Geſt be 
punkt der ungerechtfertigten Bereicherung, b) Erſtattung ge 
während ſeiner Befißzeit über die gewöhnlichen Erhaltung ef 
koſten hinaus gemachten notwendigen und außerordent 94 
Verwendungen auf das Grundſtück mit zuſammen 8605, f 
u Binfen feit dem 19. Jan. 1927 auf Grund der 889 


Das RG. hat zu a das verurteilende Erkenntnis = 
Vorinſtanzen aufgehoben. eil 

Das BG. führt zutreffend aus, der Kl. habe die DEE 
zahlungen auf den Kaufpreis in Erwartung des Zuftald 
kommens des Kaufvertrages geleiftet und konne fie, da 
mit der Leiſtung bezweckte Erfolg nicht eingetreten ſei, nden 
8 812 ff. BGB. zurückfordern. Rechtlich nicht zu beanſtan . 
iſt auch die Anſicht des BG., daß in ſolchen Fällen die 
Kondiktion — condictio ob causam datorum — nich 810 
Beſtimmungen des $ 814 BGB., ſondern die des 5 gen 
BGB. maßgebend find, deren tatſächliche Vorausſetzi ht 
hier unſtreitig nicht vorliegen (RG. 53, 236; 98, 237; N 
1909 Nr. 822). 


Einen Anſpruch der Bekl. auf Herausgabe der vom 8 
während feiner Beſitzzeit gezogenen Nutzungen verneint el. 
BG. mit folgender Begründung: Die Anſprüche der lige 
wegen dieſer Nutzungen regelten ſich nicht nach den En 
meinen Vorſchriften über ungerechtfertigte Bereicherung: An 
dern nach den für dieſen Fall gegebenen beſonderen nid 
ſchriften der 88 987 ff. BGB. Da der Kl. das Grun. 3 
bereits vor Rechtshängigkeit herausgegeben habe, fo e 
ſich nur um ſolche Nutzungen handeln, die vor der R 


Beſitzerwerbs, weil der Käufer den Beſitz auf Grund ungültigen 810 
trags erlangt hat und die Gegenleiſtung zurückfordert. Es liege ent‘ 
einzuwenden, der Beſitz ſei gleichwohl i. S. des 8 988 dur ai 
geltlichen Vertrag erlangt, die Gegenleiſtung ſei nur nach 80. 
weggefallen. Aber man wird dem Bedenken des RG. hier erte 
ſtimmen müſſen. Wird dem Kl. der mit der Klage zurückgeſe urch 
Kaufpreis von 72576 RM zugeſprochen, fo wird ſein Beſih da ang 
ein unentgeltlicher. Auf dieſes Ergebnis, nicht auf den 4 den 
bei der Beſizerlangung wird abzustellen fein. Die Bekl. wagen 
Anſpruch auf Herausgabe der Nutzungen offenbar — der Tube all 
iſt hier nicht deutlich — im Wege der Aufrechnung gegen Kauſ⸗ 
ſich nicht beſtrittene Forderung des Kl. auf Rückgabe des 
preiſes geltend. Bei Prüfung der Gegenforderung auf Herde apt, 
der Nutzungen iſt davon auszugehen, daß die nicht beſtrittene Sr iſt 
forderung auf Rückzahlung des Kaufpreiſes begründet iſt. un 
alſo davon auszugehen, daß der Beſitz des Kl. im Ergeb? An⸗ 
entgeltlich war. Für dieſen Fall aber beſteht hinsichtlich de „ns 
ſpruchs auf die Nutzungen kein Gegenſatz zwiſchen Bereiche 965 
vorſchriften und 88 987 ff. Vielmehr verweiſt für dieſen Fall J 818 
auf die Bereicherungsvorſchriften. Maßgebend iſt alſo immer in 
Abſ. 1, entweder unmittelbar oder auf Grund der Verwei joweit 
8988. Die Bekl. hat Anſpruch auf die gezogenen Nutzungen, 


= 
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budigtelt gezogen ſeien. Dieſe Nutzungen ſeien nur im Falle 
des Erteblichen Beſitzerwerbes (8 990) ſchon vom Zeitpunkt 
Der Eiverbes an nach Maßgabe des 8 987 herauszugeben. 
Autzuredliche Beſitzer dagegen könne nach § 993 diejenigen 
en behalten, die nach den Regeln ordnungsmäßiger 
darin. lt als Ertrag der Sache anzujehen ſeien. Nur die 
ſhriften hinaus gezogenen Nutzungen habe er nach den Vor⸗ 
Hier über ungerechtfertigte Bereicherung herauszugeben. 
die N42 der Kl. als gutgläubiger Beſitzer anzuſehen, weil 
auf di I. ſelbſt ihm den Beſitz eingeräumt habe, der Kl. auch 
29. Nod Bindung der Bekl. an das Verkaufsangebot vom 
v. 1923 habe vertrauen dürfen. 

als x ee Ausführungen werden von der Rey. mit Recht 
den Uöteirrig bezeichnet. Sie ſtehen nicht im Einklang mit 
605 teilen des 5. ZivSen. des RO. o. 28. Juni 1922, 
. 24 „21 und v. 27. Okt. 1926, V 104/26, des 6. Ziv Sen. 
24445 Okt. 1927, VI 69/27 und des erk. Sen. in JW. 1928, 
wenn Insbeſ. in erſtbezeichnetem Urteil iſt ausgeführt, daß, 
Crunpfſz wie hier — Nichtigkeit eines Kaufvertrages über ein 
ſichtlj Üd wegen Formmangels geltend gemacht iſt, hin⸗ 
den ch ber Rückgängigmachung des zur Erfüllung von bei⸗ 
ferti Seiten Geleiſteten die Grundſätze von der ungerecht⸗ 
i el Bereicherung Platz greifen, und zwar auch ſoweit es 
den 18 Vergütung für die Benutzung des Grundſtücks durch 
Verſchl ufer und um Schadenserſatz des Verkäufers wegen 
Abſ. 1 echterung des Grundſtücks handelt. Der ſich aus 8818 
für RA BGB. ergebende Anſpruch des Verkäufers auf Erſatz 
55 vom Käufer aus dem Grundſtück gezogenen Nutzungen, 
des Gran auch die ihm durch den etwaigen eigenen Gebrauch 
B undſtücks entſtandenen Vorteile zu rechnen find (8 100 
bere „ muß bei der hiernach aufzuſtellenden Ausgleichs⸗ 
Ausglei ug Berückſichtigung finden. Im übrigen gilt für den 
Untere 2 die ſog. Saldotheorie, hinſichtlich deren auf bie 
25921 RG. 54, 141; 86, 343; 94, 253; 105, 321); 118, 

verwieſen werden kann. 
des ON einer anderen Beurteilung geben auch die Urteile 
Sen. v. 1. April 1912, IV 367/11 (JW. 1912, 
and v. 26. April 1920, IV 508/19 (RG Warn. 1920 
erſteren 40” Seuff Arch. 75, 212) keinen Anlaß. In dem 
onder allerdings ausgeführt, daß die 88 987 ff. BOB. 
allgemefarſchriften enthalten, die unter Ausſchließung der 
dommen n Vorſchriften der 88 812 ff. zur Anwendung zu 
haben, ſobald die für die Sondervorſchriften be⸗ 
orausſetzungen vorliegen. Sei, ſo wird weiter 
auf Grund der 88 987ff. eine eingetretene Ver⸗ 
N iebung nicht auszugleichen, habe alſo ein Be⸗ 
tüme zogene Nutzungen nicht herauszugeben oder ein Eigen⸗ 
dies vorerwendungen nicht zu erſetzen, fo begründeten die 
n reibenden Geſetzesbeſtimmungen zugleich den recht⸗ 
ſolchen und für die Vermögensverſchiebung, jo daß in einem 
reichern Galle der Tatbeſtand einer ungerechtfertigten Be⸗ 
ung überhaupt nicht gegeben ſei. An dieſer Rechts⸗ 

der 


auf 1 82055 bereichert iſt. Dadurch, daß der Anſpruch der Bell. 
auf Ruch utzungen durch Aufrechnung gegen die Forderung des Kl. 
Kaufprefszahlung des Kaufpreiſes getilgt wird, erhält der Kl. den 
Aus dick. Dadurch wird fein Beſitz unentgeltlich 
treffend dieſem Grunde iſt die Entſch. des gegebenen Falles zu⸗ 
etwa 1 aun der Käufer den Kaufpreis aber nicht zurückerhalten, 
DD beißt „Det Verkaufer nicht mehr bereichert it (5818 bl. 3), 
er Mäuefein Defig entgeltlich. Darn befteht das Problem: Mus 
on fie Pr die Nutzungen nach 818 Abſ. 1 herausgeben oder darf 
Ra dem Sntgläubiger Beſitzer nach 8 993 Abſ. 1 Halbſ. 2 behalten? 
Erhebt RO. ſoll es darauf ankommen, wie der Verkäufer klagt. 
x ordnu Verkäufer die Eigentumsklage, ſo ſollen dem Käufer 
erkäuſer mäßig gezogenen Nutzungen verbleiben. Erhebt der 
er Dr Bereicherungsklage, jo ſoll der Käufer die Nutzungen 
es l Prat müſſen. Zwiſchen beiden Klagen habe der Käufer die 
ngen fankkiſch heißt das, daß der Verkäufer die Nutzungen ver⸗ 


Fk 
WR 

TONGA al richtig, daß mit der Eigentumsklage eine Bereiche 
dass konkurriert. Die Bereicherungsklage geht aber nur 

„Das am was der Bekl. ungerechtfertigt bereichert 

ſeine a hier der Beſiß des Grundstücks. Nicht aber, ſind 
ordnungsmäßig und vor Eintritt der Rechtshängigkeit ge- 


un 
SW. 1923, 500. 


nur auf das Eigentum zu ſtützen. Dem kann ich nicht 


78 


) JW. 1928, 558. 


rück Ei es ſei denn daß er jo ungeſchickt wäre, feine Klage 
n. 


anſicht kann indeſſen nur mit Einſchränkungen feſtgehalten 
werden. Richtig iſt daran ſo viel, daß, wenn der Eigentümer 
wirklich mit der Eigentumsklage aus $ 985 BGB. gegen den 
Beſitzer vorgeht, deſſen Verpflichtung zur Herausgabe der 
Nutzungen und ſeine Anſprüche auf Erſatz von Verwendungen 
ſich ausſchließlich nach den 88 987 ff. BOB. richten und daß 
der Eigentümer nicht über dieſe Grenzen hinaus Anſprüche 
gegen den Beſitzer unter dem Geſichtspunkt der ungerecht⸗ 
fertigten Bereicherung erheben kann. 

Ein ſolcher Fall wird regelmäßig vorliegen, wenn der 
Beſitzer die Sache von einem Dritten erworben hat. Hier 
kann der Eigentümer nicht anders als durch den Nachweis 
ſeines Eigentums den Beſitzer aus ſeiner Stellung ver⸗ 
drängen. Dagegen iſt der Eigentümer keineswegs auf die 
Eigentumsklage angewieſen, wenn er ſelbſt die Sache dem 
Beſitzer übergeben hat und ſie ſpäter zurückfordert, weil der 
zugrunde liegende Vertrag ſich als nichtig herausſtellt. In 
ſolchen Fällen konkurriert die Eigentumsklage mit der Be⸗ 
reicherungsklage, d. h. der Eigentümer hat zwiſchen beiden 
die Wahl (RG. 48, 142; JW. 1919, 7151 und die herr⸗ 
ſchende Meinung; vgl. Planck, Bem. 5 vor § 812 BGB.; 

taudinger Vorbem. 6; Enneccerus⸗Lehmann, 

30, $ 21815; RGRKomm., Anm. Te zu $ 812 BGB.). 
Was insbeſ. den Fall der Nichtigkeit eines Grundſtückskauf⸗ 
vertrages anlangt, ſo wird, ſofern das Eigentum am Grund⸗ 
ſtück bereits auf den Käufer formell übergegangen iſt, die 
Nichtigkeit aber auch das dingliche Geſchäft ergreift, der Ver⸗ 
käufer geneigt ſein, ſein Eigentum am Grundſtück gegenüber 
dem Käufer als Bucheigentümer gemäß §8 894, 985 BGB. 
geltend zu machen (vgl. den Fall JW. 1928, 2437). Er 
kann aber auch hier von der Eigentumsklage abſehen, da er 
ſchon mit der Bereicherungsklage Herausgabe des Grundſtücks 
und Beſeitigung der Eintragung des Käufers als Eigentümer 
im Grundbuch erreichen kann (RG. 51, 422; Gruch. 67, 554 
— Seuff Arch. 78 Nr. 168; RGRKomm., Anm. 2 a. E. zu 
8 894 BGB.). Unbedenklich iſt dem Eigentümer neben der 
Eigentumsklage die Bereicherungsklage jedenfalls auch dann 
zuzugeſtehen, wenn — wie hier — eine Übertragung des 
Eigentums noch nicht ſtattgefunden hat. Daß der Beſitz, den 
der Käufer auf Koſten des Eigentümers ohne rechtlichen 
Grund erlangt hat, kondiziert werden kann, iſt in der Rſpr. 
des RG. anerkannt (Recht 1918 Nr. 230; RG. 98, 131; RG⸗ 
Warn. 1925 Nr. 169; Planck, Bem. 5 Abſ. 6 vor 8 812 
und das dort angegebene Schrifttum; a. M. RGRKomm., 
Anm. 1b zu 8 125 BGB.). 


Im vorliegenden Fall iſt weder aus dem vorgetragenen 
Streitſtoff noch aus den im Vorprozeß ergangenen Urteilen 
zu entnehmen, daß die Bekl. andere als Bereicherungs⸗ 
anſprüche gegen den Kl. erhoben hätte. Ihrem Eigentums⸗ 
recht am Grundſtück Geltung zu verſchaffen, hatte ſie keinen 
Anlaß, da es ſich aus dem Grundbuch ergab. Der Kl. hat 
das Grundſtück auf Verlangen der Bekl. auch ohne weiteres 


zogenen Früchte. Auf dieſe hat der gutgläubige, entgeltliche Beſitzer 
nach 8 993 Abſ. 1 Halbſ. 2 ein Recht. Deshalb können fie ihm 
nicht kondiziert werden. Nicht nur RGG.: JW. 1912, 69016, ſon⸗ 
dern auch RG.: Warn. 20 Nr. 160 (Seuff Arch. 75 S. 212 iſt ein 
Fehlzitat) hatten dies dahin ausgedrückt, § 993 ſei gegenüber 8 818 
Abf. 1 eine Sondervorſchrift. Das führte zum richtigen Ergebnis. 
Der Beſitz als ſolcher kann ſelbſtändiger Rechtsgrund für den 
Erwerb eines Rechtes auf Nutzungen ſein. Dann muß die Vorſchrift 
des 8 818 Abſ. 1 hinſichtlich der Nutzungen verſagen, weil dann 
die allgemeine Vorausſetzung der ungerechtfertigten Bereiche⸗ 
rung fehlt. Die Probe auf das Exempel bildet 8 988. Hier müßte 
nicht auf die Bereicherungsvorſchriften verwieſen werden, wenn dieſe 
im ganzen Bereich der 88 987—993 ohnehin anzuwenden wären. 
Richtig iſt alſo das Gegenteil des hier vorangeſtellten Leitſatzes: Der 
Eigentümer kann die Nutzungen nur nach Maßgabe der 88 987ff. 
beanſpruchen. Wo dieſe Vorſchriften auf Bereicherungsgrundſätze ver⸗ 
weiſen, wie in 8 988, gilt der allgemeine Anſpruch auf Herausgabe 
der Nutzungen nach 8818 Abſ. 1. Wo die 88 987ff. dem Beſitzer 
als ſolchen ein Recht auf die Nutzungen geben, kann die Beſitz⸗ 
kondiktion die Nutzungen nicht erfaſſen (vgl. auch Kipp bei Wind⸗ 
ſcheid Bd. 2 S. 879 Ziff. 3). Die entgegengeſetzte, frühere Rſpr. auf⸗ 
gebende Stellungnahme der vorl. Entſch. iſt auch im Ergebnis wenig 
anſprechend: Der Käufer, der das Grundſtück zurückgibt, den ge⸗ 
zahlten Kaufpreis aber nicht zurückerhalten kann, dürfte ſich nicht 
einmal an den ordnungsmäßig gezogenen Nutzungen ſchadlos halten. 
RA. Dr. Alfred Werner, München. 
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herausgegeben. Daß der Verkäuferin hier die Rolle der 
Bekl. zugefallen iſt, kann ihre Rechtslage nicht verſchlechtern. 
Schon dieſe Erwägungen führen zu dem Ergebnis, daß die 
zufolge Nichtigkeit des Kaufangebotes herbeizuführende Aus⸗ 
gleichung von Leiſtungen und Gegenleiſtungen der Parteien 
lediglich nach Bereicherungsgrundſätzen zu geſchehen hat und 
daß hinſichtlich der vom Kl. gezogenen Nutzungen 8 818 Abſ. 1 
anzuwenden iſt, die 88 987 ff. aber auszuſcheiden haben. 
Übrigens unterliegt die Begründung des angefochtenen 
Urteils auch von dem vom BG. eingenommenen Standpunkt 
aus rechtlichen Bedenken. Das BG. ſtellt feine Entſcheidung 
lediglich auf die Redlichkeit des Beſitzes des Kl. ab. § 993 
geht aber davon aus, daß ſämtliche Vorausſetzungen der 
88 987—992 nicht vorliegen, daß der Beſitz alſo nicht bloß 
redlich, ſondern auch nicht unentgeltlich erlangt iſt (Planck, 
Anm. 1 zu 8 993). Daß der Kl. das Grundſtück entgeltlich 
i. S. des $ 988 BGB. erlangt habe, legt das BG. nicht dar. 
Hier erhebt ſich die Frage, ob von einem entgeltlichen Er⸗ 
werb i. S. dieſer Vorſchrift noch geſprochen werden kann, 
wenn der Beſitzer — wie hier — den Beſitz auf Grund eines 
ungültigen Vertrages erlangt hat und von ſeinem Recht 
Gebrauch macht, die dem Vertrage entſprechende Gegenleiſtung 
nach den Vorſchriften über ungerechtfertigte Bereicherung 
vom Vertragsgegner zurückzufordern. Dieſem Bedenken braucht 
indeſſen nicht weiter nachgegangen zu werden, da die An⸗ 
wendung der 88 987 ff. BGB. ſchon aus dem oben ange⸗ 
gebenen Grunde abzulehnen iſt. 
(U. v. 30. Juni 1930; 251/29 IV. — Berlin.) (Ka. 


** 3. Art. 153 R Verf.; 82 Wohnmang G. vom 
26. Juli 1923. 82 Wohnmang G. enthält ein all⸗ 
gemeines geſetzliches Abbruchsverbot. Die Ab⸗ 
lehnung eines Abbruchsantrags durch die Ge⸗ 
meinde iſt daher keine Enteignung i. S. des 
Art. 153 RVerf., denn dieſer ſchützt das Privat⸗ 
eigentum gegen Eingriffe der Verwaltungs⸗ 
behörden zugunſten Dritter, nicht aber gegen 
Eingriffe der Reichsgeſetzgebung, durch welche 
beſtimmte Vermögensrechte ſämtlicher Staats⸗ 
bürger oder beſtimmte Staatsbürgerklaſſen. 
gleichmäßig einer gleichen Beſchränkung unter⸗ 
worfen werden. 

Dem Kl. als Eigentümer des Hauſes war von dem Ober⸗ 
bürgermeiſter der Bekl. als Baupolizeibehörde unter Straf⸗ 
androhung aufgegeben, die an dem Gebäude erforderlichen 
Ausbeſſerungen vorzunehmen. Dieſe Verfügung wurde nach 
erfolgloſer Anrufung des Regierungs- und des Oberpräſiden⸗ 
ten durch Urt. des OVG. v. 15. März 1923 aufgehoben, weil 
dem Kl., der ſeinen Willen, das baufällige Haus abzubrechen, 
wiederholt zum Ausdruck gebracht habe, bis zur Verſagung 
der Abbruchsgenehmigung durch die Gemeindebehörde bei allen 
polizeilichen Maßnahmen die Abbruchsmöglichkeit offengehalten 
werden müſſe. Demnächſt verweigerte die Bekl. die Abbruch⸗ 
erlaubnis, wandte ſich aber zugleich auch an das MEA. 
Dieſes erließ folgenden Beſchluß: 

Der Antrag des Kl., den Abbruch des Hauſes zu geneh⸗ 
migen, wird vorläufig abgelehnt. Die Stadtverwaltung bzw. 
das Wohn A. hat dafür zu ſorgen, daß die in dem Haufe 
wohnenden Mieter anderweitig untergebracht und das Haus 
wieder in einen bewohnbaren Zuſtand verſetzt werden. 

Der Kl. verlangt Schadenserſatz aus dem Geſichtspunkt 
der Enteignung nach Art. 153 RVerf. Die Klage wurde in 
allen Inſtanzen abgewieſen. 

Im Gegenſatz zu der Auffaſſung des Kl. und des Bert. 
iſt das Vorliegen einer Enteignung i. S. des Art. 153 RVerf. 
zu verneinen. Art. 153 ſchütt das Privateigentum gegen Ein⸗ 
griffe der Verwaltungsbehörden zugunſten Dritter, nicht aber 
gegen Eingriffe der Reichsgeſetzgebung, durch welche beſtimmte 
Vermögensrechte ſämtlicher Staatsbürger oder beſtimmter 
Staatsbürgerklaſſen gleichmäßig einer gleichen Beſchränkung 
unterworfen werden. Der Enteignungsbegriff i. S. des Art. 153 
Verf. ſetzt einen Verwaltungsakt voraus, der auf Grund 
einer vom Geſetzgeber erteilten Ermächtigung auf Entziehung 
des Eigentums als ſolchen oder einer der aus ihm fließenden 
Verfügungsbefugniſſe gerichtet if. S2 WohnmangG. vom. 
26. Juli 1923 enthält aber ein allgemeines Abbruchsverbot. 
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(Juriſiſche Wochenſch 
ar 
Er ermächtigt nicht etwa die Gemeinden, zur Bekämpfung 15 
Wohnungsnot einzelnen Hausbeſitzern den geplanten ach 
ihrer Gebäude zu unterſagen, ſondern wendet ſich ſchlech ner, 
an alle, die es angeht, insbeſondere an alle Hauseigentü M 
mit dem Geſetzesbefehl: „Alle vorhandenen Gebäude ſi bn 
erhalten, jede Raumminderung durch Abbruch iſt verbo der 
Alſo nicht die Gemeinde hat den Abbruch im Intereſſe n 
Allgemeinheit zu verbieten, ſondern das Geſetz ſelbſt ver! * 
ihn und berechtigt die Gemeindebehörden lediglich dazu, in 
eigneten Fällen im Intereſſe einzelner Hausbeſitzer dieſe ung 
dem allgemeinen Abbruchsverbote freizustellen. Die Ablehn ang 
des Abbruchsantrags des Kl. enthält alfo nur die Beige zu 
der Behörde, eine Ausnahme von der geſetzlichen Rege 
geſtatten, ſchuf aber für ihn keine neue, ihm nicht ſchon alſo 
das Geſetz auferlegte Eigentumsbeſchränkung. Sie ſtellt 
auch keine Enteignung dar. Ade⸗ 
Aus dieſen Erwägungen erhellt zugleich, daß der cem 
behörde, wenn fie mit Rückſicht auf die herrſchende Wohn 15 
not nach pflichtgemäßem Ermeſſen die Anſicht vertrat, hn 
Haus müſſe trotz ſeiner Mängel dem Gebote des 8 2 . 
mangG. entſprechend erhalten bleiben, der Vorwur * 
Amtspflichtverletzung nicht gemacht werden kann. 


(u. v. 7. Febr. 1930; 181/29 III. — Düſſeldor,) (Lc 


2. Mietrecht. 


# 
4. 8 1 NMiet®. Die Bezeichnung „get 
liche Miete“ in einem Mietvertrag kann en 
im Sinne der Vereinbarung einer willkürligh, 
Grundzahl gebraucht werden. Sobald eine ‚et? 
weichung von der wirklich geſetzlichen Miete) 
einbart iſt, muß Vertragsmiete angenom m 
werden. Br. 
I. Das Miet. überläßt die Beſtimmung der Hoh en; 
Miete grundſätzlich der freien Vereinbarung der Mietparbe 
daneben gibt es jeder Partei das Recht, jederzeit die 25 
liche Miete zu wählen. In welcher Weiſe die geſetzliche 
zu berechnen ift, hat das RMietG. einheitlich feſtgelegt. nut 
gibt in der Tat, wie das BG. zutreffend annimmt, die 
eine Berechnungsweiſe für die geſetzliche Miete, ebe An 
im Geſetze ſelbſt feſtgelegte, und dies führt ohne weiterk h 
der vom BG. gezogenen Folgerung, daß jedes bewußte 930 
Berecht e 


bis fie auf dem im Geſetze vorgeſehenen Wege durch DE m 
ſetzliche Miete erſetzt wird. Dabei kann es keine ausſchac 
gebende Rolle ſpielen, in welchen Beziehungen die verein cn 
Miete von der geſetzlichen Miete abweicht; insbeſ. iſt es 5 na 
lich möglich, daß eine Friedensmiete als Grundlage ſer⸗ 
gelegt und ein Ausgleich für etwaige Geldentwertung falle 
beizuführen geſucht wird, etwa in der Weiſe, daß an 9 zur 
des Dollars oder des Index die behördlichen Zuſchläg 
Grundmiete geſetzt werden (RGürt. v. 17. Jan. Sach 
III 171/27: JW. 1928, 25228) oder daß, um jede aich 
teiligung des Vermieters hintanzuhalten, beide Ausg! Be 
mittel (Umrechnung auf wertbeſtändiger Grundlage un? end 
rechnung der behördlichen Zuſchläge) vereinigt für an an 
bar erklärt werden. Auf einer derartigen Grundlage arte 
jedenfalls nicht eine geſetzliche, ſondern nur eine verenden 
Miete erwachſen, namentlich wenn, wie es im vorliegen 
Falle geſchehen, nicht bloß in der Berechnungsweiſe, foren 
auch in anderen Beziehungen bewußt von der geſeh ie 
Regelung abgewichen iſt. In ſolchen Fällen kann der if, 
ter, wenn ihm die vereinbarte Mietregelung abträg bf. 1 
feine Rechte dadurch wahren, daß er die im 8 1 re” 
AMiet®. bezeichnete Wahlerklärung in der dort vorgeſe en 
benen ſchriftlichen Form dem anderen Bertragsteile f, ſo⸗ 
über abgibt, um es fo zu ermöglichen, daß das ME’ die 
weit dies nach § 2 Abſ. 3-5 Miet. notwendig mange 
Friodensmiete beſtimme und damit die fehlende Berechn ende 
grundlage geſchaffen werde. Daß dies aber bei beit) „ner 
Vertragsmiete nur für die Zukunft, nämlich vom 8 56 
Termine ab, wirken kann, für den die Kündigung nach imm 
BGB. zuläffig fein würde, iſt im Geſetze ſelbſt be 


b 
Jahrg. 1930 Heft 42048 


Rechtſprechung 


3213 


0 
ah lb 1 Satz 3 RMielch.). Eine Rückwirkung auf einen 
vor al Zeitpunkt könnte nur dann in Frage kommen, wenn 
vor de Feſtſtellung der Friedensmiete durch das MEN. oder 
an kn Abgabe der Wahlerklärung für das Mietverhältnis 
auch , ſchon die geſetzliche Miete gegolten hat; mehr beſagen 
dieser e von der Rev. angezogenen Entſcheidungen nicht. Mit 
fordern echtslage ſteht es im Einklange, daß das BG. Rück⸗ 
Rücwirkesanſprüche des Kl. aus dem Geſichtspunkte der 
Ii kung abgelehnt hat. 
darauf Der Kl. hatte ſeinen Anſpruch auf Rückzahlung auch 
miete geſtützt, daß ihn die Bekl. über die Höhe der Friedens⸗ 
Nachwer sliſtig getäuſcht habe. Das BG. hat jedoch den 
achtet > einer argliſtigen Täuſchung nicht als geführt er⸗ 
miete“, ds weiſt darauf hin, unter dem Worte „Friedens⸗ 
jete verde im rechtsgeſchäftlichen Verkehre nicht nur die 
Mie verſtanden, die für die am 1. Juli 1914 beginnende 


mietgbit vereinbart geweſen ſei, ſondern das Wort „Friedens⸗ 


einbarte verde im weiteren Sinne auch als die willkürlich ver⸗ 
den ae Grundzahl gebraucht, nach der die Miete entſprechend 
gerade zümmungen des RMietG. berechnet werden ſolle; 


miete“ fei neuen Vertragsabſchlüſſen werde der „Friedens⸗ 
ermietſe r oft dieſe Bedeutung beigemeſſen, da es dem 
aut — 15 unbenommen ſei, eine Vertragsmiete und ſomit 
Das Jah Höhere Friedensmiete als Grundzahl zu vereinbaren. 
den m lehnt es ab, der Bekundung der Ehefrau des Kl. 
dahin ichweis einer unrichtigen Erklärung der Bekl. etwa 
als 9 dit entnehmen, daß die 12 000 % am 1. Juli 1914 
den a tatjächlich bezahlt worden ſeien, weil die Zeugin 
„Friedens ruck erweckt habe, daß fie mit den Ausbrücken 
uchtige miete, „geſetzliche Miete“, „feſtgeſetzte Miete“ keine 
Veſchlag orſtellung verbinde. Es verweiſt auf den früheren 
Friedeng des MEN. v. 26. Aug. 1922, durch den die 
gert, fi miete auf 15000 % feſtgeſetzt worden ſei, und fol⸗ 
dieſen B die Bekl. habe kein erſichtlicher Anlaß beſtanden, 
Lage un eſchluß, der bei den Vertragsverhandlungen ihre 
Das 5 r hätte günſtiger geſtalten können, zu verheimlichen. 
weſen wa iſt weiter der Meinung, daß es Sache des Kl. ge⸗ 
heſetlichen wenn er trotz der daneben übernommenen über⸗ 
zubilligen Leiſtungen nur die wirkliche Friedensmiete hätte 
Aufflä > wollen, durch geeignete Frageſtellung ſich hierüber 
daß ſeither zu verſchaffen, zumal ihm bekannt geweſen ſei, 


140001 fer nach einer höheren Friedensmiete, nämlich nach 
unter die ſchon die Miete bezahlt worden ſei, und kommt 
eine ſen Erwägungen zu dem Ergebniſſe, daß ſich weder 


7175 
derſcnngeige Tluſchung noch 

ieſe görrtumserregung feſtſtellen laſſe. 
anſtanden Ausführungen des BG. find rechtlich nicht zu be⸗ 
derſchieh e Daß das Wort „Friedensmiete“ im Verkehr eine 
genommelle Bedeutung haben kann und, wie das BG. an⸗ 
hat, insbeſ. auch im Sinne einer willkürlich ver⸗ 
rundzahl gebraucht wird, widerſpricht der Lebens⸗ 
Feſttellnd nicht dogl die oben bezeichnete RchEntſch.). Die 
Frieden ang, es ſei bei der Vertragsverhandlung nach der 
zen önnenete gefragt worden, hat das BG. eben nicht tref⸗ 
eine a die Bekundung der Frau des Kl. bot ihm dazu 
dies mit And zuverläſſige Grundlage. Die Rev. bekämpft 
Ausführungen, die auf tatſächlichem Gebiete liegen. 
f der Begründung des BG. nicht entnommen 
annt hätt den Begriff der argliſtigen Täuſchung ver⸗ 
f anom. ür die Frage der Argliſt konnte es nur dar⸗ 
Ge men, ob der Bekl. bewußt war, daß für die Ent⸗ 
Frieden ihres Vertragsgegners die Höhe der wirklichen 
1046200 erheblich war (RGEntſch. v. 4. März 1929, 
dutſächliche Aber gerade dafür fehlte es dem BG. an einem 
racht gen Anhalte, da weder die Bekl. zum Ausdrucke ge⸗ 
irklich be, daß eine Miete von 12 000 % am 1. Juli 1914 
Beben eh worden ſei, noch der Kl. nach der wirklichen 
den die iete gefragt hat, wiewohl er wußte, daß bisher 
iete nach einer höheren Friedensmiete als 

u. 5 10. net worden war. 
10. April 1930; 51/30 VIII. — Berlin.) 


auch nur eine von der Bekl. 


d 
landet, daß s 


Ku. 


5 3. Bürgerliches Geſetzbuch. 


5. 88 
Euchung 188157, 276, 823, 831 BG B. An die über- 
Mar pflicht des Hauseigentümers wegen 
8 der Streupflicht ſind ſtrenge An- 


forderungen zu ſtellen. Die Beweislaſt dafür, 
daß auch bei Ausübung der Überwachung ein 
Schaden entſtanden ſei, trifft die Streupflich⸗ 
tigen. f) 

In Auslegung des irreviſiblen ($ 549 3PO.) Orts⸗ 
ſtatuts der Bekl. zu 3 v. 17. Febr. 1914, das auf Grund 
preuß. Geſ. v. 1. Juli 1912 (GS. 187) erlaſſen iſt, geht 
der BerR. davon aus, daß der Bekl. zu 1 als Hauseigen⸗ 
tümerin die Streupflicht oblag. Das angefochtene Urteil führt 
in rechtsbedenkenfreier (88 133, 157 BGB.) Auslegung des 
Mietvertrages v. 14. Okt. 1917 weiter aus, daß der Vekl. 
zu 2 der Bekl. zu 1 gegenüber vertraglich zuläſſigerweiſe die 
Streupflicht übernommen habe; hierdurch ſei jedoch die Bell. 
zu 1 nicht von jeder Verantwortlichkeit befreit worden, ſie 
habe ſich vielmehr durch angemeſſene Beaufſichtigung davon 
überzeugen müſſen, daß der Bekl. zu 2 die ihr obliegende 
Streupflicht auch wirklich erfülle. Endlich ſtellt das OLG. 
feſt, daß der Bekl. zu 2 trotz der am Unfalltage für den 
Fußgängerverkehr gefährlichſten Witterungsverhältniſſe ſchuld⸗ 
haft die Erfüllung der Streupflicht verabſäumt habe. 

Trotz dieſer der Kl. günſtigen und rechtlich unbedenk⸗ 
lichen Stellungnahme hat das BG. gleichwohl die Haftung 
der Bekl. zul für den Unfall mit folgender Begründung 
abgelehnt. Die Bekl. zu 1 habe zwar den Bekl. zu 2 in der 
Erfüllung feiner Straßenreinigungspflicht zu überwachen ge⸗ 
habt, und dieſer Pflicht ſei ſie ihrem eigenen Vorbringen nach 
nicht nachgekommen. Aber der Bekl. zu 2 habe lange Zeit 
hindurch regelmäßig ſeine Streuverpflichtung in dem er⸗ 
forderlichen Umfang erfüllt. Es ſei daher nicht mit hin⸗ 
reichender Beſtimmtheit feſtzuſtellen, daß der Bekl. zu 2 ge⸗ 
rade am Unfalltage geſtreut haben würde, wenn die Bekl. 
zu 1 gelegentlich nach dem Rechten geſehen hätte. 

Mit Grund erhebt die Rev. den Vorwurf, daß das 
OLG. die Beweislaſt verkannt Hat. 

Dadurch, daß die Bekl. zu 1 zuläſſigerweiſe (vgl. RG. 
102, 269) die ihr obliegende Streupflicht durch Vertrag auf 
den Bekl. zu 2 übertragen hat, beſtellte ſie als Geſchäfts⸗ 
herrin den Bekl. zu 2 zur Erfüllung der Streupflicht, von 
der ſie ſich im Verhältnis zu dritten Perſonen als von einer 
geſetzlichen Verpflichtung nicht befreien konnte (RGUrt. vom 
19. Jan. 1928, VI 251/27). Demnach haftete ſie grundſätz⸗ 
lich nach 8 831 BGB. für alle Handlungen und Unter⸗ 
laſſungen des Bekl. zu 2, durch die dritten Perſonen in 
Ausführung der Verrichtung des Streuens ein Schaden ent⸗ 
ſtand. Ihre Sache iſt es daher, die in $ 831 BGB. nach⸗ 
gelaſſenen Entlaſtungsbeweiſe insbeſ. nach der Richtung zu 
führen, daß der Schaden, auch bei Anwendung der im Ver⸗ 
kehr erforderlichen Sorgfalt ($ 276 BGB.) entſtanden fein 
würde, nicht nur entſtanden fein könnte (RGUrt.: JW. 
1904, 471 und 1907, 333). Nun iſt es zwar richtig, daß es 
der Bekl. zu 1 nicht zugemutet werden konnte, die verhältnis⸗ 
mäßig einfache Verrichtung des Streuens in jedem Einzel⸗ 


Zu 5. Was das Urteil in bezug auf die verſchiedene Beweislaſt 
bei der Haftung nach 8 823 einerſeits, § 831 andererſeits ſagt, iſt jo 
zweifellos richtig, daß es inſoweit keiner weiteren Bemerkung bedarf. 
Bedenken möchte nur die Frage erwecken, ob die Haftung hier 
ſtatt aus 8 823 allein auch aus 8 831 begründet werden kann. Und 
in dieſer Richtung iſt das Urteil allzu ſchweigſam. Es ſtellt feſt, 
daß „der Regel nach die Pflicht des Geſchäftsherrn zur allgemeinen 
Überwachung von Angeſtellten nur aus 8 823 abgeleitet werden Kann“. 
Dieſe Regel kann „unter Umſtänden Ausnahmen erleiden“. Aber 
welches dieſe beſonderen Umſtände und ob ſie im vorliegenden Fall 
erfüllt ſeien, entwickelt das Urteil leider nicht. Das kurz über die 
längere Dauer des Mietverhältniſſes Geſagte kann dazu doch ſicher 
nicht ausreichen. 

Int Ergebnis ſtimme ich freilich der Entſch. zu. Iſt die 
Hauseigentümerin mit der Streupflicht belaſtet, ſo kann deren ver⸗ 
tragliche Abwälzung auf den Mieter jene im Außenverhältnis nicht 


von der Pflicht entbinden, und der Mieter iſt einfach als in bezug 


darauf „zu einer Verrichtung beſtellt“ anzuſehen. Darauf muß dann 
ohne weiteres 8831 mit ſeiner Beweisumkehr anwendbar ſein. Als⸗ 
dann kann die bloße Möglichkeit, daß der Schaden auch trotz 
regelmäßiger Kontrolle durch den Vermieter eingetreten wäre, nicht 
als entlaſtend angeſehen werden; denn nach Wortlaut und Sinn 
des 8 831 iſt auch dieſer Mangel des Kauſalzuſammenhanges i. S. von 
Abſ. 1 a. E. als eine Ausnahme von der Haftung durch den 
Beſteller zu beweiſen. 
Geh. IR. Prof. Dr. P. Oertmann, Göttingen 
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fall zu beaufſichtigen, und daß der Regel nach die Pflicht 
des Geſchäftsherrn zur allgemeinen Überwachung von An⸗ 
geſtellten nur aus 8 823 BGB. abgeleitet werden kann, der 
Beweis für die ſchuldhafte Vernachläſſigung der Aufſichts⸗ 
pflicht ſowohl als auch für deren Urſächlichkeit für den ein⸗ 
getretenen Schaden alſo von dem Geſchädigten zu führen iſt 
(RG. 53, 56 und 125; RGUrt.: JW. 1907, 674; 1911, 403; 
1913, 203; RGR Komm., Erl. 6e zu § 823 BGB.). Aber 
in feſtſtehender Rſpr. iſt vom RG. anerkannt, daß unter 
Umſtänden jene Regel eine Ausnahme erleidet und die Ver⸗ 
pflichtung des Geſchäftsherrn zur allgemeinen Beaufſich⸗ 
tigung des Angeſtellten auch aus § 831 BGB. gefolgert 
werden kann (RG. 78, 1072); 79, 105 2); 87, 13); JW. 1920, 
492; RGRKomm., Erl. 5b und 6 zu 8 831). Dann aber 
ergibt ſich aus der Anwendbarkeit des 8 831 BGB., daß 
es Sache des vom Geſchäftsherrn zu führenden Entlaſtungs⸗ 
beweiſes iſt, darzutun, daß der Schaden des Dritten auch 
dann entſtanden ſein würde, wenn der Geſchäftsherr ſeiner 
allgemeinen Überwachungspflicht gehörig nachgekommen wäre 
(RGuUrt. v. 9. Jan. 1928, VI 222/27). Ein Fall dieſer 
Art liegt hier vor. Denn da zwiſchen dem Abſchluß des 
Mietvertrages und dem Unfall ein Zeitraum von über acht 
Jahren liegt, ſo hatte ſich bei einem ſolchen Dauerverhältnis 
nach dem Grundſatz, daß nur ein wohlbeaufſichtigtes Perſonal 
als ein wohlausgewähltes gelten darf, die Bekl. zu 1 durch 
regelmäßige Kontrollen davon zu überzeugen, ob der Bekl. 
zu 2 für ordnungsmäßige Straßenreinigung Sorge trug. 

Bemerkt fei übrigens, daß der Ber R. — abgeſehen von 
den zwingenden Vorſchriften des 8 831 BGB. — nach 
ſeinem Ermeſſen nach den in der Rſpr. anerkannten Regeln 
vom Beweis des erſten Anſcheins (RG. 119, 62%) und 353 6); 
120, 1616) nebſt Nachweiſungen) dazu hätte gelangen können, 
von der Bekl. zu 1 den Beweis dafür zu erfordern, daß der 
Unfall der Kl. auch dann eingetreten ſein würde, wenn ſie 
die Erfüllung der Streupflicht durch den Bekl. zu 2 ordnungs⸗ 
mäßig überwacht hätte. 

Was weiter das Maß der der Bekl. zu 1 obliegenden 
Überwachung anlangt, fo iſt die Auffaſſung des BerR., die 
Bekl. zu 1 habe gelegentlich nach dem Rechten ſehen müſſen, 
rechtlich zu beanſtanden. Sie läuft im Ergebnis darauf hin⸗ 
aus, daß der Hauseigentümer die ihm obliegende Streu⸗ 
pflicht auf den Mieter oder ſonſt andere — vielleicht ver⸗ 
mögensloſe — Perſonen abwälzen kann. Dem muß im 
Intereſſe der Verkehrsſicherheit entgegengetreten werden. Bei 
der Wichtigkeit, die das Streuen der Bürgerſteige bei Glatt⸗ 
eis für den öffentlichen Fußgängerverkehr hat, muß inſoweit 
ein ſtrenger Maßſtab an die dem Hausbeſitzer obliegende 
a angelegt werden (vgl. insbeſondere RG. 
13, 293 5). 

(U. v. 16. Jan. 1930; 124/29 VI. — e 
u. 


** 6. § 242 BG B.; 81 RMietG. Freie Aufwer⸗ 
tung von Mietrückſtänden, ſolange keine der 
Parteien die geſetzliche Miete gewählt hatte. f) 

Die Bekl. haben ſeit Ende 1921 an die Vermieterin, 
die Rechtsvorgängerin der Kl., keine Miete mehr bezahlt. 
Durch Vertrag v. 23. Aug. 1927 hat die Kl. das Anweſen 


1) JW. 1912, 240. ) JW. 1912, 638. ) JW. 1928, 510. 
) JW. 1928, 559. ) JW. 1928, 402. e) JW. 1928, 1721. 
) JW. 1927, 178. 


Zu 6. Zur vorſtehenden Entſch. ſind die folgenden grundſätzlichen 
Bemerkungen zu machen: 

I. Das RMietG. iſt am 24. März 1922 erlaſſen, alſo zu einer 
Zeit, wo der Aufwertungsgedanke ſich noch in keiner Weiſe durch⸗ 
geſetzt hatte, eine Tatſache, die vom RG. in zahlreichen Entſch. 
bei der Auslegung des Parteiwillens beſonders gewürdigt 
iſt. Auch bei der Auslegung von Geſetzen darf dieſe Tatſache 
nicht unberückſichtigt bleiben. Der Geſetzgeber ging i. J. 1922 
zweifelfrei davon aus, daß, wenn der Weg des MMietG. nicht ge⸗ 
wählt würde, nur die unter Umſtänden auf ein Nichts zuſammen⸗ 
geſchrumpfte Papiermarkforderung des Vermieters beſtehe. Der 
Geſetzgeber konnte i. J. 1922 gar nicht auf den Gedanken kommen, 
daß neben der gejeglichen Regelung noch Aufwertungsmöglich⸗ 
keiten beſtänden. Es erſcheint mir hiſtoriſch nicht richtig, jetzt nach⸗ 
träglich dieſem Geſetz einen Inhalt zu geben, der die Aufwertung 
neben der geſetzlichen Regelung zuläßt. 

Aus dieſer hiſtoriſchen Betrachtung ergibt ſich auch ohne wei⸗ 


jet 
käuflich erworben und gleichzeitig die rückſtändigen Miet 
forderungen übertragen erhalten; ſie fordert Aufwertung d- 
für die Monate Januar 1924 bis September 1927 he 
ftändigen Mietzinſen. BG. und RG. haben die Klageanſpr 
dem Grunde nach für gerechtfertigt erklärt. der 
Die Entſcheidung hängt von der Beantwortung Au 
Frage ab, ob unter der Herrſchaft des RMietG. eine " ., 
wertung rückſtändiger Mietbeträge nach 8 242 BG. dw 
läſſig iſt. Während das LG. dieſe Frage in bewußter 928 
lehnung an die Entſcheidung des KG. v. 28. März Hin 
(ZW. 1928, 1414) verneint, wird fie vom BG. unter 0. 
weis auf das ältere Urteil des Kch. v. 1. Febr. 1926 (OF, 
45, 148) bejaht, weil es den Grundsätzen von Treu une 
Glauben widerſprechen würde, wollten die Mieter ſich * 
noch darauf zurückziehen, es ſei ja nur eine Papierme, 
miete vereinbart. Dieſe könne als Leiſtung gegenüber Bo 
Leiſtung des Vermieters auch nicht irgendwie mehr in 
tracht kommen. indem 
Die Rev. rügt Verletzung des materiellen Rechts, inen 
ſie ſich die Ausführungen des erſtinſtanzlichen Urteils zu 1 
macht. Die Berechtigung dieſer Rüge kann nicht anerkalh e 
werden. Weder in der Rſpr. noch im Schrifttum iſt 
Frage bisher geklärt. Namentlich das RG. hat zu ihr m 
nicht eindeutig Stellung genommen. Die vom LG. or 
zogene Entſch. v. 20. Juni 1924 (RG. 108, 314 )) ſpr ab 
davon, daß der Geſetzgeber den Umfang der Mietzinse 
wertung durch Einführung der geſetzlichen Miete beſtim. 
habe. Die Urteile JW. 1927, 579 und 580 erörtern e 
Frage, ob im Falle eines mit Rückſicht auf ein vorbe alte 
Mietrecht billigeren Verkaufes eines Hauſes die Au, 
barkeit des RMietG. ausgeſchloſſen oder doch eine 9 
wertung innerhalb des NMiet®. zuläſſig ſei. Unter 
weis auf dieſe Urteile hat ſich der erk. Sen. in ſeiner En bei 
v. 15. April 1929, VIII 333/29 dahin ausgeſprochen, daß al, 
Annahme eines dem NMietG. unterliegenden Miete 
niſſes der Mieter durch Verweigerung freier Aufer us 
für die Zukunft nicht vertragswidrig handelt. An geg 
hat das RG. am 2. Febr. 1926, III 205/25 und am 12. net 
1926, III 79/25: Zeiler, Aufwertungsfälle Nr. 169; fen 
v. 6. Juni 1929, VIII 200/29 einer freien Aufwertung a0 
Mietrückſtänden grundſätzlich keine Bedenken entgegengeb 1936 
Die eingangs erwähnten Urteile des KG. v. 1. Febr. im 
und v. 1. März 1928 widerſprechen einander. — ihr 
Schrifttum find die Anfichten geteilt (vgl. Meyero! 
Miet- und Wohnungsnotrecht 1929 S. 748). Inabe e 
kämpfen Hertel („geſetzliche Miete“ II 336) und weten 
(JW. 1928, 1414 Anm. ſowie „Aufwertung“ 284) die 
Aufwertung, während Lilienthal (Grundſtückswarte 1 5 
167), Sontag (JW. 1926, 139), Stern (Reichs mi 
geſetz S. 43) u. a. ihr das Wort reden. denden 
Letzterer Anſicht tritt der erk. Sen. für vorliege 
Sachverhalt aus folgenden Erwägungen bei. zoge 
Aus der Entwicklung des Mietweſens nach dem Kue 
ergibt ſich ſchon die Verſchiedenartigkeit der Mittel, din al 
Geſetzgeber, noch beeinflußt von dem Grundgedanken gen 
gleich Mark, anwandte, um einerſeits unbillige Belaſtunnen 
des Mieters zu verhindern, andererſeits den Vermietern Sein 
Erſatz für die geſtiegenen Selbſtkoſten zu verſchaffen. 


leres, warum das Geſetz vom Jahre 1922 keine beſon ſſene 
Richtlinien für die von der geſetzlichen Miete ausgeſchnnmien 
Kündigungszeit gibt. Nach der Auffaſſung des Jahres 1922 RV teren 
Zweifel inſoweit gar nicht beſtehen. Bei Gelegenheit der Inder? 
Faſſungsänderungen beſtand kein Anlaß, inſofern eine be 
Regelung zu treffen. olle 
II. Im übrigen zeigt die Entſch. in dieſem einzelnd No 
klar, welche Folgen ſich aus der grundſätzlichen Einſtellung be henſe 
zur Aufwertungsfrage ergeben. Der Unterzeichnete hat — ertung 
wie Roth — ſtets den Standpunkt vertreten, daß die Auſwes des 
ſich als ein beſonderes Notrecht darſtelle, das ſich angel! mußte. 
Rechtslüge „Mark gleich Mark“ zwangsläufig durchſetzen ides 
Aufwertung iſt Rechtsgeſtaltung dork, wo ohne N täg⸗ 
wirkliche Recht vernichtet wurde. Trotzdem wir in der Praute nur 
lich dieſer richterlichen Rechtsgeſtaltung begegnen (man den 3 NO 
an die Aufwertung über 100% Goldwerk hinaus) hält da 
daran feſt, daß es, wenn es aufwertet, nur nach den Or 
ſätzen von Treu und Glauben den wirklichen 
tragsinhalt feſtſtelle. Geht man von letzterer G 


) JW. 1924, 1963. 


* 
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gehe Alpe vom billigen Ermeſſen des MEX., alſo von weit⸗ 
ſtellu er Ausſchaltung der Vertragsfreiheit zur Wiederher⸗ 
arten einer, wenn auch beſchränkten Vertragsfreiheit der 
b eten im RMietcG. 
wende ſich aus dem Gedanken der Vertragsfreiheit not⸗ 
i gerweiſe ergebende grundſätzliche Anwendbarkeit der all⸗ 
er — Vorſchriften findet nur diejenigen Schranken, die ihr 
Auf ebgeber auferlegt hat. Das geſchah zuletzt durch das 
ausſchlie das jedoch in ſeinem § 1 Abſ. 2 Sondergeſetzen 
eek ‚ehonde Wirkung eingeräumt hat. Ein ſolches Sonder⸗ 
a 5 das NMietG. Deſſen 8 1 hat aber nicht gleich dem 
anf . die Höhe der in ihm behandelten Aufwertungs⸗ 
gänzlic e dem Einfluß des Willens der Vertragsparteien 
Art ch entzogen. Es hat vielmehr die in ihm verordnete 
erklär er Mietzinsfeftfegung von einer einſeitigen Willens⸗ 
Parteien abhängig gemacht, die abzugeben es jeder der 
ten aten geſtattet. Dadurch hat es die Anpaſſung der Mie⸗ 
und ei die jeweiligen Verhältniſſe, wie die Erfahrung zeigt, 
ſprach e es auch dem vom Geſetzgeber verfolgten Zwecke ent⸗ 
keines e zum allergrößten Teile erfaßt. Das ſchließt aber 
irgend egs aus, daß ſein Eingreifen dort entfällt, wo aus 
gebene dem Anlaß keine der Vertragsparteien die ihr ge⸗ 
Fall wesſondere Handhabe ergreift. Da das Geſetz für dieſen 
Faſſun eder in ſeiner älteſten noch in einer ſeiner ſpäteren 
geſezlichen. nicht einmal für die von ihm ſelbſt von der 
we a Miete ausgeſchloſſene Kündigungszeit irgend⸗ 
das 9 chtlinien gibt, jo liegt kein Anlaß vor, in ſoweit 
damit die benbleiben des urſprünglichen Vertragsinhalts und 
neinen die Anwendbarkeit der allgemeinen Grundſätze zu ver⸗ 
der ge, wie fie ſich in Wahrung von Treu und Glauben bei 
Big. legung des Parteiwillens allmählich aus 5 242 
ſchrift⸗ entwickelt haben. Die „Aufwertung“ nach dieſen Vor⸗ 
en m da einſetzen, wo der Wirkungsbereich der 
gelung mangels Eintretens ihrer Vorausſetzungen 
geſetzliche Grenze findet. 
keine Ertl daher, wie hier, gleichgültig aus welchem Grunde, 
gegeben lärung einer Vertragspartei nach 8 1 RMietG. ab⸗ 
worden iſt, wenn deshalb mangels dieſer Voraus⸗ 
wenn d das Mieth. keine Anwendung finden kann, und 
ſtehen adurch inſoweit die Geltung der Parteiabreden be⸗ 
in Pad blieben iſt, dann muß hinſichtlich der Anpaſſung der 
Treu undrmark vereinbarten Mietzinſen das gelten, was 
15 Glauben erfordern, d. h. es hat eine Aufwertung 
42 BGB. ſtattzufinden. Das hat das LG. verkannt, 
ließe annimmt, das N Mietb. als ein Sondergeſetz 
ſätzen ſchlechthin jede Aufwertung nach allgemeinen Grund⸗ 
8. Das Gegenteil iſt nach Wortlaut und Sinn an⸗ 
Insbeſ. wird dem nicht entgegengehalten wer⸗ 
dann dm (Hertel a. a. O.), die bisherige Rſpr. habe nur 
behelfe ine freie Aufwertung gewährt, wenn andere Rechts⸗ 
verſagt hätten; hier ſei aber der Rechtsbehelf des 


U um 

beser aus, dann iſt es allerdings richtig, daß, ſolange nicht ein 
als force dagliche Rechte ausdrücklich beſchränkt oder entzieht, ſie 
„J. 1929 »ortbeſtehen. Dann hätte ſich der Geſetzgeber des RMietch. 
deli hielt geirrt, als er eine beſondere geſetzliche Regelung für 
eſtanden „da die vertraglichen Rechte des Vermieters ohnedies 


onder 
Ping . 


aus 5 dieſer Grundauffaſſung aus läßt es ſich allerdings durch⸗ 
lertigen, daß man heute die „geläuterte“ Erkenntnis der 
— zugrunde legt. Handelt es ſich bei der Aufwertung 
N Beitpume, at Feſtſtellung des Vertragsinhalts, dann haben auch 
des "te des Erlaſſes des NMiet®. jene vertraglichen Rechte 
beſedgebersters beſtanden, und nur der ausgeſprochene Wille des 
ber b 85 hätte ſie vernichten können. Sicherlich hat der Geſetz⸗ 
t bielme t jene vertraglichen Rechte nicht vernichten wollen, er 
dee Wirkt vorausgeſetzt, daß ſolche Rechte gar nicht beſtanden. 
ann in * einer ſolchen „irrtümlichen“ Vorausſetzung können 
Le Aber * Tat überaus zweifelhaft ſein. x 
Notre ee dieſe Konſequenz zeigt m. E. deutlich, daß die 
Te | 
i ige troß ihrer allgemeinen Ablehnung die 
mfalge der Al, In allen den Fällen, wo der Geſetzgeber ſelbſt die 
Im, da Inflation notwendig gewordene Regelung in die Hand 
rfte es keines beſonderen, durch die Rſpr. zu ſchaffen⸗ 
und u da gab es eine Regelung, die nach allgemeinen 
Yu, des Mi Ausgleich zwiſchen dem Intereſſe des Vermieters 
ehe teters ſchuf, da fehlten alle Vorausſetzungen für die 
III. 8. einer beſonderen „Mietaufwertung“. 
ie Entſch. des Res., die jetzt nahezu ſechs Jahre nach 


bi 


der Aufwertung als rechtsgeſtaltendem 


Rechtſprechung 3215 


RMietGG. gegeben geweſen. Seine Anwendbarkeit iſt aber 
doch gerade dadurch bedingt, daß es von irgendeiner Seite 
in Wirkſamkeit geſetzt wird. Worauf dieſe Unterlaſſung zu⸗ 
rückzuführen iſt, kann die Rechtsfolgen nicht beeinfluſſen, die 
aus der Unterlaſſung hervorgehen. 

Daß unter beſonderen Umſtänden die verſpätete Geltend⸗ 
machung von Anſprüchen ein Verhalten darſtellen kann, das 
gegen Treu und Glauben verſtößt und damit ſelbſt den auf 
Treu und Glauben fußenden Anſpruch vernichtet, iſt all⸗ 
gemein anerkannt. Ob eine ſolche „Verwirkung“ hier an⸗ 
genommen werden kann, hat das BG. nicht weiter erörtert; 
ſie iſt indeſſen von der Rev. durch Hinweis auf die Gründe 
des KGuUrt. v. 28. März 1928 der Nachprüfung des Rev. 
unterbreitet worden, muß aber abgelehnt werden. Zu be⸗ 
tonen iſt, daß bis in die jüngſte Zeit die Rechtslage ungeklärt 
geblieben iſt, ſo daß Kl. oder ihre Rechtsvorgängerin die 
Folgen der Nichtausübung ihres Rechtes aus § 1 NMieib. 
bis Ende 1927 nicht überſehen konnte. Aber auch ſachlich 
kann darin, daß Kl. oder ihre Vorgängerin von ihrer Be⸗ 
fugnis keinen Gebrauch gemacht, vielmehr nach wie vor den 
Mietvertrag für die alleinige Grundlage ihrer Rechts⸗ 
beziehungen zu den Mietern gehalten hat, nicht ein „illoy⸗ 
ales“ Verhalten (Zeiler a. a. O. Nr. 1712) der Kl. den 
Bekl. gegenüber erblickt werden. Mit demſelben Rechte würde 
man ihnen einen Verſtoß gegen Treu und Glauben zum Vor⸗ 
wurf machen können deshalb, weil ſie die Herbeiführung der 
Abſtellung auf geſetzliche Miete unterlaſſen und dadurch die 
Kl. darüber in Sicherheit gewiegt haben, es werde vertrags⸗ 
mäßig ein der Sachleiſtung entſprechender Zins gezahlt wer⸗ 
den. Tatſächlich iſt während all der Jahre überhaupt nichts 
gezahlt worden. Eine Annahme aber, daß ein Vermieter, 
deſſen Sachleiſtungen immer weiter bewirkt werden, ein ſol⸗ 
ches Verhalten ruhig hinnehmen werde, erſcheint im vor⸗ 
liegenden Falle um ſo mehr ausgeſchloſſen, als die Bekl. 
ſelbſt ſich in den Vorinſtanzen ausdrücklich gar nicht auf eine 
Verwirkung berufen haben. 

(U. v. 25. Nov. 1929; 343/29 VIII. — Düſſeldorf.) 


u.] 


*7. § 242 BGB. Weitgehendſte Zubilligung 
der Ausgleichspflicht, wenn deren allgemeine 
Vorausſetzung: erhebliches Mißverhältnis zwi⸗ 
ſchen Leiſtung und Gegenleiſtung vorliegt. Es 
macht keinen Unterſchied, auf welche Weiſe die 
vertraglich bedungene Hypothekenfreiheit des 
Kaufgrundſtücks herbeigeführt iſt, ob durch Aus⸗ 
zahlung der Forderungen, Pfandauswechſlung 
oder Pfandentlaſſung. f) 

(U. v. 13. Juni 1929; 687/28 VI. — Münden.) 

Abgedr. ZW. 1930, 81513, 


Sch. 


Beendigung der Inflation neue Wege der Aufwertung auf dem 
Gebiete des Mietsrechts eröffnet, dürfte in der Praxis zu nicht 
unerheblichen Schwierigkeiten führen. Insbeſ. iſt nicht zu über⸗ 
ſehen, welche Rechtswirkungen die Entſch. auch ſonſt auf dem Ge⸗ 
biete des Mietsrechts zeitigen wird, und wie es den Gerichten ge⸗ 
lingen ſoll, hier nach ſechs Jahren einen gerechten Intereſſenausgleich 
herbeizuführen. 

Mehr als irgendein anderes Rechtsgebiet erforderte das Miets⸗ 
recht von vornherein eine ſchematiſche, gleichmäßige Lö⸗ 
fung. Um deszillen ſetzte ſich ja auch hier, im Verhältnis zu 
anderen Materien der Rechtsordnung frühzeitig, eine ſchematiſche 
geſetzliche Regelung durch. Daß nun auch auf dieſem Gebiete eine 
konkurrierende Individualaufwertung ſtattfinden ſoll, löſt erhebliche 
Bedenken aus. 


RA. Dr. Hans Fritz Abraham, Berlin. 


Zu 7. Das Urteil zeigt eine Fortentwicklung des Ausgleichs⸗ 
anſpruchs, die durchaus im Rahmen der bisherigen Rſpr. liegt. 

Seinen Anfang hatte der Ausgleichsanſpruch, der Anſpruch des 
Grundſtücksverkäufers gegen den Käufer auf Leiſtung eines Beitrags 
zur Hypothekenaufwertungslaſt, der die Geltendmachung der 88 434, 
439 II BOB. verhindert, bei dem Verkauf eines belaſteten Grund⸗ 
ſtücks und der damit verbundenen Hypothekenbeſeitigungspflicht in 
der Inflation genommen (RG. 112, 329 ff. = JW. 1926, 1803). 
Es war ſpater auch auf alle Fälle ausgedehnt worden, in denen die 
Hypothek ſchon gelöſcht war, nicht wieder auflebte, und nur noch 
der Verkäufer als perſönlicher Schuldner in Anſpruch genommen 
werden konnte. Ja, man hatte ihn ſogar dann anerkannt, wenn der 


8. 88 249, 536, 545, 566 BG B. 

1. Bei formloſem Nachtrag zum Miet⸗ 
vertrag kann nicht der Nachtrag allein, ſondern 
nur der ganze Vertrag nach Jahresfriſt ge- 
kündigt werden. 

2. Schadenserſatz wegen Nichterfüllung der 
vom Mieter übernommenen Unterhaltungs- 
pflicht während der Vertragsdauer. ) 

(U. v. 11. Juli 1929; 224/29 VIII. — Berlin.) 

Abgedr. ZW. 1929, 32242, 


[Ku.] 


Vertrag in Zeiten der ſtabilen Währung geſchloſſen war (RG. 119, 
133 ff. = IW. 1928, 886). 

Eine gleichförmige Behandlung aller Fälle (ſo OSG. Ham⸗ 
burg: JW. 1929, 204 ff.) iſt nicht möglich. Die Lage des Einzel⸗ 
falles iſt entſcheidend. Trotzdem ſei zur Überſicht folgende Tabelle 


gegeben, die die Hauptanwendungsfälle des Ausgleichsanſpruchs 
hervorhebt: 
3 Grundſtück w 
Zeit des Verkaufs nn 
laſtenfrei belaſtet 
Ausgl.⸗Anſpr. 
a) Inflation bejaht bejaht 
RG. 112, 329 ff. 
JW. 1926, 1803 
b) Geltungsdauer der bejaht bejaht 
3. StNot VO. NG. 120, 283 ff. RG. 119, 133 ff. 
(14. 2. 24 bis JW. 1928, 1392; | = JW. 1928, 886 
15. 7. 25.) 124, 164 ff. 
JW. 1929, 2519 


e) Nach Erlaß des verneint 
El RG. 121, 56—58 = JW. 1928, 1813; 
6. 7. 25.) 


Wenn daher das BG. im vorliegenden Fall zwar an der 
jeſten Rechtſprechung des RG. feſthalten will, trotzdem aber im 
weſentlichen aus zwei Gründen den Ausgleichsanſpruch verſagt: 

a) weil die Laſtenfreiheit keine ſcheinbare, ſondern kraft des 

Verzichtes der Gläubiger eine endgültige ſei, 

b) weil die Laſtenfreiheit des verkauften Grundſtücks nicht durch 
Papiermarkzahlung, ſondern durch Pfandentlaſſung herbei⸗ 
geführt worden ſei, 

ſo befindet es ſich nicht im Einklang mit der bisherigen Judikatur. 
Denn darauf, ob die Hypotheken jemals auf dem verkauften Grund⸗ 
ſtücksteil wieder aufleben können, kommt es nicht an. Schon in 
RG. 119, 133 ff. hatte das RG. von dieſer Vorausſetzung die Be⸗ 
willigung des Ausgleichsanſpruchs nicht abhängig gemacht und auch 
dann ein ſchutzwürdiges Intereſſe des Verkäufers anerkannt, wenn 
dieſer nur noch allein als perſönlicher Schuldner in Anſpruch ge⸗ 
nommen werden kann. 

Entſcheidend dagegen iſt nach ſtändiger Rechtſprechung des R., 
ob die Geſchäftsgrundlage, das Gleichgewichtsverhältnis zwiſchen Lei⸗ 
ſtung und Gegenleiſtung, erſchüttert iſt oder nicht. Dieſe Unter⸗ 
nn ift hier verhältnismäßig einfach. Für einen Gegenwert von 

500 000 Papiermark (= 700 Goldmark) ſollte der Verkäufer 5/12 
ſeines Grundſtücks laſtenfrei übereignen. Da auf dieſem eine Be⸗ 
laſtung von insgeſamt 200 000 Papiermark (= 29332 Goldmark 
Aufwertungshypothek) ruhte, entfiel von dieſer auf das Teilgrund⸗ 
ſtück ein Betrag von 83333 Papiermark (— 12250 Goldmark). 
Da der Verkäufer dieſe Belaſtung auf ſein Reſtgrundſtück übernahm, 
mußte er zu deren Ablöſung, unter Anrechnung der erhaltenen 
700 Goldmark, 11500 Goldmark aufwenden. Demnach hat er im 
Ergebnis nicht nur etwa die Hälfte ſeines Grundſtücks umſonſt fort⸗ 
gegeben, ſondern muß darüber hinaus noch erheblich zuzahlen. 

Die Geſchäftsgrundlage iſt alſo in doppelter Weiſe erſchüttert 
worden: 

a) Durch die Geldeutwertung: 

Der empfangene Kaufpreis entſprach nicht dem wahren Wert 
des Grundſtücks und iſt durch den folgenden rapiden Sturz der 
Mark vermutlich vollkommen verlorengegangen. Ein Abgehen vom 
Vertrage wegen Irrtum über den Wert des Geldes — wie das 
BGG. annimmt — liegt darin nicht. 

b) Durch die Auſwertungsgeſetzgebung, denn ohne dieſe würde 

der Verkäufer leicht die Papiermarkhypothek ablöſen können. 

Es liegt daher ein grobes Mißverhältnis zwiſchen Leiſtung und 
Gegenleiſtung vor. Eine Abhilfe war alſo geboten. Über die Höhe 
des zu gewährenden Ausgleichs — der Verkäufer hatte 8000 % ver⸗ 
langt — iſt allerdings erſt nach genauer Unterſuchung der Leiſtungs⸗ 
fähigkeit uſw. der Parteien zu entſcheiden. 

Sehr richtig it auch der Hinweis des RGB., daß die Beſonder⸗ 
heit des Falles, nämlich die Pfandentlaſſung ſtatt der üblichen Aus⸗ 


Rechtſprechung 


um. ch uſchrift 
Juriſtiſche Wochen 
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9. 88 537, 459 BG B. Die Nichtgewahrung an, 


Schankerlaubnis, weil kein Bedürfnis vorne 
den, iſt kein Mangel der vermieteten Mäh 
(U. v. 21. Nov. 1929; 319/29 VIII. — Jena.) 2 


Abgedr. JW. 1930, 22148. 


Teiftungen geweſen. Stets wäre der Verkäufer dinglicher oder 
licher Schuldner, und hier ſogar beides geblieben. Aus 
Fraglich könnte es nur ſein, inwieweit man jetzt den 
gleichsanſpruch noch auf den 8 242 BGB. ſtützen kann. t 
Leiſtung, die der Schuldner nach Treu und Glauben mit R ieht 
auf die Verkehrsſitte zu leiſten, der Gläubiger zu fordern hat, ufer, 
gar nicht aus. Vielmehr iſt es gerade der Schuldner, der Verk ingt 
der von feinem Gläubiger, dem Käufer, etwas „fordert“. eine 
man den Käufer zu einer Beitragsleiſtung, ſo nimmt me burt 
Anderung des Inhalts des Vertrages vor, die aber nicht meht für 
8 242 BGB. gedeckt wird. Wirtſchaftlich bedeutet der Ausglel eiſes, 
die Parteien nichts weiter als die Neufeſtſetzung des Kaufpo ig 
den veränderten Umſtänden entſprechend. Erſt wenn dieſe De ufet 
wird, ift das Gleichgewichtsverhältnis hergeftellt, und ber Ver 
in der Lage, die Hypothekenaufwertungslaſt ſelbſt zu tragen. 242 
Infolgedeſſen kann der Anſpruch feine Stütze nicht in cn 
BGB. haben. Man ſollte beſſer von einer „rechtsſchöpferih 65 
Tätigkeit“ der Gerichte reden. Es läßt ſich nicht verkennen, gi 
ſich um „revolutionäres Notrecht“ handelt, das in der alten 


rechtsdogmatik keinen Platz hat. : 
Dr. Rolf Wild, Berlin 


Zu 8. Im erſten Teile der Entſch. läßt das NO. 121 
blicken, daß es auch in einem Falle der vorliegenden Art, d. cen 
der Vereinbarung einer Mietzahlung nach Analogie der geſeh iete, 
Mietzinsberechnung auf der Baſis einer beftimmten Friedens en 
welche mit Rückſicht auf das Verſchwinden der wertlos gew enden 
Papiermark notwendig geworden war, eine Anderung des beſteh fene 
Mietvertrages erblickt, derart, daß ſich der ſchriftlich abgel fenden / 
langfriſtige Mietvertrag in einen auf unbeſtimmte Zeit lauſe er⸗ 
einheitlichen, aber früheſtens zum Ablauf eines Jahres Kündbaren, gen. 
trag verwandelt. Man wird dieſem Standpunkt zuſtimmen bit pie 

Geht man hiervon aus, fo trifft auch die Anſicht zu, Msn 
Kl. die durch die PrLock VO. v. 11. Nov. 1926 ermöglichte fenen 
digung wirkſam ausſprechen konnte. Da die Kl. nach den geren 
Feſtſtellungen eine ſolche Kündigung aber nicht ausgeſprochen, In 


ae en. en, 
nur eine neue Vereinbarung über die Miete für die Folgezeln ; 


e i 

geregt hat, dieſe Anregung aber wirkungslos geblieben if ae 

dem RG. darin zuzuſtimmen, daß der Vertrag mit feinem DIN dem 

Inhalt beſtehen geblieben iſt; dieſes auch dann, wenn man an enen 

Standpunkt ſteht, daß es zur Einführung der angemellrnge 

Miete ab 1. April 1927 nicht einer Kündigung des Miethe gig 

bedarf, ſondern das Verlangen genügt, daß an die Stelle 

herigen geſetzlichen Mietzinsberechnung oder einer unter dene el 
fluß des NMiet$. getroffenen Mietzinsvereinbarung wegen W end 
der für die Mietzinszahlung oder Mietzinsvereinbarung mob? 
geweſenen Grundlage (des RMietch.) fürderhin die angemEl sch, 

Miete gelten ſolle (vgl. hierzu Näheres Stern, Komm. z. RM 

3. Aufl. S. 183 ff.). 2 Gilli, 
Das RG. ſpricht ſich auch über das Unterbleiben einer daß 

rung gemäß 8 1 NMiet®. aus. Hierzu dürfte zu ſagen ſein den 

es der Kl. auch nichts hätte nützen können, wenn ſie MUT, 

1. Dez. 1926 (etwa in dem Brief v. 23. Dez. 1926) eine pon 

Erklärung abgegeben hätte, denn bei dem durch die Lock r ad 

11. Nov. 1926 vom NMiet®. befreiten Raum wäre eine . 

1. Dez. 1926 abgegebene Erklärung doch wirkungslos geweſ 
Dem erſten Teil der Entſch. iſt daher beizupflichten. Entſch, 
Auch dem Standpunkt des RG. im zweiten Teil der ir 

ſtimme ich zu. Es ift auch nach meiner Anficht Pflicht b y opt 

ters, der die Inſtandſetzung und Unterhaltung übernommen . B. 

dem fie aus irgendwelchen Gründen ſchon geſetzlich obliegt. iel 

bei übernormalem Verſchleiß), die Mängel ſchon während des i pe 
verhäftniffes und unverzüglich, nachdem fie eingetreten ſiud, igung 
ſeitigen. Die Verpflichtung hierzu entſteht nicht erſt mit ee 
des Mietverhältniſſes oder bei Rückgabe der Mietſache, ſond 
das RG. mit Recht fagt, im Zeitpunkt des Entſtehens des Ritet 
ſeitigenden Schadens. Das trifft auch z. B. bei den vom 
übernommenen Schönheitsreparaturen zu. 0 ſdocſ. 
NY. Dr. Carl Stern, Düſſe 


liche bi 
Zu 9. Das Ergebnis der Entſch., auf das Grundſibſch aid 
betrachtet, kann das Rechtsgefühl nicht befriedigen. MIR Guß Di 
er 

e 


dem Tatbeſtande ergibt, find beide Parteien beim Ab 
Mietvertrages davon ausgegangen, daß das vermietete, bi 
zu Gaſtwirtſchaftszwecken benutzte Grundſtück nach erfolgtem 
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fin br. 8839 A bſ. 2 BG B. Mieteinigungsämter 


ne Gerichte; ihre Entſcheidungen keine 

(U a, 

Ab. 17. Febr. 1928; III 284/97.) 

ogedr. JW. 1928, 253410. 

als 
maſladerne Gaftftätte dienen follte, und es muß nach der Fall 
Veneſſun angenommen werden, daß dieſe Zweckbeſtimmung die 
die dung des Mietpreiſes in ſeiner Höhe beeinflußt hat. Wird nun 


tet, fchofſte Konzeſſion wegen mangelnden Bedürfniſſen nicht er⸗ 
wartung iſt die Sache nicht ſo, daß eine einſeitige ſpekulative Er⸗ 


Falle er es Mieters nicht in Erfüllung gegangen wäre, in welchem 
die vern auch die wirtſchaftlichen Nachteile zu tragen Hätte, ſondern 
wie ſie te Sache kann dem Mieter nicht den Nutzen abwerfen, 
geſehen 85 nach der Beſtimmung beider Teile ſollte. Wirtſchaftlich 
er gemz ann der Vermieter dem Mieter nicht das gewähren, was 
Rechtsg 258 beiderſeitigen Beſtimmung ſollte und wollte. Nach dem 
Pofitinen, l, wie auch nach den allgemeinen Grundſätzen unſeres 
druck „ Rechts, wie fie z. B. in § 323 Abſ. 1 BGB. ihren Aus⸗ 


wa gefunden haben, haben die Folgen den zu treffen, der das, 
eiſten ſoll, auch ohne daß er dafür etwas kann, nicht zu 
ermag, wie in der genannten Vorſchrift beſtimmt iſt, daß bei 
Unmöglichkeit der Anſpruch auf die Gegenleiſtung verloren⸗ 
ant Mb allerdings richtig, daß Gegenſtand des Mietvertrages 
für den „ in ihrer Eigenſchaft als Körper iſt. Wenn die Konzeſſion 
in Gaſtwirtſchaftsbetrieb nicht erteilt wird, jo wird die Miet- 
{ . ner Körpereigenſchaft und Benutzbarkeit als ſolcher nicht 
im A iſt weder körperlich nur ein Teil geleiftet, noch liegt 
bei des Geſetzes ein Mangel der Sache vor. Inſofern iſt dem 
ſtrultiongttreten. Und doch bleibt ein bitterer Beigeſchmack von Kon⸗ 
bei lberlaſſhnik, wie unſer Geſetz ſie liebt, wenn man bedenkt, daß 
das Pacht ſſung eingerichteter Räume zum Wirtſchaftsbetrieb, weil 
flichterteil und hier die Nutzung der Räume Fruchtgenuß iſt, die 
tenen ang der Konzeſſion eine Minderung der darauf zugeſchnit⸗ 
gerichteten denleiſtung bewirken kann, nicht aber bei nicht ein⸗ 
A Mg Räumen, weil nach der Konſtruktion des Geſetzes die 
it. Ohne 9, folder Räume zur Gewinnerzielung nicht Fruchtgenuß 
beiden 85 die Brille juriſtiſcher Konſtruktion geſehen, iſt es dies in 
Ergebnis Pe Es ſcheint mir ein in jeder Richtung unerfreuliches 
Lösung 4 eide Fälle verſchieden zu behandeln. Wenn nun die gleiche 
eng ber den Weg einer teilweiſen Nichterfüllung oder eines 
Mietſache nicht zu erreichen iſt, weil das Geſetz dem 
5 bie ſo muß man nach anderen rechtlichen Geſichtspunkten 
on ſeiten ine angemeſſene Löſung ermöglichen. Dabei könnte man 
für 8 des Mieters an die Grundſäßze denken, die die Rſpr. 
bat ertum bei der Preisbemeſſung (Kalkulationsirrtum) ent⸗ 
berech ie‘ wonach dieſer als beachtlich anerkannt iſt, wenn die Preis⸗ 
gemacht N zum Gegenſtand der entſcheidenden Vertragsverhandlungen 
re er geforderte Preis erkennbar als ein auf dieſer 
Erklär, beruhender bezeichnet worden iſt, weil dann der Inhalt 
2). Heng die Preisberechnung umfaßt (vgl. RR Komm. 8 119 
r ki der Bemeſſung der Miete iſt aber doch offensichtlich und 
Selina fur beide Teile die ſpätere Ausnutzung der Räume zu 
beweſen, fo da ien ein maßgeblicher Poſten in der Preisberechnung 
den Preis daß die Ausnutzbarkeit zum Inhalt der Erklärung über 
Falles joe erden iſt. Noch beſſer ſcheint mir die Beſonderheit des 
diuerding 10 zu werden, wenn man die Grundſätze heranzieht, die 
die objekte „spr, fur die Falle eines beiderſeitigen Irrtums über 
wer Geſchäft Vertragsgrundlinie (wie das RG. mitunter ſagt) oder 
h Hungen 9 entwickelt hat, namentlich in bezug auf Auf⸗ 
fufangen Ihleiche. Es iſt hier nicht der Raum auf die feinen Ab⸗ 
balben. Der zugehen, die ſich noch in den einzelnen Entſcheidungen 
lde Teile a ndgebanke iſt der: Wenn die Anſchauung, von der 
5 erlegun an bereinſtimmend ausgegangen find, für ihre geſchäftlichen 
Bi wie — von derartiger Bedeutung war, daß der Vertrag, 
daltniſſe ſeinogeſchloſſen worden iſt, durch die Anderung der Ver⸗ 
ab di Parti Sinn verloren hat, und es ausgeſchloſſen erſcheint, 
lad m gleiten ſich bei Vorausſicht der tatſächlichen Verhältniſſe 
ei mi chen Sinne geeinigt hätten, dann ſoll es Treu und 
8 Partef arſprechen (8242 BGB.) und argliſtig fein, wenn die 
Bine feſthantene andere nach Erkenntnis des Irrtums an dem Ver⸗ 
in ger Ausglei will. Auf Grund des § 242 BGB. ſoll dann ein 
daß es 9 10 geſchaffen werden. Das Beſondere dieſer Regelung 
fangt ſchlechlſr Anfechtung bedarf und nicht wie beim Irrtum das 
dur at er en chin nichtig iſt, ſondern nur der beiderſeitige Irrtum, 
wird eine . des Vertrages beeinflußt hat, ausgeglichen und 
der „Ein Sch wahren Verhältniſſen entſprechende Regelung erſetzt 
zu ſei hulfall für die Anwendung dieſer Grundſätze ſcheint mir 
Die agsinhal aß die Parteien eine beſtimmte Verwendbarkeit zum 
bor scheid gemacht und den Preis danach beſtimmt haben. 
das Iden einen gründe des R., wie fie grundſätzlich auf das Nicht⸗ 
und N. die 3 Mangels abgeſtellt find, laſſen nicht erkennen, daß 
eim fi “ ner herangezogenen Gefichtspunkte in Erwägung gezogen 
aus ber Beſonderheit des Falles etwa abgelehnt hätte. Ob 


® nur 
. Ablehnung berechtigt geweſen wäre, läßt ſich aus dem 


ſolche 


mitgeteilten Tatbeſtande nicht erſehen. Es wird darin nur kurz er⸗ 
wähnt, daß die Schankerlaubnis zuerſt erteilt worden war, dann aber 
von dem Geſchäftsführer der Bekl. abgemeldet und auf ein erneutes, 
im Auftrage der Bekl. geſtelltes Geſuch wegen Mangels eines Be⸗ 
dürfniſſes abgelehnt wurde. Es iſt nicht erkennbar, ob die Abmeldung 
ohne zwingenden Grund erfolgt iſt und im Ergebnis die Verſagung 
der Konzeſſion darauf zurückzuführen iſt, während ſie ohne dieſe 
weiterhin beſtehen geblieben wäre. In dieſem Falle hätte die Bekl. das 
Fehlen der Konzeſſion verurſacht und ſie könnte ſich nicht auf die 
erwähnten Grundſaätze des Wegfalles der Geſchäftsgrundlage berufen, 
weil ſie das zu vertreten hat. Darauf hat es das RG. aber in keiner 
Weiſe abgeſtellt, ſo daß anzunehmen iſt, daß darin nicht der Grund 
zu ſehen iſt, daß es weitere Geſichtspunkte als die der Mängelhaftung 
nicht herangezogen hat. Es erſcheint mir aber weſentlich, einen Weg 
aufzuzeigen, wie die nicht berechtigte und dem Nichtjuriſten unverſtänd⸗ 
liche Unterſcheidung zwiſchen Miete und Pacht in dieſer Frage über⸗ 
wunden werden kann. TOR. Dr. Karl Münzel, Koblenz. 


Zu 10. Ein Urteil ſoll nur ſolche Rechtsſätze ausſprechen, die 
zur Begründung des Spruchs notwendig ſind. Dieſer Grundſatz wird 
in der vorl. Entſch. nicht beachtet. Wenn das RG. an feinen 
Standpunkt, daß in 8 839 II BGB. nur „Urteile“ im techniſchen 
Sinne gemeint ſeien, feſthalten wollte, ſo bedurfte es keiner Er⸗ 
örterung der Frage, ob das MEA. als Gericht anzuſehen ſei. Dieſe 
Frage wird im übrigen vom RG. zu Unrecht verneint. Man kann 
allgemeingültig die Arten der rechtsanwendenden Tätigkeit danach 
unterſcheiden, ob der Anwender nur eine Anſicht äußert, oder in 
bezug auf den von ihm beurteilten Tatbeſtand für andere be⸗ 
ſtimmende Gewalt hat. Im letzteren Falle iſt dieſe Gewalt ent⸗ 
weder von der Einflußnahme höherer Gewalten im Einzelfall ab⸗ 
hängig oder nicht. Die autoritative aber abhängige Rechtsanwen⸗ 
dung iſt Verwaltungsakt, autoritativ unabhängige Rechtsanwendung 
iſt richterliche Tätigkeit, mag ſie als ſolche bezeichnet ſein oder nicht. 
Das MEAN. übt in dieſem Sinne eine ihrer Art nach richterliche 
Tätigkeit aus. Nach dem Gegenſtande dieſer Tätigkeit iſt es in der 
Hauptſache Verwaltungsgericht (WohnMangG., 88 16, 29 MESHG.), 
zum kleineren Teile Sondergericht der ſtreitigen Gerichtsbarkeit (8 8 
WohnMangG., RM.), vgl. Hein: Dig. 1921, 551f. 

Die Haftung der Gemeinde wird im vorl. Falle vom RG. 
darauf geſtützt, daß der Vorſitzende des MEN. ſchuldhaft feine 
Amtspflicht verletzt habe. Die Darlegungen zu dieſem Punkte ſind 
nicht einwandfrei. Die Pflicht zur Prüfung des Erſatzraums nach 
§ 16 MSchcß liegt dem MEN. als Kollegium ob. Der Vorſitzende 
hatte dieſe Pflicht den Beiſitzern klarzumachen und einen Beschuß 
über die Art und Weiſe der Prüfung herbeizuführen. Er hat die 
erſte Pflicht dadurch erfüllt, daß er die Beiſitzer über den Erſatz⸗ 
raum befragte. Wenn die Beiſitzer den Erſatzraum als ausreichend 
bezeichneten und der Vorſitzende im Vertrauen auf dieſe Mitteilung 
den Einſpruch gegen den Erſatzraum für zurückgewieſen erklärte, 
ſo ſtellt dieſer Vorgang ſich als Beſchluß auf Grund überein⸗ 
ſtimmender Anſicht über den maßgebenden Tatbeſtand dar. Ein Ver⸗ 
ſchulden trifft dabei in erſter Linie die Beiſitzer, während der 
Vorſitzende ſchuldlos iſt, falls die Beiſitzer ihm aus anderen Sachen 
als zuverläſſig urteilende Leute bekannt waren. Das RG. überſieht, 
daß die Beiſitzer gerade auch deswegen mitwirken, um durch ihre 
größere Kenntnis der Lebenstatbeſtände in einfach liegenden Fällen 
ein förmliches Beweisverfahren überflüſſig zu machen. Dieſe Er⸗ 
übrigung eines Beweisverfahrens iſt nicht beſchränkt auf die Sach⸗ 
verſtändigenvernehmung, inſofern der Vorſitzende Erfahrungsſätze, 
die ihm von Beiſitzern mitgeteilt werden — ſei es als reine Er⸗ 
fahrungsſätze oder unter Anwendung auf den konkreten Fall —, 
als bewieſen hinnehmen darf. Sie gilt auch für den Tatbeſtand 
ſelbſt. Es iſt denkbar, daß die übereinſtimmende Erklärung der 
Beiſitzer dem Vorſitzenden die Überzeugung verſchafft, daß eine von 
der Partei behauptete Tatſache wahr oder nicht wahr ſei. Alsdann 
kann für ihn die Herbeiführung eines beſonderen Beweisverfahrens 
nicht mehr in Frage Korımen. Er darf den Beiſitzern glauben, 
weil dieſe nicht behauptende Parteien, ſondern lebenskundige Richter⸗ 
kollegen ſind. 

Für dieſe Auffaſſung ſpricht auch folgende Erwägung. Hätte 
der Vorſitzende den Beiſitzern nicht ſofort Glauben geſchenkt, ſon⸗ 
dern ihnen ein Beweisverfahren vorgeſchlagen, ſo konnte der Fall 
eintreten, daß die Beiſitzer im Gefühl ihrer ſicheren Kenntnis des 
Tatbeſtandes die Beweiserhebung ablehnten. Alsdann hätte auch 
nach Anſicht des RG. den Vorſitzenden kein Vorwurf getroffen. 
Das dem Kl. ungünſtige Ergebnis beim MEA. wäre das gleiche ge⸗ 
weſen, ohne daß er einen Rückgriff auf die Stadt gehabt hätte, 
denn ein Verſchulden eines „Beamten“ hätte nicht vorgelegen. Da 
der Beweisvorſchlag des Vorſitzenden nicht in ſtrenger Antrags⸗ 
form zu erfolgen braucht, fo würde eine ſubtile und bei einem be⸗ 
ſchäftigten Kollegium praktiſch kaum mögliche Erforſchung des Her⸗ 
ganges der Beratung dafür entſcheidend ſein, ob der Geſchädigte 
den öffentlich⸗rechtlichen Verband mit Erfolg haftbar machen kann. 
Im vorl. Falle waren die Schwierigkeiten weniger groß, weil der 
Vorſitzende den Beſchluß auf Grund einer coram publico erfolgten 
Verſtändigung verkündet hatte. Bei geheimer Beratung müßte die 
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11. 58 839, 812, 817 BGB. 

1. Der Verzicht auf das Recht zur Beſchlag⸗ 
nahme übermäßiger Wohnräume gegen Geld 
verſtößt auch dann gegen Geſetz und gute Sitte, 
wenn das Geld zur Beſchaffung von ander⸗ 
weiten Wohnräumen, ſei es indirekt oder direkt, 
verwendet werden ſoll. 

2. Zum Ausſchluß des Rückforderungsrechts 
gehört das Bewußtſein des Zahlenden von dem 
dabei begangenen Verſtoß. f) 


In der erſten Hälfte des Jahres 1924 wurde dem Kl., 
der eine Vierzimmerwohnung inne hatte, auf ſeinen Antrag 
durch das Wohnungsamt Tiergarten eine Siebenzimmer⸗ 
wohnung zugewieſen gegen Überlaſſung der ſeitherigen Woh⸗ 
nung des Kl. und Zahlung eines Betrags von 4500 AN in 
bar. Den Barbetrag hat der Kl. entrichtet und die ihm zu⸗ 
gewieſene neue Wohnung bezogen. 

Der Kl. verlangt im Klagewege Rückzahlung dieſes 
Barbetrags nebſt Zinſen unter der Behauptung, dieſes Geld 
ſtelle ſeine Gegenleiſtung für die Zuweiſung der Sieben⸗ 
zimmerwohnung dar. Das Fordern und Annehmen eines 
Entgelts für Zuweiſung einer Wohnung, eines hoheitsrecht⸗ 
lichen Verwaltungsaktes, ſei aber als Amtspflichtverletzung 
der betreffenden Beamten des Wohnungsamtes anzuſehen, 
ein Klagegrund nach § 839 daher gegeben. Stelle aber die 
Geldleiſtung nicht die Abgeltung für die Zuweiſung der 
Wohnung, ſondern die Gegenleiſtung für die Zuſicherung, 
keine Beſchlagnahme der überzähligen Räume in Zukunft vor⸗ 
zunehmen, dar, dann ſei die Bekl. gemäß § 812 BGB. nach 
den Grundſätzen über ungerechtfertigte Bereicherung zur Her⸗ 
ausgabe verpflichtet, da ſie nicht befugt geweſen ſei, für un⸗ 
begrenzte Zeit auf ihr Beſchlagnahmerecht rechtswirkſam zu 
verzichten. 

Die Bekl. beſtreitet die Zuläſſigkeit des Rechtswegs mit 
der Begründung, daß es ſich um ein öffentlich⸗ rechtliches 
Abkommen handele, und daß Rückforderungsanſprüche hier⸗ 


vom RG. (NG. 86, 16) für zuläſſig erklärte Vernehmung der 
Mitglieder des Kollegiums über den Beratungshergang ſtattfinden. 
Eine ſolche Vernehmung wird ſelten ein richtiges Bild ergeben. 
Die Beiſitzer werden geneigt ſein, den Vorſitzenden zu belaſten und 
ihren Anteil abzuſchwächen, auch wenn ihnen klargemacht wird, 
daß ſie ſelbſt einen Rückgriff des Hoheitsverbandes nicht zu fürchten 
haben, weil ſie nicht Beamte ſind. Abgeſehen davon iſt es aber 
grundſätzlich bedenklich, daß Vorſitzende und Beiſitzer im Hinblick 
auf die Regreßgefahr als Intereſſenten mit gegenſätzlichen Inter⸗ 
eſſen erſcheinen. 

Gewiß beſteht ein Bedürfnis, daß in Fällen ſchuldhaft un⸗ 
zulänglicher Prüfung des Tatbeſtandes die primäre Haftung des 
Hoheitsverbandes ſtattfindet. Dieſe Haftung darf aber nicht da⸗ 
durch konſtruiert werden, daß man zunächſt die in dem Kollegium 
angeblich ſchuldige Perſon herausfindet. Das Kollegium iſt öffent⸗ 
lich⸗rechtlich eine Einheit. Die Mitglieder haften aus 8 839 nur, 
ſoweit ſie Beamte ſind. Für die Primärhaftung des Hoheits⸗ 
verbandes iſt die Ermittlung der Einzelperſonen gleichgültig. Hier 
genügt, daß das Kollegium als amtliche Einheit ſchuldhaft ge⸗ 
handelt hat, mag dieſes Verſchulden auf eine Mehrheitsabſtimmung 
oder auf Einmütigkeit zurückzuführen ſein. Im Sinne dieſer Unter⸗ 
ſcheidung war im vorl. Falle die Haftung der bekl. Stadtgemeinde 
gegeben, weil das MEN. als Kollegium bei feiner Beſchlußfaſſung 
ſchuldhaft gehandelt hat. Inwieweit dieſes Verſchulden den Vor⸗ 
ſitzenden oder die Beiſitzer traf, konnte dahingeſtellt bleiben. 

Will der Hoheitsverband Rückgriff auf den ſchuldigen Beamten 
nehmen, ſo muß freilich der Beratungshergang aufgedeckt werden. 
Dieſe Fälle werden aber nur ſelten ſein, weil der Rückgriff bloß 
bei grober Fahrläſſigkeit ſtattfindet und dieſer Vorwurf in der 
Regel nicht in Frage kommt oder doch vom Hoheitsverbande prak⸗ 
tiſch nicht erhoben wird. In dem ſo eingeſchränkten Umfange iſt 
die Nachprüfung des Beratungsherganges erträglich, weil bei grober 
Fahrläſſigkeit die oben dargelegten Bedenken zurücktreten müſſen. 
Es muß dagegen zu einer erheblichen Lähmung der Beamtenenergie 
führen, wenn ihm bei einem Zuſammenwirken mit Laien in einem 
amtlichen Kollegium ſtändig die Gefahr droht, daß die Laien als 
Zeugen in einem Regreßprozeß ihn belaſten, ſei es auch nur, um 
ſich zu entlaſten oder weil ſie dem Geſchädigten die Erſatzanſprüche 
gegen den Hoheitsverband zuwenden möchten. 

Prof. Dr. Hein, Halle. 


Zu 11. 1. Die Rſpr. des RG. zur Frage der ſog. Loskaufver⸗ 
träge iſt keine erfreuliche. Das RG. macht einen ſcharfen Unterſchied 
je nach der Art der von der Gemeinde verſprochenen öffentlich⸗recht⸗ 
lichen Leiſtung. Für die Zuweiſung einer Wohnung geſtattet 
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Juriſtiſche Wochenſch 
15 
aus nicht zur Zuſtändigkeit der ordentlichen Gerichte 1 
hörten. In der Sache ſelbſt macht die Bekl. geltend, der g 
trag von 4500 AN ſei nicht für die Zuweiſung der Wohn 
gefordert und gezahlt worden, ſondern als Ablöſung der 
ihren Verzicht auf das Beſchlagnahmerecht bezüglich ich‘ 
Räume, die dem Kl. in der neuen Wohnung über die ge 
lich zuläſſige Zahl hinaus zugewieſen worden ſeien. ben 
Das BG. hat abgewieſen, das RG. das BU. aufgeh? , 
„Die Annahme des Bl, daß der Rechtsweg zuläſſig auf 
kann keinem Bedenken unterliegen. Soweit die Klage. 
8 839 BGB. gegründet iſt, ergibt ſich dies ohne weitere? un 
dem in ſolchem Falle in erſter Reihe in Betracht kommen die 
Art. 131 RVerf. (MG. 118, 110). Aber auch Tome g 
Klage rechtloſe Bereicherung der Bekl. durch die Leiſt 
des Kl. geltend macht, ift nach der Rſpr. des erk. Sen , 
Rechtsweg gegeben (RG. 118, 109; 118, 379, im Geg 
ſatz zu dem anders gelagerten Fall in RG. 118, ae 
Die Annahme des BG., daß die von dem Kl. gehen 
Barzahlung nicht das Entgelt für die Zuweiſung der Steher 
zimmerwohnung darſtelle, ſondern die Ablöſung für DaB. det 
Bekl. zuſtehende Recht zur Beſchlagnahme der dem RL", 
das geſetzliche Maß hinaus überlaſſenen Räume, berul) Mi 
der Auslegung von ſchriftlichen und mündlichen Ba 
kundgebungen der Parteien. Dieſe Auslegung iſt F 
möglich, ſie verletzt keine Auslegungsgrundſätze und iſt 
für das Rev. bindend. N00. 
Während in den bereits erwähnten Senentſch. din, 
118, 109 und 379 ſowie in RG. 116, 3362) die AUT 
gung und Annahme einer Geldleiſtung durch das Wohne mit 
amt für die Zuweiſung einer Wohnung, wen fſſig 
dem WohnmangG. unvereinbar, als ſchlechthin ung 
bezeichnet, und das gleiche für einen Verzicht des Woh he 
amtes auf Ausübung ſeines Beſchlagnahmerechts W r ell. 
zeitlich unbegrenzter Dauer ausgeſprochen wurde, hat * ſich 
Sen. eine Vereinbarung für zuläſſig erklärt, durch d 


— — bel 
es der Gemeinde überhaupt nicht, ſich eine Gegenleiſtung in Geld 115 
in der Erſtellung einer Erſatzwohnung auszubedingen grund, 
109 = Hertel, VC S. 61 Nr. 9), weil in den als Rech gef 
lage in Betracht kommenden 88 4 und 6 Wohnmang®. im we 
zu § 2 Abſ. 2 (Genehmigung zur Verwendung bon Wohnt zakeil 
Geſchäftsräume) von einer Befugnis der Gemeinde, ihre obne 
lichen Maßnahmen von einer Gegenleiſtung abhängig zu machen sine 
die Rede ſei. Dagegen hält das RG. einen Verzicht der Or gi 
auf Beſchlagnahme unter den gleichen Bedingungen I bel 
ſchlechthin unzuläſſig; als Vorausſetzung für die Kechtsrmirk ti 
des Verzichts ſtellt das NG. jedoch auf, daß der Verzicht nur Fa 
beſchränkt und namentlich nicht auch für den Fall eines weite g 55 
wachſens der Wohnungsnot ausgeſprochen wird (NG. 116, Tre 
JW. 1927, 19266; NO. 118, 379 — JW. 1928, 4709). In iz 
geſetzlichen Beſtimmung bei der Beſchlagnahme die Bude gas! 
Mohn. zur Ausbedingung von Gegenleiftungen zu ſuchen ber K 
das NG. nicht. Würde das RG. hier ebenſo wie im Fall llen/ b 
weiſung auf den Wortlaut der 88 4—6 Wohnmang®. abſe aden, p 
auch für das Beſchlagnahmerecht die geſetzliche Grundlage bin ale 
müßte es Verpflichtungen dieſer Art gleichfalls für reſtlos urg geh 
erklären. An einer inneren Begründung für dieſe verſche elt e 
Behandlung beider Fälle fehlt es vollends. Hier wie dort bie 1 
fi) um die Ausübung hoheitsrechtlicher Beſugniſſe. Kann ehe 
meinde in dem einen Fall eine rechtlich gültige Bindung Ae gen 
— das widerſtreitet aber an ſich dem anerkannten Satz des 1 n 
tungsrechts, daß Behörden ſich zu obrigkeitlichen Handlung nahe 
durch Verträge verpflichten können —, jo muß ihr dieſe Mogg v 
auch in dem anderen Fall zuſtehen. Aber man kann and 
Meinung vertreten (ſo Friedrichs: JW. 1925, 2258 er? 4 
gericht 1929, 1ff.; Hertel, VO S. 64; abw. A. Rut 9 ang 
1928, 1052 Anm.), daß für das Gebiet der Wohnung hre 
wirtſchaft mit Rückſicht auf den Zweck des Wohnungsnotrechte gl 
räume zu beſchaffen, eine Ausnahme von jenem verwaltung", 
Satz gelte. Dann muß man freilich auch Ronfequent ſein dien 
jede dem Wohn A. zugewieſene Tätigkeit, die dieſem 3 110 
eine vertragliche Bindung — und zwar unbefchränkt — ne , 
Wenn ich ſelbſt (JW. 1928, 1051) einen Unterſchied für * ger 
dahin feſtſtellte, daß bei der Veſchlagnahme es fih um bote 
zicht auf hoheitsrechtliche Vefugniſſe, bei der Zuweiſe ran 
handele, daß die Gemeinde von dieſen Befugniſſen ang 1 
mache, ſo möchte ich dieſem Unterſchied nicht die Been er gi 
meſſen, daß ſich eine rechtlich verſchiedene Behandlung bel be 
rechtfertigte; denn bei der verſprochenen Zuweiſung kam in 


2) JW. 1928, 470. ) ZW, 1927, 1926. 
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nahmen, indem es ausſpricht, der Abgeltung des Beſchlag⸗ 
rechts durch Zurverfügungſtellung anderweiten Wohn⸗ 
meinde ehe die Entrichtung einer Geldſumme an die Ge⸗ 
Umſtanzön 75 des Wohnungsbaues gleich. Selbſt der 
waltung daß das gezahlte Geld vielleicht teilweiſe zu Ver⸗ 
des Be azwecken Verwendung finde, ſoll nach der Meinung 
der behalpunen nichts ändern, da auch dann noch das Geld 
mitt 1 1 
denen galt Anſicht des BG. kann nicht beigepflichtet 
Wohnu 


ug von Barmitteln, mit deren Hilfe Wohnräume 
ermittlung der Behörde erſt erſtellt werden ſollen, 


erf 
Moden d 
4 1 * — 

die den Wohnraumes iſt nicht ſelten ein weiter Weg, und 


ent 
ke 
laſſu IR ab 


ebenen, ie I, 754) ihre Grundlage findet. Noch größeren 


U 
ehe wel von dem unmittelbar zu erſtrebenden Zweck der 


nen marktes durch Zuführung neuen Wohnraums, daß 
d auch nur zeitlich beſchränkten Verzicht auf das 


bemag er Wohnungsbeſchlagnahme nicht zu rechtfertigen 


Die g. 
e Frage, ob das Wohnungsamt in dem zu entſchei⸗ 


zugun g ebenen Fall und kommt faſt allgemein eine Bevor⸗ 
lion den 1 Vertragspartners, d. h. ein Abweichen des Wohn A. 
mien für & durch Geſetz oder Dienſtanweiſung feſtgeſetzten Richt⸗ 
du Ausübung ſeiner Befugniſſe in Betracht. 
merkten Sn ‚oiefer ſchon früher (JW. 1928, 1051) von mir ange 
neh eine ieſpältigkeit der reichsgerichtlichen Rſpr. geſellt ſich nun⸗ 
ahme „weite. Das NG. will den Verzicht auf Beſchlag⸗ 
} tere Ei nur zeitlich beſchränkt wiſſen, ſondern fügt eine 
webe ingzünſchränkung bezüglich der Art der aus⸗ 
n einm d en Gegenleiſtung hinzu. Damit ſetzt es ſich 
Kauf jede mal in offenſichtlichen Gegenſatz zu feiner früheren Rſpr., 
dirdelt es f Hinweis in der vorl. Entſch. fehlt. In RG. 116, 336 
N eſen 59 ich lediglich um eine Gel d abfindung des Wohn A. Für 
Nuten rung hatte das NG. die zeitlich beſchränkte Zuläffigkeit der 


— 


wal ſich da anerkannt. Nach dem Tatbeſtand in NG. 118, 379 
nung 5 r Vertragspartner zwar zur Erſtellung einer Neubau⸗ 
die Sröflichtet, aber das RG. hat nichts in dieſer Hinſicht 


ve ding es NG. „erweitern“ wolle, iſt alſo in Hinſicht auf die 
Gig 8 einer Geldleiſtung für Wohnungsbauzwecke keineswegs 


Sachl; 
Beast entbehrt die neuere Unterſcheidung des NG. zwiſchen 
Uhenleiſtunge und Erſtellung einer Neubauwohnung als zuläſſiger 


gen ebenſoſehr der ſtichhaltigen Begründung wie der zu 
hat Verzicht egenſatz zwiſchen zeitlich beſchränktem und unbeſchränk⸗ 

5 gan En „Denn für die Zwecke der Wohnungszwangswirtſchaft 
Gelcbwohnn note gleiche Bedeutung, ob der Vertragsgegner ſelbſt eine 
% 0 erſtellt oder der Gemeinde die dazu erforderlichen 
Beeren deren Bau in eigener Regie überläßt. Daß der als 
han dla 


ngebotene Erſatzraum zur Zeit des Verzichts auf die 
© bereit3 vorhanden fein müßte, hat das RG. nie be⸗ 
nien früheren hierauf bezüglichen Entſch. war auch der 
1 t fo gelagert, daß bereits eine Erſatzwohnung zur Zeit 
ungen vorhanden war. Betrachtet man die Ausbedin⸗ 
leitung überhaupt als rechtlich zuläſſig, ſo kann es 
ez kommen, ob die Vereinbarung zu Zwecken der Ver⸗ 
Wohnraums erfolgt, gleichgültig in welcher Zeit die Ver⸗ 
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denden Falle nur einen zeitlich beſchränkten Verzicht auf das 
Beſchlagnahmerecht eingegangen iſt, oder ſich ſeines Zugriffs⸗ 
rechts auf die dem Kl. geſetzlich nicht zuſtehenden Räume 
dauernd begeben wollte, läßt das BG. ausdrücklich dahin⸗ 
geſtellt. Sie iſt aber nach der oben erörterten Rſpr. des erk. 
Sen. und den vorſtehenden Ausführungen von Bedeutung 
für die Frage, ob der zur Beurteilung ſtehende Loskauf⸗ 
vertrag — abgeſehen von der Art der vereinbarten Gegen⸗ 
leiſtung — rechtswirkſam iſt oder nicht. 

Auch die Anwendung des § 817 BGB. zuungunſten des 
Kl. und die Aberkennung ſeines Rückforderungsanſpruchs 
wegen ungerechtfertigter Bereicherung aus dieſem rechtlichen 
Geſichtspunkte begegnet durchgreifenden Bedenken. Die An⸗ 
ſicht des BerR., daß als Vorausſetzung für die Anwendung 
des § 817 BGB. bereits ein objektiver Verſtoß gegen Geſetz 
oder gute Sitten genüge, ohne daß es ſubjektiv auf den 
Willen des Leiſtenden und des Leiſtungsempfängers an⸗ 
komme, ſteht im Widerſpruch mit der neueren Rſpr. des RG., 
wonach Vorausſetzung der Kondiktion das Bewußtſein des 
Empfängers von dem Verſtoß iſt, und die Rückforderung des 
Geleiſteten gleichfalls nur durch die Kenntnis des Leiſten⸗ 
den von dem Verſtoß ausgeſchloſſen wird (RG. 95, 347; 
104, 54; 105, 272 und die dortſelbſt in Bezug genommenen 
Urteile). Bezüglich der Beamten des Wohnungsamtes führt 
das angefochtene Urteil — inſoweit von der Reviſion un⸗ 
beanſtandet — auf Grund überwiegend tatſächlicher Er⸗ 
wägungen aus, ſelbſt wenn das Verlangen der Zahlung einer 
Abſtandsſumme objektiv unberechtigt geweſen ſei, ſo müſſe 
doch ſubjektiv ein Verſchulden der Beamten verneint werden. 
Iſt dies aber ſchon bei den ſtändig mit der Handhabung der 
Beſtimmungen über die Wohnungszwangswirtſchaft befaßten 
Beamten des Wohnungsamtes der Fall, dann muß es in 
noch höherem Maße für den rechtsunkundigen Wohnung⸗ 
ſuchenden gelten. Dabei iſt übrigens zu beachten, daß der 
Rückforderungsanſpruch nach dem Tatbeſtand des angefoch⸗ 
tenen Urteils überhaupt nicht auf $ 817, ſondern auf § 812 
BGB. gegründet iſt. Nun iſt es allerdings richtig, daß die 
Vorſchrift des 8 817 Satz 2 einen für alle Bereicherungs⸗ 
anſprüche geltenden Rechtsſatz aufſtellt (RG. 99, 166; 105, 
271; 111, 153 8)). Fällt aber dem Leiſtenden, hier dem Kl., 
kein bewußter Verſtoß gegen ein geſetzliches Verbot oder gegen 


mehrung zu erwarten iſt und ob die zur Verfügung geſtellten Geld⸗ 
mittel dem Wohnungsmarkt unmittelbar oder mittelbar zugute 
kommen. Nur wenn überhaupt keine Verwendung der Geldleiſtung 
für Wohnungszwecke beabſichtigt iſt — das iſt aber aus der Wen⸗ 
dung „für Verwaltungszwecke“ noch nicht ohne weiteres zu ent⸗ 
nehmen —, iſt die Grenze erreicht, bis zu der äußerſtenfalls nach den 
Ausführungen zu 1 die Ermächtigung des Wohn A. zu Vereinbarun⸗ 
gen dieſer Art gehen könnte. Lediglich inſoweit kann ich den Stand⸗ 
punkt des RG. als berechtigt anerkennen. 

3. Gegenüber dieſem Zickzackkurs der reichsgerichtlichen Rſpr. 
iſt die Praxis des KG. weſentlich einheitlicher. Das KG. hält 
den Verzicht der Gemeinde auf Beſchlagnahme — über die Zuläſſig⸗ 
keit von Geldzahlungen für die Zuweiſung hat ſich das KG., 
ſoweit ich ſehe, noch nicht ausgeſprochen — für rechtlich einwandfrei, 
ohne nach den Bedingungen des Loskaufvertrags zu unterſcheiden. 
Es macht nur den Vorbehalt, daß bei weſentlicher Verſchärfung der 
Wohnungsnot das Beſchlagnahmerecht „wieder auflebe“, ohne aber 
damit die Vertragsgrundlage in Frage zu ſtellen. Daran hat das 
KG. trotz der gegenteiligen Entſch. des RG. feſtgehalten (JW. 1929, 
23573). Dieſer gegenſätzliche Standpunkt des KG. vermehrt die durch 
wie Rſpr. des RG. geſchaffene Rechtsunſicherheit bezüglich der Rechts⸗ 
wirkſamkeit der Loskaufverträge. Die Landesgeſetzgebung ſollte ſich 
nach dem Vorbild Bayerns (8 17 AusfVo. z. Wohnmangd. v. 
25. Sept. 1923) entſchließen, die Frage der Loskaufverträge eindeutig 
zu regeln, wozu den Ländern die Kompetenz nach 8 1 WohnmangG. 
zweifellos zuſteht. 

4. Hinſichtlich der aus der Unverbindlichkeit des Loskaufs ſich 
ergebenden Rechtsfolgen für die vereinbarte Gegen⸗ 
leiſtung des Vertragsgegners verweiſe ich auf meine eingehenden 
Ausführungen JW. 1928, 1052 (IV), an denen ich feſthalte. Bemerkens⸗ 
wert iſt, daß das NG. ebenſowenig wie früher den Vertrag als auf 
eine unmögliche Leiſtung nach $ 306 BOB. gerichtet (jo OLG. 
Köln: JW. 1924, 851) bezeichnet, ſondern lediglich die Grundſätze 
über ungerechtfertigte Bereicherung anwendet und nur feſtſtellt, der 
von dem Gegner erſtrebte rechtliche Erfolg ſei von Anfang an un 
möglich geweſen (RG. 116, 336). Daß $ 817 Satz 2 hier nicht Platz 
greifen kann, darin iſt dem RG. beizuſtimmen. 

Prof. Dr. Ruth, Halle a. d. Saale. 

3) JW. 1926, 248. 
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die guten Sitten zur Laſt, wie dies nach den eigenen Aus⸗ 
führungen des Bert. in Verbindung mit der vorſtehend er⸗ 
örterten Rſpr. des RG. nicht zweifelhaft ſein kann, dann 
verſagt der Einwand aus 8 817 Satz 2 und ſteht dem aus 
§ 812 Abſ. 1 hergeleiteten Klagegrund nicht im Wege. Dieſer 
von dem Kl. in den Vordergrund geſtellte Klageanſpruch war 
daher ſelbſtändig zu prüfen, was bisher nicht geſchehen iſt. 
(U. v. 10. Jan. 1930; 148/29 III. — Berlin.) [Ku.] 


II. Zwangs verſteigerung und Konkursrecht. 


* 12. 8 91 38 wVerſt G. 


1. Wenn in der Zwangsverſteigerung das ge⸗ 
mäß einer Vormerkung (gleich V.) zu löſchende 
Recht wegfällt, ändert ſich derLöſchungsanſpruch 
feinem Inhalte nach; die Löſchung der Eigen⸗ 
tümergrundſchuld iſt nicht mehr möglich, dafür 
iſt der Eigentümer verpflichtet, ſeinen Anteil 
am Erlös inſoweit nicht geltendzumachen, als 
durch die Geltendmachung das durch die V. ge⸗ 
ſchützte Recht beeinträchtigt werden würde. 


2. Die Geltendmachung der Löſchungs -V. 
kommt bei der Verteilung des Erlöſes nicht dem 
hinter dem geſchützten Rechte ſtehenden Poſten 
zugute, vielmehr verbleibt ein nach Deckung die⸗ 
ſes geſchützten Rechtes von dem Erlösanteil des 
Eigentümers übrigbleibender Betrag dem Eigen- 
tümer. 


3. Die Erfüllung des vorgemerkten Anſpru⸗ 
ches in der Zwangsverſteigerung hat nicht ſchon 
von Geſetzes wegen die Folge, daß das nicht ſelbſt 
mit dem Löſchungsanſpruch ausgeſtattete Recht 
nicht deshalb, weil es den gleichen Rang hat wie 
das geſchützte, dieſelbe Begünſtigung wie die- 
ſes hat. f) 

Auf dem Grundſtück des Bekl. laſteten als Geſamthypo⸗ 
theken zwei Höchſtbetragshypotheken von zuſammen 180 000 AM, 
im Rang hinter ihnen drei Grundſchulden der Kl. von zu⸗ 
ſammen 38000 RM und zwei Eigentümergrundſchulden des 
Bekl. von zuſammen 62000 RM, alle fünf Rechte unter ſich 
gleichrangig. Zugunſten der drei Grundſchulden der Kl. war 
eingetragen eine Vormerkung (V.) zur Sicherung des An⸗ 
ſpruchs auf Löſchung der beiden Höchſtbetragshypotheken, wenn 


Zu 12. Aus der Entſch. ergibt ſich eine eigentümliche Konſequenz: 
Stehen neben einer durch eine Löſchungsvormerkung geſchützten 
Hypothek andere Hypotheken mit dem gleichen Range, ſo tritt, wenn 
die vorgehende von der Vormerkung betroffene Poſt gelöſcht wird, 
eine gleichmäßige Befriedigung des geſchützten und der nicht geſchützten 
ranggleichen Hypothekengläubiger ein. Erfolgt dagegen die Löſchung 
der betroffenen Poſt nicht, und kommt dieſe Poſt erſt durch den Zu⸗ 
ſchlag in der Zwangsverſteigerung zum Erlöſchen, ſo wird der vor⸗ 
merkungsberechtigte Hypothekengläubiger bevorzugt; nur ihm ſoll 
das Erlöſchen der betroffenen Poſt zugute kommen, die ihm rang⸗ 
gleichen Gläubiger ſollen bis zu ſeiner vollen Befriedigung zurück⸗ 
ſtehen. Das heißt alſo, der vormerkungsberechtigte Hypotheken⸗ 
gläubiger iſt, wenn er ſeinen Anſpruch auf Löſchung durchſetzt, 
ſchlechter geſtellt, als wenn die mit dem Eigentum in einer Perſon 
vereinigte vorgehende Poſt trotz des Löſchungsanſpruchs bis zur 
Zwangsverſteigerung im Grundbuch ſtehen bleibt. Ein ſolches Er⸗ 
gebnis kann unmöglich richtig ſein; es würde in bedenklicher Weiſe 
zu einer Kolluſion zwiſchen vormerkungsberechtigten Hypotheken⸗ 
gläubigern und Grundſtückseigentümern verleiten müſſen; denn jeder 
vormerkungsberechtigte Hypothekengläubiger, neben welchem rang⸗ 
gleiche Gläubiger vorhanden find, würden ſich nicht nur hüten, die 
Löſchung der vorhergehenden Poſt zu verankaſſen; er würde vielmehr 
umgekehrt auf den Eigentümer einwirken, damit er trotz Ver⸗ 
einigung von Hnpothek und Eigentum, die Hypothek im Grundbuch 
ſtehen laſſe. 

Tatſächlich iſt die Entſch. auch unrichtig; der entſcheidende Satz, 
auf welchen das RG. feine Entſch. ſtützt, lautet: 

„Der Anſpruch auf Löſchung ſteht nur der Kl. (das iſt der 
vormerkungsberechtigte Gläubiger) perſönlich gegen den Bekl. zu 
1. (das iſt der Eigentümer) als ihren Vertragsgegner zu und be⸗ 
zweckt nur den Schutz der Grundſchuld der Kl.“ 

Daraus, daß es ſich um einen perſönlichen Anſpruch des Vor⸗ 
merkungsberechtigten handelt, glaubt alſo das RG. folgern zu müſſen, 
daß die Löſchungsvormerkung in der Zwangsverſteigerung nur dem 
Vormerkungsberechtigten zugute kommen dürfe. Die notwendige 


und ſoweit ſie ſich mit dem Eigentum in einer Perſor, im 
einigen würden. Die Grundſtücke kamen zur Zwangsverſte et 
rung. Nach den Verſteigerungsbedingungen blieb keines 
eingetragenen Rechte beſtehen. Im Verteilungstermin deen 
die Erſteherin 120840 RM an das Gericht. Auf die Def, 
Höchſtbetragshypotheken wurden von den Gläubigern len 
80 446,30 RA angemeldet. Die Kl. machte ihren vorgemel! . 
Löſchungsanſpruch geltend. Der Verſteigerungsrichter 5 fe 
ſichtigte im Verteilungsplan die beiden Höchſtbetragshyporle der 
nur mit dem angemeldeten Betrag und beſtimmte, baß pon 
danach vom Verſteigerungserlös übrigbleibende Betrag ni’ 
39418,41 RM im Verhältnis von 38 zu 62 auf die On, 
ſchulden der Kl. von zufammen 38000 AM und bie pe 
tümergrundſchulden des Bekl. von zuſammen 62000 RM er⸗ 
teilt werden ſollten. Die Kl., die danach nur 14979 Rh 
halten und mit 23021 RM ausfallen follte, erhob Widerſpchen 
und verlangte volle Befriedigung wegen ihrer 38 000 K cet 
Widerſpruch wurde nicht anerkannt. Der Verſteigerung' indet 
ordnete darauf an, daß, falls der Widerſpruch für beg lien 
erklärt werden würde, die Kl. weitere 23021 AM erha 
ſolle, während der Bekl. nur den dann noch verbleiben die 
Reſt von 1418,41 RM erhalten ſollte. Der Kl. wunde ad 
ihr unbedingt zugeteilten 14979 AM ausgezahlt, 24 439, . 
wurden hinterlegt. Mit der vorliegenden Klage hat ie und 
beantragt, ihren Widerſpruch für begründet zu erklären frag 
das Verſteigerungsgericht anzuweiſen, den hinterlegten ng 
von 23021 AM nebſt 8% Zinſen vom Tag des Verte ahn 
termins ab für Rechnung der Kl. an die M. Bank auszeſf die 
Die Vorinſtanzen haben die Klage abgewieſen. a0 le 
Rev. der Kl. wurde der Widerſpruch gegen den Teilun 
für begründet erklärt. u für 
Das. BG. hält die Klage aus folgenden Erwägungen in 
unbegründet: Wenn der Bekl. zur Zeit der Zwangsverſt re 
zung feiner Löſchungspflicht ſchon nachgekommen geweſen det 
und die zu Eigentümergrundſchulden gewordenen Ter en pp 
beiden Höchſtbetragshypotheken ſchon hätte löſchen laſſe erlei 
würden gegen die im Plan vorgeſehene Verteilung ke 9 N 
Bedenken beſtehen. Durch den Zuſchlag ſeien gemaß Lein⸗ 
ZwVerſtG. die Höchſtbetragshypotheken ſamt der zu RT, 
getragenen V. erloſchen, und an die Stelle der beg em 
Grundſtücke ſei der Verſteigerungserlös getreten. Von Guben 
habe derjenige Betrag, der den zu Eigentümergrundi an 
gewordenen Teilen der Höchſtbetragshypotheken entjpt: ung‘ 
ſich dem Bekl. gebührt. Aber der vorgemerkte Lösch en 
anſpruch der Kl. habe dieſen Anſpruch des Bekl. zu 


Gläubigern gewähren müßte. Tatſächlich hat es den ae eg 


noch in RG. 125, 136 ausgeſprochen worden ift. a ein 
Nun iſt aber die Tatſache, daß der Löſchungsanſt ent’ 


daß dieſer Wertsteil zwar nicht dem Vormerklungsberechtig en gun 
ſolchen, aber doch dem nächſt berechtigten Realgläubiger ku, 
1 1 
berechtigten identiſch fein wird (fo Stillſchweig: I „ion 


auch in der Zwangsverſteigerung nicht nur eine elan 5 — 15 
in Betracht kommenden Realgläubiger, genau ſo, wie ihn ger 
wirklichung des Löſchungsanſpruchs vor der Zwangsverſench a 
gehabt hätte. Es ift nicht einzuſehen, weswegen ſich der Asen Ir 
der Löſchungsvormerkung im Zwangsverſteigerungsverſah, urch d 11 
das notwendige Maß deſſen hinaus verändern ſoll, was m vb, 


fend 
rech 


hung % 
nicht etwa einen Anſpruch auf Rangrücktritt oder auf Abtee uch oil 
Eigentumergrundſchuld habe, ſondern eben nur einen Anip! 


’ 
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auff 
dielöſend bedingten gemacht, ebenſo wie vor dem Zuſchlag 
ihrem weile des Bekl. an den Höchſtbetragshypotheken in 


eſen soeftand von der auflöfenden Bedingung abhängig ge- 
i 
a 


en 
Re 


I 
m en, ob die Kl. von ihrem Löſchungsanſpruch Gebrauch 
ei würde oder nicht. Dieſe auflöſende Bedingung ſei 
uf als die Kl. im Verteilungstermin ihren Löſchungs⸗ 
die Kl geltend gemacht habe. Infolgedeſſen müſſe der Bekl. 
geworden ſtellen, als wenn die zu Eigentümergrundſchulden 
Erteilenen Teile der Höchſtbetragshypotheken ſchon vor der 
V., die d des Zuſchlags gelöſcht worden wären. Eine Löſchungs⸗ 
getra ° zu einer durch den Zuſchlag erloſchenen Poſt ein⸗ 
Ei ei, habe zwar nicht die Wirkung, daß der auf die 
der zumergrundſchuld entfallende Erlös ohne weiteres allen 
zugute öſchenden Eigentümergrundſchuld nachgehenden Rechten 
grundſeh mme, wie es der Fall wäre, wenn die Eigentümer⸗ 
ie hir ld vor dem Zuſchlag gelöſcht worden wäre. Rechte, 
nicht nter der durch die V. begünſtigten Poſt ſtänden, rückten 
ſich 1175 auf. Denn das Intereſſe des V.berechtigten erſchöpfe 
Anteilg er Zuteilung des auf den Eigentümer entfallenden 
tigten am Erlös, ſoweit er zur Befriedigung des Viberech⸗ 
auf r erforderlich ſei. Nur inſoweit brauche der Eigentümer 
dei ſein 


fi i V.berechtigten gleichen Rang hätten. Sie brauchten 
abe e Rangoverſchlechterung gefallenzulaſſen. Eine ſolche 
tigte N arin liegen, daß die mit ihnen gleichrangige v. berech⸗ 
ihrem a vor ihnen zum Zug käme. Die Kl. beanſpruche mit 
tüme klagverlangen einen Vorrang vor den alten Eigen⸗ 


rechts; zit Recht bemängelt die Rev. dieſe Ausführungen als 
eiten Wie in der Rechtſpr. des RG. und im Schrifttum 
das gen andert ſich dann, wenn in der Zwangsverſteigerung 
anſprumäß der V. zu löſchende Recht wegfällt, der Löſchungs⸗ 
An He ſeinem Inhalte nach. Das urſprüngliche Ziel des 
nicht Fun, die Löſchung der Eigentümergrundſchuld, iſt jetzt 
möglich. Dafür iſt der Eigentümer jetzt verpflichtet, 
ſein eil am Erlös inſoweit nicht geltendzumachen, als 
ige ne Geltendmachung das durch die Vormerkung ge⸗ 
Senat Ct beeinträchtigt werden würde. Zwar Hat der 
ſeſchütte , 125, 136, 137 beiläufig ausgeſprochen, daß das 
licht Recht auch in der Zwangsverſteigerung erſt nach 
dum Ay tigung der ihm vorhergehenden Zwiſchenberechtigten 
gilt, nit komme. Was aber etwa für ſolche Zwiſchenrechte 
die dem nicht, wie das BG. meint, notwendig auch für Rechte, 
auf Bf egünftigten im Rang gleichſtehen. Der Anſpruch 
als ihre ung ſteht nur der Kl. perſönlich gegen den Bekl. 
der 18 Vertragsgegener zu und bezweckt nur den Schutz 
denn e ioſchulden der Kl. Zwar hätte der Löſchungsanſpruch, 
ti vor der Zwangsverſteigerung erfüllt und die Eigen⸗ 


von dem Wegfall Nutzen gezogen hätten. Das 
weſen. Doe eine geſetzliche Folge des Löſchungsvollzugs ge⸗ 
Rechten 15 Geſetz kennt keine leeren Räume zwiſchen mehreren 
anderer Re Grundſtücken; mit dem Wegfall eines inmitten 
nette, Rechte liegenden Rechts ſchließt ſich von ſelbſt die 
Posten nd die hinter dem weggefallenen Recht ſtehenden 
gleichem a ſämtlich auf. Stehen Nachrechte unter ſich in 
ang, ſo rücken ſie gemeinſchaftlich auf, ohne ihr 

wusch. 

n 
Mech ge daß daher in der Zwangsverſteigerung der Eigen⸗ 
Rg Eigentümer lediglich verpflichtet ſei, ihn fo zu ſtellen, wie wenn 
Grnsgergrundſchuld bereits gelöſcht worden wäre (vgl. auch 
„ . 0 64, 1027; Staudinger⸗Kober, 8 1179 
inhardt⸗Müller, 8 114 Anm. 21). 
an durchaus richtigen Satz will das NG. jetzt aufgeben mit 


Rechtſprechung 
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gegenſeitiges Rangverhältnis zu ändern. Kommt es aber nicht 
zur Löſchung, weil vorher die ganze Poſt durch den Zuſchlag 
erloſchen iſt, ſo ſteht nur noch der ſchuldrechtliche — und, weil 
vorgemerkt, auch bei der Erlösverteilung vom Verſteigerungs⸗ 
richter zu beachtende — Anſpruch des V.berechtigten gegen den 
Eigentümer in Frage, daß dieſer ſeinen Anſpruch auf den 
Erlös nicht zum Nachteil des erſteren geltend mache. Die mit 
dem Löſchungsvollzug notwendig verbundene Wirkung, daß 
alle hinter dem gelöſchten Rechte ſtehenden Rechte aufrücken, 
kann jetzt nicht mehr eintreten. Der Viberechtigte kann auch 
nicht verlangen, daß ſich der Eigentümer in jeder Beziehung 
ſo ſtellen läßt, als wäre die Löſchung ſchon vorher vollzogen 
und das für dieſen Fall geſetzlich gebotene Nachrücken ein⸗ 
getreten. Denn ſo weit reicht ſein rechtliches Intereſſe nicht, 
wenn er ſich, wie hier, die Löſchung nur zum Schutz eines 
ganz beſtimmten Rechtes ausbedungen hatte. Der Senat hat 
in RG. 63, 153 daraus die Folgerung gezogen, daß die 
Geltendmachung der Löſchungs. bei der Verteilung des Er- 
löſes nicht den hinter dem geſchützten Recht ſtehenden Poſten 
zugute kommt, daß vielmehr ein nach Deckung dieſes geſchützten 
Rechtes von dem Erlösanteil des Eigentümers übrigbleibender 
Betrag dem Eigentümer verbleibt. So wenig, wie der v.berech⸗ 
tigte Gläubiger verlangen kann, daß der Eigentümer auf ſeine 
Anſprüche auf den Verſteigerungserlös über das Intereſſe des 
begünſtigten Rechtes hinaus auch zugunſten nachgehender Rechte 
verzichtet, nur weil dieſe im Fall der Löſchung zum Zug ge⸗ 
kommen wären, ſo wenig kann er einen ſolchen Verzicht zu⸗ 
gunſten des gleichrangigen, aber ſelbſt nicht geſchützten Rechtes 
verlangen. Auch davon kann nicht die Rede ſein, daß unab⸗ 
hängig von dem Willen der beiden an dem Löſchungsanſpruch 
als Gläubiger und Schuldner Beteiligten von Geſetzes wegen 
die Erfüllung des vorgemerkten Anſpruchs auch in der Zwangs⸗ 
verſteigerung zur Folge haben müßte, daß auch das nicht ſelbſt 
mit dem Löſchungsanſpruch ausgeſtattete Recht, nur weil es 
den gleichen Rang hat wie das geſchützte, dieſelben Begünſti⸗ 
gungen genießen müßte wie dieſes. Das BG. meint, es 
würde eine Rangverſchlechterung bedeuten, wenn das geſchützte 
Recht vor dem mit ihm gleich ngigen zum Zuge käme. Das 
iſt aber nicht richtig. Das nicht geſchützte Recht kommt an 
derſelben Stelle und in demſelben Umfang zum Zuge, wie 
das ſeiner Rangſtelle im Grundbuch entſpricht. Es bleibt nur 
von einer Bevorzugung ausgeſchloſſen, die ſich der Inhaber 
des geſchützten Rechts perſönlich und nur zugunſten ſeines 
Rechts ausbedungen und durch die V. geſichert hat. Dieſe 
Bevorzugung geht ganz allein zu Laſten des Eigentümers 
und beeinträchtigt in keinerlei Weiſe die dem nicht geſchützten 
Recht aus ſeiner Rangſtellung zukommenden Rechte. Der 
Widerſpruch der Kl. gegen den Verteilungsplan erweiſt ſich 
danach als begründet. 

Dagegen iſt der Klagantrag im übrigen nicht gerecht⸗ 
fertigt. Die Hilfsverteilung, die der Verſteigerungsrichter für 
den Fall vorgenommen hat, daß der Widerſpruch der Kl. 
für begründet erklärt würde, nämlich die Zuweiſung weiterer 
23021 AM an die Kl., gewährt dieſer das, worauf fie An- 
ſpruch hat. Es bedarf alſo keiner beſonderen Anordnung durch 
das Prozeßgericht i. S. des 8 880 ZPO., ſondern es genügt 
der Ausſpruch, daß der von der Kl. gegen den Verteilungs⸗ 
plan eingelegte Widerſpruch begründet iſt. Zu den 23021 AM 
gebühren der Kl. etwaige Hinterlegungszinſen, wie nicht be⸗ 
ſonders ausgeſprochen zu werden braucht. Sie verlangt jedoch 
mit der Klage, daß ihr aus der hinterlegten Maſſe 800 
Zinſen vergütet werden. Worauf ſie dieſen Anſpruch ſtützt, 
iſt nicht erſichtlich. Die Auszahlung an die M. Bank im Urt. 
anzuordnen, beſteht keine Veranlaſſung. Die Kl. mag dem 
Verſteigerungsrichter entſprechende Anweiſung erteilen. 

(U. v. 22. Febr. 1930; 531/28 V. — Frankfurt a. M.) [Sch.] 


die Beſchränkung des Schutzes kann doch niemals dahin führen, dem 
Geſchützten Vorzugsrechte einzuräumen. Das rechtliche Intereſſe mag 
inſoweit berückſichtigt werden, als der Gläubiger ſich auf die 
Löſchungsvormerkung nicht mehr berufen darf, wenn und ſoweit er 
bereits befriedigt iſt; hier handelt es ſich aber gerade um die Frage, 
wie weit der Vormerkungsberechtigte Befriedigung verlangen kann. 

Ich halte daher das Urt., das die Linie der bisherigen Rſpr. zur 
Löſchungsvormerkung verläßt, nicht für richtig. 

RA. Dr. Arons, Berlin, 
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b) Strafſachen. 


Berichtet von Juſtizrat Dr. Drucker, Leipzig und 
Rechtsanwalt Dr. Alsberg, Berlin. 


1. Strafgeſetzbuch. 


13. 88 133, 242, 246, 73 StGB.; 8 267 Ab ſ. 5 
StPO. 

1. Erfolgt auf eine Anklage wegen eines fort⸗ 
geſetzten Verbrechens Verurteilung nur in einem 
einzelnen Fall, ſo muß wegen der übrigen nicht 
nachgewieſenen Handlungen auf Freiſprechung 
erkannt werden. 


2. Bei einer Anklage wegen eines fortgeſetz⸗ 
ten Verbrechens hat das Gericht von Amts wegen 
alle in den Fortſetzungszuſammenhang fallen- 
den Handlungen zu berückſichtigen, gleichviel, 
ob ſie im Eröffnungsbeſchluß enthalten oder auf 
Aue Weiſe zur Kenntnis des Gerichts gelangt 

in d. 

3. Diebſtahl und Unterſchlagung. Gewahrſam 
an innerhalb der Dienſträume eines Poſtgebäu⸗ 
des befindlichen Gegenſtänden. 

4. Zum Begriff des „zur amtlichen Aufbe⸗ 
wahrung beftimmten Ortes“ in 8 133 StGB. Tat⸗ 
einheit von Diebſtahl oder Unterſchlagung und 
Vergehen gegen § 133 StGB. f) 

1. Gegen den Angekl. war das Hauptverfahren wegen 
eines fortgeſetzten Verbrechens eröffnet worden. Verurteilt 
wurde er nur wegen einer einzelnen Tat. Infolgedeſſen iſt 
durch das Urt. die Anklage nicht erſchöpft worden, vielmehr 
hätte nach dem Ergebnis, zu dem das BG. gelangt iſt, wegen 
der nicht nachgewieſenen übrigen Handlungen auf Freiſpre⸗ 
chung erkannt werden müſſen (RGSSt. 57, 302). 

2. Bei einer Anklage wegen eines fortgeſetzten Verbrechens 
hat das Gericht von Amts wegen alle einzelnen Fälle zu be⸗ 
rückſichtigen, die in den Fortſetzungszuſammenhang fallen, 
ſofern ein ſolcher in Frage iſt. Das angefochtene Urt. hat aber 
außer dem Einzelfall, der dann zur Verurteilung führte, nur 
die im Eröffnungsbeſchluß erwähnten Fälle geprüft, nicht aber 
zugleich, was ebenfalls geboten geweſen wäre, die weiteren 
fünf Fälle, die durch eine Mitteilung der Überwachungsſtelle 
der Oberpoſtdirektion in Köln v. 18. Jan. 1929 zur Kennt⸗ 
nis des Gerichts gebracht worden waren. 

3. Hinſichtlich des Einzelfalls, der zur Verurteilung ge⸗ 
führt hat, erachtete die Stra. die Angabe des Angekl. nicht 


Zu 13. Der Entſch. iſt zuzuſtimmen. 

Zu 1. Erachtet das Gericht von mehreren im Eröffnungs⸗ 
beſchluß in Fortſetzungszuſammenhang geſtellten Taten nur die 
eine für erwieſen, ſo hat ſich inſofern zwar der Fortſetzungszuſam⸗ 
menhang erledigt, aber die Strafklage ging auf die übrigen Taten 
mit und bedarf auch in dieſer Richtung der Beſcheidung. Dieſe wei⸗ 
teren vom Gericht verneinten Begehungen ſind bei Wegfall des 
Fortſetzungszuſammenhangs als ſelbſtändig inkriminiert zu erachten. 
Daher Freiſprechung ebenſo, wie wenn von vornherein die Klage 
zwiſchen ihnen und der vom Gericht bejahten Tat reale Konkurrenz 
angenommen hätte. Die Prozeßlage ergibt, indem ſie die Annahme 
+ Fortſetzungszuſammenhangs bejeitigt, die entſprechende Klag⸗ 
beſſerung. 

In dieſem Sinne auch NGSt. 57, 302f. 

Zu 2. Die Klage wegen fortgeſetzten Delikts geht auf das 
Kollektivum im ganzen, alſo auf alle Tatakte, die vor dem Urteil 
liegen, auch ſoweit ſie in der Klage nicht ausdrücklich bezeichnet 
find. Dementſprechend hat die rechtskräftige Verurteilung wegen 
fortgeſetzten Delikts Konſumtionskraft für alle dem Urteilserlaß 
vorgängigen in dem feſtgeſtellten Komplex enthaltenen Einzelakte als 
Glieder der Reihe, auch für ſolche, die nicht zur Kognition des Ge⸗ 
richts gekommen ſind. Der Richter hat daher die Pflicht, alle ihm 
bekannt gewordenen Einzelfälle zu berückſichtigen, einerlei auf wel⸗ 
chem Wege er dieſe Kenntnis erlangt hat. Denn auch dieſe Fälle 
ſind mit eingeklagt. Im Rahmen der erhobenen Strafklage iſt das 
Gericht zu ſelbſtändiger, unterſuchender und entſcheidender Tätigkeit 
verpflichtet (8 155 Abſ. 2 StPO.). Das beſagt natürlich nicht, daß 
bei einer Klage wegen fortgeſetzten Delikts das Gericht ſtets von 
Amts wegen zu unterſuchen habe, ob nicht weitere als die in der 
Klage benannten Tatakte vorgekommen ſeien. Wenn aber nach 
dem Akteninhalt dieſe Prüfung nicht unterbleiben durfte, ſo 
ift die Reviſion wegen der Verletzung des § 155 StPO. begründet. 


Rechtſprechung 


* 
Juriſtiſche Wochenſche 


für widerlegbar, daß er den Ring auf dem zwiſchen der ” 
fertigungs⸗ und der Entkartungsſtelle liegenden Durchgang . 
einer kleinen zertretenen Schachtel gefunden, an ſich Eh 
men, an den Finger geſteckt und im Dienſt getragen hat 
ſchließlich zu Hauſe in eine Schublade gelegt habe. Dinnter⸗ 
die Strͤ. übereinſtimmend mit dem SchöffGG. als ichen 
ſchlagung aufgefaßt. Dieſe Beurteilung entbehrt der hinrel anz 
den Begründung. In Frage kam, ob nicht Diebſtahl Endes 
nehmen ſei, da innerhalb der Dienſträume des Poſtge find 
die Verwaltung die tatſächliche Herrſchaft über die dor Dane 
7 en 


4. Den Tatbeſtand eines Vergehens nach 8 133 ga 


hat die Str. mit der Begründung verneint, daß der 7, als 
gang, in dem der Angekl. den Ring gefunden habe, r een 
ein zur amtlichen Aufbewahrung beſtimmter Raum angel sie 
werden könne. Auch dem kann nicht beigetreten werden. 
in RGSRſpr. 2, 531 und RGSt. 28, 108 ausgeführt aht 
der im 8 133 StGB. vorausgeſetzte amtliche Gewahrſon gen 
abhängig von einer allzeit äußerlich erkennbaren körp Gi on? 
Verfügungsgewalt der Behörde, vielmehr dauert die 
ſchaft der Sache als einer amtlich aufbewahrten ſor, biz 
ſichert ihr den beſondern Schutz des Geſetzes ſo lang af 
durch eine anderweitige amtliche Verfügung jene Eigen 
beſeitigt wird. Wenn eine in amtlichen Gewahrſam 
mene Sache durch irgendeinen Zufall innerhalb des er 
der Amtsgewalt, in der fie ſich befindet, verlegt wird ich 
wenn fie zu Boden fällt, fo iſt das falſche Fach, im dem fie gr 
befindet, oder der Platz unter dem Schreibtiſch, wohin Fear, 
fallen iſt, freilich nicht die Stelle, wo die Sache hinz eng 
Aber der Begriff des „Ortes“ im 8 133 darf nicht 25 den 
gefaßt werden, kann vielmehr nur in einem weitern 2 
ganzen räumlichen Bereich der Behörde bedeuten, in der n an, 
wahrſam ſich die Sache befindet. Denn unmöglich — mehr 
genommen werden, eine Sache befinde ſich darum nich Mr ſie 
in einem amtlichen Gewahrſam i. S. des 8 133, "achte 
innerhalb der Dienſträume verlegt worden oder unte det 
zu Boden gefallen iſt. Im vorliegenden Fall aber hat Wege 
Ring, wenn er nach der Angabe des Angekl. auf 1 in 
von einer Dienſtſtelle zur andern zu Boden gefallen . in 
dem Durchgang, der beide Stellen verbindet, nach mie, pri 
amtlichen Gewahrſam des Poſtamts und an dem ef 
ſtimmten Orte, nämlich in deſſen Dienſträumen, befund 


er Be. 
Es ift Ermeſſensſache, welche Bedeutung das Gericht einer — an 
f 


t 
nut 


f Ur 
Es entſteht die Frage, ob Rechtskraft des ergangen zul! 
t 
geweſen wäre. Da nicht wegen fortgefepten Delikts, rene BU 


wegen eines Falles verurteilt worden ist, hätte einer auf 9 nike 
Rurrenz der weiteren Fälle gegenüber dem abgeurteilten . ſtehle 
den Klage, wenn auch das Gericht ſich auf den gleichen Bod keit 5 
Rechtskraft nicht entgegengeſtanden. Materielle Unrietig"gncdt 
Konkurrenzannahme ergäbe nicht einen Verſtoß gegen 

Kraftsprinzip (vgl. Oetker, Rechtsgang I, 35 f.). ws 


nd 
Zu 3. Als der Angekl. den Ring an ſich nahm, ben 
dieſer in Gewahrſam der Poſtverwaltung (vgl. auch Well 1 


anfänglich den Ring nicht behalten wollte und erſt dente 
Aneignungsvorſatz faßte und deshalb den Ring zurück 14 00 

Zu 4. Das NO. Hält, m. E. mit Recht, für die Music, 31% 
Begriffs „des zur amtlichen Aufbewahrung beſtimmten Org Kol 
StGB. an feiner ſtark umſtrittenen Praxis feſt. Mit 8 
Diebſtahl und Unterſchlagung in Geſetzeskonkurrenz ehe 
konkurrenz, wenn die Sache erſt beiſeitegeſchafft, dann un 


wurde. bur 
Geh. Rat Prof. Dr. Oetker, Wirz 


4 


” 
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und das Vergehen der Unterſchlagung oder des Diebſtahls 
Der.» nach § 133 Sich B. können in Tateinheit begangen 


r d. 1. SSen. v. 14 Juni 1929; 1 D 446/29.) [A.) 


14 
14. 9137 StG B.; 84 MietSch G.; 8 101117 AL R. 
der Enge Begrenzung des der Polizei trotz 
Privaihnüngsgeſetzgebung verbliebenen Rechts, 
ſpruc käume als Obdach für Obdachloſe in An⸗ 
ch zu nehmen. 
lizebellbhängigkeit der Gültigkeit eines Po⸗ 
fenen febls von Kundmachung an den Betrof- 
Obbag 2. Juli 1928 meldete ſich der Arbeiter W. als 
ee bei dem Amtsvorſteher M., da er zufolge eines 
räumen baren Urt. am ſelben Tage ſeine Mietwohnung hatte 
die Mit müſſen. M. verhandelte alsbald mit den Brüdern H., 
leerſtan eigentümer eines Hauſes ſind, in dem eine Wohnung 
dier M nd erklärte, daß er ſie für den obdachloſen W. auf 
öffnen Den beſchlagnahme. Er ließ die verſchloſſene Wohnung 
den Ogo er den Schlüſſel nicht bekommen konnte, und wies 
war abenchloſen auf vier Wochen in fie ein. Die Wohnung 
Unterbrfer bereits ſeit einigen Monaten vom Angekl. zur 
oder ſeingung ſeines auf Räumung verklagten Mieters Sch. 
V. bereter ſchlecht untergebrachten Geſellen gemietet. Als 
enen Mor einen Teil feines Hausrats in der ihm zugewie⸗ 
mit fein olmung untergebracht hatte, verſchloß fie der Angekl. 
8 0 lüſſel. Darauf begab er ſich zum Amtsvorſteher. 
Std SchöffG. hat freigeſprochen, das LG. aus 8 137 
ie urteilt. Die Rev. des Verurteilten hatte Erfolg. 
nungs anf Verwaltung des Wohnungsweſens ift durch die Woh⸗ 
berbänd eßgebung den Gemeinden (und ſonſtigen Kommunal⸗ 
me übertragen worden. Ihnen liegt es ob, im Rah⸗ 


au vorhandenen und für die Beſchaffung neuen 
Wohnräums zu ſorgen, wobei ſie auch zur Beſchlagnahme von 
ogl. ann tt berechtigt find (Wohnmang®. v. 26. Juli 1923; 
Zustände 4 Abſ. 7 MierSchch. v. 17. Febr. 1928). Die 
Polizei elt der Gemeinden iſt eine ausſchließliche. Der 
dogen. & damit die Verwaltung des Wohnungsweſens ent- 
ſlicht, eichwohl verbleibt ihr aber das Recht und die 
D Grund des 8 10 11 17 AR. beim Vorliegen 


f du Ad. Das Urteil gibt Anlaß zu einer Reihe von Bedenken. 
18 9 137 lelhaft iſt mir, ob eine Wohnung zu den „Sachen“ 
fe Reine Ant GB. gehört. Aus 8 303 StGB. (Sachbeſchädigung) 
pens die gm wort zu gewinnen. Beſchädigt werden könnten höch⸗ 
zu „die 5 . des Hauſes, hier handelt es ſich aber gerade 
ahnliche räume zwiſchen den Mauern. Der § 40 StGB., der 
ben Gegenſt ifeln Anlaß gibt, ſpricht nicht von Sachen, ſondern 
useichnet en. bezieht ſich alſo vielleicht auf anderes. Frank 
abewegſi Handlungsobjekt i. S. § 137 eine bewegliche oder 
2. Bine ;ötperliche Sache. 
buifelhaft iſt ferner, ob eine Beſchlagnahme vorliegt. Die 
Bepoe hi e der die Verſtrickung wohl gleichſtehen ſoll, wird 
den tum, cht näher erklärt. Auch Zurückgreifen auf die konkrete 
ſor ungen het rtes reicht nicht aus. Von allen anſchaulichen Be⸗ 
bereichen Nen mir die aus der Vogelſtellerei noch der rechts⸗ 
zu Hagen & deutung am nächſten zu kommen: Die Vögel ſind 
ertkunde enn das Netz über ihnen zuſchlägt (Wilke, Deutſche 
mög Jedenf Aer. 291 S. 295 (1925). 
da ich ſaſſen müſſen wir das Wort Beſchlagnahme ſoweit wie 
mac denen d, donn es umfaßt ſicher eine Anzahl von Vorgängen, 
nen konnt, Verf. des Ste). 1871 ſich noch keine Voritellung 
damen meren, aber irgendeine Umgrenzung muß doch ange⸗ 
Wü rhandeln den, denn § 137 StGB. bedroht nicht alles Zu⸗ 
Ame e der en, ausgeſprochene Befehle und nicht ausgeſprochene 
Pre, vorſteherz brigkeit. Zu prüfen iſt, ob die Anordnung des 
fcb. Algen; die Wirkung einer Beſchlagnahme auf Grund des 
geſagnahme aufen Verwaltungsrechts haben kann, denn eine Be⸗ 
Um des (Worauf Grund eines Sondergeſetzes und eines Reichs⸗ 


orlagungsberechtigke iſt, ſo daß dieſer die Pfändung nur 


ich r. V 
a e 
en, denn ab endlich daß ihre Wirkungen von felbſt er⸗ 
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eines auf andere Weiſe nicht zu beſeitigenden Notſtandes für 
Unterbringung von Obdachloſen zu ſorgen, ihnen alſo ein 
notdürftiges Unterkommen als Obdach zu verſchaffen 
und im Rahmen dieſes Zweckes auch Räumlichkeiten von 
Privatperſonen in Anſpruch zu nehmen. Aber eine ſolche 
außerordentliche Befugnis zum Eingreifen in die Rechte 
anderer ſteht der Polizei nur innerhalb enger Grenzen zu. 
Selbſt als Obdach darf ſie Privaträume nur dann zwangs⸗ 
weiſe in Anſpruch nehmen, wenn ein Notſtand vorliegt, dem 
Obdachloſen alſo infolge ſeiner Obdachloſigkeit eine unmittel⸗ 
bare Gefahr für Leib oder Leben droht und wenn dieſe Gefahr 
ſich auf keine andere Weiſe beſeitigen läßt (RG. [2. ZivSen.] 
II 1335/28; [3. ZivSen.] v. 4. Nov. 1927: JW. 1928, 1043; 
RG. 120, 220; Pro. 75, 339 a. a.). 

Ob dieſe Vorausſetzungen im gegebenen Falle vorliegen, 
ob insbeſ. eine unmittelbare Gefahr für Leib oder Leben des 
obdachloſen W. beſtand und der Polizei kein anderer, zur not⸗ 
dürftigen Unterbringung geeigneter Raum ohne weiteres zur 
Verfügung ſtand oder von ihr gemietet werden konnte, iſt nicht 
feſtgeſtellt. Das BG. glaubte dieſer Prüfung überhoben zu 
ſein, da die abſtrakte Zuſtändigkeit zur Anwendung des 8137 
StGB. genüge. 

Demgegenüber machte der Oberreichsanwalt unter Hin⸗ 
weis auf RGSt. 59, 336; 61, 367 geltend, es ſei nicht 
feſtgeſtellt, hätte aber, wenn die Nachprüfung der Zuſtändig⸗ 
keit im gegebenen Falle unterblieb, feſtgeſtellt werden müſſen, 
ob der Amtsvorſteher in Ausübung ſeines pflichtgemäßen 
Ermeſſens die Sachlage auf das Vorliegen der Voraus⸗ 
ſetzungen zum Einſchreiten auf Grund des § 10 JI 17 ALR. 
geprüft habe. Nur wenn das geſchehen ſei und er danach an⸗ 
genommen habe, daß die Vorausſetzungen gegeben ſeien, würde 
er als „zuſtändiger Beamter“ (§ 137 StGB.) die Beſchlag⸗ 
nahme der Wohnung verfügt haben, auch wenn er in ſeiner 
Annahme geirrt hätte. 

Ob von dieſem rechtlichen Geſichtspunkt aus hier Be⸗ 
denken gegen die Rechtmäßigkeit der Maßnahmen des Amts⸗ 
vorſtehers beſtehen, kann dahingeſtellt bleiben. Denn die Be⸗ 
ſchlagnahme entbehrte jedenfalls aus einem anderen Grunde 
der Rechtsgültigkeit. Die Anordnung des Amtsvorſtehers 
war ihrem Weſen nach ein Polizeibefehl, und zwar eine Ein⸗ 
zelverfügung, d. h. eine polizeiliche Verfügung, die nicht 
an die Allgemeinheit oder einen beſtimmten Perſonenkreis, 


veriteigerung) endgültig verfügt iſt. So ſagt auch Frank 
(StGB., § 137 Erl. I Abſ. III): „Die zwangsweiſe Bereitſtellung 
irgendwelcher Gegenſtände zur künftigen Verwendung für ſtaatliche 
Zwecke“, wofür wohl beſſer zu ſagen wäre, „zur künftigen Ver⸗ 
fügung durch die Staatsbehörde“. Jedenfalls muß die Beſchlag⸗ 
nahme mit der Verfügung oder Verwendung aufhören. 

Gerade in dieſen drei Punkten verſagt die Analogie gerade 
nach den Ausführungen des RG. Nach deſſen Meinung kann die 
polizeil. Anordnung nur gegen den Verfügungsberechtigten getroffen 
werden, und nur durch ausdrückliche, an dieſen ſelbſt, gerichtete 
Eröffnung, und endlich ſoll ſie auch noch nachwirken, nachdem die 
Polizei über die Wohnung dadurch verfügt hatte, daß ſie den 
Obdachloſen auf vier Wochen darin einwies. 

Wenn das richtig iſt, ſo lag keine Beſchlagnahme vor. Daß der 
Amtsvorſteher etwa das Wort Beſchlagnahme gebraucht haben 
mag, iſt unerheblich und gibt der Anordnung nicht die Bedeutung 
einer Beſchlagnahme. 

3. Der Satz, ein Polizeibefehl bedürfe zu ſeiner Gültigkeit 
regelmäßig der Kundmachung an den von ihm Betroffenen, von 
dem ein Handeln, Dulden oder Unterlaſſen gefordert werde, iſt mit 
dem Vorbehalt „regelmäßig“ richtig. Drews a. a. O. 62 gibt 
die wichtigſte Ausnahme an, den Fall des unmittelbaren Zwangs 
(8 132 Abs. 3 LIG.). Die Klagefriſt beginnt, ſobald der Betroffene 
von dem Erlaß und dem Inhalt der Verfügung ſichere und voll⸗ 
ſtändige Kenntnis erhält (SVG. 46, 406; 51, 226; Friedrichs, 
LG., 318 Erl. 22). Die Wirkſamkeit des in dem unmittelbaren 
Zwang mitenthaltenen Befehls tritt aber vor der Kenntnis ein. 

Stellen wir uns den gröbſten Fall vor. Eine ortsfremde 
Perſon wird auf der Straße überfahren, von einem tollwutver⸗ 
dächtigen Hunde gebiſſen, von Krämpfen oder Geburtswehen be⸗ 
fallen. Der Polizeiverwalter öffnet, ohne ſich auf Verhandlungen 
einzulaſſen, den nächſten erreichbaren und geeigneten Raum, läßt 
den Leidenden hineinſchaffen und Arzt und Pfleger durch Polizei⸗ 
beamte beſtellen (vgl. auch Fritz Reuter, Dörchläuchting, 
Kap. 12: („Not kennt kein Gebot“). Der Bewohner des Raums 
kommt von einer Reiſe zurück und ſieht ſeine Wohnung in eine 
Kranken- oder Wochenſtube verwandelt. Sicher hat er einen An⸗ 
ſpruch auf Schadenserſatz nach 8 75 Einl. ALR. und Art. 153 
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ſondern an einen Einzelnen gerichtet war, deſſen Rechte durch 
ſie in Mitleidenſchaft gezogen wurden. Ein ſolcher Polizei⸗ 
befehl bedarf zu ſeiner Gültigkeit regelmäßig der Kundmachung 
an den von ihm Betroffenen, von dem ein Handeln, Dulden 
oder Unterlaſſen gefordert wird (Drews, Preuß. Polizei⸗ 
recht, Allg. Teil, S. 55 ff., insbeſ. S. 61f.; Otto Mayer, 
Deutſches Verwaltungsrecht, 2. Aufl., Bd. 1 S. 97, 242, 
244 f.; Thoma, Der Polizeibefehl im Badiſchen Recht, 
S. 67). Betroffen wurde durch die Beſchlagnahme zunächſt nur 
der Angekl., denn er war als Mieter der vom Amtsvorſteher 
beanſpruchten Wohnung, deren Beſitz ihm durch Übergabe der 
Schlüſſel auch tatſächlich eingeräumt war, zur Benutzung der 
Räume berechtigt. Dieſes Recht ſollte ihm auf beſtimmte 
Zeit entzogen werden. Die Beſchlagnahme iſt ihm aber weder 
ſchriftlich noch auch mündlich eröffnet worden. Zwar hat der 
Angekl. von einem der Brüder H. erfahren, daß der Amts⸗ 
vorſteher die Wohnung beſchlagnahmen wolle, und nach 
Annahme des BG. aus verſchiedenen Anzeichen geſchloſſen, 
daß dies bereits geſchehen ſei. Allein dieſe unbeſtimmte Kennt⸗ 
nis, die zudem nicht den ganzen Inhalt des Polizeibefehls 
umfaßte (vgl. PrOVG. 46, 404 [406 f.]), konnte die amtliche 
Eröffnung an ihn ſelbſt nicht erſetzen. Die mündliche Bekannt⸗ 
gabe an die Eigentümer des Hauſes, die ſich durch die Ver⸗ 
mietung und Einräumung des Beſitzes der Wohnung an den 
Angekl. des Rechtes zu ihrer Benutzung begeben hatten, reichte 
aber nicht aus, um die Rechtmäßigkeit der Beſchlagnahme zu 
begründen. Denn nicht ihnen, ſondern allein dem Angekl. 
ſtand damals die Verfügung über die Wohnung zu; ſie wur⸗ 
den von der Beſchlagnahme nicht unmittelbar betroffen. 
(2. Sen. v. 5. Dez. 1929; 2 D 545/29.) D.] 


2. Mieterſchutzgeſetz. 


15. $ 49a Miet SchG. Grundſätze für die Be⸗ 
rechnung der angemeſſenen Untermiete bei Ge⸗ 
ſchäftsräumen. Ob der Mietzins unangemeſſen 


Verf. Sicher hat er aber auch nicht das Hausrecht gegen die 
Kranke und ihre Pfleger i. S. 8 123 StchB.; vielmehr kann er 
ſelbſt zum Verlaſſen der Wohnung genötigt und am Ausſuchen und 
Mitnehmen von Sachen gehindert werden, wenn er durch ſein Ver⸗ 
halten die Geſundheit der Leidenden gefährdet. Durch die polizei⸗ 
liche Einweiſung iſt das Hausrecht (ſei es dem Rechte, ſei es dem 
Beſitze nach) auf den Eingewieſenen übergegangen. 

Und das wäre auch hier die richtige Löſung geweſen. Für 
den Angekl. iſt es nur weſentlich, daß die Polizei mit ihm nicht 
verhandelt hat, unweſentlich dagegen, daß die Polizei mit den Haus⸗ 
eigentümern verhandelt hat, die ſie für die Verfügungsberech⸗ 
tigten hielt und von der ſie in dem Irrtum möglicherweiſe ſogar 
abſichtlich beſtärkt worden iſt. Sobald der Obdachloſe in die Woh⸗ 
nung eingewieſen war und mit dem Einbringen ſeines Hausrats 
begonnen hatte, war er Beſitzer des Hausrechts, des Verfügungs⸗ 
rechts, Inhaber der Wohnung. Der Angekl. verlor ſeinen Beſitz. Er 
durfte den Obdachloſen nicht wieder hinausdrängen, da dieſem nicht 
verbotene Eigenmacht zur Laſt fällt (8 859 Abſ. 3 BGB.). Das 
hat er auch nicht getan. Er hat nur die Fortſetzung der Umzugs⸗ 
arbeiten gehindert und ſich dann ſofort bei der Polizei gemeldet. 
Hier mußte ihm die nötige Aufklärung gegeben und befohlen 
werden, das Einziehen des Obdachloſen unter Vorbehalt der An⸗ 
ſprüche aus § 75 Einl. ALR. zu dulden. Und dabei hatte die 
Behörde die Ehrenpflicht, die Klage oder Beſchwerde des jetzt 
Angehl. gleich zu Protokoll zu nehmen (88 129, 63 CV.). Erſt 
nachdem der Angekl. dieſe Anweiſung erhalten hatte, entſtand für 
ihn die rechtliche Möglichkeit, Unrecht zu begehen, und dies Un⸗ 
recht wäre dann nicht gegen die Polizei, ſondern gegen den Obdach⸗ 
loſen begangen. 

Von dem Standpunkt aus, daß jede polizeil. Verfügung der 
Kundmachung an den Betroffenen bedarf, muß eine Beſchlagnahme 
mit Wirkung gegen jedermann als unmöglich angeſehen werden. 

4. Die Frage, ob und wie und in welchem Umfange die 
Polizeibehörde die Sachlage geprüft hat, hat keine Bedeutung für 
die Wirkſamkeit des Befehls. Die Seelentätigkeit des Polizei⸗ 
beamten, wenn ſie nicht nachweislich in Schikane oder Willkür be⸗ 
ſteht, iſt für die Beurteilung der Verfügung gleichgültig (OVG. 44, 
423; 76, 385; OG.: PrVerwBl. 24, 167 [rechts ). Eine polizeil. 
Verfügung kann aufrechterhalten werden aus Gründen, an die der 
Polizeiverwalter nicht gedacht hat, und dabei iſt es gleichgültig, ob 
er an etwas anderes gedacht oder über einen Punkt gar nicht 
nachgedacht hat (OBG.: PrVerwBl. 23, 89 [links]; OVG.: Verw⸗ 
Arch. 32, 260, 262; OG.: Dig. 1928, 100). 

IN. Karl Friedrichs, Ilmenau. 


hoch iſt, richtet ſich nicht nach der Berech tigen 
der Erwägungen, die der Hauptvermieter ot 
Bemeſſung des Mietzinſes zugrunde ge 
hatte, ſondern nach dem vom Tatrichter 3 
mittelnden wirtſchaftlichen Wertverhältnis. f“ 8 
Die Grundſätze, nach denen bei der Untervermietung 15 
Geſchäftsräumen die angemeſſene Vergütung zu berechnen 
find in dem Urt. RGSt. 62, 333, dem der Senat, heilt! 
dargelegt. Hiernach ift regelmäßig von der Hauptmiete ne 
zugehen und zu ermitteln, welcher Teil davon bei e 8 
ſichtigung nicht nur der Fläche, ſondern auch des Nun 
wertes der einzelnen Raumteile auf die Untermieträume 9 
fällt, während ein etwa darüber hinaus geforderter Belg 
durch beſondere Leiſtungen zu begründen ift. Auch iſt a. & en 
ſchon darauf hingewieſen, daß beſondere Umſtände, von ahnt 
der 1. Sen. die hauptſächlich in Betracht kommenden erwa 4 i 
die Zugrundelegung einer von der tatſächlich gezahlten 
weichenden Hauptmiete rechtfertigen können. 2 
Das angefochtene Urt. ſteht mit dieſen Rechtsgrunc h 
nicht im Einklang. Es geht davon aus, daß der Angekl., 
geſehen von den Koſten der Spiegelglasverſicherung für ine 
ihm vermieteten Laden und das Zwiſchengeſchoß an ” 
Vermieterin, die Immobiliengeſellſchaft, einen einheit, 
Betrag von 10 618,80 RM zu entrichten hatte. Bedenken Aung. 
die Angemeſſenheit dieſes Betrages werden von der wahr 
nicht erhoben, find auch nicht erſichtlich. Es wäre nun 
entſprechend den oben dargelegten Grundſätzen der Nutzung 
wert des untervermieteten Zwiſchengeſchoßteiles mit dere 
ſamtnutzungswert der ſeitens des Angekl. gemieteten Rö he 
lichkeiten zu vergleichen und auf dieſer Grundlage die Lich 
der angemeſſenen Untermiete zu ermitteln geweſen, ſofern ua 
beſondere Umſtände eine abweichende Berechnungsart Fi 
fertigten. Solche Umſtände ſind aber nicht rechtlich 


wandfrei dargetan. 


g U 
Es widerſpricht den eigenen tatſächlichen See 
der Strk. und ift rechtlich unhaltbar, wenn fie den ein 
—— nd 
Zu 15. Es ift anzuerkennen, daß das RG. für bie Vereine 
der angemefjenen Vergütung bei der Untermiete in der En id 
NGEt. 62, 333 JW. 1929, 287314, auf die die borl. m, pi 
verweist, verhältnismäßig einfache und klare Nichtlinien auſſtel en 
einen auch dem Laien verſtändlichen Maßſtab enthalten und mi nf 
die Praxis wohl zu arbeiten vermag. Im Gegenſatz zu den ach der 
zierten und vielfach beanſtandeten Grundſätzen, nach denen 3 
Hauptvermieter zu richten hat (vgl. insbe. RG. 61, 130 ff. "pe 
1927, 115523 und meine Anm. JW. 1928, 815; Verzeich aht 
umfangreichen RGRſpr. bei Meyerowitz, Miet- und Wohne ir 
2. Aufl., S. 539 ff., 957ff.), hat der Untervermieter als zu- 
gemeinen ſicheren Ausgangspunkt die von ihm gezahlte Miel ach 
grunde zu legen. Nur ausnahmsweiſe kann dieſe Grundla 0 odet 
genügen, wenn beſondere Umſtände die Hauptmiete als zu ji per 
zu niedrig gewählt erſcheinen laſſen. Dann wird allerdings Eifer 
änderte Schätzung der Hauptmiete mit all ihren Erſchwe dig; 
nach den vom NG. hierfür aufgeſtellten Geſichtspunkten non eie 
ſelbſtverſtändlich aber nur da, wo nicht die geſetzliche, ſond 
frei vereinbarte Miete von dem Hauptmieter gezahlt wird. Haufe 
Durchaus zu billigen iſt es, daß das NG. den aus dieſet, t, nicht 
miete zu errechnenden Veſtandteil, der auf die Untermiete entfa 1, bet 
bloß nach der Fläche, ſondern auch nach dem Nutzung wertung 
einzelnen Raumteile zu ermitteln ſucht. Die ſchematiſche Bere 10 
wie fie hier das LG. aufſtellt, kann ein völlig ſchiefes Bild Kune, 
wenn die in der Hand des Hauptmieters verbliebenen und DIE — je 
vermieteten Räume ganz verſchiedene Nutzungsmöglichkeiten auß 
insbeſ. bei Verbindung von Wohn- und Geſchäftsräumen pi 10 
weiſen. Man wird ſogar entſprechend der allmählichen Wang 281 
der Rſpr. des RG., wie fie Waſſermann (JW. 108 por“ 
Anm.) zutreffend entwickelt, den Nutzungswert als den anf 
zugsweiſe zu berückſichtigenden Geſichtspunkt hinſtellen 250 
Daß das RG. in der vorl. Entſch. deutlicher als in Mgmt’ 
333 den Nutzungswert der untervermieteten Räume zu dem Gelen 1 
nutzungswerk aller dem Hauptmieter überlaſſenen Räumlichbe nt de 
Beziehung ſetzt — in RcSSt. 62, 333 it von dem Nutzung ane DE 
einzelnen Raumteile die Rede —, dürfte ſachlich he Teil 
deutung fein. Wohl iſt denkbar, daß bei Untervermietung ein net 
der gemieteten Räume die Teile nicht mehr den gleichen Nu als or 
wie die Räume in ihrer Geſamtheit aufweiſen. Jedoch kant som gr 
ſamtnutzungswert ftet3 nur der Wert der Räume in unzerte able, 
ftand, nach dem ſich ja auch die vom Hauptmieter zu ei“ 
Miete bemißt oder bemeſſen ſollte, nicht der ſich nach der 
mietung ergebende Geſamtwert in Anſatz gebracht werden zu if 
Ebenſo verſtändlich und zu billigen iſt, daß das Re. 4 


zu berü 
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li h 
zum Mietaufwand des BeſchwF. von 10618,80 AM in zwei 
ann. ſpaltet, von denen der eine Entgelt für den Laden, der 
Erwoze Entgelt für das Zwiſchengeſchoß fein ſoll. Von welchen 
als „gungen die Immobiliengeſellſchaft ſich hat leiten laſſen, 
laſſun, ich jenen einheitlichen Betrag für die mietweiſe Über- 
wier beider Geſchoſſe ausbedang, ob ſie insbeſ. überlegte, 
= davon als Anteil jedes Geſchoſſes zu betrachten ſei, 
vermierheblich. Dieſe inneren Erwägungen des bei der Unter⸗ 
enthalteung als Vertragspartei nicht beteiligten Vermieters 
bei sen Fehlerquellen, die nicht zum Schaden des Beſchw . 
dürfen ſtrafrechtlichen Würdigung ſeines Tuns ausſchlagen 
ſonden. Nicht was die Immobiliengeſellſchaft ſich gedacht hat, 
als un was der Tatrichter nach erfolgter Beweisaufnahme 
in qurtſchaftliches Wertverhältnis zwiſchen den einzelnen 
etracht kommenden Gebäudeteilen feſtſtellt, iſt maß⸗ 
Kg Übrigens iſt nicht einmal dargelegt, daß dem Be⸗ 
Be betreffenden Gedankengänge der Vermieterin be⸗ 
ren. 


er denn die Str. weiter ausführt, der durch die baulichen 
geſcho ungen erhöhte wirtſchaftliche Wert des Zwiſchen⸗ 
iſt 40 5 habe nur dem Beim. Nutzen bringen können, fo 
Meh erſehen und jedenfalls nicht ausgeräumt, daß dieſer 
insg ert auch anderen Inhabern des Zwiſchengeſchoſſes, 
dieser er Untermieterin, zum Vorteil gereichte und daß 
Umſtand bei Berechnung der angemeſſenen Untermiete 

ickſichtigen war. 
1061815 Ausführung endlich, daß die Mietſteigerung auf 
80 mm nicht nur das Zwiſchengeſchoß umfaſſe, ſondern 
wähnt te Ladenmiete ergreife, geht weiter auf den oben er⸗ 
Immoht Rechtsirrtum zurück. Was ſich früher zwiſchen der 
nicht liengeſellſchaft und dem Beſchw ß. zugetragen hat, ift 
z von entſcheidender Bedeutung. Man hat ſich zeitlich 
chung Boden der Verhältniſſe zu ſtellen, wie ſie bei Ein⸗ 
uf sa und während der Dauer der Untermiete beftanden. 
Tau here Mietfteigerungen kommt es nicht an. Daß Laden⸗ 
wurde: zu der hiernach maßgebenden Zeit höher bewertet 
gleich n, als vorher, führt bei Vornahme der richtigen Ver⸗ 
ung von ſelbſt zu einer nicht übertrieben hohen, ſondern 


an 
Sig. Venen Bezifferung des verhältnismäßigen Wertes des 

8 engeſchoſſes und ſeines untervermieteten Teiles. 
Sen. v. 30. Jan. 1930; 3 D 1162/29.) A.] 

o erm; * 
für Sutlelten anteiligen Untermiete gewiſſe Zuſchläge als Entgelt 
der Je uderleiſtungen des Mieters treten läßt. Als ſolche Erhöhung 
Richtkinteauote ſind namentlich die im Anſchluß an die ſächſiſchen 
dien gt en zugebilligten Unbequemlichkeits⸗- und Ver ⸗ 
dernde ſchläge von Bedeutung. Ob andererſeits auch wertmin⸗ 
zugunſte dt. auf ſeiten des Hauptmieters werterhöhende) Umſtände 
äßig “ des Untermieters zu berückſichtigen ſind — ein verhältnis⸗ 
RS wohl ſeltener Fall —, geht aus den fraglichen Entſch. des 
gemein fi hervor, dürfte aber zu bejahen fein, da das RG. all⸗ 
Hände, ins den Tatbeſtand des Mietwuchers auch die ſonſtigen Um⸗ 
Velaczt zieh die perſönlichen Verhältniſſe der Vertragsparteien in 
werd übrigen iſt zu den Ausführungen des vorſtehenden Urt. 
Raum . tellung zu nehmen, da der Tatbeſtand aus den Urteilsgründen 
an ar erkennen ift und damit auch die Bedeutung der vom RG. 

Begründung des LG. gerügten Fehler unklar bleibt. 
Prof. Dr. Ruth, Halle a. d. Saale. 
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16. § 49a MietSch G. 
1. Der Vermieter kann eine Verzinſung des 
Verkehrswertes ſeines Hauſes verlangen. 


2. Der Beſitzer eines an mehrere Parteien 
vermieteten Hauſes kann ſich nicht mit der Be⸗ 
hauptung verteidigen, daß die Geſamtſumme 
der von ihm bezogenen Vergütungen dem Ge⸗ 
ſamtnutzungswert entſpreche. Vielmehr iſt jeder 
einzelne Mietvertrag daraufhin nachzuprüfen, 
ob ſich die Vergütung innerhalb der durch 8 49a 
Miet Sch G. vorgezeichneten Schranken hält. }) 

Die Str. nimmt — wohl im Anſchluß an RGSt. 62, 
225, 226 — die Rechtsauffaſſung als möglicherweiſe zu⸗ 
treffend an, daß der Angekl. „eine Verzinſung des tat⸗ 
ſächlichen Verkehrswerts des Hauſes verlangen“ könne. Sie 
führt aber aus, daß auch auf dieſer Grundlage kein für den 
Angekl. günſtigeres rechneriſches Endergebnis herauskomme, 
weil ihm nicht mit dem SchöffG. eine 7% ige, ſondern nur 
eine 50% ige Kapitalverzinſung zuzubilligen ſei. Das iſt an 
ſich rechtlich unbedenklich (zu vgl. RGSt. 62, 226, 244/45). 
Die Strͤ. überſieht es aber, ſich in dieſem Zuſammen⸗ 
hang mit dem weiteren Einwand des BeſchwF. auseinander⸗ 
zuſetzen, daß ihm das SchöffG. eine bei weitem zu niedrige 
Summe für die jährlichen Ausbeſſerungen des Gebäudes gut⸗ 
gebracht habe, einem Einwand, den ſie in anderem Zu⸗ 
ſammenhang auf der folgenden Seite des Urteils als zu⸗ 
treffend bezeichnet. Soweit auf die Geſtehungskoſten des 
Angekl. Wert zu legen iſt, müßte hiernach vom Standpunkt 
der Strͤ. erörtert werden, wie ſich das rechneriſche Ergebnis 
geſtaltet, wenn man ihm jährlich 5% des Verkehrswerts 
ſeines Hauſes und eine angemeſſene Erhöhung des Jahres⸗ 
ſatzes für Ausbeſſerungen zubilligt. Sofern ſich der erſte von 
dieſen beiden Poſten mit der von der Strͤ. als 7% von 
18 100 % errechneten Summe von 1267 AN genau oder an⸗ 
nähernd deckt, kann der Einwand der zu niedrigen Be⸗ 
meſſung der Hausausbeſſerungskoſten nicht mit dem Hinweis 
abgetan werden, daß ſie ihren Ausgleich in nennenswertem 
Maße u. a. durch die nötige Herabſetzung des Zinsſatzes von 
7% auf 5% finde. Denn dann würde, wie der Verteidiger 
zutreffend bemängelt, dieſe Zinsherabſetzung zuungunſten des 
BeſchwF. doppelt berückſichtigt. 


geſamten Verhältniſſen des Einzelfalles geſondert nachzuprüfen. Mit 
dem in der Entſch. hervorgehobenen Verkehrswert iſt im ge⸗ 
gebenen Zuſammenhang nicht der objektive Nutzungswert der einzelnen 
überlaſſenen Räume gemeint, ſondern der in die Geſtehungskoſtenbe⸗ 
rechnung einzuſetzende angemeſſene Verkaufswert des die jämtlichen, 
überlaſſenen Räume umfaſſenden Hauſes ſelbſt. Mit Recht verweiſt das 
Urt. hierzu auf RGSt. 62, 225, wonach der Mieter, der vom Ver⸗ 
mieter den vollen Nutzungswert der Räume zur Verfügung geſtellt 
erhält, nicht als bewuchert angeſehen werden kann, wenn ſich der 
Eigentümer hierfür dieſen vollen Nutzungswert vergüten läßt. Der 
vom RG. aufgeſtellte Grundſatz, daß eine Aufrechnung der übermäßig 
hohen mit beſonders niedrigen Einzelvergütungen nicht zugunſten des 
Fordernden ftattfindet, deckt ſich mit der vom RG. bis in alle Einzel⸗ 
heiten ausgebildeten Theorie der iſolierten Gewinn⸗ bzw. Vergütungs⸗ 
berechnung und der hierüber, insbeſondere auch auf dem Gebiete: 
des Preistreibereirechts und Leiſtungswuchers ergangenen Rſpr. (vgl. 
RGSt. v. 9. Jan. 1917: JW. 1917, 486: „Unbedingt waren von der 
Berechnung alle diejenigen beſonderen Unkoſten und Verluſte auszu⸗ 
ſcheiden, die dem Angekl. bei anderen als in Frage kommenden 
Einzelgeſchäften erwachſen waren“; RGSt. v. 12. Okt. 1917: JW. 
1918, 182: „Der Kaufmann darf Verluſte, die er in einem Zweige 
ſeines Geſchäfts erleidet, nicht durch übermäßige Gewinne in einem 
anderen ausgleichen“). Allerdings hat der vorliegend vom RG. ver⸗ 
tretene Grundſatz eine Einſchränkung zu erfahren, die vom NG. 
nicht erwähnt wird und die je nach den Umſtänden des Einzelfalles 
zur Zubilligung einer angemeſſenen allgemeinen Riſikoprämie 
führen kann. Abgeſehen von den Fällen, in denen wegen des be⸗ 
ſonderen, durch Abſchluß des Mietvertrages drohenden Riſikos 
eine Riſikoprämie berechtigt iſt, iſt der Vermieter befugt, in ſeine 
Forderung eine nach Lage des Falles angemeſſen zu berechnende 
Riſikoprämie für die wechſelnden Ergebniſſe der geſamten Haus⸗ 
bewirtſchaftung hineinzukalkulieren (vgl. OLG. Breslau v. 4. Jan. 
1918: 23.1918, 650: „Bei wechſelndem Ergebnis der geſchäftlichen 
Tätigkeit darf ein angemeſſener Betrag als Riſikoprämie angeſetzt 
werden“). Damit hat der Vermieter die Möglichkeit, für die Un⸗ 
zulänglichkeit der geſetzlichen Mietzinsbeträge bezüglich der anderen 
Räume einen entſprechenden Ausgleich zu fordern, deſſen Höhe nach 
Lage des Einzelfalles zu bemeſſen iſt. Der Anſatz einer Riſikoprämie 
iſt hier wegen der mit der Hausbewirtſchaftung verbundenen allge⸗ 
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Bei alledem muß jedoch auch beachtet werden, daß die 
Geſamthöhe der Geſtehungskoſten, zumal im vorliegenden 
Fall, nur von beſchränkter Bedeutung iſt. Auch iſt jeder ein⸗ 
zelne Mietvertrag daraufhin nachzuprüfen, ob ſich die Ver⸗ 
gütung innerhalb der durch § 49a MietSchG. vorgezeich⸗ 
neten Schranken hält. Der Beſitzer eines in Abteilungen an 
die verſchiedenſten Perſonen vermieteten Hauſes kann ſich 
dieſer Strafbeſtimmung gegenüber nicht mit der Behauptung 
verteidigen, daß die Geſamtſumme der von ihm bezogenen 
Vergütungen dem Geſamtnutzungswert entſpreche. Eine Auf⸗ 
rechnung der übermäßig hohen mit beſonders niedrigen 
Einzelvergütungen findet nicht zu ſeinen Gunſten ſtatt. Mit 
Recht geht die Str. davon aus, daß die mißglückte Umbau⸗ 
ſpekulation des Angekl. bei der Ermittlung der angemeſſenen 
Mietbeträge nicht zu berückſichtigen iſt (RGSt. 62, 228 
238/39]). Inſofern kommt übrigens auch der RGSt. 61, 
142 a. E. angedeutete Geſichtspunkt in Betracht. 

A.] 


(3. Sen. v. 28. Okt. 1929; 3 D 810/29). 

** 17. 8 49a Miet SchG. Wird in einem nach dem 
jetzt geltenden Raumwucherrecht zu beurteilenden 
Fall eine Geſtehungskoſtenberechnung erforderlich, 


meinen Gefahr, nicht nur wegen des mit der Raumüberlaſſung ver⸗ 
knüpften ſpeziellen Riſikos, erlaubt. Dies folgt aus der vom Geſetz 
vorgeſchriebenen Berückſichtigung der geſamten Verhältniſſe. 

2. Im Rahmen der Geſtehungskoſtenberechnung iſt zwecks Feſt⸗ 
ſtellung der angemeſſenen Geſamtjahresmiete eines Hauſes eine 
Hausbilanz aufzumachen, welche die kalkulatoriſche Grundlage 
zur Ermittlung der für die überlaſſenen Räume zu fordernden Ver⸗ 
gütung bildet. Es iſt zu berechnen, welche Werbungshoſten einſchließ⸗ 
lich angemeſſener Verzinſung des Eigenkapitals des Vermieters für 
das Haus in ſeiner Geſamtheit im Rechnungsabſchnitt (Kalenderjahr) 
anzuſetzen find. Der jo ermittelte Betrag bildet die Geſamtjahres⸗ 
miete des Hauſes, d. h. alſo die nach den Geſtehungskoſten des 
Vermieters für alle Mieträume des Hauſes berechtigte angemeſſene 
Miete. Die nach 8 49 a aufzuſtellende iſolierte Vergütungsberechnung 
weicht von den Grundſätzen für die frühere Geſtehungskoſtenberech⸗ 
nung nach 8 4 PreistrVO. in weſentlichen Punkten ab. Die Ge⸗ 
ſtehungskoſten müffen nach allgemeinen volkswirtſchaftlichen Grund⸗ 
ſätzen gerechtfertigt fein. Sie ſind durch 8 49a gegenüber 8 4 in 
gewiſſem Sinne objektiviert worden. § 49 a bedeutet gegenüber 
84 eine Weiterentwicklung nach der Richtung der Anerkennung der 
objektiven Nachprüfungsmaßſtäbe (vgl. hierzu Thiele, Raum⸗ 
wucherrecht S. 48). Mit Recht hat das RG. vorliegend deshalb die 
Koſten der mißglückten Umbauſpekulation nicht als anſatzfähig er⸗ 
achtet und die Geſtehungskoſten des Angehl. inſoweit unberückſichtigt 
gelaffen (vgl. hierzu auch RGSt. 51, 27; R.: Recht 1918, 407: 
„Mehrausgaben, die durch unwirtſchaftliche und unſachgemäße Auf⸗ 
wendungen entſtanden find, find nicht zu berückſichtigen“; NG. 60, 
217: „Wirtſchaftlich nicht berechtigte Geſtehungskoſten ſind außer 
Anſatz zu 9 710 Ob und in welchem Umfang Aufwendungen für 
Umbauten Berückſichtigung zu finden haben, iſt der Prüfung und 
Entſch. im Einzelfall zu überlaſſen. Soweit durch derartige Umbauten 
eine Werterhöhung bzw. Verbeſſerung des Hauſes ſtattgefunden hat, 
wird man die Anſatzfähigkeit nicht beſtreiten können (ſo auch Stern, 
MitShG. 10. Aufl., 8 49 IV Aa). Durch das Erfordernis einer 
Hausbilanz hat der Vermieter den Vorteil, daß in die Kalkulation, 
die im Einzelfall für die zu überlaſſenden Räume aufzuſtellen iſt, 
der verhältnismäßige Anteil an ſämtlichen mit der Hausverwaltung 
im wirtſchaftlichen Zuſammenhang ſtehenden Aufwendungen, ſoweit 
dieſelben angemeſſen ſind, eingeſetzt werden darf. Dies folgt aus 
dem gegenüber 8 4 veränderten Tatbeſtand des § 49 a. Solange zu 
prüfen war, ob die geforderte Vergütung einen Überverdienſt in ſich 
ſchloß, kam es nur auf die mit der angebotenen Leiſtung unmittel⸗ 
bar verbundenen Nachteile und Verluſte an. Nur dieſe konnten den 
iſoliert zu berechnenden Verdienſt mindern. Nach $ 49 a iſt die Rechts⸗ 
lage eine andere. Jetzt iſt nicht mehr zu entſcheiden, ob und even⸗ 
tuell welchen Überverdienſt der Fordernde für die zu überlaſſenden 
Räume erzielen würde, ſondern ob die geforderte Vergütung unan⸗ 
gemeſſen iſt. Um dies feſtzuſtellen, muſſen die Nachteile und Ver⸗ 
luſte, an denen die zu überlaſſenden Räume als Teile des ganzen 
Hauſes beteiligt ſind, Berückſichtigung finden. Die Frage, ob die 
für einen Naum geforderte Vergütung unangemeſſen iſt oder nicht, 
kann nicht ohne Zuſammenhang mit den Verhältniſſen der anderen 
Räume des Hauſes entſchieden werden. Dieſe Umſtände zählen eben⸗ 
falls zu den im Einzelfall zu berückſichtigenden geſamten Verhält⸗ 
niſſen. Die ſämtlichen Räume eines Hauſes bilden für die Feſt⸗ 
ſtellung, welche Vergütung für die einzelnen Räume angemeſſen iſt, 
eine wirtſchaftliche Einheit. Als Teile dieſer wirtſchaftlichen Ein⸗ 
heit partizipieren demnach die zu überlaſſenden Räume auch an den 
mit der Bewirtſchaftung des Hauſes verknüpften Aufwendungen. 

3. Über die in die Geſtehungskoſtenberechnung aufzunehmenden 


jo dürfen nur die wirtſchaftlich berechtigten und 
unvermeidbaren Geſtehungskoſten in Anſatz = 
bracht werden, nicht auch ſolche, die auf ein 
Spekulation des Vermieters auf die Zukunft 
beruhen. Hat der Vermieter das Haus na * 
Befeſtigung der Währung erworben, ſo iſt Dee 
Berechnung des Zinſendienſtes in der Regel de 
Verkehrswert zugrunde zu legen, aber 9 
dieſer nur, ſoweit er nicht durch preistreiben 
Machenſchaften beeinflußt iſt. Eine auf den 
Haus laſtende Sicherungshypothek für die ven 
Verkäufer geſchuldete Wertzuwachsſteuer d 
nicht angerechnet werden; wenn der Berkäufft 
dieſe Steuer nicht zahlt und der Käufer dafür 
aufkommen muß, ſo iſt dies ein perſönliches f 
geſchick des Käufers, deſſen Folgen er nicht Al 
die Mieter abwälzen kann, da der nach neuel, 
Recht in erfter Linie zu berückſichtigende * 
1358 des Hauſes hierdurch nicht berüh 
wird. 

8 49a Miet SchG. findet auch dann Anwendung, wenn. 915 
Erwerber eines Hauſes für die weitere Überlaſſung der Mie 


einzelnen Kalkulationsgrößen hat ſich das RG. in ſeinen brunn, 
legenden Entſch. v. 11. März 1927 (RchSt. 61, 130 ff.) und Yin 
10. Juli 1928 (RGSt. 62, 228 ff.) eingehend geäußert. Nach hr 
Abſ. 3 Miet Sch. Hat die oberſte Landesbehörde allgemeine ÖL, 
ſätze für die Auslegung des 8 49 a aufzuſtellen. Derartige Ri ie 
find bisher nur, und zwar unter dem 16. Mai 1927, vom Fend 
ſtaat Sachſen erlaſſen worden (SüchſJMBl. 1927, 65), wänden 
ſich die oberſten Landesbehörden der anderen deutſchen Freiſtacdie 
auf einen Hinweis auf die Entſch. des RG. beſchränkt haben den 
ſächſ. Richtlinien find zwar für den Richter nicht bindend, bh 
aber für die Auslegung des Geſetzes wichtige Anhaltspunkte. get 
RG. iſt ihnen bereits mehrfach zuſtimmend beigetreten. Von beſond mtr 
Wichtigkeit im Rahmen der Berechnung der angemeſſenen Geſa im 
jahresmiete des Hauſes (Hausbilanz) iſt die Verzinſung bern 
Grundſtück enthaltenen Fremd⸗ und Eigenkapitals. Um dieſes Ziff ei 
mäßig feſtzuſtellen, ift der fog. Bruttokapitalwert des hr 
ſtücks zu ermitteln. Es fteht nichts im Wege, dieſen in Höhe, er⸗ 
— auf der Grundlage des Ertragswerts feſtzuſtellenden — 25 
kehrswertes des Grundſtücks anzufegen (ogl. RSt. 62, m 
„Der Verkehrswert oder gemeine Wert iſt der Wert, der bet eib 
freihändigen Verkauf erzielt werden kann“; ſächſ. Richtlinien er: 
und die hierzu gegebene Erläuterung des OGL R. Dr. e on 
Sächſ. Grund⸗ und Hausbeſitzer⸗Ztg. Nr. 11 v. 1. Juni 1927) 35 
dem Bruttokapitalwert des Grundstücks ift die kapitaliſierte Furt 
zinsſteuer in Abzug zu bringen (RGSt. 62, 226: „Wird das I 
die Entſchuldung erhöhte Eigenkapital der Verzinſung zugrunde en 
legt, dann darf die Hauszinsſteuer nicht unter die Geſtehunge noh 
aufgenommen werden [RGSt. 61, 145]; wird aber der Verkehrs PR 
zugrunde gelegt und ift bei deſſen Schätzung die kapitaliſierte ns 
zinsſteuer vom Bruttokapitalwert abgezogen, dann iſt die Haug ug 
ſteuer unter die Geſtehungskoſten aufzunehmen). Nach dieſem A 8 
ergibt ſich der Nettokapitalwert des Grundſtücks, der 11 des 
dem Eigen⸗ und Fremdkapital zuſammenſetzt. Für den Zinsſaß Br 
letzteren find, inſoweit die geſetzliche Aufwertung eingreift, die 
ſtimmungen des Aufiv®., im übrigen die Vertragsbeſtimmungen 
gebend. übermäßige Zinsbeträge ſind auf den angemeſſenen ſo 
herabzuſetzen. Was die Verzinſung des Eigenkapitals anlan "ale 
kann nach den ſächſ. Richtlinien in die Hausbilanz ein, den ger⸗ 
ſächlichen Zinsertrag der Hypotheken⸗Goldpfandbriefe nicht 910. 
ſteigender Betrag eingeſetzt werden. Im Urt. v. 10. Juli 1928 (Hr 
62, 245) hat der 1. StrSen. eine Verzinſung des um den Betrag 
Gebäudeentſchuldung gewachſenen Eigenkapitals in Höhe von u 
und außerdem einen Reingewinn von 1,3% des See 
kapitals nicht beanſtandet, und zwar mit dem Bemerken, da 
ſächſ. Richtlinien von der oben angegebenen höheren Verzinſun fat 
Eigenkapitals ausgingen, ohne hierbei aber einen beſonderen as 
für den Reingewinn zu machen. Die nach den erwähnten Geſta 
punkten und den übrigen vom RG. gebilligten Grundſätzen dez 
geſtellte Hausbilanz enthält die angemeſſene Geſamtiahresmiete uch 
Hauſes, welche auf die einzelnen Räume zu verteilen iſt, DOT gt. 
ſich der angemeſſene Mietzins für die zu überlaſſenden Räume ef 0 
Die Verteilung hat nach dem Verhältnis der angemeſſenen Eon 
mäß 8 2 Abſ. 4 AMietG. berichtigten Friedensmiete der zu uſes 
laſſenden Räume zu der Geſamtfriedensmiete aller Räume des bach 
zu erfolgen. Für Neubauräume ift vom Nußungswert auszuß and 
wobei der für dieſe Räume in Frage kommende Herſtellungsauf 
beſondere Berückſichtigung zu finden hat. un. 
RA. Dr. Wilhelm Thiele, Berl 


Zu 17. Der Entſch. iſt zuzuſtimmen. Sie folgt der bisher 
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1 an die bereits vorhandenen Mieter eine als unange⸗ 
der ſen zu erachtende Vergütung fordert oder annimmt. Aus 
Der Faſſ. der 88 49 a und b MietSch®. kann ein abweichen⸗ 
glei Schluß nicht gezogen werden. 8 49a findet ferner in 
5 cher Weiſe Anwendung auf die der Zwangswirtſchaft unter⸗ 
erſterden wie auf die hiervon befreiten Räume. Auch für die 
Mieten gilt hinſichtlich der Forderung und Annahme des 
dow alnfe Vertragsfreiheit, ſoweit nicht die geſetzliche Miete 
In ieter verlangt oder von Amts wegen feſtgeſetzt wird. 
die allen Fällen aber muß ſich der Vermieter an die durch 
aumwuchervorſchriften gezogenen Grenzen halten. 

die d. ie Vergütung von monatlich 150 RN jährlich 1800 , 
Stelle Angekl. von dem Mieter des Hintergebäudes — an 
56,50 der bis dahin gezahlten Vergütung von monatlich 
a jährlich 678 AM — gefordert hat, iſt unan⸗ 
15 0 Maßgebend für die Beurteilung ſind neben den 
157% Entſcheidung des erk. Sen. vom 11. März 1927 
ale (REES. 61, 130) aufgeftellten Richtlinien, die an je 
bach Unter der Herrſchaft der PreistrVO. 1923 erfolgte Ver⸗ 
ganzen und Vermietung anknüpfen, namentlich auch die er⸗ 
( org Richtlinien der Entſch. v. 10. Juli 1928 1823/27 
Idiot 62, 228). Hiernach find in Fallen, in denen aus- 
nicht dich 8 49a MietShG. anzuwenden ift, in erſter Linie 
Fun ie Geſtehungskoſten, ſondern der objektive Nut⸗ 
bugs wert der vermieteten Räume zu berückſichtigen. Aller⸗ 
zu Der hören auch die Geſtehungskoſten noch zu den 
Um ückſichtigenden geſamten Verhältniſſen. Sie können unter 

= künden eine mäßige Erhöhung der nach dem objektiven 
in augswert berechneten Vergütung rechtfertigen. Auch kann 
bere⸗ weifelsfällen die Aufmachung einer Geſtehungskoſten⸗ 
werts ung ſchon für die Feſtſtellung des objektiven Nutzungs⸗ 
Recht von Bedeutung ſein. Doch dürfen hierbei nach neuem 
u immer nur die wirtſchaftlich berechtigten 
gebraaundermeidbaren Geſtehungskoſten in Anſatz 
des Vel werden, nicht aber ſolche, die auf einer Spekulation 
das ermieters auf die Zukunft beruhen. Hat der Vermieter 
worb aus nach der Befeftigung der Währung er- 
Regel en, ſo kann der Berechnung des Zinſendienſtes in der 
auch; nur der Verkehrswert zugrunde gelegt werden, und 
Mar ler nur, ſoweit er nicht durch preistreibende 
bis 242) Haften beeinflußt iſt (vgl. RGSt. 62, 235 


kom objektive Nutzungswert der hier in Betracht 
läßt en Räume iſt zwar nicht unmittelbar feſtgeſtellt; er 
ſellunch aber aus den vom BG. in Bezug genommenen Feſt⸗ 
Sachen an des Schöſſch. wenigſtens annähernd ermitteln. Die 
ontehlihendigen Kn. und R. ſind „unter Berückſichtigung der 
objektz ichen ätze und der nicht ungünſtigen Lage des Miet⸗ 
itz einerſeits, deſſen recht primitiven Verhältniſſen ander⸗ 
zu dem ach Vergleich mit andern gleichgearteten Objekten“ 
Schluſſe gekommen, daß als Jahresmiete ein Betrag 
ſezlichen RM (Kn.) bzw. 675,77 RM (R.) der derzeitigen ge⸗ 
— IM Miete (= 120% der Friedensmiete) entsprechen 


Alpe, 9. 
ah an zuſtändigen 1. StrSen. des NG. Sie wiederholt Ge⸗ 
I 4 te, die nunmehr allgemein anerkannt find: $ 49a Miet⸗ 
für dien det auch Anwendung, wenn der Erwerber eines Hauſes 
9 ndenen veitere Überlaſſung der Mieträume an die bereits vor⸗ 
iordert „„ Mieter eine als unangemeſſen zu erachtende Vergütung 
auf die der annimmt. § 49 a findet in gleicher Weiſe Anwendung 
befreiten er Zwangswirkſchaft unterliegenden wie auf die hiervon 
nas me. Darüber hinaus aber nimmt der 1. StrSen. 
ö zu der Frage Stellung, ob und inwieweit bei Prü⸗ 
ſichtigen „ Angemeſſenheit die Geſtehungskoſten zu berück⸗ 
tag, 1 Das frühere Mitglied des 2. StrSen., RR. Son⸗ 
ſatz ; nt die Berückſichtigung der Geſtehungskoſten in einem 
num DMietdt. 1930, 947 ab mit der hauptſächlichen Be⸗ 
dur Me daß die Berückſichtigung der Geſtehungskoſten vielfach 
einzel ennung einer unangemeſſenen Miete führe. Dem iſt 
ehen ‚Mann: DMietR. 1930, 981 beigetreten. Demgegenüber 
er Darlde Entſch und in Übereinfinmung mit ihr in eingehen⸗ 
Hy daß gang, RR. Wachinger: DMietg. 1930, 979 davon 
after 70 § 40 a nur den Mietzins ausſchalten will und aus⸗ 
10 6 unter Berückſichtigung der geſamten Verhält⸗ 
geſamten unangemeſſen anzuſehen iſt. Bei Berückſichtigung der 
Verhältniſſe aber kann man die Geſtehungskoſten, ſo⸗ 
und Sinn Fſchaftlich gerechtfertigt find, nicht ausſcheiden. Zweck 
üzung d des 8 49 a ſind zwar, zu verhüten, daß durch Aus⸗ 
ngeme Raumnot die Vergütung für Raumüberlaſſung über 
emeſſene Maß in die Höhe geſchraubt und dadurch der 


würde. Da die Schätzungen der genannten Sachverſtändigen 
nicht an eine wirkliche gezahlte Friedensmiete anknüpfen, ſon⸗ 
dern nach Geſichtspunkten vorgenommen wurden, die für den 
objektiven Nutzungswert maßgebend ſind, ſo dürfen ſie dahin 
verſtanden werden, daß die hier in Betracht kommenden 
Räume ihrem Nutzungswert nach ſolchen Räumen gleichzu⸗ 
ſtellen find, bei denen die 120% ige geſetzliche Miete 646 bzw. 
675 RA, die nach dem Nutzungswert berichtigte Friedensmiete 
alſo 540 bzw. 560 RM beträgt. In der Sitzung des Miet⸗ 
einigungsamts Hof v. 7. Sept. 1928 wurde vergleichsweiſe 
eine jährliche Miete von 780 AM = 120% der Friedens⸗ 
miete vereinbart; hieraus würde ſich eine Friedensmiete von 
650 % berechnen. Würde nun zugunſten des Angekl. der letz⸗ 
tere Betrag von 650 RM als Friedensnutzungswert zugrunde 
gelegt, und würde es weiter — von den Schranken der 
Zwangswirtſchaft abgeſehen — für zuläſſig erachtet, dieſen 
Betrag mit Rückſicht auf die hier obwaltenden Verhältniſſe 
ausnahmsweiſe unter Verwendung der Meßzahl von 
160% auf 1040 AM zu erhöhen, jo würde die Forderung des 
Angekl. immerhin auch dieſen — über die übliche Erhöhung 
ſchon erheblich hinausreichenden — Betrag noch um 760 AM 
überſchritten haben. 

Aber auch eine nach objektiven Geſichtspunkten 
aufgemachte Geſtehungskoſtenberechnung würde zu 
einem dem Angekl. weſentlich günſtigeren Ergebnis nicht 
führen. Nach den Feſtſtellungen des BG. belaufen ſich die 
tatſächlichen Geſtehungskoſten — bei Zugrunde⸗ 
legung der Erwerbskoſten von 28 618 AM, der vom Angelkl. 
ſelbſt angegebenen Steuern, Betriebs- und Inſtandſetzungs⸗ 
koſten von 1948 RM, eines Abnützungs⸗ und Gefahrenſatzes 
von jährlich 100 AM und eines Zinsfußes von 50% für die 
Aufwertungshypotheken zu 6750 AM, von 60% für ein weite⸗ 
res Fremdkapital zu 7000 AM und von 70% für das Eigen⸗ 
kapital zu 14 868 AM — auf 3864 RM. Ein Blick auf die 
zur Zeit des Vertragsabſchluſſes erzielten Erträgniſſe des 
Hauſes von insgeſamt 2456,40 RM (678 RM für das Hinter⸗ 
gebäude und 1778,40 RM geſetzliche Mieten für die Woh⸗ 
nungen des Vordergebäudes) läßt ohne weiteres erkennen, 
daß der in den Erwerbskoſten ſteckende Kaufpreis von 
27000 RM ein reiner Spekulationspreis iſt. Nach 
der auf die Gutachten der Sachverſtändigen geſtützten An⸗ 
nahme der Vorderrichter betrug der Verkehrswert höch⸗ 
ſtens 22 000 RM. Nur dieſer Betrag nebſt den hieraus fich 
berechnenden Umſchreibungskoſten kann der nach objektiven 
Geſichtspunkten durchzuführenden Geſtehungskoſtenberechnung 
zugrunde gelegt werden. Es beſteht ferner keine Veranlaſſung, 
für die Verzinſung des Eigenkapitals ausſchließlich des Rein⸗ 
gewinns einen höheren Satz als 6% anzunehmen (vgl. RGSt. 
62, 244/245); dieſen Zinsſatz hat der Angeklagte auch feinem 
Bruder für das zum Hauserwerb geliehene Kapital von 
7000 RM gewährt. Es ergeben ſich dann folgende an» 
rechenbare Geſtehungskoſten: 50% Zinſen für die über-- 
nommenen Aufwertungshypotheken: 337,50 AM, 6% für das 


Räumemarkt hinſichtlich der Preisbildung ungünſtig beeinflußt wird. 
Das Geſetz bejchränkt aber die Mietzinſen nicht auf die nach dem 
objektiven Nutzungswert angemeſſene Höhe, will vielmehr, um 
allen Beteiligten gerecht zu werden, die geſamten Verhältniſſe 
des Einzelfalles berückſichtigt wiſſen; darum kann über die Ge⸗ 
ſtehungskoſten im Einzelfall nicht hinweggeſehen werden. Wie 
Wachinger a. a. O. des näheren darlegt, führt die Berückſich⸗ 
tigung der Geſtehungskoſten, wenn dieſe beſonders hoch ſind, nicht 
notwendigerweiſe zu einem unangemeſſenen Mietzins, denn bei Be⸗ 
rückſichtigung der Geſtehungskoſten dürfen, wie auch das RG. in 
obiger Entſch. neuerdings wieder ausſpricht, nur die wirtſchaftlich 
berechtigten und unvermeidbaren Geſtehungskoſten in Anſatz ge⸗ 
bracht werden, nicht aber ſolche, die z. B. auf einem ſpekulativen 
Kaufpreis beruhen. Wachinger weiſt daraufhin, daß die Sach⸗ 
verſtändigen und die Gerichte von dieſem Ausgangspunkt aus 
nicht zur Rechtfertigung einer zwei⸗ bis dreifachen Friedensmiete 
kommen werden. Wenn in Einzelfällen der objektive Nutzungs⸗ 
wert bei Feſtſetzung der unter Berückſichtigung der geſamten Um⸗ 
ſtände angemeſſenen Miete etwas überſchritten werden könne, fo 
ſtehe das mit dem Standpunkt des Geſetzes durchaus im Einklang, 
das die geſamten Verhältniſſe berückſichtigt wiſſen und nicht nur 
die Mieter vor Bewucherung, ſondern auch die Hausbeſitzer in ge⸗ 
wiſſem Sinn ſchüzen wollte. Ein abzulehnendes Ergebnis werde 
bei Entſch. über die Angemeſſenheit der Miete dann vermieden, 
wenn nicht überſehen werde, daß die bei der Aufſtellung einer 
Hausbilanz gefundenen Ziffern auf die jeweils durch Mietverträge 
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Darlehen des Bruders: 420 RM, 6% aus dem anrechen⸗ 
baren Eigenkapital (9868 RAM): 592,08 Nel, Steuern, 
Betriebs⸗ und Inſtandſetzungskoſten: 1948 RM, Abnützungs⸗ 
und Gefahrenſatz: 100 AA; Summe der Geſtehungskoſten: 
3397,58 RM. 


Würde nun, wie dies oben mit der vom MEA. angenom⸗ 
menen Friedensmiete zu 650 AM für das Hintergebäude ge⸗ 
ſchehen iſt, auch die Friedensmiete für die Wohnungen des 
Vordergebäudes zu insgeſamt 1490 AM unter Verwendung 
der Meßzahl von 160% erhöht, ſo ergäbe ſich ein Geſamt⸗ 
erträgnis von 1040 ＋ 2384 = 3424 RN. Hierdurch würden 
die anrechenbaren Geſtehungskoſten noch um einen kleinen Be⸗ 
trag überſchritten, der als Reingewinn erſcheinen würde. Es 
würde ſich alſo auch vom Standpunkt einer nach objektiven 
Geſichtspunkten aufgemachten Geſtehungskoſtenberechnung aus 
einer Erhöhung der tatſächlichen oder geſchätzten Friedens⸗ 
mieten auf mehr als 160—165% nicht rechtfertigen laſſen. 
Der Umſtand, daß infolge der Zwangswirtſchaft 
bei einer Gruppe von Mietern eine angemeſſene 
Miete nicht erzielt werden kann, darf nicht dazu 
führen, mit dem ungedeckten Reſt einen Mieter 
zu belaſten, für den die geſetzliche Miete nicht 
gilt. Dieſer ſchon unter der Herrſchaft des früheren Rechts 
geltende Grundſatz (vgl. RGSt. 61, 145/146) muß jetzt um 
ſo mehr gelten, da der in erſter Linie maßgebende objektive 
Nutzungswert einer Gruppe von Räumen durch den bei 
anderen Räumen entſtehenden, durch die Zwangswirtſchaft be⸗ 
dingten, Ausfall nicht berührt wird. Wenn alſo, wie der 
Angekl. irrtümlich angenommen hat, das Hintergebäude der 
Zwangswirtſchaft nicht mehr unterlegen wäre, hätte der beim 
Vordergebäude ſich berechnende Unterſchied zwiſchen der geſetz⸗ 
lichen und der angemeſſenen Miete dem Mieter des Hinter⸗ 
gebäudes nicht aufgebürdet werden dürfen. Durchaus unzu⸗ 
Läffig wäre, wie das BG. mit Recht angenommen hat, die 
Anrechnung der auf dem Haus laſtenden Siche- 
rungshypothek für die vom Verkäufer geſchul⸗ 
dete Wertzuwachsſteuer. Wenn wirklich der Verkäufer 
dieſe Steuer nicht bezahlen würde und dann der Angekl. dafür 
aufkommen müßte, ſo wäre dies ein perſönliches Mißgeſchick 
des Angekl., deſſen Folgen er nicht auf die Mieter abwälzen 
könnte. Auch in dieſer Hinſicht kommt in Betracht, daß der 
Nutzungswert des Hauſes hierdurch nicht berührt wird. 

Würde man im Hinblick auf die hohen anrechenbaren Ge⸗ 
ſtehungskoſten zugunſten des Angekl. annehmen, daß er — von 
den durch die Zwangswirtſchaft gezogenen Grenzen abgeſehen 
— den ungewöhnlich hohen Betrag von 160--165% der Frie⸗ 
densmiete hätte fordern dürfen, ſo bliebe immer noch eine 
Überforderung von mehr als 100% der Friedensmiete übrig. 


(Urt. d. 1. Strafſen. v. 31. Jan. 1930; 1 D 813/29.) [A.] 


18. 8 49a Miet Sch G.; Irrt VO. v. 18. Jan. 1917. 

1. Bei der Prüfung der Unangemeſſenheit 
einer Vergütung gemäß § 4a Miet Sch G. iſt in 
erſter Linie der objektive Nutzungswert des 
überlaſſenen Raumes in Betracht zu ziehen. In 
zweiter Linie und zum Zweck des Ausgleichs 
kann auch die Geſtehungskoſten berechnung 
herangezogen werden, wobei die geſamten Ge⸗ 


oder eigene Nutzung zuſammengefaßten Räume unter Berückſich⸗ 
tigung der Beſonderheiten der einzelnen Gruppen zu verteilen 
ſind; der Umſtände, daß infolge der Zwangswirtſchaft in der 
einen oder anderen Raumgruppe nicht der Mietertrag erzielt wer⸗ 
den kann, der dem objektiven Nutzungswert dieſer Gruppe oder 
den auf die treffenden einteiligen Ziffern der Geſtehungskoſten ent⸗ 
ſpricht, darf nicht dazu führen, mit dem ungedeckten Reſt die 
Mieter der Raumgruppen mit freier Mietzinsbildung zu belaſten. 
Nur ſo wird dem Sinn und Zweck des Geſetzes Rechnung getragen. 
Die gegenteilige, insbeſ. von Sontag vertretene Auffaſſung, wird 
in dem Beſtreben, die Miete möglichſt niedrigzuhalten, dem Geſetz 
nicht gerecht. Würden die Gerichte letzterer Auffaſſung folgen, ſo 
würden fie damit den zwangswirtſchaftlichen Eingriff des § 49 a 
in das Privateigentum über das vom Geſetz gewollte Maß hinaus 
verſtärken. Den Sozialerforderniſſen iſt damit zur Genüge Rech⸗ 
nung getragen, daß die Geſtehungskoſten als einer der in Betracht 
kommenden Umſtände mitzuberückſichligen, aber nicht reſtlos und 
allein maßgebend ſind. 
SR. Dr. Bruno Stern, Würzburg. 


ſtehungstoſten auf die einzelnen Mietraum 
gruppen nach dem Verhältnis ihrer Nutzung 
werte verteilt werden müſſen. Wird dabei in 
folge der Zwangswirtſchaft in einzelnen Gruß 
pen nicht der volle Mietbetrag erzielt, o 
der Ausfall nicht durch die Forderung übe 
mäßiger Vergütungen für andere, der Zwangs 
wirtſchaft nicht mehr unterliegende Räume au 
geglichen werden. „ 
2. Die Irrt VO. v. 18. Jan. 1917 iſt bei 2 
gehen gegen $ 49a Miet Sch G. nicht anwend bann 
Der Umſtand, daß nach der vom BG. aufgemacht 
Geſtehungskoſtenberechnung ſich nicht nur kein Reingel n 
ergibt, ſondern die Geſtehungskoſten allerdings a 
Schließlich einer SYigen Verzinſung des aufgewen dg 
Eigenkapitals ſowie eines Unternehmerlohns für die 
waltung des Hauſes — die Einnahmen überſteigen, Idle 
keineswegs gegen die Annahme, daß die vom Angekl. e 
Vermietung der Räume an L. geforderte Vergütung aält⸗ 
jährlich 1500 4% bei Berückſichtigung der geſamten Ver c 
niſſe i. S. des § 49a MietSchGG. unangemeſſen war. ie 
den vom RG. zu dieſer Geſetzesvorſchrift entwickelten Grun. 
ſätzen iſt bei der Prüfung der Frage der Unangemeſſ in 
der Vergütung in erſter Linie der objektive Nutzungswert de 
Betracht zu ziehen. Da dieſer nach dem vom Gericht zug 
gelegten Sachverſtändigengutachten, das einen Rechtsirr. * 
nicht erkennen läßt, für die Zeit vor der Geldentwertung dem 
auf etwa 400 % zu bemeſſen geweſen wäre, ſo iſt die 1 
Angekl. zugebilligte Vergütung von 1000 AN jährlich MM 
bei Berückſichtigung aller Verhältniſſe jedenfalls nichi 10 
niedrig gegriffen. Auch die Geſtehungskoſtenberechnung, 
in zweiter Linie und zum Zweck des Ausgleichs herangezegn 
werden kann, führt zu keinem anderen Ergebnis. Würd. 


; t. 
die geſamten Geſtehungskoſten, wie es geboten iſt (vgl. ni 
61, 130 [145 unten]), auf die einzelnen Mietraumg urde 
nach dem Verhältnis ihrer Nutzungswerte verteilt, ſo wenen 


ſich bei Zugrundelegung der vom Sachverſtändigen gegeb hier 
Schilderung jenes Verhältniſſes ergeben, daß bei den en 
in Betracht kommenden Räumen durch die zugebillig t 
1000 „% nicht nur die anteiligen Geſtehungskoſten 0 die 
werden, ſondern auch ein Reingewinn verbleibt, daß ai ieh 
für das ganze Haus errechnete Unterbilanz auf andere ag. 
raumgruppen, insbeſ. wohl auf die noch unter die waer, 
wirtſchaft fallenden Wohnungen zurückzuführen iſt. Daß en 
artige Ausfälle nicht durch die Forderung von übermäßig 
Vergütungen für die der Zwangswirtſchaft nicht mehr un c 
liegenden Räume ausgeglichen werden dürfen, hat 22 460 
wiederholt ausgeſprochen (vgl. R SSt. 61, 130 (14% 
Überdies erſcheint es zweifelhaft, ob nicht die für das hen 
im ganzen errechnete Unterbilanz auch auf einer allzuhe im 
Schätzung des buchmäßigen Abnutzungsſatzes beruht, de m 
allgemeinen nicht vom Grundſtückswert, ſondern vom per 
bäudewert und nicht in Höhe von 2%, fondern von 10 al 
rechnet zu werden pflegt. Einer näheren Erörterung be für 
dieſe Frage nicht, da, wie bemerkt, ſelbſt im Fall einer ell 
das ganze Haus ſich ergebenden Unterbilanz die vom * teten 
geforderte Vergütung von 1500 AN für die von L. gemi 
Räume als unangemeſſen erachtet werden müßte. Irtl 
Die Berufung der Rev. auf die Vorſchriften der 
ware TE es 
Zu 18. Das Urteil deckt ſich mit der bisherigen Alpe e 
RG. Nach 8 49a MietShG. begeht Raumwucher, wer für die 
weiſe Überlaſſung von Räumen eine Vergütung fordert, anten 
oder ſich verſprechen läßt, die unter Berückſichigung der OA pol 
Verhältniſſe als unangemeſſen anzuſehen iſt. Dieſes Wucher age, 
ſoll nicht die Mieten verbilligen, ſondern eine bei unregel ſene 
Marktlage drohende Überteuerung verhindern. Die unangel (bat 


Vergütung foll nicht als übermäßiger Gewinn, fondern um) ein 
getroffen werden. Deshalb kann die Unangemeffenheit dure gs 
Mißverhältnis zwiſchen der Vergütung und dem objektiven Nubien 


wert feſtgeſtellt werden, ohne daß es ſtets einer Berechne 0 
Geſtehungskoſten bedarf (NG. 1. StrSen. v. 10. Juli 1928: e. upt 
1928, 167). Unwirtſchaftliche Geſtehungskoſten dürfen üb kön 
nicht berückſichtigt werden (RG. a. a. O.). Bei dieſer Recheslaz ane 
nen ſelbſtverſtändlich Ausfälle, die für den Vermieter bei heit 
mit zwangsweiſe bemeſſenem Mietzins entſtehen, die übermäßig 
der Vergütung für Räume mit freier Mietzinsbildung MI may 


ſchließen, denn ſonſt würde der vom Geſetz gegeben e pi | 


jtab verlaſſen. — Bei einem Friedenswert von 4 


1 
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9 Jahrg. 1930 Heft 42/48] 
50 geht ſchon deshalb fehl, weil dieſe Vorſchriften bei 


(agehen gegen § 49a MietShG. keine Anwendung finden 
act. 61, 326 [334]). Überdies iſt das Bewußtſein des 


Anger 
ml. von der Unangemeſſenheit der Vergütung ausdrück⸗ 
ic feſtgeſtellt. Sn g 


„Sen. v. 8. Okt. 1929; 1D 357/29.) A.] 


„Bechtsentſchelde in Miet ⸗ und pachtſachen. 


tet von Kammergerichtsräten Dahmann u. Dr. Günther, 
Berlin. 


Reichsrecht. 

x Reichsmietengeſetz. 

1 9.2 RMietch. 
als Ve Sind bei einem Mietverhältnis mehrere Perſonen 

bi ermieter oder als Mieter beteiligt, jo kann der An⸗ 

nur auf Feſtſtellung oder Feſtſetzung der Friedensmiete⸗ 
mern gen alle Vermieter oder Mieter gemeinſam geftellt 
geſteflt Der Antrag kann auch nur von allen gemeinſam 
aer t werden, es ſei denn, daß nach bürgerlichem Recht 

von ihnen zur Antragſtellung befugt iſt. 
gebar! Iſt eine Ehefrau Vermieterin oder Mieterin und 
kann d die Vertragsrechte zum eingebrachten Gut, ſo 
ſtim m er Ehemann allein, die Ehefrau nur mit ſeiner Zu⸗ 
gegnerg 9 den Antrag ftellen. Der Antrag des Vertrags- 

es iſt gegen beide Eheleute zu richten. 

haber steht die Ausübung der Vertragsrechte einem In⸗ 
Verne; der elterlichen Gewalt zu oder ift ein Nießbraucher 


zu helle fo ift der Antrag nur von ihm oder gegen ihn 


dun Bei der Prüfung, wer in den Fällen der Ziff. 1 
dom neter oder Mieter ift, hat das Mieteinigungsamt 
tragſtellarag des Antragſtellers auszugehen. Ob der An⸗ 
Saß Feller allein das Verfahren betreiben kann (Ziff. la 
ſchtießeund Ziff 16), hat das Mieteinigungsamt ab- 
Band zu entſcheiden. Das Verfahren kann ohne Zu⸗ 
5 Mitberechtigten des Antragſtellers durch⸗ 
erden. 


einerseits us der Notwendigkeit, widerſprechende Entſch. des MEA. 
achverh⸗ des ordentlichen Gerichtes andererſeits über den gleichen 
"Halt zu vermeiden, hat der Senat in ſtänd. Rſpr. hergeleitet, 
MEN, ſich der Entſch. folder bürgerlich⸗rechtlicher Streitig⸗ 
enzu enthalten habe, die verbindlich für die Parteien zu ent⸗ 
oem ordentlichen Gericht obliegt. In ſolchen Fällen hat 
- — ſoweit es ſich nicht um die rein wohnungsmangel⸗ 
Arten, ſeg,Lerfahren handelt — ſeiner Entſch. den Sachvortrag des 
jo beſeh ers zugrunde zu legen. Iſt der Sachvortrag unrichtig, 
Mg. das Mietverhältnis gar nicht, für das die Entſch. des 
Ron ends ngen it, und die Entſch. vermag dann die ihr ſonſt zu⸗ 

An e Wirkung nicht auszulöſen. 
für die Arie: Nipr. des Senats erfolgt ohne weiteres, daß auch 
mieter Ba, wer an einem Mietverhältnis als Mieter oder Ver⸗ 
Vebeutunkeiligt iſt, allein der Sachvortrag des Antragstellers von 
cheidung d ſein kann, denn auch dieſe Angaben dienen der Unter⸗ 
und and zwiſchen dem vor das MEN. gebrachten Mietverhältnis 
eren Mietverhältniſſen. Ergibt ſich aber aus dem Sachvor⸗ 


Übermaß 

ben gigkeit einer Vergütung von 1500 RM kaum zweifelhaft 
dem here Schwierigkeiten bereitet die Anwendung des $ 49a 
verein! — richter. Nach der herrſchenden Meinung iſt die Mietzins⸗ 
fm, & ung nur in Höhe des nicht unangemeſſenen Vertrages wirk⸗ 
werden muß alſo die Grenze der Angemeſſenheit genau feſtgeſtellt 
Sa werſſänd halb hängt die Entf. faſt ſtets vom Gutachten der 
pflegen. ändigen ab, bei denen ſich große Abweichungen zu zeigen 
niſſe in e 3 ift bei der Unſicherheit der wirtſchaftlichen Verhält⸗ 
be Are = Gegenwart und angeſichts der beſonderen Schwierigkeit, 
fuffälig 9° mäßiger Marktlage den Normalwert zu erkennen, nicht 
won Der Huſtand begründet aber die Gefahr, daß die Entſch 
krebt find Zufall abhängen, und verſetzt auch Vermieter, die be⸗ 
cherheit eunangemeſſene Forderungen zu vermeiden, in große Un⸗ 
56 9 49 In dieſem Zuſammenhange verdient beſondere Beachtung, 
om Taba nicht von der Überſchreitung der angemeſſenen, ſondern⸗ 
Hung if Ye einer unangemeſſenen Vergütung ſpricht. Eine Ver⸗ 
Stage u über den objektiven Wert hinaus noch bis zu dem 
15 dem vo ſſig, bei dem ihre Unangemeſſenheit außer Zweifel ſteht. 
acht ere a den Sachverſtändigen feſtgeſtellten, mehr oder weniger 
In Abe Fr ſondern geſchätzten Betrage wird man aus biejem 
0 en 7 18 noch einen Bruchteil, vielleicht 200%, zulegen müſſen, 
mit En bloß nicht angemeſſenen, ſondern unangemeſſenen und 

wirkſamen Teil der Mietzinsforderung zu finden. 


KGR. Dr. Günther, Berlin. 
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trag eine Mehrheit von Berechtigten auf der einen oder anderen 
Vertragsſeite oder auf beiden, ſo darf der Vortrag des Antrag⸗ 
ſtellers nicht mehr den Ausſchlag dafür geben, wer von den Mit⸗ 
berechtigten den Antrag zuläffig ſtellen oder gegen wen der Antrag 
gerichtet fein kann. Hier muß vielmehr das MEN. ſelbſt die Prü⸗ 
fung vornehmen und abſchließend entſcheiden; denn für dieſe Frage 
beſteht im Zuſammenhange mit der Wirkſamkeit einer vom MEA. 
getroffenen Sachentſcheidung keine Zuſtändigkeit des ordentlichen 
Gerichts mehr, können alſo widerſprechende Entſch. nicht vorkommen. 
Unter welchen Vorausſetzungen hiernach für ein beſtimmtes Miet⸗ 
verhältnis die Friedensmiete feſtzuſtellen oder feſtzuſetzen ift, regelt ſich 
allein nach den Vorſchr. des RMietGG., und deshalb gehört die Prüfung 
dieſer Vorausſetzungen ausſchließlich zur Zuſtändigkeit des MEN. 
Sobald deſſen Entſch. endgültig geworden iſt, iſt ſie auch für das 
ordentliche Gericht verbindlich; das Gericht darf alſo hinſichtlich 
der Erforderniſſe des RMietG. für die materiellen und prozeſſualen 
Grundlagen der Entſch. des MEN. ihre Richtigkeit nicht mehr nach⸗ 
prüfen. Zu den Vorausſetzungen der Entſch. über die Friedensmiete 
gehört auch, daß ein Vertragsteil ſie beantragt hat, und ſelbſtver⸗ 
ſtändlich ebenſo, daß ſie gegen den anderen Vertragsteil beantragt 
iſt oder doch erlaſſen wird. Das wird durch 8 2 Abſ. 3 u. 4, ſowie 
durch § 15 außer Zweifel geſtellt. Das MEN. hat hiernach verbind⸗ 
lich über das Antragsrecht und die Perſon des Antragsgegners zu 
entſcheiden. Weil dieſe Entſch. ein Gebot des NMiet®. iſt, gehört fie 
zur Zuſtändigkeit des MEN., ungeachtet des Umſtandes, daß fie 
zumeift, wenn nicht immer, die Anwendung des bürgerlichen Rechts 
erfordert. Der Senat hat niemals den Standpunkt eingenommen, 
daß dem MEA. die Entich. aller Rechtsfragen oder doch aller Fragen 
des bürgerlichen Rechts verſagt ſei, ſondern er hat die Grenze ſtets 
in Hinblick auf den Zweck, widerſprechende Entſch. zu vermeiden, 
gezogen und das MEU. an den Vortrag des Antragſtellers nur 
inſoweit gebunden, als die Entſch. des MEN. für eine abweichende 
Stellungnahme des Gerichts Raum läßt. Das iſt bei der Frage, wer 
den Antrag zu ſtellen hat, und gegen wen er zu richten iſt, nicht 
der Fall. Somit war die Frage der BeſchwSt. zu 3b zu beant⸗ 
worten, wie es zu 2 der Formel geſchehen iſt. Dieſe Frage war 
vorweg zu behandeln, weil ſich aus ihrer Beantwortung erſt ergibt, 
daß die übrigen Fragen einer Behandlung im Ré. fähig find; fie 
gehören nicht zur Zuſtändigkeit des ordentlichen Gerichts. 


II. Die auf Grund des NMietd. vom MEN. getroffenen 
Entſch. gelten nach § 15 als vereinbarte Beſtimmungen des Miet⸗ 
vertrages. Nach dem RMietG. iſt für jedes Mietverhältnis nur eine 
einzige geſetzliche Miete und deshalb auch nur eine einzige Friedens⸗ 
miete begrifflich möglich. Aus dieſen beiden Sätzen folgt, daß die 
Feſtſtellung oder Feſtſetzung der Friedensmiete ſtets für und gegen 
ſämtliche Perſonen wirken muß, die als Vermieter oder als Mieter 
an dem Mietverhältnis beteiligt ſind, denn ohne eine ſolche Wirkung 
wäre zu demſelben Mietverhältnis eine Mehrheit von Entſch. dieſer 
Art möglich und zugleich der Weg zu Feſtſtellungen und Feſt⸗ 
ſetzungen verſchiedenen Inhalts eröffnet. Dieſes Ergebnis aber läßt 
ſich mit dem Geſetze und auch mit dem Begriff des einheitlichen 
Mietverhältniſſes und Mietvertrages nicht vereinigen. Die Entſch. 
über die Friedensmiete darf aus dieſem Grunde nur ergehen, wenn 
der geſtellte Antrag ſich wirklich auf das Geſamtmietverhältnis be⸗ 
zieht alſo von allen Berechtigten ausgeht oder gegen alle gerichtet 
iſt. Soweit die Mehrheit der Berechtigten auf der Seite des An⸗ 
tragsgegners ſteht, gilt dieſe Regel ohne Einſchränkung; es muß 
alſo der Antrag ſtets gegen alle geſtellt werden. Auf der Seite des 
Antragſtellers iſt es dagegen nicht notwendig, daß die ganze Anzahl 
der Mitberechtigten ſich als Partei, alſo als Antragſteller, an dem 
Verfahren beteiligt, denn nach bürgerlichem Recht kann mitunter 
einer der Berechtigten oder es können einige von ihnen das der Ge⸗ 
ſamtheit zuſtehende Recht allein im eigenen Namen geltend machen. 
Beiſpiele dafür bieten 88 744 Abſ. 2 und 2038 Abs. 1 BGB., wo⸗ 
nach der einzelne Teilhaber einer Gemeinſchaft nach Bruchteilen und 
der einzelne Miterbe die zur Erhaltung des Gegenſtandes der Mit⸗ 
berechtigung notwendigen Maßnahmen allein treffen kann. Liegt ein 
ſolcher oder ähnlicher Fall der Befugnis zur alleinigen Ausübung 
des Antragsrechts vor, ſo genügt der Antrag dieſes einzelnen Mit⸗ 
berechtigten, um das Verfahren zuläſſig in Gang zu bringen und 
die Grundlage für die Sachentſch. des MEA. zu ſchaffen. In ſolchem 
Falle ſind die übrigen Mitberechtigten des Antragſtellers nicht Partei, 
und es fehlt auch an einer Vorſchrift, die ihre Ausiehung in irgend» 
einer Form gebietet. 


III. Gehört das Recht aus dem Mietvertrag zum eingebrachten 
Gut einer Ehefrau, ſei es, daß ſie Vermieterin, ſei es, daß ſie Miete⸗ 
rin iſt, ſo kann der Ehemann den Antrag allein ſtellen, denn er übt 
damit eine Verwaltungshandlung aus, zu der er nach $ 1374 BGB. 
befugt iſt. Sowohl die Feſtſtellung wie auch die Feſtſetzung der 
Friedensmiete hat keine rechtsandernde Wirkung, ſondern bringt, 
wie der Senat ſtändig ausgeſprochen hat, nur diejenige Friedens⸗ 
miete zur Kenntnis, die kraft Geſetzes für das Mietverhältnis ohne⸗ 
hin gilt. Eine Verfügung liegt deshalb in der Einleitung und Durch⸗ 
führung des Verfahrens beim MEU. nicht, fo daß dem Manne nicht 
etwa 8 1375 entgegenſteht. Dieſe Auffaſſung ſteht mit dem RGurt. 
v. 27. Mai 1929, VIII 108/29 (RG. 124, 325; JW. 1929, 2500; 
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Mieter. 1929, 124; Dtſch. Mietrecht 1929, 864), im Einklang, in 
dem dargelegt iſt, daß der Ehemann beim geſetzlichen Güterſtande ſo⸗ 
gar befugt iſt, den Mietzins aus einem zum eingebrachten Gute ge⸗ 
hörenden Mietvertrage ohne Zuſtimmung der Frau zu ermäßigen, 
und zwar auch dann, wenn die Frau den Vertrag geſchloſſen hat. 
Die Ehefrau hingegen bedarf, wenn fie den Antrag beim MEA. 
ſtellen will, der Zuſtimmung des Mannes, weil ihr die Verwaltung 
des eingebrachten Gutes nicht zuſteht, die Maßnahme auch entipr. 
der prozeſſualen Geltendmachung eines Rechts durch Klage zu behan⸗ 
deln und deshalb nach 8 1400 Abf. 2 an die Zuſtimmung des Man⸗ 
nes geknüpft iſt. 

Befinden ſich die Eheleute in der Stellung der Antragsgegner, 
ſo muß der Antrag ſtets gegen beide gerichtet ſein, wenn das Miet⸗ 
recht zum eingebrachten Gute gehört. Daß der Autrag gegen die 
Ehefrau allein nicht genügt, liegt auf der Hand, denn aus einem 
Vorgehen gegen die Ehefrau läßt das bürgerliche Recht Wirkungen 
gegen das eingebrachte Gut niemals eintreten. Doch auch in Hin⸗ 
ſicht auf den Ehemann liegt es nicht anders. Er kann wohl die 
Verwaltungshandlungen in bezug auf das eingebrachte Gut aus ſei⸗ 
nem freien Willen wirkſam vornehmen, weil ihm nach 8 1374 die 
Verwaltung zuſteht. Doch enthält das BGB. keine Beſtimmung, 
wonach er von dritten Perſonen zu Verwaltungshandlungen ge⸗ 
zwungen werden kann. Im Gegenteil, obwohl er ein zum einge⸗ 
brachten Gute gehörendes Recht im eigenen Namen gerichtlich geltend 
machen kann, wirkt ein Urteil gegen die Frau nach $ 1380 BGB. 
nur, wenn er über das Recht ohne ihre Zuſtimmung verfügen konnte. 
Da der Mann über die Mietrechte, die zum eingebrachten Gute ge⸗ 
hören, nicht verfügen kann, fo würde auch ein Verfahren aus § 2 
AMiet®., das gegen ihn allein durchgeführt wird, nicht gegen die 
Frau als Mieterin oder Vermieterin wirken. Dann aber iſt es nach 
dem zu II Ausgeführten überhaupt unzuläſſig. Als Antragsgegner 
können alſo die Eheleute nur zuſammen in das Verfahren einbe⸗ 
zogen werden. 0 

Mit dieſer Unterſcheidung der Befugnis des Ehemannes zu 
freiwilligen Verwaltungshandlungen und dem gegen ihn ausgeübten 
Zwang, Verwaltungshandlungen vorzunehmen, ſteht es im Einklang, 
wenn der RE. v. 3. Okt. 1927, 17 Y 63/27 (356. ErgBd. 7, 29; 
Mieter. 1927, 152; EA. 1927, 620; DWohn A. 1927, 507; Sure 
Roͤſch. 1927, 2011; 1928, 324; VDW. 9, 1847, 2578; Hertel, 
Mieterſchutz 5, A 362), die Feſtſetzung des Zwangsmietvertrages nur 
gegen beide Ehegatten für zuläſſig erachtet hatte. In dem RE. v. 
16. Febr. 1929, 17 Y 115/28 (JW. 1929, 1991; RVerwBl. 50, 468; 
MietGer. 1929, 44; HöHENNIpr. 1929 Nr. 1222; Dtſch. Mietrecht 
1929, 869; DWohn A. 1929, 365; Hertel, Mieterſchutz 6, A 492), 
iſt dieſe Anſicht hinſichtlich des Zwangsmietvertrages zwar aufge⸗ 
geben worden. Das iſt aber nur geſchehen, weil aus 8 4 Wohn⸗ 
mang®. eine Sonderregelung folgt, bei der gegenüber den Inter⸗ 
eſſen der Öffentlichkeit an der Raumbewirtſchaftung die im Privat⸗ 
recht genommene Rückſicht auf die Ehefrau außer acht gelaſſen wird. 

IV. Iſt ein Nießbraucher Vermieter, ſo kommt er allein als 
Berechtigter für das Verfahren aus 8 2 NMietG. in Frage. An⸗ 
ders als der Ehemann die Nutznießung, übt der Nießbraucher fein 
Recht nur im eigenen Intereſſe aus. Dem trägt das Geſetz Rech⸗ 
nung, indem die oben für den Ehemann gezeigten Schranken in der 
Verwaltungsbefugnis, insbeſ. der Ausſchluß eines gegen ihn aus⸗ 
geübten Zwanges zur Verwaltungshandlung nicht vorgeſehen ſind. 
Der Nießbraucher tritt für den Mietvertrag, mag er ihn ſelbſt in⸗ 
folge ſeines Nießbrauchs abgeſchloſſen oder den Nießbrauch an dem 
ſchon vorhandenen Mietverhältnis erworben haben, voll in die Rechte 
ein. Sofern es noch eines beſonderen Beweiſes für dieſe Auffaſſung 
bedürfte, könnte auf den Inhalt des 8 1066 Abſ. 1 verwieſen wer⸗ 
den. Hier wird der Nießbraucher an dem Anteil eines Miteigen⸗ 
tümers in Anſehung der Verwaltung der Sache und der Art ihrer 
Benutzung fo vollkommen an die Stelle des Miteigentümers geſetzt, 
daß er während des Beſtehens der Gemeinſchaft für die anderen Be⸗ 
rechtigten allein in Betracht kommt, der Miteigentümer dagegen ſeine 
Bedeutung verliert. 

Was für den Nießbraucher gilt, das trifft auch beim Inhaber 
der elterlichen Gewalt zu. Auch er hat die Nutznießung am Ver⸗ 
mögen des Kindes im eigenen Intereſſe erhalten. Er erwirkt die 
Nutzungen nach $ 1652 wie ein Nießbraucher, und die prozeßrecht⸗ 
lichen Beſtimmungen, die beim Ehemann von Bedeutung waren, 
fehlen völlig. Die gerichtliche Geltendmachung von Rechten, die zum 
Kindesvermögen gehören, geſchieht durch den Inhaber der elter⸗ 
lichen Gewalt und gegen ihn mit voller Wirkung nicht nur für, ſon⸗ 
dern auch gegen das Kind. Mithin kommt auch nur der Gewalthaber, 
niemals das Kind, als Antragsgegner und Antragſteller im Ver⸗ 
fahren auf Feſtſtellung und Feſtſetzung der Friedensmiete in Frage. 

(KG., 17. ZivSen., RE. v. 18. Jan. 1930, 17 Y 81/29.) D.] 
* 


2. 82 Abſ. 4 Satz 4 RMietG. Bei Feſtſetzung der 
Friedensmiete für Räume, die nach dem 30. Juni 1918 
bezugsfertig geworden find, ſind die gegen die Friedens 
zeit erhöhten Baukoſten zu berückſichtigen. ) 

Im RE. v. 18. Juni 1926, 17 Y 45/26 (JF G., Erg Bd. 5, 45; 
JW. 1927, 590; Mieter. 1926, 87; EA. 1926, 487; Grund. 1926, 


Rechtſprechung 


Juriſtiſche Wochenſchriſt 


1330; Heſſatſpr. 1927, 24; Jurqdſch. 1926, 1837; Deore. Sb 
134; VDW. 7, 1590; Hertel, Mieterſchutz 4, A 264) iſt trotz 0 5 
Wortlauts des $2 NMietG. angenommen, daß auch bei baulichen Ver 
änderungen, die nach dem 30. Juni 1918 vorgenommen ſind, in D 
Friedensmiete die gegen die Friedenszeit erhöhten Baukoſten d 
berückſichtigen ſind. Der Wortlaut des Geſetzes iſt daraus zu 1 
klären, daß das Geſetz nur die Friedensmiete für diejenigen Bau 
behandelt, für die nach dem NMiet®. die geſetzliche Miete in Geltung 
geſetzt werden kann. Die Verpflichtung des MEA., einem Anttaß 
auf Feſtſetzung der Friedensmiete ſachlich zu entſprechen, iſt aber Ei 
auf ſolche Bauten beſchränkt, beſteht vielmehr ſogar, wenn . 
Parteien übereinſtimmend vortragen, das Mietverhältnis beziehe Lee! 
auf Räume, die dem AMietG. nicht unterliegen. Das hat ber or 
in ftändiger Rſpr. aus allgemeinen Erwägungen und aus 85 Ken 
MietzVD. entnommen und an feiner Anſicht wiederum feſtgehn den 
im RE. v. 5. Okt. 1929, 17 Y 59/29 (JJ G., ErgBd. 9, 113; Miet 
Ger. 1929, 188; DMietg. 1929, 897; Grunde. 1929, 1465; Hen 
tel, Mieterſchutz 6, A 538). Wenn die Bauten erſt nach dem 30. Nine 
1918 bezugsfertig geworden ſind, kann die zeitliche Grenze aber Rei l 
Bedeutung haben; vielmehr kommt der allgemeine Rechtsgedal 
des 82 Abſ. 4 nur zur Geltung, wenn man auch bei ſolchen Bau! 
die erhöhten Baukoſten berückſichtigt. Die geſetzliche Regelung re 
dazu dienen, dem Vermieter im Mietzins ein entſprechendes 1 
gelt dafür zu gewähren, daß er nach dem I. Juli 1914 infolge © 
höhter Baukoſten gegenüber der Friedenszeit ein höheres Kapital g 
die Mietſache verwendet hat. Das Bedürfnis dafür beſteht auch, af 
Bauten, die nach dem 30. Juni 1918 ausgeführt worden find. 2 
bei ihnen die geſetzliche Miete überhaupt nicht eingeführt we 
kann, muß bei der Betrachtung außer acht bleiben, denn es Ben 
nicht an, zwar die Feſtſetzung der Friedensmiete für ſolche Be 
vorzuſchreiben, zugleich aber dem Geſetz hinſichtlich der Baukoften © e 
Auslegung zu geben, die die Errechnung der richtigen Friedensmie 
vereitelt. 

(KG., 17. ZivSen., RE. v. 15. Febr. 1930, 17 X 6/30.) [©] 

* 
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3. 5 2 RMietch. Weicht die feſtgeſtellte Friedeng, 
miete in außergewöhnlichem Umfange von dem ort? 

lichen Mietzins ab, fo ift ihre Neufeſtſetzung nicht | 914 

deshalb gerechtfertigt, weil für die mit dem 1. Juli 1) 
beginnende Mietzeit ein Staffelmietzins vereinbart war 


In den RE. v. 30. Juni 1924, 17 1 55/4: Ki. an 
NADEL, Amtl. Teil 1934, 428; JW. 1924, 2006; CU 10 
344; Od Rſpr. 43, 334; BDW. 4, 358; Hertel, Mieterſchige 
249, und v. 4. Okt. 1926, 17 J 88/26: KE. 5, 38; JW. 


Zu 2. Es iſt bedauerlich, daß das RG. die MEN. ge. 
Entſch. zu fällen, die ohne jede praktifche Bedeutung bleiben mu ein 
Es iſt ſchlechterdings nicht einzuſehen, inwiefern die Partei 5 
Intereſſe an der Feſtſetzung der Friedensmiete haben kann, 10e 
unftreitig das ganze Haus erſt nach dem 1. Juli 1918 err das 
worden iſt und daher darüber kein Streit beſtehen kann, daß auch 
NMietG. nicht bloß auf die in Rede ſtehenden Räume, ſondern un 
auf alle anderen Räume des Hauſes keine Anwendung finden ka 
fo daß die Ermittlung der Friedensmiete auch nicht einmal hie 
die Umlegung irgendwelcher Beträge von Bedeutung ſein und eſt⸗ 
Gerichte irgendwie binden kann. Selbſt wenn die Parteien des Em 
ſtellungsſtreites oder andere Mietparteien des Hauſes mit ent? 
Vermieter einen der Berechnungsweiſe der geſetzlichen Miete die 
ſprechenden Mietzins vereinbart haben, hat doch ſtets über ii 
wegen der Höhe dieſer vereinbarten Miete entſtehenden Strate 
keiten lediglich das ordentliche Gericht zu entſcheiden und 2 
wirklich nicht einzuſehen, was für ein Unglück entſtehen kann, ah⸗ 
das MEA. von voruherein eine ſolche ganz zweckloſe Ent) 15, 
lehnt. Ebenſo wie das ordentliche Gericht beim Fehlen eines 
ſchutzintereſſes eine Entſch. abzulehnen berechtigt und verpflichte 
muß dieſes Recht auch dem MEN. zuſtehen. Es iſt ein unerträg i 
Zuſtand, daß Behörden, und zwar bis hinauf zum Kc. _ 
Zeit und Arbeitskraft opfern müſſen, daß die Tätigkeit von wild 
verſtändigen für zeitraubende Gutachten in Anſpruch genommen es 
und dem Staate daraus Koſten erwachſen können, bloß 5 an- 
jemandem gefällt, ohne jeden vernünftigen Grund das Hel, er 
zurufen. Der Umſtand, daß dem Antragſteller die Koſten dieſes per? 
fahrens auferlegt werden können, bildet namentlich gegenüber int, 
mögensloſen Antragſtellern keinen ausreichenden Schutz. Dazu ko 
daß nach dem KG. die Frage, ob die Entſch. von prakktiſcher ein 
deutung für die Parteien iſt, auf die Koſtenentſcheidung ohne rend 
fluß iſt, und daß daher die Gegenſtandsloſigkeit des Verſa 
nicht ausreicht, um dem Antragſteller die Koſten des Verfah 
aufzuerlegen (vgl. RC. 17 Y 72/7: Hertel Nr. 372 V, 1“ 


JW. 1928, 512). 
OsGR. Dr. Hertel, Oppell 


e eit 

Zu 3. Eine Staffelmiete liegt bei einem auf beſtimmte Ir 
abgeſchloſſenen Mietvertrage vor, wenn der Mietzins für die Zeit 
Vertragsdauer nicht einheitlich, ſondern für die einzelnen 


1 um 
cher 


hre 


9 


4 


N 


J Jahrg. 1930 Heft 42/43] 


N Mietcher. 1926, 128; EA. 1926, 514; JurRdſch. 1927, 251; 
4 A. March 1926, 668; Miet Beiſ 1926, 20; Hertel, Mieterſchutz 
1 15 hat der Senat die Staffelmiete behandelt. In beiden RC. 
der rauf hingewieſen worden, daß beiden Vertragsteilen der Weg 
Nhadeelſezung nach $ 2 Anf. 3 N Mieth bleibe, wenn ſich bei der 
m orten Art der Feſtſtellung eine Friedensmiete ergebe, die von 
aus 


gründun 9 


rtsüblichen Mietzinſe in erheblichem Grade abweiche. Schon 
Umſtande, daß für dieſen Ausſpruch keinerlei nähere Be⸗ 
teir gegeben worden iſt, ferner daß nur von unbilligen Nach⸗ 
d ar und von der in erheblichem Grade beſtehenden Abweichung 
wälFriedensmiete vom ortsüblichen Mietzinſe geſprochen worden ift, 
erſord das Geſetz die Abweichung in außergewöhnlichem Umfange 
Nerf ert, iſt zu erſehen, daß die NE. über die Zuläſſigkeit der 
nicht zung keine Entſch. treffen wollten. In der Tat iſt auch 
der berſichtlich, daß das Vorliegen einer Staffelmiete schlechthin 
bei londere Grund fein könnte, den das Geſetz erfordert, damit 
übli u gewöhnlicher Abweichung der Friedensmiete vom orts⸗ 
Sen Mietzins die Feſtſetzung der Friedensmiete geſchehen darf. 
99 wenn man davon ausgehen dürfte, daß ein außergewöhnlich 
Mi er Unterſchied zwiſchen der Friedensmiete und dem ortsüblichen 
auff inſe bei Mietverhältniſſen mit geſtaffeltem Zinſe beſonders 
erſi ig vorkommt, eine Annahme, für die eine Begründung kaum 
der lich iſt, ſo würde doch dieſe Folge nicht ausreichen, da eben 
0 Unterſchied der Beträge nach § 2 Abſ. 4 allein nicht genügt, 

ern die Neufeſtſetzung der Friedensmiete nur rechtfertigt, wenn 
an einem beſonderen Grunde beruht. Dieſer bejondere Grund 
zinſes nicht die vertragliche Bemeſſung oder Geſtaltung des Miet⸗ 
ein f. ein, denn ſonſt würde der Grund ſtets vorliegen, wenn nur 
bönnte reichend großer Unterſchied der Beträge errechnet werden 
fanden Vielmehr muß unter dem beſonderen Grunde etwas ver⸗ 
er werden, was zwar die Mietbemeſſung beeinflußt hat, aber 
felun dal des Vertrages liegt. Bei dieſer Rechtslage kann die Staf⸗ 
fettes des Mietzinſes jelbit den beſonderen Grund niemals Dar» 
85 ‚biefes Ergebnis iſt auch nicht unbillig. Allerdings könnte der 
wu egte Sachverhalt zu einer anderen Auffaſſung verleiten, weil 


gte verſchieden hoch vereinbart iſt. Das KG. hat in dem NE. 
uni 1924, 17 Y 55/24 bzw. 4. Okt. 1926, 17 Y 88/26 

„ Mieterſchuz Nr. 35 — III bzw. Nr. 285 — IV, 10) 
vert echtsſatz aufgeſtellt, daß, wenn am 1. Juli 1914 ein Miet⸗ 
nicht $ mit geſtaffeltem Mietzins in Geltung war, als Friedensmiete 
1914 fer Betrag anzuſehen ift, welcher für den mit dem 1. Juli 
reichte beginnenden Zeitabſchnitt auf Grund der damals gerade er⸗ 
N Staffel zu zahlen war, ſondern der bei Zuſammenrechnung 
ie ganze Vertragsdauer zu entrichtenden Mietbeträge ſich 
— durchſchnittliche Jahresbetrag. Ich hatte bereits in den 
Ruaf NE. Nr. 285 ausgeführt, daß dieſer Standpunkt weder 
ſolcher laſſung des Verkehrs, noch der wirtschaftlichen Bedeutung 
geſtaff taffelmietverträge gerecht wird. In der Regel wurde ein 
um ſelter Mietzins bei langfriſtigen Mietverträgen nicht vereinbart, 
leichter Mieter in der erſten Zeit die Aufbringung der Miete zu er⸗ 
zurn und für dieſen Mietnachlaß in den ſpäteren Jahren einen 
wägun ich zu ſchaffen, ſondern die Vereinbarung beruhte auf der Er⸗ 
gende T aß der Mietzins in Friedenszeit im allgemeinen eine ſtei⸗ 
Miet mfendenz aufwies, welcher von vornherein durch Erhöhung des 
vorl ſes für die ſpäteren Jahre Rechnung getragen wurde. Im 
dem Aale hat das MEN. einen Staffelmietzins angenommen, weil 
dem g ieter geſtattet wurde, die Räume ſchon einige Monate vor 
& ha eginn der Vertragszeit unentgeltlich in Benutzung zu nehmen. 
bags; die ſieben Monate der unentgeltlichen Benutzung der Ver⸗ 
Vertrans von drei Jahren hinzugerechnet und den für die ganze 
Tomte dauer zu entrichtenden Mietzins von 7800 % auf die ge- 
daß fuß t der Benutzung von 43 Monaten gleichmäßig verteilt, fo 
der be) ein durchſchnittlicher Jahresmietzins von 2176,80 4 jtatt 
erſcheine enbarten Jahresmiete von 2 600 % ergab. Dieſe Methode 
Benutz erſt recht bedenklich. Ob die Geſtattung der unentgeltlichen 
berbaung vor Beginn der eigentlichen Vertragszeit der Staffelmiete 
Falleg an gleichzuſetzen iſt, hängt von den Umſtänden des einzelnen 
warnen b und es iſt namentlich hier vor einer Verallgemeinerung zu 
mieter, Es war in Friedenszeit allgemein üblich, daß der Ver⸗ 
einem der die Wohnung leerſtehen hatte, dem Mieter, der erſt von 
ohne zultimmten Zeitpunkt ab mieten wollte, auf Wunſch geſtattete, 
allem ag ung eines Entgelts einige Wochen vorher einzuziehen, vor 
> der Mieter feine alte Wohnung bis zu dem betr. Zeit⸗ 

hätte Mbablen mußte, alſo andernfalls bei vorzeitigem Einzug doppelt 
„ ee zahlen müſſen, oder um ihm dadurch die Aufwendungen 
kommen Umzug zu erleichtern. In der Regel iſt ein derartiges Ab⸗ 
Miete auf die Höhe des Mietzinſes für die Zeit, von welcher ab 
würde an entrichten iſt, ohne Einfluß geweſen, und der Vermieter 
enutzun ch ohne die Einräumung einer zeitweise unentgeltlichen 
beine 9 vor Beginn der eigentlichen Vertragszeit dem Mieter 
r Stattebrigeren Mietzins zugeſtanden haben. Die Anwendung der 
Art fin miete vom KG. aufgeſtellten Grundſätze auf Fälle dieſer 
Snene namentlich dann, wenn die Zeit des Freiwohnens ver⸗ 
tg lang, die Vertragszeit dagegen kurz iſt, aber an⸗ 
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das MEN. die Staffelung darin erblickt, daß der Vermieter den 
Mieter länger als ein halbes Jahr ohne Entgelt hat wohnen 
laſſen. In ſolchen Fällen wird aber der beſondere Grund für die 
Neufeſtſetzung nicht ſelten nachzuweiſen ſein. Allerdings iſt es der 
Zweck der geſetzlichen Mietzinsregelung, den Mietzins auf der Höhe 
zu halten, die ſich in der Zeit vor dem Kriege herausgebildet hatte, 
in der die Konjunktur für die Vermieter nicht beſonders günſtig 
war. Die Einflüſſe der damaligen Konjunktur ſollen deshalb den 
beſonderen Grund für die Neufeſtſetzung nicht darſtellen. Das ſchließt 
aber nicht aus, den Grund für die Neufeſtſetzung zu bejahen, wenn 
der Vermieter zu einer ungünſtigen Mietzinsregelung veranlaßt 
wurde, weil die ungünſtige Konjunktur ihn infolge eigenartiger Um⸗ 
ſtände beſonders und über das gewöhnliche Maß hinaus getroffen. 
hatte, etwa weil er beſonders viele Wohnungen leerſtehen hatte, 
oder weil ihm die Mittel für die Bewirtſchaftung und Erhaltung 
ſeines Hauſes fehlten und er unter allen Umſtänden vermieten 
mußte, um drohende Gefahren für ſein Vermögen abzuwenden. Hier 
beruht der Mietzins nicht ſo ſehr auf der ungünſtigen Geſtaltung 
des Marktes als vielmehr auf der Notlage des Vermieters. Gerade 
in Fällen, in denen der Mieter damals auffällig lange den Ge⸗ 
brauch der Räume ohne Entgelt erhalten hat, wird alſo nicht ſelten 
der beſondere Grund für die Neufeſtſetzung vorliegen, ohne daß er 
in der Staffelung des Mietzinſes gefunden zu werden braucht. 
(KG., 17. ZivSen., RE. v. 2. Nov. 1929, 17 Y 75/29.) [D.] 


* 

4. 82 RMietG. Erfolgt die Feſtſetzung der Friedens⸗ 
miete aus einem nach dem 1. Juli 1922 eingetretenen 
Grunde, fo hat das MEA. den Zeitpunkt anzugeben, in 
dem dieſer Grund eingetreten iſt. f) 


(K., 17. Ziv Sen., RE. v. 3. Juli 1928, 17 Y 59/28.) [D. 


zunehmen iſt, daß das Mietverhältnis über die Vertragszeit fort⸗ 
geſetzt werden wird, zu einem ganz unvernünftigen Ergebnis. 

Im vorliegenden Falle war nun das KG. an die rechtskräftige 
Feſtſtellung der Friedensmiete gebunden, und es fragte ſich nur, ob 
der Umſtand, daß am 1. Juli 1914 ein Staffel mietvertrag vorlag, 
zur Feſtſetzung der ortsüblichen Friedensmiete berechtigte, wenn die 
nach dem Durchſchnittsſatz der Staffelmiete errechnete Friedensmiete 
von der ortsüblichen in außergewöhnlichem Umfange abwich. Das 
KG. 1 dieſe Frage; ſeine Begründung iſt aber nicht über⸗ 
zeugend. 

Der Umſtand, daß andernfalls in ſolchen Fällen bei Staffel⸗ 
mieten ſtets ein Grund zur Feſtſetzung der ortsüblichen Friedens⸗ 
miete gegeben ſei, vermag die Verneinung der Frage nicht zu recht⸗ 
fertigen, denn weshalb ein ſolches Ergebnis der geſetzlichen Regelung 
widerſpricht, bedarf doch gerade des Beweiſes. Es iſt nicht einzusehen, 
weshalb der beſondere Grund i. S. des Geſetzes nicht auch die Ge⸗ 
ſtaltung des Mietzinſes ſein kann, ſondern außerhalb des Vertrages 
liegen müſſe. Man denke z. B. an den Fall, daß der Mieter den 
Mietzins für einen zehnjährigen Vertrag im voraus entrichtet hat. 
Bleibt in einem ſolchen Falle der Mietzins hinter dem damals orts⸗ 
üblichen Mietzinſe in außergewöhnlichem Umfange zurück, ſo ſpricht 
doch bis zum Beweiſe des Gegenteils die Vermutung dafür, daß 
eben wegen der Vorauszahlung und der daraus dem Vermieter er⸗ 
wachſenden Vorteile der Mietzins niedriger als ſonſt üblich bemeſſen 
worden iſt. Die gleiche Vermutung beſteht aber, wenn dem Mieter 
geſtattet worden iſt, vor Beginn der eigentlichen Vertragszeit die 
Wohnung einige Zeit zu benutzen und infolge der Einrechnung dieſer 
Zeit des Freiwohnens ſich eine Friedensmiete ergibt, die hinter der 
ortsüblichen in außergewöhnlichem Umfange zurückbleibt. Im Ver⸗ 
fahren wegen Feſtſetzung der Friedensmiete gibt es allerdings keine 
Beweislaſt im eigentlichen Sinne, aber auch hier kann das MEX. 
allgemeine Erfahrungsſäße feiner Entſcheidung zugrunde legen, ſofern 
nicht im einzelnen Falle Anhaltspunkte dafür gegeben ſind, daß dieſe 


Grundſätze hier nicht zutreffen. 
OLGR. Dr. Hertel, Oppeln. 


Zu 4. Die Entſch. des KG. iſt die Konſequenz aus feiner m. E. 
dem Geſes nicht entſprechenden Anſicht, daß auch Veränderungen, die 
nach dem 1. Juli 1914 die Beſchaffenheit der Mietſache, des Ge⸗ 
bäudes oder die äußeren Verhältniſſe der Wohngegend betroffen haben, 
eine Neufeſtſetzung der Friedensmiete nach 8 2 Abſ. 4 Satz 1 recht⸗ 
fertigen. Ich habe mich (JW. 1926, 2929 und 1927, 462 u. 588 Anm.) 
eingehend gegen dieſe Auffaſſung gewandt. Inwieweit ſpätere Ver⸗ 
änderungen von Zuſtand oder Wert der Mietſache eine Neufeſtſetzung 
geſtatten, iſt nach der abſchließenden Beſtimmung des Satz 2 von 
9 2 Abſ. 4 RM. ausſchließlich zu beurteilen. Hertel (Gef. Miete II, 
239) gibt zu, daß mein Standpunkt vielleicht theoretiſch richtig ſei, 
meint aber, die Billigkeit erfordere die Berückſichtigung der ſeit⸗ 
her eingetretenen Veränderungen in um ſo ſtärkerem Maße, je weiter 
wir uns zeitlich von 1914 entfernen. Und auch Ebel, der früher 
(JW. 1926, 933 ff.) dem Standpunkt des KG. mit Entſchiedenheit 
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5. § 29 MietSchG. 1. Der Rechtsentſcheid vom 30. Nov. 
1929, 17 X 77/29, wonach jeder von den Ehegatten, die den 
Mietvertrag gemeinſchaftlich geſchloſſen haben, das Ver- 
fahren auf Erſetzung der Erlaubnis des Vermieters zur 
Untervermietung für ſich allein beantragen und duͤrch⸗ 
führen kann, wird aufrechterhalten. Er gilt auch, wenn 
nur die Ehefrau Mieterin iſt, ihre Mietrechte aber zum 
eingebrachten Gut gehören. 2. Iſt eine Ehefrau Ver⸗ 
mieterin und gehören die Vertragsrechte zum eingebrachten 
Gut, ſo kann der Antrag, die Erlaubnis des Vermieters 
zur Untervermietung zu erſetzen ($ 29 des MietSchG.), 
ſowohl gegen beide Eheleute als auch gegen jeden von 
ihnen allein geſtellt werden. f) 


I. Im RE. v. 30. Nov. 1929, 17 Y 77/29 (MietGer. 1930, 27; 
DMietR. 1930, 941; Grund. 1930, 211; Salzmannſcheg. 1930, 
141; MittBl. 1930, 34; Hertel, Mieterſchutz 6, A 551) hat der 
Senat ausgeſprochen: Jeder von mehreren Mitmietern kann das 
Verfahren auf Erſetzung der Erlaubnis des Vermieters zur Unter⸗ 
vermietung für ſich allein beantragen und durchführen. Das gleiche 
gilt, wenn Ehegatten den Mietvertrag gemeinſam geſchloſſen haben, 
für jeden von ihnen. Zur Begründung iſt dargelegt, daß die Auf⸗ 
forderung des Mieters an den Vermieter, die Erlaubnis zur Unter⸗ 
vermietung zu erteilen, und ebenſo der Antrag an das MEA., 


entgegentrat, hat nunmehr (Ebel-Lilienthal, Komm. z. RMG., 
4. Aufl. S. 49) feinen Widerſpruch mit Rückſicht auf die geänderte 
Faſſung der fraglichen Geſetzesbeſtimmung (Nov. v. 10. Juli 1926) 
und auf das Billigkeitsargument Hertels fallen gelaſſen. Der Vor⸗ 
wurf der Unbilligkeit trifft das Geſetz, nicht die Auslegung, der nicht 
geſtattet iſt, das mangelhafte Geſetz zu verbeſſern 1). Ich erwähne, 
ohne hier nochmals auf weiteres einzugehen, den Streit der Mei⸗ 
nungen nur deshalb, weil bei ſtrikter Feſthaltung der Grundgedanken 
des Geſetzes die oben dargelegte Auffaſſung des KG., daß die Friedens⸗ 
miete mehrfach wechfeln könne und dann für verſchiedene Zeitabſchnitte 
in verſchiedener Höhe feſtgeſetzt werden mifje, für § 2 Abſ. 4 Satz 1 
nicht richtig iſt, ſondern nur für die Fälle des Abſ. 4 Satz 2 zu⸗ 
trifft. Auch das RG. (III 128/27 v. 20. Jan. 1928: JW. 1928, 2521 
— EA. S. 656 — Miet. 1928, 23 = Hertel Heft 14 C, 74) 
nimmt an, daß für die Feſtſetzung der ortsüblichen Friedensmiete nach 
8 2 Abſ. 4 Satz 1 nur Umſtände, „die der Vergangenheit angehören“ 
(alſo offenbar ſolche, die bereits am 1. Juli 1914 gegeben waren), in 
Betracht kommen können. 

Aber einerlei, wie weit man in der Zuläſſigkeit ſpäterer Ver⸗ 
änderungen der Friedensmiete gehen will, erſcheint doch die Folgerung 
des KG. unabweislich, daß für ſolche Fälle das MEA. ſich nicht 
einfach auf die Angabe des Betrags der neuen Friedens miete be⸗ 
ſchränken darf, ſondern auch den Zeitpunkt zu bezeichnen hat, mit 
dem die bisherige Friedensmiete als unrichtig geworden anzuſehen iſt. 
Die Aufgabe des MGA. iſt dann eine ganz andere: Es hat nicht wie 
im Normalfall die Miete feſtzuſtellen oder feſtzuſetzen, die am 1. Juli 
1914 in Geltung oder die den damaligen Verhältniſſen entſprechende 
war, ſondern es hat ſich darüber auszuſprechen, ob und durch welches 
Ereignis zu einem ſpäteren Zeitpunkt dieſer urſprüngliche Berech⸗ 
nungsfaktor unrichtig geworden iſt. Man könnte ja nun daran 
denken, daß es genügen würde und ſogar die korrekte Art der Er⸗ 
ledigung wäre, wenn das MEN. lediglich das Ereignis bezeichnet, 
durch deſſen Eintritt der bisherigen Mietberechnung ihre Grundlage 
entzogen wird. Gewiß wäre daraufhin auch ein Gericht in der Lage, 
den Zeitpunkt, von dem ab die veränderte Friedensmiete maßgebend 
iſt, zu beſtimmen. Aber das wäre eine höchſt wirklichkeitsfremde, die 
Parteien u. U. zu einem weiteren Rechtsſtreit nötigende und ſie in 
Unklarheit laſſende Löſung. Sie weiſt dem Gericht auch die Be⸗ 
urteilung von Tatſachen zu, über die das MEA. mit größerer Sad) 
kunde auf Grund ſeiner Beſetzung zu entſcheiden vermag. Aber ab⸗ 
geſehen von ſolchen Zweckmäßigkeitserwägungen iſt auch die Entſch. 
des KG. die allein vor dem Forum der juriſtiſchen Logik vertretbare. 
Denn tatſächlich enthält notwendigerweiſe die Beſtimmung der Friedens⸗ 
miete ſtets einen Zeitfaktor. Dieſen hat für die Mehrzahl der Fälle 
das Geſetz ſelbſt durch die Bezugnahme auf den 1. Juli 1914 feſt⸗ 
gelegt. Wo aber das Geſetz die Berückſichtigung ſpäter eingetretener 
Veränderungen zur Pflicht macht, mußte es die Beſtimmung des Zeit⸗ 
punkts, der für die Berechnung maßgebend ſein ſoll, der Behörde 
überlaſſen, die berufen iſt, über die Bedeutung ſolcher Umſtände für 
die Höhe der Friedensmiete zu befinden. 

Mit der Rückwirkung der Mietfeſtſetzung auf die Ver⸗ 
gangenheit — ein Umſtand, mit dem das KG. die Richtigkeit ſeiner 
Entſch. zu begründen ſucht — hat dieſe Frage ſchlechterdings nichts 


1) Daß auch die geſetzgebenden Faktoren den 8 2 Abſ. 4 für 
verbeſſerungsbedürftig anſehen, zeigt die neueſte VO. des preuß. 
Staatsmin. v. 14. April 1928 (GS. 100), die wenigſtens für einen 
Teil der berückſichtigenswerten Fälle — bei ſpäterer Erhöhung der 
Betriebskoſten — ein Hinausgehen über den Normalſatz der Friedens⸗ 
miete ermöglicht. 


werb eines neuen Rechts gerichtet iſt. Daraus iſt gefolgert hr 
den, daß in Fällen, in denen das Mietrecht mehreren Perſon 


Die Beſchwerdeſtelle will von der Auffaſſung dez Senats 40 
weichen. Sie meint, es müſſe für den Fall des 8 29 Miete 


Mann 
nicht ſtellen. Die Untervermietung ſei eine Verwaltungsmaßnahle 
Dieſe Darlegungen vermögen den Senat jedoch nicht zu die 
zeugen. Sie überjehen den Unkerſchied zwiſchen den Anträgen, 
ſich auf die Friedensmiete beziehen, und dem Antrag des NN 
auf Erſetzung der Zuſtimmung zur Untervermietung. Wie der » 
in dem NE. v. 18. Jan. 1930, 17 Y 81/29 (Mict@er. 1930, det 
Hertel, Mieterſchutz 6, A 566) eingehend dargelegt hat, iſt ine 
Antrag auf Feſtſtellung oder Feſtſetzung der Friedensmiete ch; 
Geltendmachung des beſtehenden Mietrechts und bei ſeiner 5 
führung geeignet, auf den Beſtand dieſes Mietrechts einzuid! nd” 
Hingegen ift der Antrag aus § 29 MietSchb. eben keine Gelle 


zu tun. Die Beurteilung würde ſich nicht im geringſten ändern, wen 
etwa der Geſetzgeber dem MEA. die Bewertung von Umſtänden, e 
in der Zukunft liegen, bindend auferlegt hatte, eine Rückwirkung. der 
gar nicht in Frage käme, wie es vor dem Erlaß des RM. bei t 
von Fall zu Fall durch das MEA. feſtzuſetzenden Mieterhöhung wez 
ausgeſchloſſen war. Auch damals, vor dem Erlaß des RM., war ß, 
ja eine Selbſtverſtändlichkeit, daß das MEA. den Zeitpunkt ang 7 
von dem ab die erhöhte Miete für das Vertragsverhältnis der 
teien Geltung zu beanſpruchen hatte. ä ng 
Dem KG. ift auch darin beizuſtimmen, daß durch Bestimmter 
des Zeitpunkts für die veränderte Mietberechnung noch nichts ird. 
den Umfang der den Parteien zuſtehenden Anſprüche ausgeſagt W er 
Solche Anſprüche find abhängig von der dem Gericht zuſtehenden das 
urteilung der Frage, ob und ſeit wann die geſetzliche Miete u 
Vertragsverhältnis der Parteien eingeführt wurde. Nicht dagegen, e⸗ 
hierfür auch eine bindende Einigung über die Friedensmiete von 
deutung. Das hat kürzlich das RG. im Gegenſatz zu der Rips, um. 
KG. klargeſtellt (vgl. RGB.: JW. 1928, 25213 und meine 66 $) 
hierzu). Es bedarf nicht erſt, wie Michaelis (Miet®. 1928, hen 
neuerdings wieder behauptet, einer Abkehrerklärung der Di au 
benachteiligten Partei, um Anſprüche auf Nach⸗ oder Rückzahlung die 
Grund der geänderten Friedensmiete auszulöſen, vorausgeſetzt, Daß 
Erklärung der geſetzlichen Miete bereits vorliegt und die benachte 
Partei ſich nicht etwa bewußt auf eine ihr ungünſtigere Mieder 
nung (alfo Vertragsmiete) eingelaſſen hat. Nur durch Verzicht der 
forderungsberechtigten Partei nach Erkenntnis ihres Irrtums tert 
auf Grund eines dem 8 814 BGB. entſprechenden Tatbeſtands et: 
ſolche Nach⸗ oder Rückzahlungsanfprüche ihre Wirkfamkeit ver 2 
Prof. Dr. Ruth, Halle a. d. 87 


5 on 

Zu 5. I. Von der prozeſſualen Frage, ob der einzelne 905 
mehreren Mitmietern den Antrag auf Erſetzung der Erlaubn welche 
Vermieters ſtellen kann, zu unterſcheiden iſt die Frage, Ur 
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nicht berührt (vgl. meine Anm. zum NE. v. 30. Nov. 000% {ne 

72/29; Hertel, Mieterſchutz VI, 21 Nr. 551). Ob der elne 
ängt 


gu, 
E 
ausſchließlich zuſteht. Es leitet dann jeder der Mitmieter SEEN dern 
fügungsrecht über dieſe Räume nicht nur vom Vermieter einem 


Innenverhältnis die Verfügung über die Mieträume nur kaubun 
ieter 
oder ihre Erſetzung dieſem nichts, wenn ſie den anderen Mi F 


tag. 1990 gef 42/43] 


Rechtſprechung * 9 


machung - 
auch nn des vorhandenen Mietrechts und vermag dieſes Mietrecht 
Ver ncht irgendwie zu berühren. Die Beſchwerdeſtelle hat keinen 
gemacht, dieſen Unterſchied zu beſeitigen oder die Aus⸗ 
en des Senats über ihn als verfehlt zu erweiſen. Sie 
erhalte auch bei wiederholter Nachprüfung als richtig aufrecht⸗ 
werden, fo daß kein Anlaß beſteht, von dem Rc. 17 Y 
bzugehen. 


nur Ährend der aufrechterhaltene RE. hinſichtlich der Eheleute 
Mein Fall betraf, daß beide als Mieter den Mietvertrag ge- 
für de alſchooſſen haben, bedarf es nunmehr auch der Antwort 
inden, daß Mieterin nur die Ehefrau iſt, ihr Mietrecht aber 
bie Ant gebrachten Gut gehört. Auch bei dieſer Sachlage ergibt ſich 
dem eheli rt jedoch aus derſelben Begründung. Infolge der ihm nach 
auch a ichen Güterrecht zuſtehenden Verwaltung und Nutznießung iſt 
des ein Ehemann an dem Mietrecht beteiligt. Da er zur Verwaltung 
Miet Sch achten Gutes berechtigt iſt, kann er den Antrag aus § 29 
der Chef., ſtellen. Das Mietrecht gehört jedoch auch zum Vermögen 
Ante und es kann ihr deshalb nicht verwehrt ſein, ebenfalls 
der nag aus 8. 29 zu ſtellen. Da fie damit nicht das beſtehende, 
macht, waltung und Nutznießung unterworfene Mietrecht geltend 
Nie mi ondern nur ein neues Recht damit zu erwerben ſucht, greift 
auch nießen Antrage nicht in die Rechte des Mannes ein, bedarf aljo 
. ſeiner Zuſtimmung. 
Ehefrau Sieen die Eheleute auf der Vermieterſeite, iſt insbeſ. die 
germieterin und ihr Vertragsrecht Beſtandteil des einge⸗ 
mmung zutes, ſo mag die vom Ehemann freiwillig erteilte Zu⸗ 
Ro 0 zur Untervermietung ausreichen, ohne daß der Mieter auch 
undert * von der Ehefrau gegebenen Erlaubnis bedürfte. Das 
MEY, r nichts daran, daß die Erſetzung der Erlaubnis durch das 
Ehemann enn fie nur gegen einen, alſo gegen die Ehefrau oder den 
zur U 8 erfolgt, allein nicht genügt, um dem Mieter die Befugnis 
Eher 5 vermietung zu geben. Vielmehr iſt die Erſetzung gegen beide 
di dotwendig, ſofern ſie ſich nicht erübrigt, weil der andere Ehe⸗ 
u alictaubnis freiwillig erteilt hat. Daß die Erſetzung gegen die 
N a nicht genügt, liegt auf der Hand, denn nicht ihr, ſon⸗ 
damit Ehemanne ſteht die Verwaltung des eingebrachten Gutes 
dem Ehe die Befugnis zu der begehrten Erlaubnis zu. Doch bei 
zu, die ra liegt es nicht anders, denn es treffen die Ausführungen 
Befteng „don in dem obenerwähnten RE. 17 Y 81/29 zu II an- 
das Vor orden find. Das BGB. enthält keine Vorſchrift, nach der 
ver gehen eines Dritten nur gegen den Ehemann genügt, ſofern 
beſugnis . die begehrte Handlung infolge ſeiner Verwaltungs⸗ 
man ein vornehmen könnte. Vielmehr bedarf es für die Gel⸗ 
Area FE von Anſprüchen, die das eingebrachte Gut betreffen, ſtets 
ie Erſezun bens gegen beide Ehegatten. Aus dieſem Grunde darf für 
benommen wen Erlaubnis zur Untervermietung nichts anderes an⸗ 
e 


4 A 8 N. 
Alters aner Begründung iſt zu erſehen, daß über Anträge des 
329 gegen den Ehemann oder gegen die Ehefrau ſach⸗ 


derſagt de. 
alen wird. Denn erſt mit der Erteilung der Erlaubnis gegenüber 
eutun degugungsberechtigten erlangt die Erlaubnis rechtliche Be⸗ 
Wung der (einzelne Mieter wird, wenn er den Antrag auf Er⸗ 
9 utrag Erlaubnis ſtellt, zum Ausdruck bringen müſſen, ob er den 
a Grund in Anſehung ſeines eigenen Mietrechts oder zugleich 
bachts „eines ihm von den Mitmietern übertragenen Verfügungs⸗ 
ann ſſt n Gehört das Mietrecht zum eingebrachten Gut der Ehefrau, 
E. nur der Ehemann antragsberechtigt, weil die Unter⸗ 
m er eine Verwaltungshandlung darſtellt und nur er durch 
r mit Fee über das Mietrecht verfügen kann. Die Frau ijt 
di \ üſtimmung des Mannes verfügungs⸗ und antragsberechtigt. 
105 brozeſaf wenn auf der Vermieterſeite mehrere beteiligt ſind, iſt 
Segen ehe Frage, ob der Antrag auf Erſetzung der Erlaubnis 
5 en j re Vermieter gemeinſchaftlich geſtellt werden muß oder 
. de einzelnen gerichtet werden kann, von der Frage zu unter⸗ 
- 8 materiell die Erlaubnis ſämtlicher Vermieter erforderlich 
zun eingeh ft unbedenklich zu bejahen. Gehört das Vertragsrecht 
— der Erlahten Gut der Ehefrau, dann bedarf es nach dem KG. 
ihn aber aubnis beider Ehegatten oder ihrer Erſetzung. Der Antrag 
en def Wohl gegen beide Ehegatten als auch gegen jeden von 
wenn 5 geſtellt werden. M. E. iſt, ſofern nicht etwa der 
d alſo nder Frau die freie Verfügung über das Mietrecht überlaſſen, 
X vornherein die Zuſtimmung zu allen Verfügungen und 
ich udlungen erteilt hat, nur die Erlaubnis des Ehemanns 
den h > das Verfahren daher nur gegen ihn zu richten. Nach 
Er Ehemartag zwar die freiwillige Erteilung der Erlaubnis durch 
Ss aubnis b ausreichen, dagegen ſoll im Falle der Erſetzung auch die 
dend enthält, n Ehefrau erforderlich fein, weil das BGB. keinen 
bein, „Deimann wonach das Vorgehen gegen den Ehemann genügt, wenn 
is allei die begehrte Handlung infolge ſeiner Verwaltungs⸗ 
eine 5 vornehmen könnte. Allein das BGB. kennt über⸗ 
ag deter gung von Verwaltungshandlungen des Mannes auf 
nich ngshandf Perſonen. Nur um Erſetzung einer ſolchen Ver⸗ 
Gn um die gung, für welche 829 Miet Sch. die Grundlage bildet, 

ute ie Gelten 


dmachung von Rechten über dem eingebracht 
an 5 2 gegenüber dem eingebrachten 
0 delt es ſich in den Verfahren betreffend Erſetzung der Er⸗ 


lich entſchieden werden muß und nicht etwa die Ablehnung eines 
ſolchen Antrags erfolgen darf, weil der in Anſpruch genommene Ehe⸗ 
gatte nicht der richtige Antragsgegner iſt. Es folgt aber keineswegs 
daraus, daß zwiſchen den Ehegatten auf der Vermieterſeite eine not⸗ 
wendige Streitgenoſſenſchaft beſteht, ſo daß der Antrag nur gegen 
beide gemeinſam geſtellt werden kann. Vielmehr fehlt es an der not⸗ 
wendigen Streitgenoſſenſchaft, und deshalb kann der Antrag des 
Mieters gegen jeden Ehegatten allein geſtellt werden. Dem ſteht auch 
nicht entgegen, daß der RE. 17 Y 81/29 für die Antragsgegner bei 
den Entſch. über die Friedensmiete eine notwendige Streitgenoſſen⸗ 
ſchaft annimmt. Dort kann in der Tat die Entſch. gegen ſämtliche 
Vermieter nur einheitlich erfolgen. Bei der Erſetzung der Erlaubnis 
zur Untermiete beſteht aber dieſes Erfordernis nicht; vielmehr kann 
hier die Entſch. gegen den einzelnen verſchieden ausfallen. Dann 
aber fehlt es an den Vorausſetzungen für die notwendige Streit⸗ 
genoſſenſchaft. 
(KG., 17. ZivSen., NE. v. 12. April 1930, 17 Y 14/30.) [D.] 


Preußiſches Mietrecht. 


6. 1. Bei Ermittlung der Friedensmiete nach 82 
Abſ. 2 PrMietz VO. hat das ME A. auch darüber zu ent⸗ 
ſcheiden, ob der Mieter oder Vermieter eine ihm nach 
dem BGB. nicht obliegende Nebenleiſtung vor dem 1. Juli 
1914 vertraglich oder ortsüblich übernommen hatte. 

2. Die Treppenreinigung kann zu den Nebenleiſtungen 
gehören, die dem Mieter nach dem BGB. nicht obliegen. f) 

I. Iſt das in 8 20 AMiet®. angeordnete Erlöſchen aller durch 
den regelmäßigen Inhalt eines Mietvertrages nicht gedeckten, aber 
den Mietzins offenbar beeinfluſſenden Verpflichtungen eine not⸗ 
wendige Folge des Weſens der geſetzlichen Miete, ſo mußte das 
Geſetz andererſeits dafür Sorge tragen, daß dieſer Wegfall nicht zu 
einer unrichtigen Bemeſſung des Raumentgelts führt. Grundlage 
für die Berechnung der geſetzlichen Miete iſt der Mietzins, der für 
die mit dem 1. Juli 1914 beginnende Mietzeit vereinbart war, 
als Friedensmiete (8 2 Abſ. 1 RMietG.). War aber dieſer Miet⸗ 
zins durch übernommene Verpflichtungen beeinflußt, ſo iſt nicht 
die vereinbarte Summe, ſondern dieſe vermehrt oder vermindert 
um den Wert der übernommenen Verpflichtungen das Entgelt, 
das damals aus dem Mietvertrage zu leiſten war, alſo der eigent⸗ 
liche Mietzins. Es muß alſo bei der Bemeſſung der Friedensmiete 
berückſichtigt werden, daß ein Vertragsteil vor dem 1. Juli 1914 
ihm nach dem BGB. nicht obliegende Nebenleiſtungen übernommen 
hatte und dieſes auf die Höhe des Mietzinſes offenbar von Ein⸗ 
fluß war. Eine Anordnung dieſes Inhalts enthält § 2 Abſ. 2 Pr⸗ 
MietzVO. Zugleich beſtimmt deſſen Abſ. 3, daß im Streitfall das 
MEN. entſcheidet. 

Die Zuſtändigkeit des MEA. zur Entſcheidung, ob und wie 


laubnis. Ebenſo wie das Verfahren auf Abſchluß eines Zwangsmiet⸗ 
vertrages nach dem KG. gegen den Ehemann allein zu richten iſt, auch 
wenn das Grundſtück nur der Ehefrau gehört (RE. 17 1 115/28: 
Hertel, VI, 18 Nr. 492 = JW. 1929, 1991), muß dies auch bei 
Erſetzung der Erlaubnis zur Untervermietung und zum Tauſch gelten, 
wenn eine Ehefrau Vermieterin iſt. 

OLGR. Dr. Hertel, Oppeln. 


Zu 6. A. Man wird gegen dieſe Entſch. de lege lata nichts 
einwenden können; das unbefriedigende Ergebnis zeigt aber, wie 
abänderungsbedürftig die beſtehenden Geſetzesbeſtimmungen ſind. 

Kernpunkt der Entſcheidung iſt, daß es bei Inkrafttreten ge⸗ 
ſetzlicher Miete zwei Folgerungen hat, wenn ein Mietvertrag dem 
einen oder dem anderen Teile Verpflichtungen aufbürdet, die ihm 
nach dem BGB. nicht obliegen und die die Höhe des vertrags⸗ 
mäßigen Mietzinſes beeinflußt haben: Erſtens Erlöſchen dieſer 
Verpflichtungen, zweitens Verminderung oder Erhöhung der Frie⸗ 
densmieten um ihren Wert bei deren Feſtſtellung durch das MEA. 

Für die Entſcheidung der Frage nun, ob die fraglichen Ver⸗ 
pflichtungen erloſchen ſind, iſt mangels beſonderer Begründung 
der Zuſtändigkeit des MEN. das ordentliche Gericht zuſtändig, 
wobei dieſes inzidenter feſtzuſtellen hat, ob es ſich um über den 
im BGB. vorgeſehenen Rahmen hinaus übernommene Verpflich⸗ 
tungen handelt, die für die Bemeſſung des Mietzinſes erheblich 
waren. über die gleiche Vorfrage aber hat das MEN. zu ent⸗ 
ſcheiden, wenn es die Friedensmiete feſtſtellen ſoll, wie § 2 Pr⸗ 
Mietz VO. ausdrücklich beſtimmt. Es liegt auf der Hand, daß bei 
dieſer Sachlage widerſprechende Entſcheidungen gefällt werden 
können. Das weiſt auf die Möglichkeit hin, gem. 8 44 
MietSchG. nach einer abweichenden Entſcheidung des ordentlichen 
Gerichts das MEAN. noch einmal anzurufen; es erſcheint aber 
ſehr fraglich, ob das Vorliegen einer anderweiten Entſcheidung das 
MEN. veranlaſſen wird, ſeine Entſcheidung abzuändern. Eine wirk⸗ 
liche Abhilfe dürfte m. E. nur eine Geſetzesänderung dahin bringen, 
daß die Zuſtändigkeit einer Stelle beſtimmt wird. 

Zutreffend nimmt das KG. an, daß die Frage, ob die 


405 


3234 


ſolche Nebenleiſtungen bei Bemeſſung der Friedensmiete zu be⸗ 
rückſichtigen ſind, ergibt ſich auch ſchon aus dem NMietb. Das 
MEAN. entſcheidet nach 8 1 Abſ. 2 über die Höhe der geſetzlichen 
Miete und hat nach § 2 Abſ. 3 auch die Höhe der Friedensmiete 
feſtzuſtellen. Dieſe Aufgaben, zum mindeſten die erſte, vermag es 
gar nicht zu löſen, wenn es nicht für die Entſcheidung zuſtändig 
iſt, ob Nebenleiſtungen übernommen waren, die nach § 2 Abſ. 2 
PrMietzVO. bei Bemeſſung der Friedensmiete zu berückſichtigen 
find. Deshalb iſt die erſte Frage zu bejahen. 

Bei dieſer Rechtslage iſt es nicht zu vermeiden, daß über den 
Einfluß von übernommenen Verpflichtungen auf die Friedens⸗ 
miete das MEA. einerſeits, über das Wegfallen oder Beſtehen⸗ 
bleiben derſelben Verpflichtungen das ordentliche Gericht anderer⸗ 
ſeits entſcheidet, und daß infolgedeſſen auch abweichende Entſchei⸗ 
dungen vorkommen. Das beruht darauf, daß das Geſetz an den 
Tatbeſtand, nämlich an die Übernahme von Verpflichtungen, die 
ſich nicht aus dem BGB. ergeben, die aber auf den Mietzins 
offenbar von Einfluß waren, zwei verſchiedene Rechtsfolgen ge⸗ 
knüpft hat, nämlich einmal das Erlöſchen der mit dem nor⸗ 
malen Vertragsinhalt nicht in Einklang ſtehenden Verpflichtungen 
und ſodann ihre Berückſichtigung bei der Errechnung der geſetzlichen 
Miete. Dieſe beiden Rechtsfolgen bedingen ſich ſogar gegenſeitig, 
denn die eine konnte nicht wohl ohne die andere angeordnet wer⸗ 
den. Indeſſen kann aus dieſen Umſtänden gegen die Zuſtändig⸗ 
keit des MEA., über das Vorliegen des Tatbeſtandes für 8 2 
Abſ. 2 PrMietzVO. abſchließend zu entſcheiden, nichts gefolgert 
werden. Nicht etwa darf aus dieſem Grunde der Sachvortrag des 
Antragſtellers über das Beſtehen übergeſetzlicher Leiſtungen und 
ihren Einfluß auf den Mietzins maßgebende Bedeutung haben. 
Der Senat hat allerdings in ſtändiger Rſpr. das MEA. an den 
Sachvortrag des Antragſtellers gebunden, wo es angängig war, 
dadurch widerſprechende Entſcheidungen des MEA. und des Ge⸗ 
richts zu vermeiden. Ein ſolcher Fall liegt hier jedoch nicht vor. 
Die erwähnte Rſpr. des Senats legt, was im Schrifttum nicht 
ſelten verkannt worden iſt, dem Vortrage nicht ſchlechthin maß⸗ 
gebende Bedeutung bei. Sie hat das nur getan, ſoweit eine Ent⸗ 
ſcheidung des MEA. von einem Tatbeſtande, über den zu ent⸗ 
ſcheiden das ordentliche Gericht berufen iſt, derart abhängig iſt, 
daß die Wirkung der Entſcheidung des MEA. von dieſem ſelbſt 
durch eine Prüfung des Tatbeſtandes und eine Stellungnahme zu 
den aus ihm erwachſenden Rechtsfragen nicht geſichert werden kann, 
ſondern mit einer abweichenden Enkſcheidung des ordentlichen Ge⸗ 
richts ohne weiteres aufhört. Dagegen hat der Sachvortrag des 
Antragſtellers die maßgebliche Bedeutung in ſolchen Fällen nie⸗ 
mals, in denen die Entſcheidung des MEN. auch für das ordent⸗ 
liche Gecicht verbindlich iſt und bleibt, ſelbſt wenn das Gericht den 
Tatbeſtand anders würdigt. Deshalb hat der Senat dem Sach⸗ 
vortrage die geſchilderte Bedeutung nicht beigemeſſen für die Ent⸗ 
ſcheidung über Eingriffe der Gemeindebehörde aus dem n fle die 
mangelrecht, aber auch nicht über die Vorausſetzungen für die 
Feſtſtellung oder Feſtſetzung der Friedensmiete ſowie über deren 


Treppenreinigung den Mietern nach dem BGB. obliegt, nur von 
Fall zu Fall entſchieden werden kann. In der Regel wird die 
Frage jedoch zu bejahen ſein. 

RA. Dr. Franz Graetzer, Berlin. 


B. I. Wie das KG. mit Recht ausführt, iſt der Umſtand, daß 
der Mieter oder Vermieter ihm nach dem BGB. nicht obliegende 
Nebenleiſtungen und Verpflichtungen vor dem 1. Juli 1914 ver⸗ 
traglich oder ortsüblich übernommen hatte und daß dies auf die 
Höhe des Mietzinſes von Einfluß war, ſowohl für die Feſtſtellung 
der Friedensmiete gem. 82 Abſ. 2 PrMietzVO. v. 17. April 1924 
als auch für das Erlöſchen dieſer Verpflichtungen und Leiſtungen 
nach $ 20 RMietc h. von Bedeutung. Dagegen vermag ich die An⸗ 
ſicht des KG. nicht zu teilen, daß zwar das MEA. ausſchließlich 
und mit bindender Wirkung für das Gericht über die Berückſichtigung 
der Nebenleiſtungen bei der Bemeſſung der Friedensmiete zu be⸗ 
finden hat, daß dagegen das ordentliche Gericht hierdurch bei 
feiner Entſch. über das Fortbeſtehen oder Erlöſchen der Ver⸗ 
pflichtungen nicht gebunden iſt; die Entſch. des MEA. wird vielmehr 
der Entſch. des ordentlichen Gerichts zur Grundlage dienen müſſen. 
Denn wie das KO. mit Recht hervorhebt, iſt der Wegfall der 
übergeſetzlichen Leiſtungen nach 8 20 RMietcg. eine notwendige 
Folge des Weſens der geſetzlichen Miete, und bedingen ſich die Be⸗ 
rückſichtigung der Nebenleiſtungen bei der Ermittlung der Friedens⸗ 
miete und das Erlöſchen der Nebenleiſtungen bei Geltung der ge⸗ 
ſetzlichen Miete gegenſeitig. Hat nun das MEN. bei Feſtſtellung der 
Friedensmiete mit bindender Wirkung für die Parteien ent⸗ 
ſchieden, ob übergeſetzliche Leiſtungen i. S. von § 2 Abſ. 2 Pr⸗ 
Mietz VO. vorliegen, fo hat dieſe Entſch. auch ohne weiteres das 
Erlöſchen bzw. das Fortbeſtehen jener Verpflichtungen zur Folge. 
Die Entſch. des MEN. iſt zum Beſtandteil der Parteivereinbarun⸗ 
gen geworden und auch in ihrer Auswirkung auf das Erlöſchen 
oder Fortbeſtehen der Nebenleiſtungen vor dem ordentlichen Gericht 
zu berückſichtigen. Hat das MEA. die Berückſichtigung der Neben⸗ 


Rechtſprechung 


Juriſtiſche Bogen 


Höhe. Zu dieſer letzten Gruppe gehört es auch, wenn das me 
das Vorliegen übergeſetzlicher Leiſtungen zu prüfen und über e. 
Einfluß auf die Friedensmiete zu entſcheiden hat. Stellt das "per 
die Friedensmiete auf Grund einer ſolchen Prüfung fe ht dal 
entſcheidet es über die Höhe der geſetzlichen Miete, jo ble echt 
ordentliche Gericht an das Ergebnis, beiſpielsweiſe in einem enn 
ſtreit wegen Zahlung des Mietzinſes, auch dann gebunden, non 
es etwa in einem anderen Rechtsſtreit entſchieden hat, da Vorau 
leiſtungen, für die das MEN. in jener Entſcheidung die! a hal, 
ſetzungen des 8 2 Abſ. 2 PrMietzVO. als erfüllt angeſehen am 
nicht nach $ 20 NMiet®. weggefallen find. Der Sachvortrag dez 
alſo hier nicht maßgebend ſein, ſondern die Zuſtändignen 00 
MEA. ift durch die Bejahung der erſten Frage anzuerkenn ch 
eine abweichende Entſcheidung des Gerichts aus 8 20 im en 
falle unter Heranziehung des § 44 MietSchch. die Möge ele 
geben würde, die Entſcheidung des MEA. über die Frieden) En 
zu beſeitigen, iſt hier nicht zu erörtern. Es genügt, daß di ah⸗ 
ſcheidung des MEA. jedenfalls nicht unmittelbar durch da den 
weichende Entſcheidung des Gerichts ihre Wirkung verliert, Teahret 
bis zu ihrer Beſeitigung in einem etwa zuläſſigen neuen Be 
verbindlich bleibt. } bet 
II. Nur ſolche Verpflichtungen ſind bei der Bemeſſun die 
Friedensmiete nach 8 2 Abſ. 2 PrMietzVO. zu berückſchugg oder 
der Vermieter oder Mieter vor dem 1. Juli 1914 verft 
ortsüblich übernommen hatte, obwohl ſie ihm nach dermtets⸗ 
nicht oblagen. Noch deutlicher iſt der Wortlaut in 8 20 R 
das von jeder ihm nach den Vorſchriften des BGB. 
Mietvertrag nicht obliegenden Verpflichtung ſpricht. n nor 
alſo, weil es darauf ankommt, das Mietverhältnis auf del eg 
malen Inhalt zurückzuführen, nur die Vorſchriften des ohn 
über den Mietvertrag maßgebend ſein. Daraus ergibt 196 daß 
weiteres, was übrigens Preußen beſonders hervorhebt, unge! 
Beſtehen einer Ortsüblichteit der Übernahme ſolcher Verpflia um 
keine Bedeutung hat, ſoweit dieſe Ortsüblichkeit den Re un die 
der eingegangenen Verpflichtung darſtellt. Wohl aber ouch 
allgemeine Übung als Tatſache bei der Auslegung der Vor 
des BOB. über den Mietvertrag herangezogen werden. 3 Keile 
über die Reinigung der Mietſache enthält das B00 5 übel 
Vorſchrift. Soweit die vermieteten Räume dem Mieter alle ch 
laſſen ſind, alſo etwa die ihm vermietete Wohnung und sh fein! 
Treppe in einem nur von ihm bewohnten Haufe, läßt | — pol 
Verpflichtung zur Reinigung unbedenklich daraus herleit da 0 
er die Mietſache pfleglich behandeln muß, ergibt ſich auch Hemd’ 
daß für die Reinigungspflicht des Vermieters jede rechtliche ahne 
lage fehlt. Sobald aber in einem Haufe mehrere Mieter f pie 
geben 88 535f. BGB. keine ausdrückliche Antwort Auztelle 
Frage, wer die von den Mietern gemeinſam benutzten iche 
insbeſ. die Treppen, zu reinigen hat. Hier müſſen die bezen del. 
Vorſchriften durch die Heranziehung des 8 157 ergänzt Glauben 
Nach dieſem ſind Verträge ſo auszulegen, wie Treu und wendung 
mit Rückſicht auf die Verkehrsſitte es erfordern. Die Ver 
— — da 
leiſtungen bei der Feſtſtellung der Friedensmiete abgelehnt diese 
ſteht damit für das Mietverhältnis der Parteien, ſofern — ger 
die geſetzliche Miete gilt, feſt, daß die Verpflichtungen de A 
mieter oder Mieter ſchon nach dem BGB. obliegen oder gene 
ſelben auf die Höhe der Friedensmiete ohne Einfluß zur 
ſind, und der Vermieter bzw. der Mieter iſt daher weiter Nebel, 
wirkung der durch die geſetzliche Mieter abgegoltenen on b. 
leiſtungen verpflichtet. Hat dagegen das MEA. beide 51 li, 
jaht, und deshalb einen Zufchlag oder Abzug von der kal del 
Friedensmiete gemacht, ſo wäre es ein Unding, wem das höhere 
liche Gericht berechtigt ſein ſollte, einen Mieter trotz der ng 55 
Friedensmiete bzw. den Vermieter trotz der Herabieg 97 
Friedensmiete zur Weiterbewirkung der Sicbenteitungen, h 
urteilen. Das Erlöſchen oder der Fortbeſtand der Verpez Mön 
ergibt ſich daher m. E. ohne weiteres aus der Entſch. bange 
und das ordentliche Gericht wird daher, wenn es zuerſt Kur 
wird, feine Entſch. bis zur Feſtſetzung der Friedensmiete eien dune 
MEN. ausſetzen müſſen, wenn Streit zwiſchen den Pa eifen 5 
über beſteht, ob die Verpflichtungen infolge des Bun 
geſetzlichen Miete erloſchen find oder nicht. Ob die Nebe eben ei 
auf die Höhe der Friedensmiete von Einfluß find, bilder der 
vom ME. zu entſcheidende Vorfrage für das Erlöſchen 
pflichtungen. G. 
Bei richtiger Handhabung der Geſetze find daher nchen 
einander abweichende Entſch. des MENU. und des orden mol 
richts gicht möglich. Die beiden Rechtsfolgen, nämlich en ihre 
Erlöſchen der übergeſetzlichen Leiſtungen und andererſein von a 
rückſichtigung bei der Feſtſtellung der Friebensmiete Folge 
unabhängig voneinander ein, ſondern die eine iſt die Jene 
anderen, und zwar muß, da die Entſch. über die! ſſen 
zur ausſchließlichen Zuſtändigkeit des MEU. gehört, b chens Ir! 
auch für das ordentliche Gericht in Anſehung des Erne, e 
gebend ſein. Das ordentliche Gericht würde daher, W ungen“ 
eine Feſtſtellungsklage über das Erlöſchen der Verpflicht F 


dieser 

Nato dreht verſtößt nicht etwa gegen 8 20 Miet. oder 8 2 
das a: Einmal ift $ 157 eine ganz allgemein für 
N) recht als Grundſatz aufgeftellte Norm, gehört alfo zum 
orſchriften über den Mietvertrag. Sodann aber er⸗ 
90 verhäle Geltung der geſetzlichen Miete die Zurückführung des 
ertra fr miſſes auf den Regelinhalt nur in dem Sinne, daß die 
u zieiheit ausgeſchaltet werden muß. Aus dieſem Grunde 
enbar 1 Beſonderheiten, die die Vertragsteile durch Ver⸗ 
mann geſchaffen haben, mag auch diefe Vereinbarung nur durch 
n bl. . Ortsüblichkeit erfolgt ſein, nicht fortgelten. Da⸗ 
gibt ber Grundſatz der Auslegung nach Treu und Glauben 
Fo auf die Verkehrsſitte beſtehen, denn er entſpringt 
= ertragsfreiheit, ift im Gegenteil nach deutſchem Recht 
je Ente: Hieraus ergibt ſich, daß die Feſtſtellung, wer die 
‚dung nach dung zu beſorgen hat, im Einzelfalle durch Aus⸗ 
ye zu tro Treu und Glauben mit Rückſicht auf die Verkehrz- 
züntwort vofſen iſt. Der jeweilige Sachverhalt muß deshalb die 
15 Rinne Fall zu Fall beſtimmen. Durch die Beſchaffenheit 
nue Zahl deckten, die Größe und Lage der Treppen und Gänge, 
Ihre Rä er Mieter, die verſchiedenen Zwecke, zu denen die Mieter 
und Ai * benutzen, und anderes kann die Auslegung nach Treu 
and genen beeinflußt werden. Die Verkehrsſitte, auf die Rück⸗ 
11 Ben werden muß, kann örtlich verſchieden fein. Die 
ſür die zz, veſtehende Übung wird zumeiſt wichtige Anhaltspunkte 
le Sean ehsfitte bieten. Ihre Beachtung iſt zuläfjig, weil hier 
erte nicht ſchon als Rechtsgrund für die Übernahme 
nul Stung im Gegenſatze zum BGB. in Betracht kommt, 
rages it herangezogen wird, um den Normalinhalt des Miet⸗ 
a 25 ermitteln, wie er fi) gemäß dem BOB. nach Treu 
(RG, 7 n mit Rückſicht auf die Verkehrsſitte ergibt. 
„% ZivSen., RE. v. 15. Febr. 1930, 17 Y 4/0.) 

lber“ 8 
ber, 558 9 u. 3 PrMietz WO. Für die Entſcheidung bar- 
if bſezungd in welcher Höhe die Koſten der Wiederinbe⸗ 
0 das Mis des Fahrſtuhls auf die Mieter umzulegen ſind, 
enn nicht einigungsamt zuſtändig. Die Koſten find nur 
geſung ein umzulegen, wenn z. Z. der Wiederinbetrich- 
deschlof 5 wirkſamer Verzicht aller an den Fahrſtuhl an⸗ 
liege, Sa Mieter auf die Benutzung des Fahrſtuhls 


A 


. 


Aug Die Koſt ; 0 e N 
s entire, die durch die Wiederinbetriebſetzung eines Fahr⸗ 
99 (jenen, bilden, wie die Stellung der Beſtimmung innerhalb 


zeigt und 
u 
die Grenzen feiner Zuſtändigkeit überſchreiten, 


or. 1. würde für das MEN. bei der Feſtſetzung der 
& "neie ohne Bedeutung fein. 3 
den vorſtehenden Gründen dem KG. darin bei⸗ 
= B das MEN. bei der Prüfung, ob der Mieter oder 
uff nicht d Friedenszeiten übergeſetzliche Leiſtungen übernommen 
faſſung an Sachvortrag des Antragſtellers und deſſen Rechts⸗ 
zu ee runde zu legen hat, ſondern in eine eigene Prüfung 


ſich im übrigen auch aus der Sache ſelbſt ergibt, einen 


init erheben h hierüber einzutreten und unter Umftänden Beweis 
Nr „Den Re Inſofern ſteht dieſer RE. m. E. in Widerſpruch 
der 146 bw, d Y 38/25 und 43/26: Hertel, Mieterſchutz, 


x 257, II, 6 i 
eſt „III, 6 bzw. IV, 9, nach welchen das MEA. bei 
une 55 — des Zuſchlages für mitüberlaſſene Einrichtungs⸗ 
bei gen Zuſt n Sachvortrag des Antragſtellers über den Umfang 
One einge der Einrichtungsgegenſtände zugrunde zu legen und 
fig lichen gerſchiedenheiten der Parteien die Entſch. hierüber dem 
dem am eine richt zu überlaſſen hat. Denn auch hier handelt es 
scha M. el. über die geſetzliche Miete, die ausschließlich 
auh muß eat, das daher auch alle Unterlagen ſich ſelbſt be⸗ 
l. der , und deſſen Entſch. über die Höhe des Mietzinſes 
fang ordentlichergütung für die überlaſſenen Einrichtungsgegenſtände 
3 und Be Gericht bindet, auch ſoweit die Parteien über Um⸗ 
L Rum ſuffenheit derſelben ſtreiten. 
muchungen ftinmen ift dem KG. darin, daß bei der Frage, welche 
die 2 Vermieter oder Mieter nach dem BGB. obliegen, 
ber ehrsfitte heranzuziehen ift, die in den verſchiedenen 
8. falt für Iſchieden iſt. Einen Mietvertrag mit einem normalen 
die « daran def Deutſchland gibt es eben nicht. Man denke nur 
en er mike es im Weſten vielfach üblich ijt, daß der Mieter 
wh nicht u digt und daher die Stellung und Inſtandhaltung der 
\ den dem Vermieter obliegenden Leiſtungen gehört, 
a in Mitteldeutſchland und im Oſten der Fall iſt. Orts⸗ 
ſudſgenden Orberkehrsſitte werden daher in der Regel für den 
0 —9 zuſammenfallen, und es iſt daher nicht recht er⸗ 
Irsſitte n Unterſchied das KG. zwiſchen Ortsüblichkeit und 
de Me d sen will. Die Berückſichtigung der Ortsüblichkeit 
Wer f der geſetzlichen Miete zugrunde liegenden Normal⸗ 
Fil 1024 at, allerdings mit 8 2 Abſ. 2 PrMietzV oO. vom 
van, icht vereinbar. Allein, dies kann nur dazu führen, 
gen Es ortsüblich“ in dieſer Vorſchrift einſchränkend 
. Dieſe Vorſchrift hat offenbar nicht Ortsbräuche, 
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Teil der Koſten des Fahrſtuhlbetriebes i. S. 8 9 Abſ. 1. Die Be⸗ 
ſtimmungen des $ 9 Abſ. 1 finden deshalb auch im Falle des Abſ. 3 
Anwendung. Von der Verpflichtung, die Hälfte der Koſten der Wieder⸗ 
inbetriebſetzung zu tragen, ſind die Mieter daher befreit, wenn 
alle an den Fahrſtuhl angeſchloſſenen Mieter auf ſeine Benutzung 
verzichtet haben. Ob ein derartiger Verzicht erklärt iſt, gehört zur 
Entſch. der Frage, ob der Tatbeſtand des § 9 Abf. 1 und ſomit auch 
des § 9 Abſ. 3 gegeben iſt. Die Entſch. über dieſe Fragen bildet 
alſo einen Teil der zur Zuſtändigkeit des MEA. gehörigen Feſt⸗ 
ſtellung, ob Koſten des Fahrſtuhlbetriebes im allgemeinen oder der 
Wiederinbetriebſetzung des Fahrſtuhls im beſonderen auf den Mieter 
umzulegen ſind und ſomit einen Teil ſeiner geſetzlichen Miete bilden. 

Der Verzicht der Mieter auf den Fahrſtuhlbetrieb iſt ein ein⸗ 
ſeitiges, dem Vermieter gegenüber vorgenommenes Rechtsgeſchäft. 
Der Verzicht berührt, wie in dem RE. v. 7. Mai 1929, 17 Y 35/29: 
JW. 1929, 3246; HöchſtaRſpr. 1929 Nr. 1837; DMietq. 1929, 
849; MietGer. 1929, 128; KGBl. 12, 112; Grunde. 1929, 1130; 
GrundſtWarte 1929, 222; Hertel, Mieterſchutz Nr. 521, ausge⸗ 
führt iſt, den Mietgegenſtand nicht, ändert insbeſ. den Inhalt des 
Mietvertrages nicht ab und iſt in feiner Wirkung auf die Verhinde⸗ 
rung der Sonderumlage des § 9 beſchränkt. Der Verzicht kann 
widerrufen werden. Ob dieſer Widerruf wirkſam iſt, iſt ebenſo wie 
die Wirkſamkeit des Verzichts ſelbſt vom MEN. zu prüfen. Es kann 
ſich nun hier die Zuſtändigkeit des ordentlichen Gerichts und die 
des MEA. treffen, inſofern als das ordentliche Gericht zur Entſch. 
der Frage zuſtändig iſt, ob der Mieter auf Grund des Mietvertrages 
vom Vermieter den Betrieb, insbeſ. auch die Wiederinbetriebſetzung 
des Fahrſtuhls fordern kann. Verneint das ordentliche Gericht 
den Anſpruch des Mieters wegen Unwirhſamkeit des Wider⸗ 
rufs ſeines Verzichts, fo kann das MEN, da es die Um⸗ 
lage nach 8 9 Abſ. 3 nur bei Wiederinbetriebſetzung des Fahr⸗ 
ſtuhls feſtſetzen Kann, nur dann anders entſcheiden als das 
ordentliche Gericht, wenn der Vermieter der Forderung des Mieters 
entſpricht, alſo durch ſein tatſächliches Verhalten, entgegen dem durch 
das Urteil feſtgeſtellten Fehlen einer Verpflichtung dem Widerruf des 
Verzichtes zuſtimmt. Bejaht das ordentliche Gericht den Anſpruch 
des Mieters wegen Wirkſamkeit des Widerrufs ſeines Verzichts, ſo 
ſteht das Urteil der Zuſtimmung des Vermieters gleich; für das 
MEN. iſt dieſes Urteil inſofern von Bedeutung, als Vorausſetzung 
des § 9 Abſ. 3 die Wiederinbetriebſetzung des Fahrſtuhls iſt. War 
alſo der obſiegende Mieter der einzige, der den Verzicht widerrufen 
hat, fo iſt auch in dieſem Falle durch das dem Urteil ent⸗ 
ſprechende Verhalten des Vermieters, die vorgenommene Wieder- 
inbetriebſetzung, der Verzicht als wirkſam widerrufen anerkannt. 


welche Lücken im BGB. ausfüllen, i. S., wie dies eben mit 
Hilfe der 88 157, 242 BGB. ſtändig durch die Gerichte ge⸗ 
ſchieht, ſondern Ortsbräuche, welche einem Vertragsteil Neben⸗ 
leiſtungen auflegen, die nach den Beſtimmungen des BGB. oder den 
PrAusfBeſt. über die in der geſetzlichen Miete enthaltenen Be⸗ 
triebskoſten (B X 1—10) der BD. v. 4. Aug. 1923 dem anderen 
Vertragsteile obliegen, z. B. Übernahme der Schönheitsrepara⸗ 
turen oder Treppenbeleuchtung nach Ortsgebrauch durch den Mieter. 
Es iſt dem KG. darin zuzuſtimmen, daß an dem einen Orte die 
Treppenreinigung durch den Mieter zum normalen geſetzlichen In⸗ 
halt des Mietvertrages gehört und daher von den Mietern bei 
Geltung der geſetzlichen Miete weiter zu beſorgen iſt, während an 
einem anderen Orte hierin eine mit dem Platzgreifen der geſetzlichen 
Miete erloſchene übergeſetzliche Leiſtung liegt und, falls die Mieter 
des betreffenden Hauſes am 1. Juli 1914 die Treppenreinigung 
übernommen hatten, der Wert dieſer Leiſtungen der Friedensmiete 


zuzuſchlagen iſt. 
OLGR. Dr. Hertel, Oppeln. 


Zu 7. Das AMiet®. ſtellt im §1 Satz 1 feſt, daß Vermieter und 
Mieter die Feſtſetzung der Miete nach dem NMiet®. verlangen 
können und die danach feſtgeſetzten Beträge ſollen den geſamten 
Mietbetrag enthalten, das geſamte Entgelt, das der Mieter zu ent⸗ 
richten hat. 

92 beſtimmt, wie die Berechnung zu erfolgen hat: es iſt im 
weſentlichen von der Friedensmiete auszugehen, abzurechnen iſt ein 
darin enthaltener Betrag für ... oder für andere von der 
oberſten Landesbehörde beſtimmte Nebenleiſtungen. 
Für diefe geſamten Nebenleiſtungen iſt von der Landesbehörde ein 
Hundertſatz der Friedensmiete feſtzuſetzen; welche Nebenleiſtun⸗ 
gen betroffen werden, hat mit Ausnahme der im Geſetz bereits ent⸗ 
haltenen Heizſtoffe für Sammelheizung und Warmwaſſer die Landes⸗ 
behörde zu beſtimmen. Andere Nebenleiſtungen als die er⸗ 
wähnten Heizſtoffe dürfen nur inſoweit berückſichtigt werden, als fie 
durch die oberſte Landesbehörde ausdrücklich als Nebenleiſtungen 
bezeichnet werden (Kiefersauer, RMietG. 5 2 A. 3). Die Länder 
haben hierüber mehrfache Ausführungsbeſtimmungen erlaſſen. Während 
verſchiedene Länder, z. B. Bayern, in der VollzVorſchr. v. 14. Juni 
1922 und verſchiedenen Nachträgen und VO. v. 28. März 1924 die 
Nebenleiſtungen, die bei der Feſtſetzung der geſamten Miete neben der 
Grundmiete durch Hundertſatze vergütet werden müſſen (8 4 Ziff. 4 
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Da der Verzicht und fein Widerruf als Rechtsgeſchäft nur zwiſchen 
dem Vermieter und dem dieſe Erklärung abgebenden Mieter vorzu⸗ 
nehmen iſt, beſteht mithin ſowohl im Falle der Bejahung wie der 
Verneinung des Anſpruchs des Mieters durch das ordentliche Gericht 
nicht die Möglichkeit eines Widerſpruchs der Entſch. beider Stellen. 
Es ſind daher auch dem Umſtande, daß die Zuſtändigkeiten des 
ordentlichen Gerichts und des MEA. ſich in dieſer Hinſicht treffen, 
Bedenken gegen die Zuſtändigkeit des MEA. zur Entſch. über die 
Wirkſamkeit eines Verzichts und ſeines Widerrufs im Falle des 
9 9 nicht zu entnehmen. 

Maßgebend für den Anſpruch des Vermieters auf die Umlage 
der Inſtandhaltungskoſten nach § 9 Abſ. 2 iſt der Zeitpunkt, in 
dem dieſe Arbeiten vorgenommen worden ſind, wie dies im Ré. 
v. 13. April 1929, 17 Y 22/29: JW. 1929, 3245; DMietR. 1929, 
833; Mieter. 1929, 84; Grund. 1929, 1050; GrundſtWarte 1929, 
178; Hertel, Mieterſchutz Nr. 512, ausgeführt iſt. Dasſelbe muß 
für den Fall des § 9 Abſ. 5 und für die Bedeutung des Verzichts 
der Mieter gelten. Die Umlegung der Koſten der Wiederinbetrieb⸗ 


Bay AusfBeſt.), in zwei Gruppen teilt und dabei nur einmal den 
„Aufzug“ erwähnt (das Wort iſt plaſtiſcher als der „Fahrſtuhl“), 
ſonſt aber im einzelnen über den Fahrſtuhl keine Beſtimmungen gibt, 
hat die PrMietzVO. v. 17. April 1924 i. d. Faſſ. v. 11. Juni 1924 
beſondere Beſtimmungen hierüber aufgenommen. Immerhin geben die 
preuß. Beſtimmungen gewiſſe Anhaltspunkte für außerhalb nicht feſt⸗ 
gelegte Einzelfälle und reichen damit in ihren Ausſtrahlungen über 
die ſchwarz⸗weißen Grenzpfähle hinaus. 

Daß die Nebenleiſtungen, ſoweit ſie durch Landesgeſetz aus⸗ 
drücklich (was nicht enge aufzufaſſen iſt) in den Rahmen der geſetz⸗ 
lichen Miete geſpannt ſind, einen Teil der geſetzlichen Miete bilden 
und demnach in Streitfällen vom MEN. feſtzuſetzen find, geht aus 
den einſchlägigen Beſtimmungen klar hervor. Allerdings ſpricht 8 2 
Abſ. 3 RMietG. nur von der Höhe der Friedensmiete (und ein⸗ 
ſchließlich Nebenleiſtungen). Auch die Vollzugsvorſchriften ſprechen nur 
von der Höhe der Beträge für Nebenleiſtungen, welche in Streit⸗ 
fällen vom MEN. feſtzuſetzen find. 

Gemäß SI Abſ. 1 PrMietz VO. find die Koſten des Fahrſtuhl⸗ 
betriebes — mangels anderweitiger Vereinbarungen — nach dem 
Verhältnis der Friedensmiete unmzulegen, ſofern nicht 
alle Mieter, die an den Fahrſtuhl angeſchloſſen ſind, auf die Be⸗ 
nutzung verzichten. Erklärt demnach nur ein einziger Mieter ſich 
mit den Verzichtenden nicht ſolidariſch und wünſcht den Betrieb des 
Fahrſtuhls, muß die Umlegung der Betriebskoſten des Fahrſtuhls auf 
alle Mieter, auch die Verzichtenden, erfolgen. Hat nur ein Mieter 
das Recht zur Fahrſtuhlbenutzung, befreit ihn ſein Verzicht auf die 
Benutzung von den Fahrſtuhlumlagen (JW. 1929, 2886). Eine Aus⸗ 
nahme iſt nur gegeben für den Fall des § 9 Abſ. 5: die Bewohner des 
Erdgeſchoſſes Können zu den Koſten des Fahrſtuhls nicht heran⸗ 
gezogen werden, wenn ſie dem Vermieter gegenüber auf die Benutzung 
des Fahrſtuhls verzichten, d. h. auch dann nicht, wenn die übrigen 
Mieter den Fahrſtuhl betrieben haben wollen. Die etwas ſtarren Be⸗ 
ſtimmungen haben im ſaufteren Bayern eine allgemeine und mildere 
Faſſung gefunden: 

Danach (5 28 Bay AusfBeſt.) hat das MEA. .. für den Regel⸗ 
fall davon auszugehen ..., daß ſolche Nebenleiſtungen ... nach 
dem Verhältnis des Anteils der Mieter am Genuß der 
Nebenleiſtungen .. . umzulegen find, wobei § 6 BayAusfBeſt. 
(Raumbedarf, unbenützte Räume uſw.) zu berückſichtigen iſt („ach, 
lieber Südwind blaſ' noch mehr!“). Das KG. (JW. 1927, 1941) hat 
im RE. v. 16. Mai 1927 ſich dieſen Grundſätzen genähert. 

Angeſichts der Grenzfälle hat das KG. auch in ſtänd. Rſpr. 
die Beſtimmung über die Höhe des Anteils für Nebenleiſtungen und 
Fahrſtuhl nicht auf den Wortlaut beſchränkt, ſondern weiter⸗ 
gehend das MEN. auch für zuſtändig zur Entſcheidung erachtet, ob der 
Mieter überhaupt an den Fahrſtuhl angeſchloſſen gilt, welche andere 
Rauminhaber als angeſchloſſen zu berückſichtigen ſind , ob eine 
„anderweitige Vereinbarung“ vorliegt (v. 20. Febr. 1928, 17 Y: 
IW. 1928, 2555), ob alle angeſchloſſenen Mieter auf Benutzung ver⸗ 
zichtet haben (JW. 1928, 2557) uſw. 

Bei dieſer Ausdehnung der Zuſtändigkeit ift es folgerichtig, daß 
die Koſten der Wiederinbetriebſetzung ebenfalls durch das 
MEN. umgelegt werden. Auch fie gehören zur geſetzlichen Miete. 
89 Abſ. 3 geſtattet jedoch nur die Umlegung zur Hälfte und 
zwar auf die angeſchloſſenen Mieter und wiederum „nach dem 
Verhältnis der Friedensmiete“, das Letztere alſo wiederum 
ohne Rückſicht auf „das Verhältnis der Anteilnahme am Genuſſe 
der Nebenleiſtung“. 

Die PrMietzVO. gibt zugleich (8 9 Abſ. 4) eine Begriffsbeſtim⸗ 
mung: als angeſchloſſen gelten diejenigen Mieter, deren Mietraum 
einen unmittelbaren Zugang zum Fahrſtuhl hat. Auch dieſe Frage 
dürfte das MEA. zu entſcheiden haben; doch läßt ſich darüber ſtreiten, 
ob der Begriff des „Angeſchloſſenſeins“ in den Rahmen der landes⸗ 
rechtlichen Zuſtändigbeit fällt und nicht etwa als rein bürgerliches 
Recht von den ordentlichen Gerichten zu erledigen iſt. Es läßt ſich 
ſehr wohl darüber verſchiedener Meinung ſein, ob es ſich hier nicht um 
mehr oder um anderes handelt, als um einen „Streit über die Be⸗ 
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Juriſtiſche Bodentc 
Ut 
ſetzung des Fahrſtuhls iſt daher nur dann ausgeſchloſſen, wee 
Zeit der Wiederinbetriebſetzung alle an den Fahrſtuhl angeſchlel 
Mieter auf ſeine Benutzung wirkſam verzichtet haben. 5] 
(KG., 17. ZivSen., NE. v. 21. Dez. 1929, 17 V 83/29.) l 
* 1 nor 
S. 1. Sriedensmiete i. S. $ 1 Prock VO. o. 1 iel 
1926 i. d. Fafſ. v. 29. Mai 1929 iſt die volle Friedens 
des 8 2 PrMietz VO. 171 des 
2. Hängt die Anwendbarkeit der Vorſchrifke dens, 
Wohnmang G. auf eine Wohnung von der Höhe der Fu 5 5 2 
miete ab, ſo iſt dieſe vom Mieteinigungsamt gem 
R Miet. zu ermitteln. f) durch 
1. Nach 8 1 Lock O. v. 11. Nov. 1926, deſſen Foſſuf Bob 
die vierte LockV O. v. 29. Mai 1929 geändert iſt, finden Hohe die 
nungen mit einer Jahresfriedensmiete von beſtimmter 99 kein? 
Vorſchriften des WohnmangG. mit Ausnahme feiner 88 2 U enk 
Anwendung. Über die Berechnung der Jahresfriedensmiete 


. pereil 
rechnung dieſes Teils der geſetzlichen Miete“, ebenſo wie ge, eine 
erwähnten Falle, daß das MEA. auch zu entſcheiden hat, 52 
anderweitige Vereinbarung“ i. S. des 8 9 PrMietzVoO. vorlie 10 er, 
1928, 2555). Immerhin iſt aber bemerkenswert, daß eine ſolch und 
einbarung die geſetzliche Miete nicht zu einer Vertragsmiete maden 
deshalb durch eine Erklärung nach 8 1 NMiet®. nicht beſeitigt lun 
kann (KGG. v. 1. Okt. 1928 unter Nr. 436 bei Mühſam⸗ eg 
der Rechtsentſcheide, Selbſtverlag Dr. Mühſam, Görlitz: t en! 
1928, 440). Wenn nun gem. § 9 Abſ. 1 die Umlegung en en, ji 
alle angeſchloſſenen Mieter auf die Benutzung wirkſam DEI etlich 
muß auch der Verzicht aller auch für den Fall der Wiederin auc 
ſetzung die Wirkung haben, die Sonderumlage zu verhinderte au 
dieſe Entſcheidung fällt als unter 8 9 Abſ. 1 gehörig in Vcc. 
ſtändigkeit des MEA. Auch darüber ſoll nach dem KG. das f de 
entſcheiden konnen, ob ein Verzicht wirkſam iſt, ob ein Wiberbgeie 
Verzichts wirkſam iſt, da der Mietgegenſtand nicht berührt, ibu 
vertrag nicht abgeändert wird und (der Verzicht) „in ſeiner — Diese 
auf die Verhinderung der Sonderumlage des 89 beſchränkt ir fur di 
Meinung iſt nicht unbeſtreitbar, zumal mit der Zuſtändigtkeit abet 
Entſcheidung über die Wirkung noch nicht die Zuftändigkt geh 
die Urſache („Grund“) ausgeſprochen iſt. Aber der geſunde Jehle 
heilt die gefunden Mittel, wie gerade im vielfach verzwwickten il be, 
des Mietrechts das Notrecht nicht durch allzuſtrenge Worb aich 
ſchwert werden ſoll. Das RG. hält mit Recht das ordeler oil 
Gericht zuftändig für die Entſcheidung darüber, ob ber Mies, pr 
Grund des Mietvertrages vom Vermieter den 2 
ſonders die Wiederinbetriebſetzung, des Fahrſtuhls fordern ka handen, 
iſt nicht der gleiche Grund und die gleiche Rechtsurſache vor 
wenn der Vermieter den Fahrſtuhl in Betrieb ſetzen oder au af eilt, 
koſten des Mieters wieder in Betrieb ſetzen will, dare d 
Rechtsanſpruch geltend machen kann. Allerdings braucht * ge’ 
Regel der Vermieter nicht die Erlaubnis des Mieters 5 
triebe ſelbſt, ſondern beanſprucht gegen den Mieter ech! 
Wirkung der Sonderumlagen, für welche aber dar ee 
auch des Vermieters zu Betrieb oder Wiederinbenen wi 
auf Mitkoften des Mieters Grund des Anſpruches Wider 
haben hier alſo ein Recht des Vermieters auf Betrieb oeh din ! 
betrieb auf Mitkoſten des Mieters und dieſes Recht iſt Bord n 
des Anſpruches auf die Sonderumlegung. Dieſes Recht hal n = 
anderen Rechtscharakter dadurch bekommen, daß feine Wirln d fel 
die Sonderumlage — zu einer verwaltungsrechtlichen Zu 5 
gehören. Die Meinung des KG. über die Zuſtändigkeit des e de 
ilt deshalb nicht ohne weiteres unzweifelbar. Gerade die off 
Wirkfamkeit eines Verzichtes der Mieter auf Benützung er, 
ſtuhls wird doch nur dann in der Regel ſtreitig, wenn je it 
mieter Recht und Intereſſe behauptet, den Fahrſtuhl uni an 
koſten der Mieter zu betreiben oder wieder zu betren ht 


— 


die Frage der Wir kſamkeit des Widerrufes eines je 8% 
(scil. eines rechtswirkſamen Verzichtes) ift im weſentlichen 00 
frage der Geltendmachung des Rechts des Mieters auf echt al 


Wiederbetrieb des Fahrſtuhls. Hat der Vermieter ein "mm 
Betrieb oder Wiederbetrieb auf Mitkoſten des Mieters, 12 
auch kein wirkſamer Verzicht möglich. Dieſe Zweifel an 
ſtändigkeit entfallen aber im weſentlichen alle, wenn die 110. au 
keit des MEN. auf das befdhränkt wird, was im Nele, e 
geſprochen iſt, daß das MEA. über die Höhe der Umlage ung 
ſcheiden hat. Eine „Null der Umlage“, d. h. die Abl 
Umlagepflicht „dem Grunde nach“ iſt aber kein Höhen ont‘ 
IR. Dr. Buchmann, Reg 


Zu 8. I. Die Entſch. iſt von großem Intereſſe für % pi 
beſitz. Die Bedeutung der LockV O. liegt darin, daß in ſolch fachen 
wo fie Anwendung findet, die Wohnung an jeden Wohnungſüßer W 
frei vermietet werden kann. Der Stellungnahme des zuſti 
Berechnung der Friedensmiete iſt meiner Überzeugung dalle put 

Es ſteht hierbei nicht ſo — wie es bei der erſten ſediglich ! 
Anſchein haben könnte —, daß ſich das KG. etwa le 


5. Jah 
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ble 9, 


ens in 
IR, 190, maßgebend (As enaſy: DWohnA. 1926, 726; Hertel: 
10. Aufl 545 und 11. Nachtr. 


uf S ee, eee 
Segen gr, 870, 1 5 zu 8 1). Nach der anderen Auffaſſung find da⸗ 
umge in der Friedensmiete enthaltenen Beträge für Sonder⸗ 
Alben z wie Sammelheizung, Warmwaſſerverſorgung und Fahr⸗ 
Senne nicht abzuſetzen (Brumby, EA. 1926, 510; Ebel⸗ 
580 al, Miet Sch., 3. Aufl., S. 374; Krüger⸗Herbot, 
859 8 O.; Meyerowitz, 2. Aufl., S. 912 und JW. 1927, 


dans. venthat: Grund. 1929, 757; Volkmar⸗Schubert, 
gung de dien § J). Dieſe auch von der BeſchwSt. gebilligte Aus⸗ 
O., . ent den Vorzug, denn fie entſpricht dem Wortlaut der 
Nac es ſind überzeugende Gründe gegen ſie nicht erſichtlich. 
ber für 58. 2 Abſ.1 RMietch iſt die Friedensmiete der Mietzins, 
war. e mit dem 1. Juli 1914 beginnende Mietzeit vereinbart 
für Sam den Umſtand, daß in dieſem Mietzins auch das Entgelt 
enthalten heizung, Warmwaſſerverſorgung und Fahrſtuhlbenutzung 
gückſicht war, nimmt das Geſetz bei der Begriffsbeſtimmung keine 
Hundert nennt vielmehr den Betrag, der ſich nach Abzug von 
ich iſt ten für ſolche Nebenleiſtungen ergibt, Grundmiete. Ahn⸗ 
Ben “ Regelung in der VO. über die Mietzinsbildung in 
lerwendetl roffen. Auch hier wird in § 2 Abſ. 1 der gleiche Begriff 
gen — es ſind nach Abſ. 2 etwaige übergeſetzliche Neben⸗ 
a meinen Vertragsteile in Geld zu veranſchlagen und bei der 
Deistoffe der Friedensmiete find erſt nach § 3 Beträge für die 
ſalllötnutz er Sammelheizung und Warmwaſſerverſorgung, für Fahr⸗ 
alls der ang uſw., abzurechnen. Friedensmiete iſt hiernach eben⸗ 
h 3 iſt ietzins vor dieſen in § 3 vorgeſehenen Kürzungen. 
ruck Frier nicht anzunehmen, daß die PreockV O. mit dem Aus⸗ 
edensmiete einen anderen Begriff hat verbinden wollen, als 


der 


sa, den i 
bifher — Meinung angeſchloſſen hätte. Die Frage war vielmehr 
1 0 Sterchaus zweifelhaft. Führende Kommentatoren (Hertel 
der vor a haben den gegenteiligen Standpunkt vertreten, ebenſo 
0 räſideen auch (was in der Entſch. nicht zum Ausdruck kommt) 
rund 1927 des 17. ZivSen., Hübſchmann, in einem Referate 
andobener Be ‚324), Wenn jetzt der 17. ZivSen. auf Grund wohl⸗ 
er) dies ; 1 zum gegenteiligen Ergebnis kommt, ſo ſpricht 
d nenten 5 des Kollegialitätsprinzips dafür, wie ſelbſt bei pro⸗ 
biete Anſcha ſpezialiſtiſch vorgebildeten Richtern eine zunächſt ge⸗ 
5 Nachtaſtofferng auf Grund weiterer Durchdenkung und Wertung 
Von denen 
e eh Schriftſtellern, die das KG. für die gleiche An⸗ 


— 


ſibend loch erunſchauung lediglich angeführt: Die VO. wollte weit⸗ 


ungg , die VO. mi 
N W > üſſe als Ausnahme von dem Grundſatz der Woh⸗ 
x 80 eig wrtſchaft eng ausgelegt werden. 


Man iberzeugend dargetan. 
In Berk dente vielleicht noch folgendes Argument Hinzufügen: 
don Ger des täglichen Lebens hat den Begriff Miete als einheit- 


e 
ng der 55 Sprachgebrauch vorausſetzen, und für die Be⸗ 


R dem z van auszugehen, daß der Sprachgebrauch des Geſetzes 
„ ve ſich unm 


Hinſſch 


n 

ao. Frieden n ET. E MMict®. it gelagt: „Beſteht über die Höhe 
10 dem miete Streit, ſo iſt ſie auf Antrag eines Vertragsteils 
dieses den Pr fe lzuſtellen.“ In dem Abſchnitte II des RE. können 

8 sähe leicht dahin mißdeutet werden, als ob fie auf 
U hinzielten. Dies würde alfo dazu führen, daß etwa 
ar it, gemünter, auch wenn die Wohnung noch nicht beichlag- 
ih Si 8 2 Abſ. 3 auf Grund vorliegender Erörterungen mit 
Naynet 5 Re Verfahren gem. § 2 Abſ. 3 beantragen könnte. So 
Den Kell de in Wahrheit nicht aufzufaſſen. Das Verfahren auf 
Nam r ern Friedensmiete kann vielmehr erſt dann Platz greifen, 
weh. ſich 5 frei vermietet und das Wohn A. eingegriffen hat. 
mitt N, ſo iſt " der Vermieter im Wege der Beſchwerde an das MEA. 

en (vgl. ; nunmehr gem. 8 2 AMietG. die Friedensmiete zu er⸗ 
zug, Dieſe zn dieſem Sinne auch Stern, 10. Aufl., zu § 1 Erl. J). 
runde lie formale Auslegung dürfte auch dem NE. des KO. 
gen. Die eigentliche Streitfrage iſt nun aber die, ob das 


er im Reichsrecht und in der MietzinsbildungsVO. beſtimmt worden 
iſt. Andernfalls wäre dieſe Abweichung zum Ausdruck gebracht wor⸗ 
den. Zum Nachweiſe dafür kann der Erlaß des preuß. Min. für 
Volkswohlfahrt über die Mietzinsbildung v. 24. April 1924 und 
die BD. über die Regelung der geſetzlichen Miete in Preußen für die 
Zeit vom 1. Juli 1924 ab herangezogen werden, denn in beiden 
iſt für die nach den Abzügen verbleibenden Beträge die Bezeichnung 
als reine Friedensmiete verwendet worden. Unſchwer hätte alſo dieſer 
Ausdruck auch in der LockVO. gebraucht werden können, wenn nicht 
die eigentliche Friedensmiete i. S. des 82 MietzinsbildungsVO. 
hätte maßgebend ſein ſollen. 

Man darf auch nicht einwenden, daß bei der hier vertretenen 
Auslegung eine erhebliche Ungleichheit in der Behandlung der Woh⸗ 
nungen mit Sammelheizung uſw. einerſeits, ohne dieſe Einrichtungen 
andererſeits die Folge iſt. Für die Ausſcheidung der teuren Woh⸗ 
nungen aus der Raumzwangswirtſchaft war urſächlich, daß die Ge⸗ 
meindebehörde für Wohnungen mit ſo hohem Mietzinſe kaum Ver⸗ 
wendung hat, weil ſich nur ſelten ein Wohnungſuchender findet, 
der die geldlichen Verpflichtungen auf ſich nehmen kann. In dieſer 
Beziehung iſt es aber von nur geringer Bedeutung, ob der Miet⸗ 
preis lediglich infolge der Größe der Wohnung ſeine Höhe erreicht, 
oder ob dieſe Höhe auf der Ausſtattung der Räume mit Sammel⸗ 
heizung, Warmwaſſerverſorgung oder Fahrſtuhl beruht. Zwar er⸗ 
ſpart die Sammelheizung dem Mieter die Unkoſten, die ihm fonft 
eine andere Erwärmung der Räume verurſachen würde; doch iſt der 
erſparte Betrag erfahrungsgemäß nur ein geringer Teil des Mehr⸗ 
aufwandes, den die einheitliche Heizung verurſacht. Er hebt des⸗ 
halb die Brauchbarkeit der Wohnung für die öffentliche Bewirk⸗ 
ſchaftung nur in ganz geringem Maße. Hingegen hat ſchon das 
bloße Vorhandenſein der mehrfach genannten Einrichtungen zur 
Folge, daß die Wohnungen regelmäßig eine höhere Friedensmiete 
aufweiſen als andere. Es iſt daher durchaus verſtändlich, daß die 
Grenze der Lockerung bei Wohnungen mit Heizung uſw. nicht völlig 


MEX., wenn es in einem ſolchen Beſchwerdeverfahren zu entſcheiden 
hat, eine frühere Feſtſtellung oder Feſtſetzung der Friedensmiete, 
die im Verfahren zwiſchen dem Hauseigentümer und dem Mieter ftatt- 
gefunden hat, als bindend anzuerkennen hat. 

In der Literatur ſind hierzu folgende Meinungen vertreten: 

a) Nach Stern (zu § 1 Erl. 90 iſt ſowohl eine frühere Feſt⸗ 
ſtellung wie Feſtſetzung der Friedensmiete auch im vorliegenden Ver⸗ 
fahren bindend; dagegen iſt den Vereinbarungen der Parteien eine 
gleiche Bedeutung nicht beizumeſſen. 

b) Nach Lilienthal (3. Aufl., zu § 1 Erl. 1) iſt die Feſt⸗ 
ſetzung der Friedensmiete bindend, nicht dagegen die Feſtſtellung. 
In dieſem Sinne beruft ſich Lilienthal auf Eyck und Volk⸗ 
mar⸗Schubart. 

c) Widerſpruchsvoll Meyerowitz, der auf S. 913 erklärt, 
daß „die vom MEX. feſtgeſtellte oder feſtgeſetzte Friedensmiete maß⸗ 
gebend iſt“, auf S. 914 aber bemerkt, daß, wenn im Beſchlagnahme⸗ 
verfahren ſtreitig iſt, ob die Wohnung nach ihrer Friedensmiete noch 
beſchlagnahmt werden kann, „eine frühere Feſtſtellung oder Feſtſetzung 
durch das MEA. für das Beſchlagnahmeverfahren nicht bindend“ iſt; 
ſie werde aber regelmäßig der Beſchlagnahme zugrunde gelegt werden 
können. 

M. E. iſt der Auffaſſung von Stern im Gegenſatz zum KG. 
zuzuſtimmen. Die Auffaſſung des NE. bringt eine unerträgliche 
Rechtsunſicherheit in den geſchäftlichen Verkehr. Wenn der Haus⸗ 
beſitzer nicht von vornherein mit aller Beſtimmtheit weiß, daß es ſich 
um eine teure Wohnung handelt, über die das Wohn A. nicht zu ver⸗ 
fügen hat, ſo kann er keinen feſten Mietvertrag abſchließen, ohne 
Gefahr zu laufen, ſich hohen Schadenserſatzanſprüchen auszuſetzen. 
Durch den Mangel an Rechtsſicherheit wird alſo der Wert der 
Lockerung für den Hauseigentümer aufs erheblichſte herabgeſetzt. 

Auf der anderen Seite kann die Regelung auch vom fiskaliſchen 
Standpunkte bedenklich erſcheinen; denn in ſolchen Fällen, wo das 
Wohn A. beſchlagnahmt hat, dann aber im Beſchwerdeverfahren an⸗ 
erkannt wird, daß die Wohnung entſprechend der früheren Feſt⸗ 
ſtellung oder Feſtſetzung der Friedensmiete als beſchlagnahmefrei an⸗ 
zuſehen iſt, wird ein Schadenserſatzanſpruch des Hauseigentümers, 
dem durch die Beſchlagnahme der Abſchluß eines Mietvertrages un⸗ 
möglich gemacht worden iſt, in Betracht kommen. 

Man wird richtigerweiſe gegenüber dem KG. folgendermaßen 
argumentieren müſſen: Da es im dringenden Verkehrsintereſſe lag, 
von vornherein bei den Wohnungen möglichſt klare Verhältniſſe dar⸗ 
über zu ſchaffen, ob fie den Vorſchriften des Wohnmangch. unter⸗ 
liegen oder nicht, ſo iſt davon auszugehen, daß frühere Feſtſtellungen 
oder Feſtſetzungen der Friedensmiete durch das MEA. ihre Wirkſam⸗ 
keit behalten. Hätte die VO. etwas anderes beabſichtigen wollen, fo 
hätte ſie dies zum Ausdruck bringen müſſen. Zu einem anderen Er⸗ 
gebnis wird man nur dann kommen können, wenn etwa die frühere 
Entſch. des MEA. auf Grund argliſtigen Zuſammenwirkens von 
Hauseigentümer und Mieter zum Zwecke der ſpäteren Befreiung der 
Wohnung von den Beſtimmungen des WohnmangG. herbeigeführt 
worden iſt. 

RA. Dr. Eruſt Emil Schweitzer, Berlin, 
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die gleiche fein ſollte wie ſonſt. Somit iſt auch aus dem Zweck 
der VO., wenn nicht ein weiterer Grund für die vom Senat ge⸗ 
gebene Antwort, ſo doch keinesfalls etwas gegen ſie zu entnehmen. 
II. In allen Fällen, in denen die Höhe der Friedensmiete für 
die Zuläſſigkeit einer Inanſpruchnahme überhaupt Bedeutung haben 
kann, muß das MEA. fie ſelbſt ermitteln. Dabei hat es in der 
von 82 NMietG. und den dazu ergangenen AusfVorſchr. ge⸗ 
regelten Weiſe vorzugehen. Daß Verfahren, die eine Inanſpruch⸗ 
nahme von Wohnungen durch die Gemeindebehörde betreffen, be⸗ 
ſonderer Beſchleunigung bedürfen, kann einen Grund zu einer 
Abweichung von dieſen geſetzlichen Vorſchriften nicht geben. Auch 
wenn in einem früheren Verfahren zwiſchen Vertragsteilen ſchon 
eine Feſtſtellung oder Feſtſetzung der Friedensmiete erfolgt war, 
ift die Entf. nach 8 15 RMietch. nur für die damaligen Parteien 
und ihre Rechtsnachfolger verbindlich. Doch dürfen die daraus ent⸗ 
ſtehenden Folgen nicht überſchätzt werden. Liegt eine Feſtſtellung oder 
Feſtſetzung ſchon vor, fo wird das MEA. fie zur Grundlage feiner 
Entſch. zu machen und in allen Fällen ohne weiteres verwenden 
können, wenn nicht beachtliche Einwände gegen ihre Richtigkeit von 
den Beteiligten vorgebracht oder ſonſt erſichtlich ſind. 
(KG., 17. Ziv Sen., RE. v. 18. Jan. 1930, 17 Y 90/29.) [D.] 


Berliner Wohnungsnotrecht. 


9. 8 5 Berl Wohn Not R. Die Inanſpruchnahme 
einer Wohnungl von fünf oder mehr Wohnräumen, auf 
welche die PrVoO. über die Bewirtſchaftung des Wohn⸗ 
raums für Beamte v. 29. Mai 1925 Anwendung findet, iſt 
vor Ablauf der in $ 5 Abſ. 2 Berl Wohn Not R. v. 21. Mai 
1927 dem Verfügungsberechtigten zur ſelbſtändigen Ver- 
mietung belaſſenen Friſt nur zuläſſig zugunſten eines 
Wohnungſuchenden, der dem Wohnungsamt von der zu⸗ 
ſtändigen Behörde (8 3 der VO.) oder mit ihrer Zuſtim⸗ 
mung von einer anderen Behörde bezeichnet iſt und be⸗ 
zeichnet werden durfte. Für die Wirkſamkeit der Bezeich- 
nung iſt es ohne Bedeutung, welcher Verwaltung der 
Wohnungſuchende angehört. f) 

I. Das Berl WohnNotgt. v. 21. Mai 1927 läßt den Woh⸗ 
nungen, die fünf oder mehr Wohnräume enthalten, eine Sonder⸗ 
behandlung zuteil werden. Nach § 5 Abſ. 2 kann der Verfügungs⸗ 
berechtigte eine ſolche Wohnung zunächſt ſelbſt vermieten, und das 
Wohn. darf fie erſt nach Ablauf einer beſtimmten Friſt in Anſpruch 
nehmen, wenn ihm der Abſchluß eines Mietvertrages nicht angezeigt 
worden iſt. Unberührt bleibt jedoch die VO. des preuß. Min. für 
Volkswohlfahrt, betreffend Bewirtſchaftung des Wohnraums für 
Reichs⸗ und unmittelbare Staatsbeamte und für Reichswehrangehörige, 
v. 29. Mai 1925. Nach dieſer VO. gelten allgemein Sondervor⸗ 
ſchriften für Beamtenwohnungen. Über ſolche Wohnungen können Be⸗ 
hörden innerhalb beſtimmter Friſten nach dem Freiwerden verfügen. 
Die Aufrechterhaltung dieſer Vorſchriften in §8 5 BerlWohnNotR. 
kann nur bedeuten, daß die ihnen entſprechende Verwendung von 
Beamtenwohnungen durch die Befugniſſe nicht eingeſchränkt werden 
ſoll, die dem Vermieter bei den großen Wohnungen eingeräumt 
find. Die Beamtenwohnung kann alſo entſpr. der VO. v. 29. Mai 
1925 auch im Bereiche des BerlWohnNotR. ſofort nach dem Frei⸗ 
werden in Anſpruch genommen werden, ſelbſt wenn ſie fünf oder 
mehr Wohnräume aufweiſt. 

Nach 87 VO. über die Bewirtſchaftung des Wohnraumes 
für Beamte erfolgt die Inanſpruchnahme, insbeſ. die Zuweiſung der 
Wohnung an den von der Behörde bezeichneten Beamten, ſtets durch 
die Gemeindebehörde. Deshalb iſt ſchon im RE. v. 25. Nov. 1925, 
17 Y 144/25: IFG. Erg Bd. 4, 196; RArbBl. 1926, 49; MietGer. 
1926, 17; EA. 1926, 434; PrVerwöBl. 47, 375; JurRdſch. 1926, 33; 
VW. 5, 590; Hertel, Mieterſchutz 4, A 206, dargelegt, daß nie⸗ 
mals die zuſtändige Behörde, ſondern immer nur das Wohn A. als 
Partei an dem Verfahren über eine Inanſpruchnahme beteiligt iſt. 
Dieſer Umſtand führt in allen Fällen, in denen eine Wohnung un⸗ 
eingeſchränkt der Raumbewirtſchaftung unterliegt, notwendig da⸗ 
zu, daß das MEAN. nicht nachzuprüfen hat, ob das Wohn A. 
bei ſeiner Zuweiſung die Vorſchriften der VO. v. 29. Mai 1925 
beachtet hat; denn die Rechte des Betroffenen können in 
ſolchen Fällen durch eine Nichtbeachtung der VO. nicht verkürzt 
werden; zum Schutze der am Verfahren nicht beteiligten Behörde iſt 
aber dieſes Verfahren nicht beſtimmt. Anders liegt es in dem jetzt 
zur Entſch. ſtehenden Falle, alſo bei den Wohnungen von fünf oder 
mehr Wohnräumen im Bereiche des BerlWohnNotR. Solange dem 
Verfügungsberechtigten nach deſſen 85 Abſ. 2 die ſelbſtandige Ver⸗ 
mietung der Wohnung noch zuſteht, kann fie das Wohn A. nur in 


Zu 9. Der Entſch. iſt zuzuſtimmen. Das Recht der zuſtändigen 
Behörde, über die Beamtenwohnung ſtatt zugunſten eines ihrer Be⸗ 
amten, zugunſten eines fremden Beamten durch Antrag an die Ge⸗ 
meindebehörde zu verfügen, iſt aus 8 3 II VO. abzuleiten und nur 
mit Rückſicht auf dieſe Beſtimmung vom Verfügungsberechtigten an⸗ 
zuerkennen; ohne 8 3 II käme ein ſolches behördliches Recht nicht in 
Frage (vgl. zu dieſer Rechtsmaterie auch Hertel, Bd. VI A 238). 

IR. Dr. Bruno Stern, Würzburg. 


Rechtſprechung 


(Juriſiſche Wocherſch 
aber 
Anſpruch nehmen, wenn es feine Befugnis dazu aus der Bo. — 
Beamtenwohnungen herleitet. Eine dieſer BD. nicht entſpr nor 
Verfügung des Wohn A. würde demnach die Rechte des B 
berechtigten verletzen. Da dieſe Verletzung die Inanſpruchnahm de 
zuläſſig macht, muß das MEA. alſo prüfen, ob das Vorg 
Wohn A. durch die VO. gedeckt iſt. , darauf 

II. Die hiernach erforderliche Prüfung darf ſich nich. ge 
beſchränken, ob die Wohnung eine Beamtenwohnung i. 8. de 1 ge 
v. 29. Mai 1925 ift, und ob fie unter ſolchen Umftänden Mes 
worden iſt, daß ſie nach der VO. einer Behörde zur Verfugung 1 
ſondern fie muß ſich auch darauf erſtrecken, ob das Wohn A. 9 
VD. dem Antrage der Behörde auf eine beſtimmte Beſebne 1% 
Wohnung entſprechen mußte, denn nur in dieſem Falle tl. m [4 
griff des Wohn A., weil er nicht auf feiner freien Entſchließn eh 
ruht, vor Ablauf der Vermietungsfriſt nach 8 5 Abſ. 2 De de 
Not. zuläſſig. Somit hat das MEA. zu prüfen, welche wo 
über die Wohnung verfügen darf, und wen dieſe Behörde ale 
nungſuchenden zuweiſen kane. andige“ 

Nach g 7 BO. hat das Wohn A. dem Antrage der zuſta näm 
Behörde zu entſprechen. § 3 Abſ. 1 erklärt den Begriff der 9 ge 
digen Behörde. Zuſtändige Behörde iſt diejenige, welcher n eint 
amte bis zu feiner Verſetzung oder feinen Übertritt in dent 
weiligen Ruheſtand oder bis zu ſeinem Ausſcheiden oder u 
feinem Tode angehört hat. Dieſe zuftändige Behörde kant, pill 
zugunſten eines oder mehrerer Beamten ihrer Verwaltung oi gen 
Wochen nach Freiwerden der Wohnung über die Wohnung u 
Trifft fie in der Friſt keine Verfügung, fo kann bie ’ 
nach 8 3 Abſ. 2 auch für einen Beamten einer anderen Rei we 
Staatsbehörde binnen weiteren zwei Wochen beanſprucht . vie 
Aus dieſer Regelung iſt erſichtlich, daß innerhalb der ers 95 
Wochen nur die zuſtändige Behörde i. S. § 3 Abſ. 1 den ein 
maßgebenden Antrag ſtellen kann. Nach dem Zweck der er al, 
mungen muß die gleiche Wirkung aber auch der Antrag eib digen 
deren Behörde haben, wenn er mit der Zuſtimmung der zu 5 Vel“ 
Behörde geſtellt wird; denn weder das WohnA. noch de 
fügungsberechtigte wird davon berührt, wenn die zuſtänditn en 
hörde aus irgendwelchen Gründen ihre Befugniſſe einer 
Behörde überläßt. 5 

III. Daß 8 2 VO. eine Verfügung der ue fen t dit 
zugunſten eines Beamten ihrer Verwaltung vorſieht, DI Woh 
Behörde nicht, einen ihrer Verwaltung nicht angehörige nach 
nungſuchenden wirkſam zu bezeichnen, ſofern er nur überhangerruch 
der VO. für die Bewirtſchaftung von Beamtenwohnraum il at die, 
kommt. Anders als die Vorſchrift über die Zuſtändigkeit be 
jenige über die Zugehörigkeit des Wohnungſuchenden zu e gherel, 
ſtimmten Verwaltung für das Wohn A. und den Verfügen felt 
tigten, deshalb auch für die Zulaſſigkeit der Inanſpruchnahme fell! 
Bedeutung. Die Zuſtändigkeit der Behörde, die den Ante del 
iſt für die Inanſpruchnahme grundlegend, weil das Wohn. muß 
Antrage der zuſtändigen Behörde nach 87 VO. entſprech en gt 90 
Wen aber die zuſtändige Behörde aus dem Kreiſe der ie bang 
Betracht kommenden Perſonen für die Wohnung zuweiſen wen ve 
von Umſtänden und Erwägungen ab, die für die Maß naß unte 
Wohn A. belanglos bleiben. Der Inhalt des 8 2 zu dieſem Fier 
kann nur bezwecken, die Befugniſſe der für einen Antrag, del 
haupt in Frage kommenden Behörden unter ſich abgreng zun 
deshalb kein Hindernis bilden, wenn die Behörde die „ Mo 
der Wohnung mit einem nicht ihrer Verwaltung angehörige Au! 
nungſuchenden für zweckmäßig hält, ihre Abſichten auszufüh, eine. 
der Verfügungsberechtigte wird durch dieſe Auslegung mm da 
Rechten nicht beeinträchtigt, da es für ihn gleichgültig ie ge He; 
Verwaltung ſein neuer Mieter angehört. Hiernach kann, chen 
hörde, wenn ſie zum Antrage überhaupt berechtigt iſt, aucg gene 
gehörigen einer anderen Verwaltung, insbeſ. eine Lan 
auch einen Reichsbeamten uſw., bezeichnen. ſten nen 

Im Falle des 8 3 Abs. 2, alſo nach Ablauf der erg peint! 
Wochen, iſt, wenn die nach 83 Abſ. 1 zuſtändige Behörde gh 
Antrag geſtellt hat, jede andere Reichs⸗ oder Staatsbehörde un > 
einen Beamten uſw. zuzuweiſen. Dabei iſt auch die Ausdeh 900 
VO. auf die Reichswehr, die Reichsbank und die Deut 
bahngeſellſchaft in 8 9 zu beachten. (9. 

(K., 17. ZivSen., RE. v. 18. Jan. 1930, 17 Y 5/30.) N 
* 

10. 88 7, 11 Berl Wohn NotR. v. 21. Mai 108 ue, 
eine Wohnung, von der feſtſteht, daß fie demnüchſt nah 
nutzt wird, dem Vermieter gegenüber in Anspruch dgeſen 
men, jo kann der Zwangs mietvertrag nur dann ir teten 
werden, wenn feſtſteht, daß mit dem Auszuge Deren wilt 
deſſen Verfügungsrecht über die Wohnung wegfal itpun 
Als Beginn des Zwangsmietvertrages iſt der ge 
des Auszuges des Mieters zu beſtimmen. +) Pe 

I. Nach $ 7 Berl WohnNotR. v. 21. Mai 1927 kann das ah 
auch Wohnungen in Anſpruch nehmen, von denen feſtſte m) 


Zu 10. Die Entſch. ift außerordentlich klar und vos 
gender Folgerichtigkeit. . banal 
Die Inanſpruchnahme eines Wohnraumes nach 5 4 Woh 
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dane MT, Unbenugt werden. Die Feſtſetzung des Zwangsmietver⸗ 
ned bor a9 11 für alle Fälle der Inanſpruchnahme ohne Unter⸗ 
dem Vorli a auch FA WohnmangG. als Folge der Inanſpruchnahme 
en Zwangchen der ſonſtigen, ſtets erforderlichen Vorausſetzungen 
ünſpruchnagsmietvertrag angibt, muß aus der Zulaſſung der In⸗ 
füt ) gef e einer Wohnung, die erſt künftig frei wird, grund⸗ 
Zangs chloſſen werden, daß auch für eine ſolche Wohnung der 
alſo nur etvertrag feſtgeſetzt werden kann. Die erſte Frage wäre 
dewangsmi verneinen, wenn Gründe dafür aus dem Weſen des 
ber Fall. etvertrages entnommen werden könnten. Das iſt nicht 
ung der wohl aber ergibt eine nähere Betrachtung, daß die Wir⸗ 
ü ſein Feſtſetzung nur eintreten kann, wenn der Mieter dem⸗ 
\ Verfügungsrecht an der Wohnung verloren hat. 
dur gegen anſpruchnahme kann ſich nach 8 4 WohnmangG. ſtets 
engen; den Verfügungsberechtigten richten, mit ihm iſt auch der 
qurmietete vertrag feſtzuſetzen. Der Verfügungsberechtigte für eine 
Mieter 2 Wohnung iſt aber nicht der Vermieter, ſondern der 
1er olgen Ihm gegenüber muß alſo regelmäßig die Inanſpruchnahme 
sg, 195 und gegen den Vermieter iſt ſie im allgemeinen nur zu⸗ 
bitigt ißt un zuvor die Verfügungsberechtigung des Mieters be⸗ 
imer noc Venn trotzdem 8 7 BerlWohnNotR. die Inanſpruchnahme 
nicht freien Wohnung, die demnächſt frei werden wird, 
9 5 eine ſolche Anordnung nach $ 6 Wohnmangch. gültig 
duhme nicht en kann, fo beruht es darauf, daß dieſe Inanſpruch⸗ 
ur einen zum Zwecke der ſofortigen Benuzung der Wohnung 
hebung f Wohnungſuchenden geſchieht. Sie ſoll vielmehr die Ver⸗ 
mögli „Wohnung an einen anderen erſt in dem Zeitpunkt er⸗ 
fegt für u dem die Wohnung frei wird. Die Inanſpruchnahme 
5 des den Fall, daß der erwartete Umſtand, nämlich der Weg⸗ 
zit in diefe Mieter noch zustehenden Verfügungsrechts, eintritt. 
Möglicheeeſem Zeitpunkt hat der Vermieter das Recht und die 
baberen zu über die Wohnung durch Beſitzüberlaſſung an einen 
enen gege verfügen. Damit aber gehört er erſt zu den Perſonen, 
dietverkra nüber die in der Inanſpruchnahme und dem Zwangs⸗ 
urchfſhrha geſchehende Enteignung im ganzen Umfange zuläſſig und 
0 ertrag falt Wird die Inanſpruchnahme und der Zwangs⸗ 
abnung r ſchon in einem früheren Zeitpunkt durch örtliche An⸗ 
a hre entelaſſen, ſo iſt dieſe Maßnahme nur gerechtfertigt, ſoweit 
usüben fon dende Wirkung erſt zu jenem künftigen Zeitpunkt 


RL 
Miete", Mahgebtiche Zeitpunkt ift nicht vor dem Auszuge des 
110 auch „getreten, denn vorher iſt die Wohnung nicht leer, kann 
ben die Ra Vermieter der Beſitz nicht auf einen anderen in der 
ar ügt der Auntung erforderlichen Weiſe übertragen werden. Doch 
Wach Umſtä uszug des Mieters nicht ſchlechthin, weil er nicht unter 

nun 1 das Recht des Vermieters begründet, über die 
M5 ſpäteßeng weit zu verfügen. Vielmehr iſt es dann erforderlich, 
mers weg mit dem Auszuge auch das Verfügungsrecht des 
185 der fc. Behält er dagegen dieſes Recht noch, ſo bleibt er 
belt zu eulügungsberechtigte, gegen den die Inanſpruchnahme zu⸗ 
wactigter digen hat. Nur ſofern der Mieter als Verfügungs⸗ 
aſtengsmiewen Beſitzer ausſcheidet, kann der im voraus feſtgeſetzte 

ö vertrag gegen den Vermieter wirkſam werden, weil 


u di 
"tler, Jeit der Vermieter die volle Stellung des Verfügungs⸗ 


eich „ 
tales. 85 Zwangsmietvertrag ein Ausfluß eines Enteignungs⸗ 
maten richte Kann ſich nur gegen einen Verfügungsberech⸗ 
ind verftz⸗ en. Bis zum Auszug iſt der Mieter über die Woh⸗ 
Nafdosrechungsberechtigt, erſt mit dem Auszug fällt das Ver⸗ 

weg und tritt das Verfügungsrecht des Vermieters in 
ges nicht durch das Wohnungszwangsrecht beſchränkt iſt. 
Zw, Unter eter verfügungsberechtigt, ſo kann dieſem gegenüber 
bier, Brmietpen geſetzlichen Vorausſetzungen — unter Umſtänden 
5 Seife zertrag erfolgen. Verfügungsberechtigt kann auch bei⸗ 
Nießbraucher ſein (JW. 1929, 1991), bei einer 


19 N 5 th ei 75 0 8 x 
ſämtlichen Verfügungsberechtigten (vgl. JW. 


it die 


Ahn oben mangch. ſpricht aber nur von einer „unbenutzten 
nach tiges „unbenutzten ... geeigneten ... Räumen“. 
ein, Kein m Freiwerden gibt wenigſtens nach $ 4 der Gemeindebehörde 
a "m den Abſchluß eines Mietvertrages zu verlangen oder 
deitz ler Bei mietvertrag beim MEA. zu beantragen. Es läge im Inter⸗ 


ber eine Engler, nicht zuletzt des Vermieters ſelbſt, möglichſt früh⸗ 
dan, Nietraun darüber zu bekommen, wie fie daran find, wenn 
ab demnächſt unbenutzt wird, die Gemeindebehörde 


ohn, aber 

May, e 34 Wohnmangch. nichts unternehmen, bevor der 
300. weite n tatſächlich frei iſt, wenn nicht gem. § 6 Wohn⸗ 
ft, Deere, g Oebenbe Anordnungen örtlicher Art getroffen werden. 
A INN, v. 21. Mai 1927 ſtellt nun ausdrücklich 
ae in Anſpruch genommen werden können Woh⸗ 
nach unbenn ibenutzt find, „oder von denen feſtſteht, daß fie dem⸗ 
bey nut werden“ (Inſtandſetzungsarbeiten dürfen aber erſt 

mien 1 Berdenutztwerden durchgeführt werden). 
Ay elta werdohnNotgt. geſtattet ganz allgemein den Zwangs⸗ 
Hug, enn zwiſchen dem vom Wohn A. bezeichneten Woh⸗ 
8 denden und dem Verfügungsberechtigten inner⸗ 
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berechtigten erhalten hat, alſo die Enteignung gegen ihn im vollen 
Umfange eintreten kann. 

II. Aus dem zu I Angeführten folgt ohne weiteres, daß die 
Entſch. des MEA., wenn es einen Zwangsmietvertrag für eine 
Wohnung, die noch nicht frei iſt, feſtſetzt, die Angabe enthalten 
muß, daß der Zwangsmietvertrag erſt in dem ſpäteren Zeitpunkt 
wirkſam wird. Deshalb iſt in der Entſch. als Beginn des Zwangs⸗ 
mietvertrages der Zeitpunkt des Auszuges des Mieters zu be⸗ 
ſtimmen. Von dem Wegfall des dem Mieter zuſtehenden Ver⸗ 
fügungsrechts iſt dagegen die Wirkung des Zwangsmietvertrages 
nicht abhängig zu machen, weil der Zwangsmietvertrag überhaupt 
nicht feſtgeſetzt werden darf, wenn dieſer Wegfall beim Auszuge des 
Mieters nicht beſtimmt eintritt oder eingetreten iſt. 

Die Beſchwerdeſtelle hat das Bedenken geäußert, daß die An⸗ 
gabe eines künftigen Zeitpunktes oder Ereigniſſes für den Wir⸗ 
kungsbeginn des Zwangsmietvertrages mit dem RE. v. 16. Mai 1927, 
17 1 43/27: 336. Erg d. 5, 9; MietGer. 1927, 81; EA. 1927, 
576; JW. 1927, 1939; DWohn A. 1927, 365; Jurgdſch. 1927, 18; 
Hertel, Mieterſchutz 5, A 345, in Widerſpruch ſtehe. Das trifft 
nicht zu. Jener RE. verwehrt dem MEA. nur, Beſtimmungen über 
die Vertragsdauer zu treffen, bezieht ſich dagegen nicht auf die 
Angabe des Beginns der Wirkſamkeit. Außerdem verbietet er die 
Beſtimmung über die Dauer gerade aus dem Grunde, weil für das 
durch die Feſtſetzung des Zwangsmietvertrages zuſtande kommende 
Mietverhältnis nur die geſetzliche Regelung maßgebend ſein darf, 
Anderungen nach Ermeſſen des MEA. aber ausgeſchloſſen bleiben 
müſſen. Bei dem Zwangsmietvertrage über eine demnächſt frei wer⸗ 
dende Wohnung gehört aber der Beginn in einem ſpäteren Zeitpunkt 
zum geſetzlichen Inhalt und muß vom MEN. in der erörterten Weiſe 
nur angegeben werden, weil die Entſch. ihren geſetzlichen Inhalt 
ſonſt nicht erkennen läßt. 

Zum Schluß ſei noch darauf hingewieſen, daß bei der Feſt⸗ 
ſetzung des Zwangsmietvertrages mit dem künftigen Wirkungs⸗ 
beginn die Prüfung, ob für den Vermieter als den im voraus in 
Anſpruch genommenen Verfügungsberechtigten aus der Maßnahme 
ein unverhältnismäßiger Nachteil zu beſorgen iſt, mit beſonderer 
Sorgfalt vorzunehmen ſein wird. Obwohl ein ſolcher Zwangsmiet⸗ 
vertrag über die noch nicht freie Wohnung durch die Erörterung 
als zuläſſig erwieſen und auch der Zeitpunkt feiner Wirkſamkeit 
gefunden iſt, wird die in 8 4 Wohnmang®. vorgeſchriebene Rück⸗ 
ſichtnahme auf den Verfügungsberechtigten bei ihm häufiger als 
ſonſt zur Ablehnung führen können. 

(KG., 17. ZivSen., RE. v. 18. Jan. 1930, 17 X 91/29.) [D.] 


* 


11. Eine Wohnung kann nicht wegen Benutzung zu un⸗ 
ſittlichen Zwecken gemäß § 7 Abſ. 1 zu e) Berl Wohn Not R. 
v. 21. Mai 1927 in Anſpruch genommen werden, weil die 
Wohnungsinhaberin in der Wohnung auch der gewerbs- 
mäßigen Unzucht nachgeht. ) 

Nach 8 7 BerlWohnNotR. v. 21. Mai 1927 kann das Wohn A. 
zur Unterbringung wohnungſuchender Perſonen unter anderem Woh⸗ 
nungen in Anſpruch nehmen, die ganz oder teilweiſe zu unſittlichen 


halb einer Woche ... kein Mietvertrag zuſtande gekommen iſt. 
Das gilt zweifelsfrei auch, wenn feſtſteht, daß ... demnächſt die 
Wohnung unbenutzt wird. Das Wohn A. kann ſich aber zunächſt 
auch mit der „abſtrakten“ Beſchlagnahme begnügen, worüber bei 
Meyerowitz, 2. Aufl. S. 645, Wiſſenswertes zu finden iſt, d. h. 
Wohnung kann beſchlagnahmt werden ohne gleichzeitige Bezeich⸗ 
nung eines Wohnungſuchenden und Zwangsmietvertrag. Es kann 
auch die Zuweiſung erfolgen ohne ausdrückliche Beſchlagnahme 
(Meyerowitz S. 645), was auch der bay. Praxis entſpricht, 
welche wohl einheitlich dahin ausgeht, daß alle Wohnräume, welche 
nicht ausdrücklich vom Geſetz ausgenommen ſind, kraft Geſetzes 
beſchlagnahmt ſind, der Zwangswirtſchaft unterliegen. 

Von beſonderer Bedeutung aber iſt der neuerlich wie⸗ 
derum feſtgeſetzte Grundſatz, daß für das durch Feſtſetzung des 
Zwangsmietvertrages zuſtande kommende Mietverhältnis nur die 
geſetzliche Regelung maßgebend ſein darf, Anderungen 
nach dem Ermeſſen des MEA. ausgeſchloſſen find. 
Zum geſetzlichen Inhalt gehört jedenfalls der Beginn des Zwangs⸗ 
mietverhältniſſes (nicht aber z. B. die Dauer und ähnliche Zweck⸗ 
mäßigkeiten), der bei einem Zwangs mietvertrag über demnächſt 
freiwerdende Räume folgerechter Weiſe beſtimmt werden muß. Es 
iſt beſonders erfreulich, daß das KG. in Streitſachen über den Fall 
ad hoc heraus Grundſätzliches von weiter⸗ und weiteſtgehender Be⸗ 
deutung in den Kreis ſeiner Erörterungen zieht und auf dieſe Weiſe 
die Rechtsnot mildert, die gerade in Mietrechtsfragen nach und nach 
auf die Nerven geht. 

IR. Dr. Buchmann, Regensburg. 


Zu 11. Der RE. beſchränkt ſich auf die Auslegung der Be⸗ 
ſtimmung des BerlWohnNotR., wonach Wohnungen beſchlag⸗ 
nahmt werden können, die „ganz oder teilweiſe zu unſitt⸗ 
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oder geſetzwidrigen Zwecken benutzt werden. Treibt die Mieterin in 
der Wohnung, die ſie bewohnt, zugleich Unzucht, ſo wird die Woh⸗ 
nung auch zu unſitklichen Zwecken benutzt. Es liegt damit aber nicht 
etwa der Tatbeſtand einer teilweiſen Benutzung zu unſittlichen Zwecken 
i. S. der angeführten Beſtimmung vor. Vielmehr Kann in dieſer 
Vorſchrift der Gegenſatz „ganz oder teilweiſe benutzt“ nur räumlich 
verſtanden werden. Werden von einer Wohnung gewiſſe Räume nur 
zu ſittlich und geſetzlich erlaubten Zwecken, andere dagegen ausſchließ⸗ 
lich zu unſittlichen oder geſetzwidrigen Zwecken benutzt, jo iſt der Tat⸗ 
beſtand der teilweiſen Benutzung zu den verbotenen Zwecken erfüllt, 
wie ihn 8 7 Abſ. 1 zu c als Veranlaſſung zu einer Inanſpruchnahme 
angibt. Die Erwähnung der teilweiſen Benutzung hat offenbar den 
Zweck, eine Inanſpruchnahme der ganzen Wohnung zuzulaſſen, auch 
wenn nur ein Teil der Räume in der angegebenen Weiſe benutzt wird. 

Für die vorgelegte Frage ergibt alſo der Wortlaut des Berl⸗ 
WohnNRotR. eine unmittelbare Antwort nicht. Deshalb iſt zu prüfen, 
ob Gründe dafür vorliegen, die Vorſchrift des 8 7 Abſ. 1 zu c über 
den Wortlaut hinaus auch auf eine Wohnung anzuwenden, deren 
ſämtliche Räume zur Befriedigung des Wohnbedürfniſſes verwendet 
werden, die aber daneben noch mehr oder weniger für unſittliche 
oder geſetzwidrige Zwecke benutzt wird. Eine Begründung für dieſe 
Ausdehnung der Inanſpruchnahme läßt ſich nicht geben; vielmehr iſt 
aus dem Zweck und dem Zuſammenhange der Vorſchriften über die 
Inanſpruchnahme von Wohnungen zu erſehen, daß der Verfügungs⸗ 
berechtigten ihre Wohnung nicht deshalb entzogen werden darf, weil 
ſie darin auch Unzucht treibt. 

Die Regelung der Inanſpruchnahme von Wohnungen dient dem 
Zwecke, den vorhandenen Wohnraum ordnungsmäßig auf die Woh⸗ 
nungſuchenden verteilen zu können. Deshalb unterliegen der Inan⸗ 
ſpruchnahme vornehmlich ſolche Wohnungen, die leerſtehen oder nur 
zur Aufbewahrung von Sachen dienen, alſo ihrer Beſtimmung zur Be⸗ 
friedigung eines Wohnbedürfniſſes entfremdet ſind. Als unbenutzt 
gelten nach 8 4 BerlWohn Note. ferner ſolche Wohnungen, die der 
eigentlich Verfügungsberechtigte, nämlich der Hauptmieter, für ſein 
Wohnbedürfnis nicht benutzt, ſondern durch Untervermietung lediglich 
als Erwerbsquelle verwendet, endlich Wohnungen, deren Benutzer ver⸗ 
ſtorben iſt, wenn der Erbe nach näherer Maßgabe des § 4 Ziff. 3 
einen Anſpruch auf Befriedigung ſeines eigenen Wohnbedürfniſſes 
nicht hat. Sämtlichen Fällen iſt gemeinſam, daß die Wohnung der 
Befriedigung eines Wohnbedürfniſſes entweder überhaupt nicht oder 
doch in einer Weiſe nutzbar gemacht iſt, die im Intereſſe der richtigen 
Verteilung des Wohnraums an die Bedürftigen nicht geduldet wird. 
Neben dieſen Fällen ſtehen noch die in 87 zu b und c behandelten 
Tatbeſtände. Von dieſen ermöglicht b die Inanſpruchnahme einer 
Wohnung, wenn jemand über eine Doppelwohnung verfügt. Es liegt 
auf der Hand, daß hier die Inanſpruchnahme zugelaſſen iſt, um zu 
verhindern, daß jemand ſein eigenes Wohnbedürfnis überreichlich be⸗ 
friedigt und dadurch die Ausſichten anderer Wohnungsbedürftiger auf 
Erlangung einer Wohnung verſchlechtert, daß alſo auch zu b der 
Zweck verfolgt wird, die in Anſpruch genommene Wohnung der Be⸗ 
friedigung eines unbedenklich ſchutzwürdigen Wohnbedürfniſſes zuzu⸗ 
führen. Wenn dann die Inanſpruchnahme einer Wohnung gemäß 8 7 
zu o auch erfolgen kann, falls fie ganz oder zum Teil zu unſittlichen 
oder geſetzwidrigen Zwecken benutzt wird, ſo kaun nicht angenommen 


lichen oder geſetzwidrigen Zwecken benutzt werden“, 
der RE. ſieht dagegen davon ab, die Gültigkeit dieſer Beſtimmung 
zu unterſuchen, obwohl dieſe Unterſuchung doch wohl nahe lag. Jedes 
örtliche Wohnungsmangel⸗Sonderrecht leitet ſeine Berechtigung aus 
8 6 WohnmangG. ab, wonach eine Gemeinde die Eingriffe in private 
Rechte, insbeſ. die Unverletzlichkeit der Wohnung verſchärfen kanu, 
wenn dies durch eine beſonders ſchwere Wohnungsnot gerechtfertigt iſt. 

Welche Anordnung auf Grund dieſes Rahmengeſetzes immer 
ergeht, ſie muß ausſchließlich wohnungswirtſchaftlich mo⸗ 
tiviert ſein; zur Bekämpfung der Unſittlichkeit oder zur Ver⸗ 
ſtärkung des Strafſchutzes für ſonſtige Rechtsgüter bietet das Wohn⸗ 
mangG. keine Handhabe. 

Deshalb kann die Benutzung von Wohnräumen zu Nicht⸗Wohn⸗ 
zwecken nicht dann beſondere Wohnungsmangel⸗Rechtsfolgen haben, 
wenn der Nicht⸗Wohnzweck kein geſchäftlicher im allgemeinen Sinne, 
ſondern ein unſittlicher oder geſetzwidriger iſt. Den Geſetzgeber des 
Wohnungsmangels hat nur zu interejfteren, den Wohnungsraum⸗ 
beſtand aufrechtzuerhalten, zu ſchüzen und ordnungsmäßig zu verteilen. 

Nach 8 6 Prock VO. v. 11. Nov. 1926 (GS. 300) iſt Ge⸗ 
ſchäftsraum, was am 1. Dez. 1926 nicht bewohnter Raum 
war, und nach der inſoweit einheitlichen Rſpr. des KG. kommt es 
bei gemiſchter Benuzung von Raum auf den wirtſchaftlich 
überwiegenden Zweck an, fo daß Geſchäftsraum auch da vor⸗ 
liegt, wo ein Raum zwar gleichzeitig bewohnt wird, aber doch nur 
zu einem untergeordneten Teil (RE. 71, 24; 79, 24; 148, 25; 35, 
28). Nach 8 2 der zit. Lock VO. ſind im übrigen Geſchäftsräume 
(alſo auch überwiegend geſchäftlich benutzte Wohnungen) dem Wohn⸗ 
mangG. und damit dem Beſchlagnahmerecht des Wohn A. entzogen. 

Der im Text ſtehende RE. geht nun dahin, daß eine Wohnung 
zwar nicht dann beſchlagnahmt werden kann, wenn ſie tatſächlich — 
Raum für Raum — Wohnzwecken dient und daneben nur den in der 
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Juriſtiſche Goel, 


werden, daß damit ein anderes Ziel verfolgt wird als bei den abi, 
erwähnten Anordnungen. Deshalb kann auch bei der Erwähnung 
verbotenen Zwecke der Anlaß nur darin geſucht werden, ba jefent 
Räume, die dem Wohnzweck nicht dienſtbar gemacht find, „ z 
Zwecke zuführen will, wenn fie zwar nicht unbenutzt find ode gen. 
unbenutzt gelten, aber doch in einer verwerflichen Art benutzt wer 
Dieſer Auslegung ſteht nicht entgegen, daß die ganze Wohne 
Anſpruch genommen werden kann, wenn auch nur ein Teil unf jenen 
oder geſetzwidrigen Zwecken dient. Dieſe Ausdehnung des aged 
Zugriffs erklärt ſich ausreichend durch das Beſtreben, nur jeib RZ 
Wohnungen zu erfaſſen, weil Wohnungsteile für die öffentliche 
wirtſchaftung ungeeignet ſind. m eine 
Aus den vorſtehenden Ausführungen iſt zu erſehen, daß iht 
Wohnung trotz der darin getriebenen Unzucht, mag die Inhaber ee, 
auch gewerbsmäßig nachgehen, der Inanſpruchnahme nich un edit 
ſofern ſie der Befriedigung des rechtlich anerkannten Wohnb 
niſſes der Verfügungsberechtigten dient, denn in einem fold 
ift der wohnungsrechtliche Zweck, den die geſamten Vorſchritn be 
die Inanſpruchnahme fördern wollen, ſchon erreicht, die Wohnung 
friedigt ein anerkanntes Wohnbedürfnis. Eine Verhinderung ao 
ſittlichen oder geſetzwidrigen Verhaltens kann mit 8 7 nicht be * 
tigt fein, denn fie würde völlig aus dem Rahmen des Wohn de, 
mangelrechts herausfallen und eine darauf gerichtete Vorſchriſt 
halb in § 6 Wohnmang®. keine rechtliche Grundlage finden. 9.40 
Der vom Sen. eingenommene Standpunkt wird auch 5 55 die 


Geſchlfr G. v. 18. Febr. 1927 beſtätigt. Aus ihm ergibt ſi 0 Unzubh 
Gewährung von Wohnung an eine Perſon, die darin aul gt. de, 
treibt, nicht ohne weiteres den Tatbeſtand der Kuppelei erfül Kan 
1 das Wohnrecht ſolcher Perſonen beſonders deutlich aner 0 
werden. jebe 
Daß es für die Zuläſſigkeit der Inanſpruchnahme ohne 
Bedeutung iſt, ob das unſittliche Verhalten der Bergung, 1 
tigten andere Hausbewohner beläſtigt, hat die Beſchwerde 1 RN 
treffend hervorgehoben; einer beſonderen Begründung wird ange 
bedürfen. Vielmehr liegt es auf der Hand, daß die wohnungs n 
rechtlichen Vorſchriften nicht dazu beſtimmt find, ſolchen yaffel 
gungen entgegenzutreten, daß es vielmehr den Beteiligten lichen 
bleiben muß, ſich gegen Störungen nach Maßgabe des bürger 
Rechts zu ſchützen. c 
(KG., 17. ZivSen., RE. v. 7. Mai 1929, 17 Y 33/29.) 


Sayeriſches Oberſtes Landesgericht 


Strafſachen. 0 
Berichtet von JR. Dr. Friedrich Goldſchmit Ul, W 7 


1. 8360 Ziff. 11 StB. Eine Veläſtigung der inen 
gemeinheit kann dadurch verübt werden, daß in 
Miethauſe ruheſtörender Lärm verübt wird. der ae 
Auch häusliche Verrichtungen find nach der Zeit und ine 
ihrer Vornahme an die Grenzen gebunden, die durch die Ger 1 
3 — n 
KerlWohnNotVD. verpönten Zwecken, daß aber bie Sehe en 
und zwar der ganzen Wohnung erfolgen kann, wenn lid einen 
Teil — und mag es der geringſte Teil ſein — ausſchließl e o 
verpönten Zwecke dient. Nach dem Vorangeſchickten würde ein 
RI. nur dann rahmenmäßig, nämlich verträglich wenn 
reichsgeſetzlichen Ermächtigung des $ 6 WohnmangG. fe 
zuläſſig wäre, eine gleiche Beſchlagnahme auch bei bloß ung 0 
geſchäftlicher Benutzung des geringſten Teils einer Wohn fi 
zuorduen. Das iſt natürlich nicht der Fall, vielmehr be e 
das Verbot aus § 2 Wohnmangb. — $ 1 Abſ. 2 Berl Wo 
nur darauf, daß die Wohnung ihren eigentliche fur 
rakter verliert, d. h. daß ihr überwiegender 
ſchäftszwecke verwendet wird. Unzuläſſig iſt alſo nur d 
dung einer Wohnung in ihrer Mehrheit. Die zit. NE. gelte 
für 8 2 WohnmangG. genau jo wie für 8 4 Wohnmanges guet 
r 


Mithin kann die Benutzung eines unterge? i, 
Teils einer Wohnung zu unſittlichen Zwecken ter . 
Wohnungsrechtsfolge haben, da der Wohnungschal 
ſoweit gewahrt bleibt. un, 

9 


ile 
Wird die Wohnung aber zum überwiegenden Teil, N) 

ſittlich benutzt, jo gilt dasſelbe, wie bei überwiegt 1 Bir, 

t 


WohnNotR. ein, aber nur dann, wenn dieſe Benutzung % N. 
am 1. Dez. 1926 geweſen iſt. War zu dieſem Zeithun nach 3 


richt mehr. lin 
RA. Brumby, 9 
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ſitte 
des 0 die Verkehrsanſchauung gezogen ſind. In der Annahme 
früh 7 5 daß bei Beobachtung dieſer Grenzen die Angekl. nicht 
im Regen zwiſchen 5 Uhr 40 Minuten und 6 Uhr 15 Minuten 
ſpalten erraum eines ſtädtiſchen Mietanweſens geräuſchvoll Holz 
Lätmerrzurfte und daß deshalb in ihrem Tun eine ungebührliche 

chung zu erblicken ift, tritt ein Irrtum nicht zutage. 

as Urteil unterliegt in anderer Richtung Bedenken: 
keine Toi Erſtrichter ſtellt lediglich ſeſt, daß der Zeuge S. und 
R Her durch die geräuſchvolle Holzarbeit der Angekl. in ihrer 
erfült geſtört wurden. Die Störung der Ruhe einzelner Perſonen 
ſich m nicht den Tatbeſtand des 8 360 Ziff. 11 StGB. Die Tat muß 
fein, es die Allgemeinheit richten; der erregte Lärm muß geeignet 
kreig "en durch innere Beziehungen nicht geſchloſſenen Perſonen⸗ 
bon Neſbeläſtigen. Als ein ſolcher individuell nicht begrenzter Kreis 
mit dem onen kann allerdings, wie das Bayob ech. im Einklang 
großere „mehrfach ausgeſprochen hat, auch die Mieterſchaft eines 
Mietern“ ſtädtiſchen Miethauſes in Betracht kommen. In den 
fein ſch eines Hauſes jedoch, in welchem, wie es hier der Fall zu 
in ſich int, nur ganz wenige Parteien wohnen, kann ein derartiger 

nicht abgeſchloſſener Perſonenkreis nicht erblickt werden. 
wohl de erbings iſt auch hier eine Beläſtigung der Allgemeinheit ſehr 
nwahneubar, wenn die Störung ſich nämlich über den Kreis der 
barten ei des Anweſens hinaus auch auf die Bewohner der benach⸗ 
hört und weſen erſtreckt, wenn der Lärm alſo auch von dieſen ge- 
den 5 5 8 erhebliche Störung und Belaſtigung empfunden wer⸗ 


Wandbdcg, StrSen, Urt. v. 19. Rob. 1929, RevReg. I Rr. 799/29.) 
* 

wucher, 3 49a Miet Sch. Ein Vergehen des Raum- 
die 5 liegt vor, wenn der Vermieter, der bereits durch 
Gegenlezimbarte eigentliche Miete die volle angemeſſene 

ält ung für die mietweiſe Überlaffung der Räume 
„lediglich für die ihn nicht beſchwerende Zuftim- 
den aum Eintritt eines neuen Mieters in den beſtehen⸗ 
Son 8 letvertrag ohne beſondere Nebenleiſtung eine 
findungergutung in Form einer Abſtands⸗ oder Ab- 
läßt, das ſumme fordert, annimmt oder ſich verſprechen 
neue; Mies ferner unerheblich iſt, ob die Abfindung vom 
bisher teter oder von einem Dritten (namentlich vom 
die Miele Mieter) gewährt wird, dem daran gelegen iſt, 
Nc; gf äume einem neuen Mieter zu verſchaffen (vgl. 
Neben 6 L, 326; R.: ZW. 1928, 2244; Stenglein, Strafr. 
des Miel % Aufl., Bd. II S. 386, Bem. 3, 5, 7d zu 8 49a 

B . 
WOBLG,, StrSen., Urt. v. 5. Dez. 1929, RevReg. II Nr. 554/29.) 


Oberlandesgerichte. 
a) Zivilſachen. 


Vertin I. Materielles Recht. 

1. 1. Bürgerliches Geſetzbuch. 
Räume 58 535 fl. BGB. Entbehren die überlaſſenen 
laden) einer beſonderen baulichen Einrichtung (Bigarren- 


in legt Miete, nicht Pacht vor. 
den dich Unterſchted zwiſchen Miete oder Pacht ſieht der Senat mit 
aß Pacht el der Überlaffung von Räumen zu gewerbl. Nutzung darin, 
inf; t für un begründet wird, wenn nicht leere, ſondern in baulicher 
erichtete ur den betr. Gewerbebetrieb hergerichtete, betriebsfertig ein⸗ 
Er tgewüewerbliche Räume überlaſſen werden, die zur alsbaldigen 
einge, zung geeignet ſind. Ob die vorhandene Einrichtung dem 
r Räume gehört und von ihm dem Übernehmer über⸗ 
eue Iny oder ob ſie einem Dritten gehört und von ihm dem 
Ha de haber der Räume übertragen wird, iſt für die Rechts⸗ 
h Vertrages als Pachtvertrag gleichgültig, ebenſo ob 
na eſonderer Vertrag über die Räume und über die Ein⸗ 
banſchloſſen wird. Ein weſentliches Erfordernis für die An⸗ 
tin vertran Pacht iſt die bauliche Eignung der Räume gerade für 
hei berlaflichen Geſchäftszweck. Durch die bauliche Eigenart müſſen 
95 damtſenen Räume zum Betriebe eines beſtimmken Gewerbes 
ber bei d für die Erzielung von Früchten geeignet ſein. Dies war 
85 konnte n dem Bekl. überlaſſenen Zigarrenladen uicht der Fall. 
wegeſchäf seiner baulichen Einrichtung nach für jedes andere Han⸗ 
ande Pen. B. zum Handel mit Obſt, Papier, Wäſche, ohne irgend⸗ 
5 dem Anderung der Räume dienen. Die eigentliche Quelle der 
Ing nicht den rrenhandel von den Bekl. gewonnenen Erträgen bildet 
her der überlaſſene Raum, ſondern allein die Tätigkeit des 
ent neben der das Vorhandenſein eines Raumes weniger 


SI it ae, 81, 23 ff.)). Bei diejer Sachlage kann aber nicht 


Mr 
JW. 1913, 280. 
* 


von einer Überlaſſung eines zur Fruchtziehung geeigneten Raumes 
geſprochen werden. 


GG., 17. ZivSen., Urt. v. 10. Febr. 1930, 17 U15331/29.) [®.] 
* 


2. 88 535, 242 BGB. Die Verpflichtung des Mieters, 
bauliche Veränderungen zu dulden, ſchließt auch unter 
der Zwangs wirtſchaft nicht die Verpflichtung ein, eine 
weſentliche Verſchlechterung der Mieträume dulden zu 
müſſen. 


Der Mietvertrag iſt unter Benutzung eines Vordrucks ge⸗ 
ſchloſſen. Dieſer enthält im letzten Abſatze des $ 2 folgende Be 
ſtimmung: „Bauliche Veränderungen und Reparaturen muß ſich der 
Mieter ohne Anſpruch auf Schadenserſatz und unter Verzicht auf das 
geſetzliche Recht, die Wohnung zu räumen oder zu kündigen, gefallen 
laſſen, ſofern nicht eine längere Benutzung der geſamten Wohn⸗ 
räume unmöglich wird.“ Nach der ſtänd. Rſpr. des KG. (ogl. z. B. 
Urt. v. 15. Okt. 1914: OL GRſpr. 33, 299) hat dieſe Beſtimmung 
nur die Bedeutung, daß ſich der Mieter vorübergehend Umbau⸗ 
arbeiten gefallen laſſen muß, nicht aber, daß er es dulden müſſe, in 
der durch den Vertrag gewährleiſteten Benutzung dauernd beeinträchtigt 
zu werden. 

Nun iſt zwar gem. § 242 BGB. zu berückſichtigen, daß dem 
Vermieter das Recht der Kündigung durch das MietSchch. erheblich 
eingeſchränkt iſt und daher nach Treu und Glauben mit Rückſicht 
auf die Verkehrsſitte der Inhalt des Mietvertrages dahin auszulegen, 
daß der Mieter eher Beeinträchtigungen durch bauliche Arbeiten 
dulden muß, als bei der Möglichkeit freier Kündigung des Mict⸗ 
verhältniſſes (vgl. RGUrt. v. 22. Dez. 1925: Dat Z. 1926 Nr. 266; 
DWohnärch. 1926, 426; Jurgidſch. 1926 Nr. 561; Recht 1926 Nr. 426; 
Gruch Beitr. 68, 652; LG. J Berlin v. 28. Mai 1926; EA. 1927, 
637; LG. III Berlin v. 9. Jan. 1928: Grunde. 1928, 261; OG. 
Hamburg v. 6. Juli 1925: Hanſc g Z. 1925, Beibl. 166; Grunde. 
1926, 619; Brumby: EA. 1925, 393; Friedlaender: 
Grund. 1929, 687), dies kann aber nie fo weit gehen, daß der Mieter 
eine endgültige weſentliche Verſchlechterung der Mieträume dulden 
müſſe. Hieran ändert es auch nichts, daß durch den Anſpruch auf 
Minderung des Mietzinſes und auf anderweitige Feſtſetzung der 
Friedensmiete gem. § 2 Abſ. 4 NMiet®. wegen baulicher Verände⸗ 
rung dem Mieter u. U. ein gewiſſer Ausgleich für die Beeinträch⸗ 
tigung geſchaffen werden kann. Denn zunächſt ſteht dem Mieter der 
Anſpruch auf Beſeitigung der Mängel zu. 

Daß die Anbringung der Reklamevorbauten unter und über den 
Fenſtern des Kl. die Mieträume weſentlich verſchlechtert hat, iſt 
durch das Gutachten des Sachverſtändigen außer Zweifel geſtellt. 
Die durch die Vorbauten verurſachten Mängel beſtehen in der Ver⸗ 
minderung des Lichteinfalls und des Ausblicks, in der Erhöhung der 
Beläſtigung durch Staub, Geräuſch und Feuchtigkeit, ſowie in der 
a der Diebſtahlsgefahr. Dieſe Mängel ſtellen nicht nur Uns» 
bequemlichkeiten, ſondern weſentliche wirtſchaftliche Nachteile dar. 

Dieſe erhebliche Verſchlechterung der Mieträume braucht der Kl. 
auch im Hinblick darauf, daß die Bekl. für die Bauarbeiten beträcht⸗ 
liche Mittel aufgewendet hat und glaubt, der Vorbauten für eine der 
Jetztzeit entſprechende großzügige Reklame zu bedürfen, nicht zu 
dulden. 

(KG., 17. ZivSen., Urt. v. 21. Okt. 1929, 17U 8354/29.) [D.] 
* 


3. 88 535 ff. BGB. Der Vermieter iſt dem Mieter 
gegenüber auch in großſtädtiſchen Häuſern verpflichtet, 
nicht an ein Wettbewerbsunternehmen zu vermieten. Dies 
gilt auch für Kolonialwaren, wenn der erſte Mieter das 
Geſchäft zum Milchhandel und Kolonialwarenverkauf, der 
zweite Mieter hauptſächlich zum Kolonialwarenverkauf 
gemietet hat. 5) 

(KG., 17. ZivSen., Urt. v. 30. Mai 1929, 17 U 2667/29.) 

Abgedr. JW. 1929, 22581, 


* 
Zu 3. A. Aum. Joſef: KW. 1930, 274. 


B. 1. Die Entſch. iſt für das Geſchäftsleben von großer Be⸗ 
deutung. Sie ſtellt eine Fortbildung mietrechtlicher Gedanken dar. 
Jun der Literatur wird auch heute noch die Meinung vertreten, 
daß nach dem Recht des BGB. regelmäßig „der Beſitzer eines Laden⸗ 


hauſes, der ſich nicht zum Ausſchluß von Konkurrenzgeſchäften ver⸗ 


pflichtet hat, ſolche ohne Vertragsbruch aufnehmen darf“. Allerdings 
könne man in Einzelfällen hierin einen Verſtoß gegen Treu und 
Glauben erblichen (Staudinger, 8536 B II 3b). Ahnlich führt 
Niendorff (S. 111) aus: „In dem Vermieten eines Geſchäfts⸗ 
lokals liegt ſelbſt bei hohem Mietzins nicht zugleich das Verſprechen 
des Vermieters, im Haus kein Konkurrenzgeſchaft während der Ver⸗ 
tragsdauer zu dulden; denn bei dieſer Miete iſt keinesfalls der ſelbſt⸗ 
verſtändliche Endzweck, daß der Mieter ein gewinnbringendes Ge⸗ 
ſchäft betreibt und deshalb ein ſolcher Geſchäftsbetrieb nicht durch 


406 
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4. 88 556, 571 BGB.; 8 33 Miet Sch. Der Erſteher 
eines Grundſtückes in der Zwangsverſteigerung kann dem 
Mieter einer von dieſem ausgebauten Dachwohnung mit 
geſetzlicher Friſt vorzeitig kündigen. Hat der Mieter mit 
dem früher en Eigentümer für den Fall vorzeitiger Be⸗ 


ein in demſelben Haus betriebenes Konkurrenzgeſchäft unmöglich ge⸗ 
macht werde.“ Ahulich auch Mittelſtein (S. 193). 

Die Rſpr. hat dieſe Auffaſſung im allgemeinen nicht geteilt. 
Neuere Entſch. haben im Gegenteil den Leitſatz der oben mitgeteilten 
Kammergerichtsentſcheidung als richtig anerkannt. 

So hat das KG. in einer früheren Entſch. (OLG. 28, 142) 
ausgeführt: „Die Vertragsabrede zum Betrieb einer Reſtauration 
war dahin auszulegen, daß die Bekl. ſich verpflichtet hat, die Miet⸗ 
räume zu dem vertraglichen Gebrauch zu gewähren und alles zu 
unterlaſſen, was den vertraglichen Gebrauch hindern oder ſtören 
könne. Neben dieſer ſchriftlichen Abrede bedurfte es keiner beſonderen 
Vereinbarung, daß die Bekl. vermeiden ſolle, in ihrem Haus noch 
ein Konkurrenzgeſchäft aufzunehmen.“ 

Ahnlich ſah auch das OLG. Augsburg (BayRpflZ. 1906, 166) 
in der Aufnahme eines Konkurrenzgeſchäftes eine Durchkreuzung des 
Vertragszweckes und eine Verletzung der Vertragspflichten. Das OLG. 
Dresden (OLG Rſpr. 11, 139) erblickte in der Anpreiſung „für 
Fleiſcher konkurrenzlos“ die Zuſicherung einer Eigenſchaft, die es 
verbiete, einen Roßfleiſchverkauf in einem Nebenladen aufzunehmen. 

Dieſe Rſpr. fand eine Fortbildung in der bekannten Entſch. des 
RG.: JW. 1928, 471. Dort nahm das RG. an, daß der Vermieter 
auf einem andern, gleichfalls ihm gehörigen Grundſtück kein Kon⸗ 
Kurrenzgeſchäft betreiben laſſen dürfe, das einen andern Mieter 
ſchädige. Hieraus läßt ſich folgender wichtige Grundſatz ableiten: Dem 
Vermieter obliegt die Verpflichtung zur Überlaſſung der Mietſache 
in einem zur Erreichung des Mietzweckes geeigneten Zuſtand. Bei 
Läden iſt der Mietzweck die Ermöglichung eines Geſchäftsbetriebs in 
dem bei Vertragsſchluß beiden Parteien erkennbaren Umfang. Zur 
Erreichung dieſes Zweckes ſtellt der Vermieter den Mietraum zur 
Verfügung und iſt verpflichtet, dieſen in einem zur Erfüllung des 
Vertragszweckes geeigneten Zuſtand zu überlaſſen und zu erhalten. 
Hierzu gehört nicht nur die Erhaltung der räumlichen Integri⸗ 
tät des Mietraums, ſondern vor allem auch die Erhaltung ſeiner 
betrieblichen Unverſehrtheit, ſoweit ſie der Vermieter auf 
Grund ſeiner Sachherrſchaft über das Mietobjekt gewährleiſten kann. 
Deshalb iſt er auch verpflichtet, keinem Konkurrenzgeſchäft Aufnahme 
im vermieteten Anweſen zu gewähren. 

In dieſer Richtung bewegt ſich auch eine weitere Entſch. des KG. 
vom 1. Juli 1929 (Wirtſch. Kurzbriefe v. 17. Dez. 1929). Dortſelbſt 
wurde eine ſtillſchweigende Verpflichtung des Hauseigentümers zur 
Fernhaltung aller Konkurrenz angenommen. 

Wo dagegen eine Gefährdung des Vertragszweckes nicht in Be⸗ 
tracht kommt, iſt der Vermieter berechtigt, an ein Konkurrenzunter⸗ 
nehmen zu vermieten. Dies iſt dort der Fall, wo es ſich um die 
Aufnahme eines zweiten Engros geſchäftes gleicher Branche im näm⸗ 
lichen Hauſe handelt. Eine Betriebsgefährdung des erſten Mieters 
Kommt hier im Gegenſatz zu Detailgeſchäften nicht in Betracht (LG. I 
Berlin v. 6. März 1929; Wirtſch. Kurzbriefe a. a. O.). 

In dieſem Zuſammenhang empfiehlt es ſich, noch einige ver⸗ 
wandte Fragen zu ſtreifen. 

2. Die Fernhaltung oder Unterlaſſung ſchädlicher Konkurrenz⸗ 
betriebe ſpielt eine wichtige Rolle auch bei Veräußerungen von Han⸗ 
delsgeſchäften. Hier iſt zunächſt die Entſch. des RG.: JW. 1927, 
2140 — RG. 117, 180 einſchlägig. Der Erwerber eines Geſchäftes 
hatte dem Veräußerer für die Übertragung des Geſchäfts ſamt Kund⸗ 
ſchaft eine Gewinnbeteiligung auf zehn Jahre zugeſichert. Der Ver⸗ 
äußerer eröffnete alsbald nach Verkauf des Geſchäfts einen Kon⸗ 
Kurrenzbetrieb. Ein ausdrückliches Wettbewerbsverbot war nicht ver⸗ 
einbart. Gleichwohl hat das RG. ein ſchlüſſiges Konkurrenzverbot 
mit Recht angenommen. Wer ſein Geſchäft verkaufe und als Gegen⸗ 
leiſtung eine derartige Gewinnbeteiligung einräume, rechne damit, daß 
er für die Dauer des Beteiligungsverhältniſſes aus der Kundſchaft 
den Nutzen ziehen könne, den der Verkäufer mutmaßlich bezogen 
hätte, wenn er das Geſchäft behalten hätte. Der Verkäufer könne 
nicht einerſeits eine Gewinnbeteiligung verlangen und andererſeits ein 
Konkurrenzgeſchäft eröffnen, durch das dem Erwerber ein Teil der 
Kundſchaft entzogen werde, durch deren Überlaſſung der zu verteilende 
Gewinn hereingebracht werden ſollte. Würde man den Konkurrenz⸗ 
betrieb zulaſſen, ſo würde hierdurch der Vertragszweck vereitelt. Auch 
hier wird alſo der Grundſatz mit aller Deutlichkeit ausgeſprochen, 
daß der Vertragsgegner niemals durch ſein Verhalten den Vertrags⸗ 
zweck vereiteln darf. Aus dieſen Erwägungen heraus hat die Rſpr. 
vielfach ein ſchlüſſiges Konkurrenzverbot angenommen. Iſt z. B. der 
Veräußerer eines Geſchäfts 70 Jahre alt, ſo darf der Erwerber er⸗ 
warten, daß ſich der Veräußerer ins Privatleben zurückziehe und 
nicht — etwa gar noch mittels des erhaltenen Kaufpreiſes — ein 
Konkurrenzgeſchäft eröffne (JW. 1908, 135). 

Das Unternehmen iſt nicht die Summe der verkauften Waren 
und Einrichtungsgegenſtände. Es umfaßt auch ungreifbare Werte, die 


Bau“ 


endigung des Mietverhältniſſes die Erſtattung der Bett 


koſten vereinbart, fo erwächſt dem Mieter aus dieſer 
einbarung kein Anſpruch gegen den Erſteher. ) w 
Als Erſteher des Grundſtücls war der Fl. nach g 576 f 
VerſtGG. berechtigt, das Mietverhältnis mit geſetzlicher Friſt zu 
von höchſter Bedeutung ſind, wie Firma, Kundſchaft uſw. Sagal 
es beim Verkauf einer Gaſtwirtſchaft „als eine ſelbſtverſtän 
Vertragspflicht des Verkäufers zu bezeichnen, daß er auch ohne uten 
drückliches Verſprechen unterläßt, feinem Käufer eine den verzauf 
Betrieb unmittelbar ſchädigende Konkurrenz zu machen. Eröffnen 
nach Abgabe des verkauften Betriebs in der Nachbarſchaft einen ein 
lichen Betrieb, ſo wird das in der Regel die Folge haben, daß den 
Teil der alten Kundſchaft bei ihm bleibt und alſo dem Käufer burg) 
Verkäufer ſelbſt entzogen wird (OLG. Hamburg: OLGRſpr. 17/06 
Ahnliche Gedankengänge kehren auch in einem Urt. des get? 
München (Bayer. Gaſtwirt v. 28. Dez. 1928) wieder. Der Kl. zue 
eine Wirtſchaft aufgekauft und ſtillgelegt. Nach der Stillegung w per 
ſie mit der ausdrücklichen Vereinbarung weiterverkauft, daß oft 
Käufer auf dem Anweſen innerhalb 15 Jahren keine Bienne 
betreiben oder durch Dritte betreiben laſſen dürfe. Der Käufer eine? 
ein Flaſchenbiergeſchäft eröffnet und behauptete, die Eröffnung 
ſolchen Geſchäftes verſtoße nicht gegen das Konkurrenzverbot. iner 
OLG. München hat der Klage des Veräußerers auf Zahlung ede 
Vertragsſtrafe ſtattgegeben. Der Kl. habe durch jene Beftinmung } der 
Konkurrenz ſeiner Bierwirtſchaft ausſchließen wollen. Dies \ Ein 
Sinn des Vertrags geweſen und hiergegen verſtoße die Eröff 
eines Flaſchenbierhandels. wer? 
Es darf ſonach als die Grundtendenz der Rſpr. bezeichnet pon 
den, daß bei Vermietung von Läden ebenſo wie bei Veräußerung gen 
Geſchäften der Vertragsgegner jedes betriebsſchädigende Ve nriben 
zu unterlaſſen hat, insbeſ. keinerlei Konkurrenzgeſchäfte bet 
oder betreiben laſſen darf. 2 
3. In dieſem Zuſammenhang mag noch auf einen ähnlich ©, 
lagerten Fall hingewieſen werden, der vor einiger Zeit praklll eint 
worden iſt. Die Stadtgemeinde A. erwarb durch Ausübung end; 
Optionsrechtes das „in den Straßen und Plätzen der Stadt b des 
liche Leitungsnetz“, welches durch den Vertragsgegner, ein beden ar. 
Elektrizitätswerk (E. W.), auf Grund Konzeſſionsvertrag gehe ahn 
den war. Vor Übergabe des Netzes legte das E. W. auf Reichen ein 
grund, alſo ohne die Straßen und Plätze der Stadt zu beni feet 
Kabel, von dem aus eine Reihe von Großabnehmern direkt den 
wurde. Nach Übergabe des Netzes ſtellte ſich das E. W. a 
Standpunkt, die Legung dieſes Netzes ſei durchaus zuläſſig g. 
Die Stadtgemeinde vertrat die entgegengeſetzte Anſchauung, Sie 9 
nicht das in den Straßen und Plätzen der Stadt befindliche er 
ohne Rückſicht auf feine Benutzungs- und Verwertungsmöglichke op 
worben, ſondern zum Zweck der Belieferung des geſamten lung 
gebietes. Deshalb ſei in dem Verhalten des E. W. eine Bereit n 
des Vertragszweckes zu erblicken, der auf Übertragung des € 
zitätslieferungsmonopols gerichtet geweſen ſei. ; die 
Der Standpunkt der Stadtgemeinde war im Hinblick aue ez 
oben wiedergegebene Rſpr. gerechtfertigt. Wenn bei Vermietung PM 
Ladens, bei Veräußerung eines Geſchäfts die Vertragsverpffl 
des Gegners auf Unterlaſſung jeder betriebsſchädigenden Konkurt ez 
gerichtet iſt, ſo muß dies in verſtärktem Maße dort gelten, 
ſich nicht um einen Laden oder um ein Einzelunternehmen, 
um einen monopolartigen, den Zwecken der Gemeinwirtſchaft 
den Verſorgungsbetrieb von umfaſſendem Charakter handelt. 
Fall iſt allerdings nicht zur Entſch. gelangt, da das E. W. in ante. 
Vergleich im weſentlichen den Anſpruch der Stadtgemeinde anerkd 0 
4. Iſt ein Wettbewerbsverbot nicht ausdrücklich vereinba 
wird es immer Aufgabe der Auslegung bleiben, ob ein ſchlüſſiges / hat, 
den Umſtänden zu entnehmendes Verbot als vereinbart zu gelt eier 
Bei der Auslegung ift aber ſtets daran feſtzuhalten, daß der "ie 
niemals nur den leeren Ladenraum mieten, der Geſchäftserwerb ihnen 
mals nur den reinen Warenbeſtand erwerben wollte. Es Kan dung 
vielmehr vor allem auf die Betriebsgründung, Betriebsdurchfüh er⸗ 
oder Betriebserhaltung an. Dieſe Abſicht iſt dem Vermieter oder er 
äußerer regelmäßig bekannt. Durch den Vertragsſchluß erke 
fie an. Die anerkannte Vertragsabſicht des einen Teils wird ſo eile 
tragszweck. An der Erreichung des Vertragszweckes haben belde ch 
mitzuwirken. Der Vertrag legt jedem Vertragsteil Treupf age 
ten auf. Die weſentlichſte Treupflicht iſt die, die erkennbar 9 Die 
getretene Vertragsabſicht des anderen Teils nicht zu vereiteln. der 
Pflicht zur Unterlaſſung oder zur Verhinderung betriebsschüolhend⸗ 
Konkurrenz ſtellt ſich daher regelmäßig als Vertrags ben yon 
te il dar. Es braucht alſo nicht erſt eigens auf die Grundſüze die 
Treu und Glauben zurückgegriffen werden. Gleichwohl werde che 
Parteien gut daran tun, bei derartigen Rechtsgeſchäften ausdrn Zelt 
Konkurrenzverbote zu vereinbaren. Sie ſparen dadurch Arger, 
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ie (8565 Abf. 4 u. 1 BB). Die Vorſchriften des Miet Schch. 
as mie Kündigung und ihrer Wirkſamkeit nicht entgegen, weil 
1. Juli etverhältnis der Streitteile Räume betrifft, die nach dem 
Abf. 1 as durch Um⸗ und Einbauten neugeſchaffen find (§ 33 
Un a 1 MietsSchch.). Eine Neuſchaffung von Räumen durch 
eränd Einbauten liegt dann vor, wenn die Räume durch bauliche 
fing, rung in ihrer Geſtalt und Verwendbarkeit neue geworden 
Verben, abei iſt eine grundlegende allgemeine Anderung des Ver⸗ 
wech gszwecks nicht erforderlich; es genügt, wenn bei gleichem 
‚ eine neue Verwendungsmöglichkeit geſchaffen wird, ſofern 
eugeſtaltung und Neuverwendung einen ſolchen Umfang 
e Bedeutung haben, daß die Räume die Bezeichnung „neu“ 
21315 echt beanſpruchen können (RG.: GW. 1928, 153; RG. 121, 
gegeben .: JW. 1924, 2034). Dieſe Vorausſezungen find ge⸗ 
lk. Er Räume find durch den Umbau ſo erheblich geändert 
daß völlig neue Räume mit anderer Verwendungsmöglichkeit 
en ſind. Die Bekl. haben Bodenräume, die zum Teil etwas 
Bebant waren, als dies ſonſt üblich iſt, zu einer Wohnung 
as. ung Die Räume waren früher nicht heizbar; es fehlte die 
handen d Waſſerleitung, weder Toiletten noch Küchen waren vor⸗ 
| Eh w. Es ſind auch teilweiſe ſtatt Lattenverſchlägen Rabitzwände 
chaſſen orden. Alle dieſe Einrichtungen ſind erſt durch die Bekl. ge⸗ 
der Ich worden. Dieſe haben ferner gerade Doppelfenſter an Stelle 
auch ein en und runden Fenſter einſetzen laſſen, ſie haben ſchließlich 
nicht En Schornſtein hochziehen laſſen. Demgegenüber kommt es 
chlafrä auf an, ob die Bodenkammern vor dem Umbau zeitweiſe als 
dort era für Hausangeſtellte der Mieter gedient haben und ob 
würde „ergehend eine Mieterin gewohnt hat. Nach Lage der Sache 
handel es ſich bei dieſer Verwendung nur um einen Potbehelf ge- 
die danaben können. Auch ift es unerheblich, ob der Anſchluß an 
fehlte Er melheizung leicht bewirkt werden konnte, denn jedenfalls 
dorgeſeh zur Zeit des Umbaus noch und war auch für die Räume nicht 
Ton ern n, wie ſich ſchon daraus ergibt, daß er gar nicht erfolgte, 
Bekl. 5 Ofen geſetzt wurden. Jedenfalls waren die von den 
Reit wohnten Räume in ihrer heutigen Geſtalt und Verwendbar⸗ 
Geſtalt — nicht vorhanden. Sie ſind ſowohl in ihrer äußeren 
worden auch in ihrer Verwendbarkeit jo grundlegend geändert 

5 4515 ſie etwas ganz Neues, Andersartiges darſtellen. 
nicht ent Anwendung des 8 33 Abf. 1 Satz 1 Miet Sch G. ſteht auch 
worden gegen, daß die Umbauten auf Koſten der Bekl. bewirkt 
illign ind. Das Geſetz macht, wie der Senat bereits mehrfach mit 
Räumen des RG. ausgeſprochen hat, keinen Unterſchied zwiſchen 
des Vermiete auf Koſten des Mieters, und ſolchen, die auf Koſten 
hi 833 ters gewonnen werden. Auch die amtlichen Begründungen 
jet Miet Sch. und zu dem inſofern gleichlautenden § 16 
m. rechen ausdrücklich von „ſämtlichen“ durch Neubauten 
G.: . Einbau geſchaffenen Räumen (RG.: JW. 1928, 2524; 
. 1924, 2034; ebenſo Ebel⸗Lilienthal, Anm. 1 zu 


5 
et Sch.). Durch die Kündigung iſt daher das Mietverhält⸗ 


dede en dem Bekl. gegenüber der Kündigung erhobene Ein⸗ 
Die Ar tglift iſt teils unſchlüſſig, teils nicht hinreichend begründet. 
Sitt 2 5 der Argliſt ſetzt voraus, daß in einer gegen die guten 
die &. ohenben Weiſe ein Schaden zugefügt worden iſt und daß 


urſächladenszufügung mit dem Verſtoß gegen die guten Sitten in 

Eichen Zuſammenhang ſteht (RG. 79, 5 2)). Soweit die Bell. 
auf eine angebliche Steuerhinterziehung das Kl. beim 
Grundſtücks ſtützen, fehlt es an jedem urſächlichen Zu⸗ 
zwiſchen der Steuerhinterziehung und dem den Bell. 
welchen 
LICH 


fi „tom orausſetzungen der Umbau von Räumen als Neuſchaffung 
s 


833 Miet Schch. anzuſehen it. Nach dieſer Richtung bietet 
her eues, ſondern hält ſich im Rahmen deſſen, was ſich bereits 
bat, Cbenzende Meinung in der gerichtlichen Praxis herausgebildet 
Audendn ſo unbedenklich ift die Feſtſtellung des KG., daß es für die 
Koſten bo des 833 MietSchG. keinen Unterſchied macht, wer die 
Dritter ob mbaus getragen hat, ob dies der Vermieter oder ein 

5 tere gar der Mieter ſelbſt ift. 
er . eſſanter iſt die Behandlung der Frage, welche Einwendungen 
gem. 9575 nach der Zwangsverſteigerung des Grundſtücks der 
fen Has, zw Versch. vom Erſteher ausgeſprochenen Kündigung ent⸗ 
debe der ar kann Hier hebt das MG. mit Recht hervor, daß die Ein⸗ 
Me ſi in lit ſich nur auf ein Verhalten des Erſtehers ſtützen kann, 
zuf ein 9 ſeiner Wirkung gegen den Mieter ſelbſt richtet, nicht alſo 
erligraedlichss Verhalten, das nur Dritte tat, wie z. B bie 
ein Stenerff en Falle dem Erſteher vorgeworfene Steuerhinterziehung 
0 argliſt kus. Ebenſo unbedenklich nimmt das KG. weiter an, 
cken, * Verhalten des Erſtehers ſei nicht ſchon darin zu er⸗ 
der Erſteher bei dem Erwerb des Grundſtücks in der 


ngen 
usnugnerſteigerung von vornherein darauf ausgegangen iſt, ſich durch 


waffen 9 „(eines Kündigungsrechts erhöhte Mieteinnahmen zu ver⸗ 
im auf 55 u vollem Recht wird in dieſem Zuſammenhang vor allem 
mn Ger, gewieſen, daß die Kündigungsmöglichkeit für den Erſteher 


gerade vorgeſehen iſt, um den Anreiz zur Erwerbung von 


Ya 
0 IW. 1928, 523. ) JW. 1912, 315. 


angeblich entſtandenen Schaden. Denn der Kl. hat die Kündigungs⸗ 
befugnis nicht infolge der Steuerhinterziehung, ſondern kraft Geſetzes 
als Erſteher erworben. 

Soweit die Bekl. die Einrede der Argliſt damit zu begründen 
ſuchen, daß der Kl. die Zwangsverſteigerung des Grundſtücks in 
argliſtigem Zuſammenwirken mit einem Grundſchuldgläubiger be⸗ 
trieben habe, um ſich die Möglichkeit zur Kündigung des Vertrages 
zu verſchaffen, entbehrt ihr Vorbringen der erforderlichen Be⸗ 
ſtimmtheit. In der Tatſache allein, daß der Kl. das Grundſtück er⸗ 
worben hat, um den Bekl. zu kündigen und die Wohnungen dann 
günſtiger zu verwerten oder das Grundſtück beſſer verkaufen zu kön⸗ 
nen, liegt noch kein Verſtoß gegen die guten Sitten. Denn die Be⸗ 
ſtimmung des 8 57a ZwVerſtGG. iſt gerade geſchaffen, um einen An⸗ 
reiz zum Erwerb des Grundſtücks zu bilden. Der Kl. hat daher 
nicht ſchon dann argliſtig gehandelt, wenn er das Grundſtück ord⸗ 
nungsmäßig im Wege der Zwangsverſteigerung erwarb, nur um ſich 
durch die Kündigung der laufenden Verträge erhöhte Einnahmen zu 
verſchaffen. 

Unbegründet iſt ſchließlich auch die Einrede des Zurückbehal⸗ 
tungsrechts. Nach 8 556 Abſ. 2 BGB. iſt gegenüber einem ver⸗ 
traglichen Anſpruch auf Rückgabe der Mietſache die Ausübung eines 
Zurückbehaltungsrechts ausgeſchloſſen. Die Bekl. behaupten nun 
zwar, daß ſie mit der früheren Eigentümerin des Grundſtücks eine 
Vereinbarung getroffen hätten, wonach ihnen bei vorzeitiger Kün⸗ 
digung ein Zurückbehaltungsrecht wegen des Anſpruchs auf Erſatz 
der Baukoften eingeräumt worden ſei. Aus dieſer mit dem früheren 
Eigentümer geſchloſſenen Vereinbarung können die Mieter keinen 
Anſpruch gegen den Kl. herleiten. Im Falle der Zwangsverſteigerung 
eines Grundſtücks geht die Verpflichtung, die Mietſache die ganze ver⸗ 
traglich ausgemachte Zeit zu gewähren, nicht auf den Erſteher über. 
Er kann vielmehr ftet3 gem. $ 57a ZuVerſtG. zum nächſtzuläſſigen 
Termin kündigen, ohne Rückſicht auf die mit dem Voreigentümer 
über die Vertragsdauer getroffene Vereinbarung (RG. 63, 66; 
Gruch. 60, 853). Geht aber die Verpflichtung zur Gewährung der 
Mietſache während der vereinbarten Vertragsdauer nicht mit über, 
ſo iſt auch der übergang einer für den Fall der Nichtgewährung der 
Mietſache vereinbarken Entſchädigungspflicht ausgeſchloſſen. 

(KG., 17. Ziv Sen., Urt. v. 17. Febr. 1930, 170 14276/29.) [D.] 


* 
Breslau. 


5. 8 254 BGB. Macht die Ehefrau des Mieters ver⸗ 
tragliche Schadenserſatzanſprüche gegen den Vermieter 
geltend, fo kann ihr konkurrierendes Verſchulden ihres 
Ehemanns entgegengehalten werden. 


Der Ehemann der Kl. iſt Pächter eines der Bekl. gehörigen 
Gaſthauſes. Die Kl. iſt, als ſie die von der Straße zum Hausflur 
hinaufführende ſteinerne, überaus ſtark abgetretene und nicht be⸗ 
ſtreute Treppe von fünf Stufen hinunterging, infolge Glatte zu 
Fall gekommen und hat ſich den Fuß gebrochen. 

Das OLG. nahm an, daß die Bekl. für die ſchlechte Be⸗ 
ſchaffenheit der Treppe haftbar ſei, andererſeits aber, daß der Ehe⸗ 
mann der Kl. die Reinigung dieſer Treppe und das Streuen der⸗ 
ſelben bei ſeinem Einzuge übernommen hatte. Es billigt der Kl. 
daher nur Erſatz von ½ des ihr entſtandenen Schadens zu und 
führte u. a. folgendes aus: 

Die Kl. kann ſich nicht etwa darauf berufen, daß Pächter 
nicht ſie, ſondern ihr Ehemann iſt und ein Verſchulden ihres 
Mannes ihren Schadenserſatzanſprüchen gegenüber der Verpächterin 


Grundſtücken in der Zwangsverſteigerung zu erhöhen. Weſentlich 
zweifelhafter iſt die Frage, welche Bedeutung für die Rechte des Er⸗ 
ſtehers ein vom Mieter mit dem Vermieter für den Fall vorzeitiger 
Auflöſung des Mietverhältniſſes wegen ſeiner Verwendungen ver⸗ 
einbartes Zurückbehaltungsrecht hat. Hier fragt es ſich, wie der Satz, 
daß der Erſteher nicht nur in die Rechte, ſondern auch in die Pflichten 
aus dem Mietvertrage eintritt (8571 Abſ. 1 BGB. i. Verb. m. 8 57 
ZwVerſtG..), mit dem Kündigungsrecht des Erſtehers vereinbar iſt. 
Auch hier wird man dem KG. darin beitreten können, daß das 
Zurückbehaltungsrecht lediglich das Recht des Mieters auf Fortgewähr 
des Mietgebrauchs für die vertragsmäßig beſtimmte Zeit ſichern ſoll 
und daß es ſchon deshalb dem Erſteher, auf den gerade die Ver⸗ 
pflichtung zur Einhaltung der Vertragszeit nicht übergeht, nicht ent⸗ 
gegengehalten werden kann. Hinzu kommt noch, daß das Zurück⸗ 
behaltungsrecht auf Grund von Verwendungen keine dingliche Wir⸗ 
kung hat, ſondern vorausſetzt, daß der Anſpruch auf Erſatz der Ver⸗ 
wendungen gegenüber der Perſon beſteht, der das Zurückbehaltungs⸗ 
recht entgegengeſetzt wird (8 273). Nun beſteht aber im vorliegenden 
Falle der Anſpruch des Mieters auf Erſatz ſeiner Aufwendungen für 
den Ausbau ſeiner Wohnung nur gegenüber dem Vermieter ſelbſt, 
auf den Erſteher konnte er ſchon deshalb nicht übergehen, weil es 
ſich um keine während der Dauer ſeines Eigentums aus 
dem Mietverhältnis ſich ergebende, ſondern eine vorher be⸗ 
gründete Verpflichtung handelt (vgl. auch NERKomm. Anm. 3 zu 8 571). 


Geh. RegR. Mint. Dr. Volkmar, Berlin. 
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nicht nach 8 254 BGB. entgegengehalten werden könne. Ebenſo 
wie den Angehörigen des Mieters oder Pächters Vertragsanſprüche 
gegen den Vermieter oder Verpächter, namentlich bei Unfällen, in⸗ 
folge mangelhafter Beſchaffenheit der Mietſache zuſtehen, obwohl 
fie nicht Vertragsparteien find, müſſen fie ſich auch ein mik⸗ 
wirkendes Verſchulden desjenigen anrechnen laſſen, aus deſſen 
Vertragsrecht ſie ihre eigenen Vertragsanſprüche ableiten. 

(OLG. Breslau, Urt. v. 30. Juni 1930, 17 U 880/30.) 

Mitgeteilt von OLGR. Dr. Hertel, Oppeln. 
* 


6. § 560 BGB. Keine offenbare Deckung der Ver⸗ 
mieterforderung bei Zweifelhaftigkeit der Eigentums- 
verhältniſſe an den in den Mieträumen befindlichen 
Sachen. 

Im Auftrage der Bekl. haben die Obergerichtsvollzieher R. 
und D. am 23. und 30. Juni 1927 bei der Firma Paul H. ge⸗ 
pfändet. Der Erlös im Betrage von 435,52 6 iſt hinterlegt worden, 
weil die Kl. mit der Behauptung, daß ſie gegen den Kaufmann 
Paul H. für die Monate Mai, Juni und Juli 1927 789,40 % 
Miete zu fordern habe, das Vermieterpfandrecht an den Pfandſtücken 
in Anſpruch nahm. Sie verlangt daher mit der Klage die geſamt⸗ 
ſchuldneriſche Verurteilung der Bekl. zur Einwilligung in die Aus⸗ 
zahlung des hinterlegten Betrages an fie. Die Bekl. machen u. a. gel⸗ 
tend, die Kl. ſei auch hinreichend durch die übrigen in den Miet⸗ 
räumen befindlichen Sachen des Mieters gedeckt. 

LG. und OLG. haben der Klage ſtattgegeben. 

Da die Sachen, aus deren Verſteigerung der hinterlegte Betrag 
herrührt, ſich zur Zeit der Pfändung unſtreitig in den Mieträumen 
befanden, iſt der Anſpruch der Kl. auf den Erlös begründet, es ſei 
denn, daß zur Zeit der Wegſchaffung der Sachen aus den 
Mieträumen die zurückbleibenden Sachen zur Sicherung des 
Vermieters offenbar ausreichten. Dieſen Einwand kann nicht bloß 
der Mieter, ſondern auch der pfändende Dritte dem Pfandrecht des 
Vermieters entgegenſetzen (RG. 71, 4181) und Staudinger, 
9. Aufl., Anm. 1 2 a zu § 563 BGB.). Der Einwand greift nur 
durch, wenn die zurückbleibenden Sachen einen ſolchen Wert haben, 
daß auch ohne genauere Prüfung und Schätzung klar iſt, der Ver⸗ 
mieter ſei durch die zurückbleibenden Sachen geſichert, und zwar nicht 
bloß für den rückſtändigen Mietzins aus dem letzten Jahre vor 
der Pfändung ($ 563), ſondern auch für den noch nicht fälligen 
Mietzins des laufenden und des folgenden Mietjahres (Stau- 
dinger, Anm. 3e zu $ 560 BGB.). Der Einwand iſt aber auch 
dann als unbegründet anzuſehen, wenn zwar Sachen von einem 
Werte zurückgeblieben ſind, welche die Forderung des Vermieters, 
wegen deren er ein Pfandrecht gelten machen kann, offenbar über⸗ 
ſteigen, die Rechtsverhältniſſe in Anſehung der zurückgebliebenen 
Sachen aber ſo verworren ſind, daß dem Vermieter nicht zugemutet 
werden kann, ſich auf dieſe Sachen verweiſen zu laſſen und zwecks 
Durchſetzung ſeines Pfandrechts an dieſen eine Reihe in ihrem Er⸗ 
folge ſehr zweifelhafter Prozeſſe führen zu müſſen. Allerdings wird 
ſich der Vermieter nicht jeder Prüfung entſchlagen dürfen, ob die 
von dritter Seite an den zurückgebliebenen Sachen geltend gemachten 
Rechte wirklich beſtehen und ſeinem Vermieterpfandrechte vorgehen 
(vgl. R. A. Holzinger: Bay pfl. 1929, 89). Allein das Ver⸗ 
mieterpfandrecht würde gerade gegenüber Mietern, deren Vermögens⸗ 
verhältniſſe äußerſt undurchſichtig ſind und denen gegenüber das ge⸗ 
ſetzliche Pfandrecht von beſonderer Bedeutung iſt, völlig wertlos 
fein, wenn ihm die Prüfung und Entwirrung auch noch fo ver» 
wickelter Rechtsbeziehungen zugemutet würde, ehe er der Entfernung 
anderer Sachen, an denen ſein Pfandrecht unzweifelhaft beſteht, wider⸗ 
ſprechen dürften Paul H. hat i. J. 1922 und erneut im Sept. 1926 
und am 11. Febr. 1927 den Offenbarungseid geleiſtet, nachdem in 
den beiden letzten Fällen gegen ihn Haftbefehl erlaſſen worden war. 
Er hat ferner in den Jahren 1926 u. 1927 eine Reihe von Siche⸗ 
rungsübereignungen mittels constit. possess. vorgenommen, teil⸗ 
weiſe auch größere Mengen des Warenlagers unter Beſtellung eines 
Fauſtpfandes von dem Grundſtück weggeſchafft, dann dieſe Waren 
den obengenannten Banken, welche die Waren auslöſten, ſicherungs⸗ 
halber übereignet, worauf die Waren wieder auf das Grundſtück 
zurückgeſchafft wurden. H. hat nicht anzugeben vermocht, ob ihm 
zur Zeit der hier in Rede ſtehenden Pfändungen von den in den 
Mieträumen befindlichen Sachen noch irgend etwas eigentümlich ge⸗ 
hörte und hat erklärt, er glaube nicht, daß dies der Fall ſei. Die 
Kl. lief alſo bei allen in den Mieträumen zurückgebliebenen Sachen 
Gefahr, bei Geltendmachung ihres Vermieterpfandrechts erſt einen 
Prozeß mit dritten Perſonen, welche Eigentumsrechte an den Sachen 
in Anſpruch nahmen, führen zu müſſen, und da, wie die voran⸗ 
gegangenen Ausführungen zeigen, große Poſten von Möbeln zeit⸗ 
weiſe von dem Grundſtück längere Zeit entfernt worden und vor 
ihrer Rückſchaffung Dritten übereignet worden waren, war der Aus⸗ 
gang derartiger Prozeſſe für die Kl. gar nicht vorauszuſehen. Bei 
dieſer Unſicherheit der Rechtslage mußte es ihr geſtattet ſein, gerade 
der Pfändung und Wegſchaffung ſolcher Sachen zu widerſprechen, in 


1) JW. 1909, 657. 


nen 
Anſehung deren keine Eigentumsrechte Dritter beſtanden und an 2 


daher der Vorrang ihres Vermieterpfandrechts ohne Zweifel 
(OLG. Breslau, Urt. v. 5. Dez. 1929, 17 U 67/29.) ern. 
Mitgeteilt von DOLEN. Dr. Hertel, Opp 
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7. 8 566 BGB. Die Geltungsdauer eines bert 


friſtigen Mietvertrages wird durch einen nicht der Abel 
des 5 566 BGB. entſprechenden Mieterwechſel nicht ber 
Das RE. hat, wie es in JW. 1924, 7985 betont, eine gra 
ſätzliche Stellung zu der Frage, ob für den Eintritt eine? rigen 
Mieters an Stelle des bisherigen Mieters in einen mehrjuh Bei 
Mietvertrag Schriftform erforderlich iſt, bisher nicht genommerſchaß, 
der Ausführung im Urt. v. 12. Dez. 1929 (Hertel, Mieter 
Bd. VI, 20, C S. 285), daß der Eintritt in ein Mietverhältnis Ua 
nicht der Schriftform bedarf, der Vertrag aber mangels nur 
Form nur auf unbeſtimmte Zeit geſchloſſen gilt, handelt es ſich he⸗ 
um eine nebenſächliche Bemerkung, auf welcher das Urteil m nicht 
ruht und der ſchon deshalb eine ausſchlaggebende Bedeutung, in 
beizumeſſen iſt, weil im damaligen Falle der Mietvertrag f hat 
den der Eintritt erfolgte, der Schriftform entbehrte. Das Mieter 
lediglich entſchieden, daß, falls Schriftform für einen fel 
wechſel erforderlich ſei, dieſe Form als gewahrt anzuſehen sun 
wenn in dem Vertrage zwiſchen dem Pächter und dem und 
pächter der Eintritt eines neuen Pächters vorgeſehen N des 
zwiſchen dem alten und dem neuen Pächter der Eintritt „an 
letzteren in den Pachtvertrag ſchriftlich vereinbart wird d 
1924, 7985 v. 13. Nov. 1923). Dieſe beiden Vorausſetzungen Br 
in dem vorliegenden Falle allerdings nicht gegeben, denn e de 
ſtimmung, daß die Rechte aus dem Vertrage ohne ſchriftlich aua 
nehmigung des Vermieters nicht abgetreten werden dürfen, for 
nicht die Einräumung eines Rechts zu einer Weitervermietung et 
dern wiederholt gerade die geſetzliche Beſtimmung, daß der b 
zur Weitervermietung der Genehmigung des Vermieters 
(8 549 BGB.), und verſchärft fie, indem er für die Er 
Schriftform vorſchreibt. Ebenſo läßt die Beſtimmung in dem df 
vertrage zwiſchen dem Kl. und den Eheleuten R., daß der Ve über 
ſich verpflichtet, den Laden frei zu machen und dem Käufer zu Sch. 
geben, nicht erkennen, daß ein Eintritt des Kl. an Stelle von unh, 
in den beſtehenden Mietvertrag beabſichtigt iſt. Auch die Wer heſige 
daß der Vertrag vorbehaltlich der Genehmigung des Hausbeß 
geſchloſſen wird, iſt in dieſer Hinſicht belanglos, da auch eine 
Überlafjung der Mieträume der Erlaubnis des Vermieters ibt 
Der Eintritt des Kl. in den Mietvertrag an Stelle von © "it 
fi) daher nicht aus dem Kaufvertrage, und es liegt ſo mt per 
ſchriftlicher Vertrag hierüber nicht vor. Das Erforderme en 
Schriftform für den Mieterwechſel iſt aber grundſätzlich zu vern por’ 
Die Schriftform iſt für mehrjährige Mietverträge 1! — unt 
geſchrieben, um die Parteien vor Übereilung zu bewahren, ſond Hol 
Schutze des Erwerbers eines Grundſtückes, welcher gem. 8 5 en 
kraft Geſetzes in die bei ſeinem Erwerb beſtehenden Mietverhälttit nul 
tritt (vgl. Mittelſtein S. 121). Die Schriftform hat aue! über 
den Zweck, dem Erwerber die Möglichkeit zu verſchaffen, ſich ; 
den Umfang und Inhalt der auf ihn übergehenden Lerrfiicpr 2, 
und über die Höhe des Mietzinſes B zu unterrichten 5 zur 
147 ff, 178 und Denkſchrift z. BOB. S. 638). Ob die Schriftfo ph 
Erreichung dieſes Zweckes erforderlich oder ausreichend iſt, Kan ger ot 
geſtellt bleiben. Die Schriftform für einen bloßen Wechſel in 886 8 9. 
des Mieters wird jedenfalls durch den mit der Vorſchrift des 8 90V alt der 


verfolgten Zweck nicht erfordert. Denn der Umfang und In) a 
ect 
Mm ee in 
ieter 


vom Erwerber zu übernehmenden Verpflichtungen, ſowie d 
ſpruch auf die Gegenleiſtung wird durch einen bloßen Mi 
nicht berührt. Hierzu kommt, daß ein Mieterwechſel ſich n und 
der Form eines Vertragsabſchluſſes zwiſchen dem neuen Mie zi 
dem Vermieter zu vollziehen braucht, ſondern hierzu ein Vertrag nach 
ſchen dem neuen und dem alten Mieter genügt, und daß, ofer des 
dem zugrunde liegenden Mietvertrage hierzu die Genehmigung als 
Vermieters erforderlich iſt, die Erteilung der Genehmigen a — ge 
einfeitiges Rechtsgeſchäft darſtellt. Es hätte einer ausdrück ar die 
ſetzlichen Beſtimmung bedurft, wenn die Schriftform auf 9 00 
Herbeiführung des Mieterwechſels hätte erfordert werden ſollen, 
bei anderen formbedürftigen Rechtsgeſchäften kann ſich eine ja 
nachfolge formlos vollziehen, ſo z. B. bei einem der Form, det 
des 5 313 BO. unterliegenden Grundſtückskauf die Abtrebuth „io 
Rechte des Verkäufers aus dent Kaufvertrage erfolgen, u. it 
iſt die Schuldübernahme keiner Form bedürftig. Der Eintr K ein‘ 
neuen Mieters in einen beſtehenden Mietvertrag ftellt ſich ahne 
mal als Abtretung der dem Mieter aus dem Mietvertrage zu ul 
Rechte und andererſeits als Übernahme der dem Mieter en 
Vertrage erwachſenen Verpflichtungen gegenüber dem Vermiete 90 
hier vertretene Standpunkt wird auch OLG. Hamburg: De 1527%0 
1092, vom RG. im Urt. v. 27. Nov. 1926: Bl. f. Rpfl. Miel del 
und vom 5. BivSen. des DLG. Breslau v. 13. Juni 1928: 
1928, 144 geteilt. 

(OLG. Breslau, Urt. v. 7. April 1930, 17 U 335/29.) An. 

Mitgeteilt von OLGR. Dr. Hertel, Opp 
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Celle. 
orbn sz, 88 861, 862 BGB. Bei einer auf Grund der Ver⸗ 
dom 9. zur Behebung der dringendſten Wohnungsnot 
eignun 83.1919 (RG Bl. 1919, S. 1968) ausgeſprochenen Ent⸗ 
8 tft beſondere Beſitzübertragung notwendig. 
bald. 19 „Ehefrau des Kl. war für die Bekl. durch Beſcheid v. 4. 
beſi em April 1929 des Bezirkswohnungskommiſſars in H. Grund⸗ 
in den eignet. Im Sommer 1929 brachten beide Bekl., ohne daß fie 
n geit des Grundſtücks eingewieſen worden wären, Baumate⸗ 
N. erkzeuge auf ihre Grundſtücke, zäunten die Grund⸗ 
dem „un, ein Bekl. legte außerdem auch noch einen Brunnen auf 
Fieigneten Grundſtück an. 
feiner gr Kl. machte mit der Klage geltend, daß der Beſitz an den 
be de 
Desen des Beſitzrechts nicht bewirkt. Die Bekl. ſeien daher zur 
gung der ſtattgefundenen Störungen verpflichtet. 
deren gangegenüber vertraten die Bekl. die Anſicht, einer beſon⸗ 
eignun galbeinweiſung bedürfe es nicht, dieſe ſei vielmehr im Ent⸗ 
habe gsbeſcheid enthalten. Der RegPräſ. als Bezirkskommiſſar 
mitgeteilt auf ihre Anfrage in einem Schreiben v. 26. Juli 1929 
1 ſei daß eine formelle Einweiſung in den Beſitz nicht not⸗ 
Wiegen dem LG. hat das OLG. verurteilt. 
ſitrechte dem Enteignungsbeſcheide ſind nicht ohne weiteres die Be⸗ 
Beſitz auf die Bekl. übergegangen. Nach bürgerlichem Recht iſt der 
at ist d. n dem Eigentum beſonders geſchützt. Dieſer Grund⸗ 
b, cc die VO. zur Behebung der dringendſten Wohnungs⸗ 
14. ehr „Dez. 1919 nicht durchbrochen. Auch der PrAusfVO. v. 
„1921 (GS. 315) kann eine ſolche Ausnahmeregelung nicht 
9 erfo werden. Dazu iſt mindeſtens eine ausdrückliche Beſtim⸗ 
der 57 555 rderlich. Eine ſolche enthält die PrVO. nicht. 8 5 BO. 
deren Greiner vorläufigen Beſitzeinweiſung in Grundſtücze ſpricht, 
Willen des nung beabſichtigt iſt, läßt einen ſicheren Schluß auf den 
Bio > Geſetzgebers nicht zu. 
ud. J. met im Prenteig. v. 11. Juni 1874 und in der Pralusſ⸗ 
daß die (Stedlch. v. 15. Dez. 1919 (888. 31) ausdrücklich beftimmt, 
Dieſe Auenteignungserklärung die Beſitzeinweiſung in ſich ſchließe. 
den h icnahmevorſchriſten beziehen ſich aber lediglich auf die in 
und könneneten Geſetzen geregelten beſonderen Enteignungsverfahren 
lichen Pu * nicht in entſprechender Anwendung auf das in weſent⸗ 
der VO unkten abweichend geregelte, ſormloſe Enteignungsverfahren 
Is auch v. 9. Dez. 1919 übertragen werden. Eine ſolche Anſicht läßt 
En gh d mit dem Hinweis vertreten, daß die PrAusfVO. das 
mit der Fr. zitiert. Dieſe Bezugnahme erfolgt an einer Stelle, die 
Jem von debe des Beſitzubergangs in keinerlei Zuſammenhang ſteht. 
die Aue er Regierung an die Bekl. gerichteten Schreiben kann über 
Gedeutuncung einer Rechtsauffaſſung hinaus keinerlei weitergehende 
Schl beigelegt werden. 
Sein kann allein aus der Abſicht des Geſetzgebers, die 
daß in ang ſchnell und formlos durchzuführen, nicht gefolgert werden, 


in Ad 
der Enlganderung des reichsrechtlich anerkannten Beſitzſchutzes mit 
lein joy, Inungserklärung auch der frühere Beſitz aufgehoben 


O 
ro. Celle, Urt. v. 25. März 1980, 4 IV U 390/29.) 
Mitgeteilt von RA. Dr. Scherf, Hannover. 
Köln. * 
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auspefſ, 5 326 BGB. Iſt der Mieter, dem die Schönheits- 
werſchrſtungen obliegen, damit in Verzug, fo findet die 
eispffz t des § 326 BH B. Anwendung. Der Mieter iſt be- 
orbnun tig, wenn er behauptet, er habe die Wohnung 

. 25 mäßig inſtand geſetzt. 
ſelt Jetz Kl, verlangt vom Bekl. Zahlung der Abzüge, welche dieſer 
macht zar 1924 von der Miete für ſog. Schönheitsreparaturen ge⸗ 
g mit der Bekl., der inzwiſchen ausgezogen iſt, weigert die Zah⸗ 
egründung, er habe mit den abgezogenen Mietteilen 
an der Wohnung vorgenommen. Was das Klage⸗ 
langt, ſo iſt es an ſich gerechtfertigt. Der Vermieter hat 
etz die Mietſache in vertragsmäßigem Zuſtande zu er⸗ 
alſo auch die ſog. Schönheitsausbeſſerungen vornehmen. 
„v. 17. April 1924 über die Mietzinsbildung läßt 
inf Ver und ausdrücklicher oder ſtillſchweigender Vereinbarung 
ans Qebef — Mieter dieſe Arbeiten ſelbſt ausführen läßt, und daß er 
a 5 die Miete um 4% des Mietbetrages kürzt. Eine der⸗ 
fen wor chung iſt hier unſtreitig mindeſtens ſtillſchweigend ge⸗ 
5 80 5 Kommt der Mieter mit der Inſtandſetzung in Verzug, 
fon lg des Dermieter die allgemeinen Rechte eines Gläubigers bei 
uch auf Schuldners mit einer Vertragsleiſtung, insbeſ. den An⸗ 
auf der Möchadenserſatz wegen Nichterfüllung nach § 326 BGB. 
bel Grund b , wenn er die Miete um 40% kürzt, nunmehr 
behalichte, beiderſeitigen Einverſtändniſſes zu den Ausbeſſerungen 
dd bet weit Schönheitsausbeſſerungen in Frage kommen. Hier 


aus 5 del, daß der Bekl. keinerlei Ausbeſſerungen ſeit Februar 
6 ührt habe, daß er ſich auch weigere, ſie vorzunehmen, und 
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die zurückgehaltenen Beträge dazu zu verwenden. Iſt dies richtig, ſo 
iſt der Bekl. mit der ihm vertraglich obliegenden Verwendung der 
einzuhaltenden Mietteile zur Schönheitsausbeſſerung im Verzug und 
die Kl. kann ohne Mahnung und Friſtſetzung die zurückbehaltenen 
Beträge als Schadenserſatz wegen Nichterfüllung beanſpruchen (8 7 
Abſ. 2 preuß. VO. v. 7. April 1924). Durch die Beendigung des 
Mietverhältniſſes wird an den bereits entſtandenen Anſprüchen der 
Kl. nichts geändert. Denn die Forderung auf fortlaufende Verwendung 
der nichtabgeführten Mietbeträge für die Mietwohnungen hat die Kl. 
erworben, ſolange der Mietvertrag noch lief. 

Der Bekl. weigert die Herauszahlung des Betrages und be⸗ 
hauptet, er habe die Wohnung mit den Beträgen inſtandgeſetzt. Für 
dieſe Behauptung iſt er beweispflichtig. Ihm liegt es ob, darzulegen, 
daß er den Vertrag ordnungsgemäß erfüllt hat und daß er nicht in 
Verzug geraten iſt. Er iſt allerdings der Meinung, die Kl. habe den 
Beweis zu führen; denn die Klage ſtütze ſich auf ungerechtfertigte Be⸗ 
reicherung; die Kl. habe darzutun, daß er ordnungswidrig die von 
ihm gemieteten Räume durch Unterlaſſung der notwendigen Aus⸗ 
beſſerungen habe verkommen laſſen und die zurückbehaltenen Be⸗ 
träge nicht verwendet habe, daß er alſo die Beträge ohne Rechtsgrund 
beſitze. Dieſer Standpunkt des Vell. iſt jedoch unzutreffend. Die 
Pflicht zur Vornahme und Schönheitsausbeſſerung beruht auf dem 
Mietvertrag. Anſprüche aus ungerechtfertigter Bereicherung nach 
8 812 ff. BGB. kommen nicht in Frage. Die Behauptungen des 
Bekl. über die Verwendung der Mietbeträge zu Ausbeſſerungen 
Rönnen nicht beachtet werden, da er keine Beweiſe angetreten hat und 
beweisfällig geblieben iſt. Der Bell. war zur Zahlung der ein- 
behaltenen Mietteile zu verurteilen. 


(OLG. Köln, 2. Zin Sen., Urt. v. 27. Juni 1929, 2 U 5/29.) 
Mitgeteilt von OLGR. Dr. Schmidt, Köln⸗Braunsfeld. 
* 


10. 58 607, 812, 823 BGB.; 8 49a Miet Sch d. Anſpruch 
auf Rückzahlung eines Baukoſtenzuſchuſſes, wenn die zur 
Verfügung geſtellte Wohnung vom Mieter nicht be— 
zogen wird. f) 

Die Kl. hatte im Weſterwald ein Jagdſchlößchen erworben, in 
dem die Pfarrerswitwe G. wohnte. Dieſe war bereit, zu räumen, 
wenn ihr eine andere Wohnung verſchafft wurde. Eine ſolche bot 
fi) im Haus des Bekl., der den Speicher mit einem Koſtenaufwand 
von 13 000 RA in vier Zimmer und eine Küche umgebaut hatte. 
Um das Jagdſchlößchen freizubekommen, ſchloß die Kl. mit dem 
Bekl. einen Vertrag, deſſen Inhalt ſich aus dem Beſtätigungsſchreiben 
der Kl. ergibt: „Ich beſtätige unſere heutige Abmachung dahin, daß 
ich für die Überlaſſung der Wohnung an Frau Pfarrer G. mich zur 
Zahlung eines Baukoftenzufchufjes von 2000 RAM an Sie verpflichtet 
habe. Davon gehen 1000 K. in Ihr Eigentum ohne weitere Ent⸗ 
ſchädigung über, die reſtlichen 1000 AA zahlen Sie durch Überweiſung 
auf mein Poſtſcheckkonto mit monatlich 35 RM poſtnumerando erſt⸗ 
malig am 1. Juli 1925 zurück. Die Rückzahlung erliſcht und der 
nicht zurückgezahlte Betrag entfällt zu Ihren Gunſten als Baukoſten⸗ 
zuſchuß, ſobald die Mieterin die Wohnung verlaſſen hat. Der Miet⸗ 
vertrag zwiſchen Ihnen und Frau Pfarrer G. wird hierdurch nicht 


Zu 10. Der rechtlichen Beurteilung des Falles iſt in ihren 
Grundlinien zuzuſtimmen. Zu Bedenken Anlaß aber gibt die Aus⸗ 
legung der Vertrags vereinbarungen über die Rückzahlung des als 
Darlehn hingegebenen Betrages von 1000 AM. Der bedingte Fortfall 
dieſer Rückzahlungspflicht wird zwar mit dem OLG. nicht als die 
Feſtſetzung einer Konventionalſtrafe anzuſehen ſein. Hingegen wird 
die Feſtſtellung, der Fortfall der Rückzahlung wäre lediglich vor⸗ 
geſehen, um evtl. den Vermieter für die „mit einem Mieterwechſel 
verbundenen Koſten und Unannehmlichkeiten zu entſchädigen“, offen⸗ 
bar dem Vertragswillen nicht gerecht. Da das OLG. den Umſtand, 
daß die Wohnung des Vermieters vier Monate lang leer ſtand, im 
Sinne des Abkommens als unerheblich behandelt, verſteht es unter 
den mit einem Mieterwechſel verbundenen Koſten und Unannehmlich⸗ 
Reiten offenbar lediglich die unmittelbaren Scherereien und Schäden, 
die ein Mieterwechſel für ein Haus und den Vermieter mit ſich bringt. 
Die vertragliche Vereinbarung geht aber nun dahin, daß nicht etwa 
in allen Fällen des Mieterwechſels die 1000 AM als voll verfallen 
anzuſehen ſind; die 1000 AM waren vielmehr in monatlichen Raten 
von 35. AM, insgeſamt alſo in etwa 21/4 Jahren, an ſich zurück⸗ 
zuzahlen, und es ſollte nur der noch nicht zurückgezahlte Betrag als 
weiterer Baukoſtenzuſchuß zugunſten des Vermieters verfallen, ſobald 
die Mieterin die Wohnung verlaſſe. Ausſchlaggebend für die end⸗ 


gültige Höhe des Baukoſtenzuſchuſſes war danach alſo die Mietdauer 


der Mielerin. Es bedurfte daher einer näheren Aufklärung der be⸗ 
ſonderen Umſtände des Falles, um zu einer Entſch. darüber gelangen 
zu können, ob und inwieweit die frühzeitige Beendigung des Miet⸗ 
vertrags (bzw. ſeine Nichterfüllung nach erfolgtem Einzug) dem Schaden 
durch Nichteinzug der Mieterin gleichzuſtellen war; hierbei hätte wohl 
insbeſ. auch darauf Gewicht gelegt werden muſſen, auf welche Zeit 
der Mietvertrag geſchloſſen war, und ob die Mieterin zur Zahlung 
der Miete außerſtande war. 
RA. Dr. Adolf Aſch, Berlin. 


Rechtſprechung 


3246 


berührt. Sie verſichern, daß die obengenannte Wohnung bezugsfertig 
und beſchlagnahmefrei und ohne ſtädtiſchen Zuſchuß erbaut iſt. Im 
Falle, daß der Frau Pfarrer G. die Zuzugserlaubnis nach Köln 
bzw. die Beziehung obiger Wohnung verweigert wird, zahlen Sie 
ſofort den obigen Betrag von 2000 AM zurück, Zinſen kommen 
dabei nicht in Anrechnung.“ Die 2000 AA wurden am 2. Mai 1925 
bezahlt. Die Witwe G. ſchloß mit dem Bekl. einen Mietvertrag zu 
einem Mietzins von monatlich 70 AM, bezog jedoch bei ihrem Aus⸗ 
zug aus dem Jagdſchlößchen nicht die Wohnung beim Bekl., ſondern 
eine andere. Die Wohnung des Bekl. ſtand vier Monate lang leer. 
Der dann einziehende Mieter zahlte auf Verlangen des Bekl. an 
ihn wieder einen Baukoſtenzuſchuß von 1000 AM. Die Kl. verlangt 
mit der Klage die Zurückzahlung der 2000 AM bis auf 300 AM, 
die ſie als Entſchädigung für das Leerſtehen der Wohnung und als 
Unkoſten für die Neuvermietung dem Bekl. laſſen will. 


Die Klage kann nicht geſtützt werden auf die 88 823, 826 BGB. 
i. Verb. m. 8 494 MietShb. Die Vergütung, die ſich der Bekl. 
auf Grund des Vertrags v. 1. Mai 1925 hat gewähren laſſen, war 
nicht als unangemeſſen anzuſehen und enthielt unter Berückſichtigung 
der geſamten Verhältniſſe keinen übermäßigen Verdienſt i. S. des 
damals noch geltenden 8 4 PreistrVO. v. 13. Juli 1923. Daß der 
Bekl. fi) nachträglich von dem neuen Mieter wieder 1000 AM 
Baukoſtenzuſchuß hat geben laſſen, iſt für das Rechtsverhältnis unter 
den Prozeßparteien belanglos und könnte höchſtens dazu führen, daß 
der neue Mieter feine 1000 AM zurückfordern darf. Damit ſcheidet 
auch 8817 BGB. als Klagegrundlage aus. — Ebenſowenig rechk⸗ 
fertigt der 8812 Abf. 1 Satz 2 BGB. die Klage. Der Erfolg, 
den die Kl. nach dem Inhalt des Vertrags v. 1. Mai 
1925 mit ihrer Leiſtung bezweckte, beſtand darin, daß der 
Bekl. eine für die Frau G. beziehbare Wohnung zur Verfügung 
ſtellte. Wäre dieſer Erfolg nicht eingetreten, dann wäre der ganze 
Anſpruch der Kl. begründet. So, wenn z. B. Frau G. am 1. Mai 1925 
geſtorben wäre oder wenn der im Vertrag ausdrücklich vorgeſehene 
Fall ſich verwirklicht hätte, daß ihr die Zuzugserlaubnis nach Köln 
verſagt wurde. In beiden Fällen wäre dem Bekl. die Erbringung 
feiner Gegenleiſtung unmöglich geworden und der von der Kl. mit 
ihrer Leiſtung nach dem Inhalt des Rechtsgeſchäfts bezweckte Erfolg 
nicht eingetreten. Die Rückgabepflicht des Bekl. ergäbe ſich dann 
ſowohl aus § 323 Abſ. 3 als auch aus 8 812 Abſ. 1 Satz 2 BGB. 
In Wirklichkeit i ſt aber der mit der Leiſtung nach dem Inhalt des 
Rechtsgeſchäfts bezweckte Erfolg eingetreten. Der Frau G. ſtand die 
Wohnung am Vilderſtöckchen bezugsfertig zur Verfügung; ſie konnte 
jederzeit einziehen. Daß ſie von dieſer Möglichkeit freiwillig keinen 
Gebrauch gemacht hat, berührt den Vertrag v. 1. Mai 1925 nicht. 
Denn der tatſächliche Einzug in die Wohnung gehörte nicht zu dem 
durch den Vertragsinhalt geſetzten Zweck, hatte ſogar nicht einmal 
mit dem Motiv des Vertragsſchluſſes etwas zu tun. Motiv 
zum Abſchluß des Rechtsgeſchäfts war für die Kl. vielmehr der 
Wunſch, ihr Jagdſchlößchen freizubekommen. Selbſt wenn dieſer 
Wunſch nicht erfüllt worden wäre, ſo hätte das auf den Vertrag 
v. 1. Mai 1925 keinen Einfluß und gäbe der Kl. kein Rück⸗ 
forderungsrecht. Er iſt jedoch verwirklicht worden: Frau G. hat 
das Jagdſchlößchen geräumt, und zwar offenſichtlich gerade in Ver⸗ 
folg des Vertrags v. 1. Mai 1925; hat ſie auch die Wohnung im 
Haus des Bekl. nicht bezogen, ſo iſt ſie doch jedenfalls durch deren 
Bereitſtellung beſtimmt worden, aus dem Jagdſchlößchen auszuziehen. 


Der Bekl. iſt ſomit nicht verpflichtet, die von der Kl. em p⸗ 
fangene Leiſtung zurückzugeben. Aber es iſt weiter zu prüfen, 
worauf die Leiſtung der Kl. ging. Sie ging nicht einfach 
auf Zahlung von 2000 AM Baukoſtenzuſchuß, wie bei Betrachtung 
bloß des erſten Satzes des Vertrags angenommen werden könnte. 
Vielmehr unterſcheidet der folgende Satz deutlich: 1000 RM ſollten 
ohne weitere Entſchädigung in das Eigentum des Bekl. übergehen, 
dagegen ſollten die reſtlichen 1000 AM in Monatsraten von 35 AM 
zurückgezahlt werden. Die Leiſtung der Kl. beſtand alſo nicht ſchlecht⸗ 
hin in der Barhingabe von 2000 AM, ſondern in der entſchädigungs⸗ 
loſen Hingabe von 1000 % und im Abſchluß eines Dar⸗ 
lehensvertrags mit dem Bekl. über weitere 1000 AM. 
Der aus 8607 BGB. folgenden Rückzahlungspflicht muß infolge⸗ 
deſſen der Bekl. genügen und iſt, nachdem die für die Rückzahlung 
in Raten vereinbarten Friſten inzwiſchen abgelaufen ſind, zur Zah⸗ 
lung von 1000 AM zu verurteilen. Dem ſteht die Vertragsbeſtimmung 
nicht entgegen, laut welcher der Bekl., wenn Frau G. einzog, aber 
vorzeitig wieder auszog, von der Rückzahlung der bis dahin noch 
nicht erſtatteten Beträge befreit ſein ſollte. Dieſe Beſtimmung iſt hier 
nicht entſprechend anzuwenden. Denn ſie kann nur den Sinn gehabt 
haben, den Bekl. für die mit einem Mieterwechſel verbundenen Koſten 
und Unannehmlichkeiten zu entſchädigen. Solche ſind vorliegend nicht 
erwachſen, da Frau G. überhaupt nicht eingezogen iſt, und daher 
geben weder Wortlaut noch Sinn des Vertrags Anlaß, den Bekl. 
hier ſo zu ſtellen, wie wenn Frau G. die Wohnung bezogen, aber 
nach kurzer Zeit wieder verlaſſen hätte. Von einer Vertrags⸗ 
ſtrafe, die verfallen wäre, iſt keine Rede. — Ein Abzug von 
300 RA, den die Kl. nur bei Zuerkennung der vollen Klageſumme 
ohne Anerkennung einer Nechtspflicht zubilfigen wollte, erſcheint nicht 
gerechtfertigt. Der Vertrag v. 1. Mai 1925, der die Rechte und 


1 


Pflichten der Parteien erſchöpfend regelt, kennt keine Pflicht Hr 


Kl., den Bekl. für ein etwaiges Leerſtehen feiner Wohnung un oz 
Ausgaben, die durch Suchen eines andern Mieters entſtanden, ſcha den 
zu halten. Da überdies der Bell. hierfür in den ihm verbleibt be 
1000 RM eine reichliche Vergütung behalt, ſprechen nicht einmal x. 
Billigkeitserwägungen für eine weitere Kürzung der Urteils 
wie denn auch der Bek. ſelbſt ausweislich des Strafurteils mit 
Verpflichtung zur Rückzahlung von 1000 RM gerechnet hat. 
(Os. Köln, 8. Ziv Sen., Urt. v. 23. Mai 1930, 8 U 62/29) 
Mitgeteilt von LER. Dr. Schmit, Aachen. 


(Juriſtiſche Wochenſche 


Berlin. 2. Mieterſchutzgeſetz. 
e „ 


11. 88 1, 1926, 33 Miet Sch G. Unterſteht ein Min, 
verhältnis dem Mieterſchutz, fo kann der Vermieter age 
rend der Dauer des Mieterſchutzes nicht kündigen, er 
Rückſicht darauf, welchen Zweck er mit der Kündigung dr 
folgt, alſo auch nicht zur Mietzinsſteigerung oder zur 
endigung des Vertrages bei Ende des Mieterſchutzes, 5 

Das Mietverhältnis des Bekl. unterſteht dem Miet SchG., Find 
die Mieträume mit Zuſchüſſen aus öffentlichen Mitteln erbaut 
(§ 33 MietSchc.). Die Auffaſſung der Kl., daß fie trozdem 
Mietvertrag auf Grund der 88 566, 565 BGB. kündigen nut 
daß alsdann ein vertragloſer Zuſtand eintrete und die "ei 
berechtigt ſeien, die Wohnung zu benutzen, ſteht mit dem 4 
nicht im Einklang. Im Rahmen des MietShG. können gem. : 
Mietverhältniſſe über Gebäude und Gebäudeteile vom Vermiet unter 
durch die in 88 1b ff. geregelte Formularkündigung und nur 88 2 
den Vorausſetzungen gekündigt werden, unter denen nach den iR 
bis 4 auf Aufhebung eines Mietverhältniſſes geklagt werden w ge⸗ 
Ohne Vorliegen dieſer Vorausſetzungen kann der Vermieter die den 
endigung eines Mietverhältniſſes durch Kündigung nur en für 
Fällen herbeiführen, in denen es nach 88 19 bis 26, 32 bis up 
die Beendigung eines Mietverhältniſſes der Erhebung einer ‚us 
hebungsklage nicht bedarf. Die Kündigungsbefugnis des Verte 
iſt in 8 1 MietSchch. begrenzt. Eine Aufhebung eines Mietue en 
niſſes in anderer Form und aus anderen als den dort aufg urch 
Gründen ift unzuläffig, wie ſich auch aus 8 1p d. Geſ. ergibt. joffet, 
dieſe Vorſchrift iſt jede freie Kündigung des Vermieters ausgeſch icht 
d. h. jede gegen den Willen des Mieters ausgeſprochene ung 
durch die Ausnahmen in § 1b ff. zugelaſſene einſeitige Erk irt⸗ 
des Vermieters, daß das Mietverhältnis enden ſolle. Welcher a 
ſchaftliche Zweck mit der Kündigung verfolgt wird, iſt dab nicht 
erheblich. Es kann daher eine Kündigung des Vertrages auch fall 
zu dem Zweck zugelaſſen werden, daß die Mietzinsabrede ſor feht 
oder daß die vereinbarte Vertragsdauer beſeitigt werde. 7 dem 
nicht entgegen, daß der Senat ſtändig in Übereinſtimmung mul mes 
RG. (RG. 114, 135) die Kündigung zwecks Ausſchaltung einer 
längerungsklauſel zugelaſſen hat. Denn in dieſer Kündigung i die 
die Auflöſung des beſtehenden Mietverhältniſſes, ſondern u ſehel, 
Ablehnung einer Vertragsverlängerung auf beſtimmte Zeit zu Miel 
Eine derartige Erklärung ſteht daher auch nicht mit 89 1ff. 
Sch. in Widerſpruch. 6 i nach 

Solange ein Mietverhältnis unter Mieterſchutz fteht, wird © ung 
$ Un auch nach dem Ablauf der Mietzeit fortgeſetzt. Die 9 in 
auf den vertraglichen Ablauf der Mietzeit ift dem Vermieter m gie 
dem in § n begrenzten, hier nicht gegebenen Umfange geſtaltet it 
Kündigung der Kl. iſt daher auch inſofern wirkungslos, ch 
ihr Wirkungen für den Zeitpunkt des Wegfalls des Mieter en f 
herbeigeführt werden ſollen. Die von der Kl. ausgeſprochene ‚sale 
gung äußert überhaupt keine Wirkungen. Solange das Miete in 
nis unter Mieterſchutz fteht, iſt eine Kündigung außerhalb de und 
88 1 ff. MietSchcG. aufgeführten Gründe überhaupt unzuläfſanf un- 
der Mietvertrag läuft bis zur Aufhebung des Mieterſchutzes ahl 
beftimmte Zeit. Der Vertrag kann daher auch nicht im Augen auch 
der Aufhebung des Mieterſchutzes ſein Ende erreichen. Denn geil 
in dieſem Zeitpunkt läuft der Vertrag noch auf unbeftimmi® ad 
und es bedarf zur Aufhebung des Vertrages der erſt dann zun 
gewordenen Kündigung und der Einhaltung der geſetzlichen 
gungsfriſt. 9) 

(KG., 17. BivSen., Urt. v. 17. Febr. 1930, 17 U 14526/29.) 1 
5 
zt d 

12. 813 Ab. 5 WietSchG.; 8 10 Ges. Wird ming 
Mietaufhebungsklage gegen den Hauptmieter die, per 
mungsklage gegen den Untermieter verbunden, ned 
ſtimmt fid der Streitwert für die Aufhebungs kla gc 
813 Ab ſ.5 Miet Sch., für die Räumungsklage nach 510 nit 

Der Kl. hat gegen die Bekl. zu 3—5 auf Aufhebung deze such 
verhältniſſes geklagt, zugleich gegen die Bekl. zu 1 und 2, und 
als Untermieter in den Räumen befinden, den Räumungsau auf 
erhoben. Das LG. hat den Streitwert gegenüber den Mi 
den Betrag der Vierteljahresmiete, gegenüber den Untermie 
eine Jahresmiete feſtgeſetzt. Dagegen richtet ſich die Beinen i 
Untermieter, die unbegründet iſt. Allerdings hat der 17. 9W 


ei 
ur 


We 1090 get aaa) 
Ber, 


Einen 1, 22. April 1926, 17 w 2157/26 (GrundE. 1926, 883), für 
Aufhen eichen Fall die einheitliche Bemeſſung des Streitwerts für die 
den zungsklage gegen den Mieter und die Räumungsklage gegen 
erk Zntermieter für richtig erklärt. Indeſſen vermag der jetzt 
N. dieſe Entſch., die übrigens vereinzelt geblieben zu ſein 
nicht zu billigen. 
weil „enn der Untermieter dem Räumungsanſpruch nicht nachkommt, 
geb dehauptet, das Mietverhältnis des Hauptmieters beſtehe noch 
dadon de ihm ein Recht zum Beſitz der Räume, ſo kann allerdings 
Nieten gegangen werden, daß die Parteien über das Beſtehen des 
obwohl Yiltmifjes ftreiten. Deshalb kann man $10 GKG. anwenden, 
teien da 8 ſtreitige Vertragsverhältnis gar nicht zwiſchen den Par⸗ 
dadurch Rechtsſtreits beſteht. Dieſe weite Auslegung des 8 10 iſt 
eſtgerechtfertigt, daß er offenbar für alle Streitigkeiten über 
hältni tand von Mietverhältniſſen durch die Annahme eines ver⸗ 
gleichen ig geringen Streitwerts die Koſten niedrighalten ſoll. Die 
legung 0 rwägungen dürfen aber nicht zu einer ausdehnenden Aus⸗ 
für oe J 13 Abſ. 5 Miet Schch. führen. Dieſe Vorſchrift ift nicht 
ſondern Streit über das Beſtehen des Mietverhältniſſes gegeben, 
ſchräntt ch ihren Wortlaut klar auf die Aufhebungsklage be⸗ 
nwendn ie findet deshalb nicht einmal auf die Räumungsklage 
= die in 827 desſ. Gef. behandelt ift. Man darf auch nicht 
laden a — ausgehen, § 13 Abſ. 5 beſtimme den Streitwert für Miet⸗ 
Jahregn, i den Mietzins eines Vierteljahres, weil die Anſetzung der 
Innapınete gem. 810 ORG. ſich als zu hoch erwieſen habe. Diefer 
913 Abf. ſteht entgegen, daß 8 10 GKG. in Geltung geblieben und 
angeführte nur für die Aufhebungsklage geſchaffen it. In dem oben 
auch nicht Beſchluſſe hat das KG. die Bedeutung des 8 13 Abſ. 5 
daß der verkannt, ſondern es ſtützt feine Entſch. auf die Erwägung, 
wendige aumungsanſpruch gegen den Untermieter lediglich als not» 
deshalb Folge der Aufhebung des Hauptmietverhältniſſes erſcheine und 
Grundla iungemäß nicht höher bewertet werden könne als der feine 
zeugend ge bildende Hauptanſpruch. Dieſe Ausführung iſt nicht über⸗ 
dur aus eun eine verſchiedene Bewertung der Anſprüche erſcheint 
des Umſt nicht ſinnwidrig. Sie iſt vielmehr ein notwendiges Ergebnis 
ebungsſlades, daß für einen dieſer Anſprüche, nämlich für die Auf⸗ 
we dun age, eine Sondernorm beſteht, die eine ausdehnende An⸗ 
f auf andere Anſprüche, mögen ſie auch ohne die gegen eine 
ſtehen partei erfolgende Aufhebung des Mietverhältniſſes nicht be⸗ 
nnen, nicht duldet. 
„3. Fergiv Sen., Beſchl. v. 7. Ang. 1930, 16 W 7946/30.) [G. 
* 
8 31 Abſ. 2 MietSh®. gibt nicht dem einen 
olle das Recht, die Herausgabe der Wohnung von 
amt Miterben zu fordern, gegen den das Woh- 
931 eine Räumungs aufforderung erlaſſen hat. f) 
Mietvertrz MietShG. trifft Beſtimmungen für den Fall, daß 


dp ;, 13. 
deiterbe 


anzuzei . über Räume nach örtlicher Anordnung dem Wohnll. 
zeige nicht oder zur Genehmigung mitzuteilen ſind und dieſe An⸗ 
m Ahr I erſtattet oder Genehmigung nicht erteilt ift, und beftimmt 
teilt, ſo Ku Iſt die Anzeige erſtattet oder die Genehmigung er⸗ 
lenige Ki der Mieter die Herausgabe des Mietraumes von dem⸗ 
at Fangen, der den Raum ohne Abſchluß eines Vertrages 


ietvert., Grund eines nicht angezeigten oder nicht genehmigten 
Die des innehat. 
ertrage „rechte aus dem vom Wohn. genehmigten Miet- 
le Erb er Mutter der Streitteile ſind auf die Streitteile in⸗ 
keter d 


* der ugs übergegangen. Die Kl. und der Bell. find alſo 
bdrung auf Grund eines genehmigten Mietvertrages 


ha; On 18, Die Eutfh. des KG. ift an ſich zu billigen, nur muß 
s Berl. zt werden, daß biefelbe, weil fie ſich zum Teil auf 
tigkeit Wohnungsrecht ſtützt, zunächſt nur für Berlin allgemeine 
welche haben kann und etwa für alle diejenigen Bezirke, in 
Vereine lokale Wohnungsrecht mit dem Berl. Wohnungsrecht 
10 en der t., „Das wird allerdings bei vielen lokalen Wohnungs⸗ 
Malen W Fall ſein. Insbeſ. kommt es darauf an, daß nach dem 
5 letvertrgehnungsrecht die Genehmigung des Wohn A. nur für neue 
gerträge 198 nachzuſuchen iſt, nicht aber für genehmigte Miet⸗ 
genehmigten che durch Erbgang auf die Rechtsnachfolger des im 
gegan f Mietvertrage die Wohnung innehabenden Mieters über⸗ 
den Dig ind. Im vorliegenden Falle ift das Mietrecht aus einem 
Naben aber d ietvertrage auf zwei Miterben übergegangen, von 
iM unge er eine von dem Wohn. eine rechtskräftig gewordene 
Miedaß 5 ufforderung erhalten hat. Die Folge dieſer Rechtslage 
rankt 


dehmigumung allen W i 5 
dehmigun⸗ ohnungſuchenden zur Vetfügung unter Ge⸗ 
ng Bio Wohn A. geſtellt wird. Infolgedeſſen kann die Vorſchr. 
m Miterbe .2 MietSchch. nicht die Anwendung finden, daß der 
g nunmehr“ dem eine Räumungsaufforderung nicht zuteil geworden 
un, dem die Herausgabe der Wohnung von demjenigen fordern 
mung as Wohne. in einer nicht mehr anfechtbaren Weiſe eine 
kun zue falſorderung hat zugehen laſſen, vielmehr muß, wie das 
Ten, ‚end ausführt, die Wohnung nunmehr der freien Kon⸗ 
r Wohnungſuchenden überlaſſen werden, unter welchen 


Rechtſprechung 


urch die Aufforderung des Wohn A. zur Räumung die 
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geworden. Hieran iſt durch den Eingriff des Wohn. nichts ge⸗ 
ändert worden. Denn nach $ 15 des Berliner Wohnungsnotrechts 
v. 21. Mai 1927 bedürfen nur neue Mietverträge der Genehmigung 
des Wohn A., nicht aber auch der Eintritt von Erben in einen 
beſtehenden Mietvertrag. Gegenüber Erben ſteht dem Wohn A. nur 
der Zugriff gem. 88 7, 13, 4 Abſ. 3 des Notrechts für den Fall 
zu, daß der Erbe nicht volljährig iſt, nicht den Hausſtand des Erb⸗ 
laſſers geteilt hat oder nicht in die Dringlichkeitsliſte eines Ber⸗ 
liner Wohn A. eingetragen iſt. Dieſer Zugriff ſteht dem Wohn. 
gegenüber dem Behl., da feine Verfügung rechtskräftig geworden 
iſt, zu. Ob es aber die Verfügung durchführt, ſteht allein in ſeinem 
Ermeſſen. Der Kl. als Mitmieterin erwachſen jedoch hieraus keine 
Rechte, obwohl die Verfügung des Wohne. gegen fie endgültig 
aufgehoben iſt. Denn es geht nicht an, § 31 Abſ. 2 MietSchch. auf 
den Fall auszudehnen, daß die Rechte eines Mieters aus einem 
genehmigten Mietvertrage dadurch beſchränkt worden ſind, daß das 
Wohn A. fein Verfügungsrecht über die Räume zugunſten von 
Wohnungſuchenden beſchränkt hat. § 31 Abſ. 2 ſtellt eine vom 
bürgerlichen Recht abweichende Ausnahmevorſchrift dar, die als 
Ausnahmevorſchrift auf das beſchränkt bleiben muß, was ſie nach 
ihrem Wortlaut trifft, nämlich den Anſpruch des rechtmäßigen 
Mieters gegen den Schwarzmieter. 

Die Kl. kann daher ihren Herausgabeanſpruch gegen den 
Bekl. nicht auf 8 31 Abf. 2 MietSchb. ſtuͤtzen. 

(KG., 4. Fer ZivSen., Urt. v. 16. Aug. 1929, 17 U 7739/29.) 
* 


14. 5 33 Abſ. 1 Miet SchG. Gegenüber der Beſcheini⸗ 
gung der oberſten Landesbehörde, daß eine Baugeſellſchaft 
gemeinnützig iſt, iſt ein Gegenbeweis nicht zugelaſſen. 

Die Kl. hat von der bekl. Baugeſellſchaft eine Wohnung ge 
mietet. Sie beſtreitet die Wirkſamkeit der von der Behl. ausge» 
ſprochenen Kündigung und die Wirkſamkeit etwaiger ſpäterer Kün⸗ 
digungen mit der Begründung, daß das Mietverhältnis Mieterſchutz 
genieße. Die Bekl. beruft fi für die Wirkſamkeit der Kündigung 
auf 8 33 Abſ. 1 Satz 2 MietSchG. und hat eine Beſcheinigung des 
Oberpräſidenten vorgelegt, nach der der Miniſter für Volkswohlfahrt 
alsbald nach Ausſpruch der Kündigung „gem. § 33 Abſ. 1 Miet⸗ 
SchG. entſchieden hat, daß auf die Bekl. die Vorausſetzungen zus 
treffen, welche eine Befreiung von den Vorſchriften der 88 1—31 
dieſes Geſetzes bedingen“. Die Kl. hat demgegenüber Beweis dafür 
angetreten, daß dieſe Vorausſetzungen nicht zutreffen, insbeſ. daß 
die Wohnungen für minderbemittelte Familien nicht geeignet ſind 
und der Mietpreis nicht billig ſei. 

Der Beweisantritt iſt unerheblich. Denn nach § 33 Abſ. 1 
Satz 2 letzter Halbſatz Miet Sch. i. d. Tall. v. 17. Febr. 1928 wird 
das Vorliegen der Erforderniſſe, das iſt der Gemeinnützigkeit der 
Baugeſellſchaft, durch eine Beſcheinigung der oberſten Landesbehörde 
nachgewieſen. Durch dieſe Faſſung der Beſtimmung, die an die Stelle 
der Worte: es „entſcheidet die oberſte Landesbehörde, ob die Vor⸗ 
ausſetzungen zutreffen“, getreten iſt, iſt klargeſtellt, daß die Be⸗ 
ſcheinigung der Verwaltungsbehörde vollen Beweis für das Vorliegen 
der Gemeinnützigkeit erbringt und das Gericht bindet. Während 
nach der bisherigen Faſſung im Anſchluß an ein Schreiben des RJM. 
v. 23. März 1927 (Gramſe, Mieterſchutz, 2. Aufl., S. 183) die 
Meinung vertreten wurde, daß die Entſch. der Verwaltungsbehörde 
einer Nachprüfung durch das ordentliche Gericht unterliege, läßt ſich 
bei der neuen Faſſung der Beſtimmung dieſe Anſicht nicht mehr 
rechtfertigen (ebenſo Günther, Mieter. 1928, 41; Ebel⸗ 
Lilienthal, Miet Sch. S. 222 Anm. 2; Freidt⸗Schubert⸗ 


dem Wohn A. im Rahmen der geſetzlichen Beſtimmungen das Aus⸗ 
wahlrecht zuſteht. Der § 31 Abſ. 2 MietSch. ſtellt eben, wie das 
KG. richtig ausführt, eine Ausnahme von den Beſtimmungen des 
bürgerlichen Rechtes dar. 

Wenn der Miterbe ein Recht auf Alleinüberlaſſung der Woh⸗ 
nung geltend machen will, ſo kann er dies nicht auf Grund des 
§ 31 Abſ. 2 MietShG. erreichen, ſondern nur dadurch, daß er auf 
Grund des Erbrechts gegen den anderen Miterben dieſen Anſpruch 
geltend macht oder einen Anſpruch auf Mitbeſitz der Wohnung er⸗ 
hebt oder begründet. Daß der von der Räumungsaufforderung nicht 
betroffene Miterbe ſich bei dem Wohn A. ebenfalls um die Über⸗ 
laſſung oder den Mitbeſitz der Erbwohnung bewerben kann, und daß 
das Wohn A. ihm unter den Bewerbern den Vorzug einräumen und 
auf dieſe Weiſe ihn in den Beſitz oder Mitbefip der Erbwohnung 
ſetzen kann, ſcheint durch die Entſch. des KG. weder für Berlin noch 
für ſonſtige Wohnungsbezirke ausgeſchloſſen zu fein. Es iſt wenig⸗ 
ſtens in dem NE. ſelbſt und in feiner Begründung nichts vor⸗ 
gebracht, was einer Mitbewerbung des Miterben um die von 
der Räumungsaufforderung des Wohn A. betroffene Wohnung oder 
den betreffenden Wohnungsteil derſelben im Wege ſteht. Danach alſo 
kann die Entſch. für Berlin ganz allgemein und für alle diejenigen 
Bezirke, deren lokale Wohnungsrechte mit dem Berl. Wohnungs⸗ 
recht übereinſtimmt, in jeder Beziehung gebilligt werden. 


IR. Dr. Fritz Meyer, Frankfurt a. M. 
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Rechtſprechung 


(Juriſtiſche Wochenſcheu 


Thiele, Mieterſchutz S. 73; Götzel, Mieterſchutz, ErgBd. S. 85; 
Hertel, Ergheft zum MietSchG., Bd. S. 619 f.; Kiefer⸗ 
faner, ErgBd. zum MietSchG. S. 47; Vidal⸗Hadamczik, 
Nov. zum MietShG. S. 71; vgl. auch Meyerowitz, Mietrecht 
S. 218). Dieſer Anſicht hat ſich Gramſe, Mietrecht, 1929, S. 432 
unter Aufgabe der früheren abweichenden Meinung (MietSchG. 
S. 184) angeſchloſſen. Die Beſcheinigung der Verwaltungsbehörde hat 
weiter nur aufklärende (deklaratoriſche), nicht rechtsgeſtaltende (kon⸗ 
ſtitutive) Bedeutung, ſo daß ihr zu entnehmen iſt, daß die Voraus⸗ 
ſetzungen für die Gemeinnützigkeit der Bekl. auch ſchon zur Zeit der 
Kündigung vorlagen, zumal da der Bekl. eine entſprechende Be⸗ 
ſcheinigung gem. 8 16 AMietS. ſchon i. J. 1923 erteilt iſt. 
(KG., 17. Ziv Sen., Beſchl. v. 11. Nov. 1929, 17 W 9912/29.) [D. 
* 

Breslau. 

15. 8 13 Abſ. 5 Miet Sch. Maßgebender Zeitraum 
für die Berechnung des Streitwertes. f) 

Das MietSchöffG. hat das zwiſchen den Parteien beſtehende 
Mietverhältnis mit Wirkung v. 1. Jan. 1925 durch Urt. vom 
26. Juni 1925 aufgehoben. 

Das LG. hat durch Urt. v. 20. Jan. 1926 die Berufung des 
Bekl. zurückgewiefen. Durch Beſchluß v. 24. März 1930 hat es den 
Streitwert für den zweiten Rechtszug auf 126 RM feſtgeſetzt, indem 
es der Berechnung des vierteljährlichen Mietzinſes die Miete für 
Januar 1926 in Höhe von 84% der Friedensmiete, gleich 42 AM 
monatlich zugrunde legte. Mit der Beſchwerde begehrt der Bel. 
Herabſetzung des Streitwertes auf 99 RAM, da der Streitwert für den 
erſten Rechtszug nur auf 99 As feſtgeſetzt worden ſei, und der 
Gegenſtand des Rechtsſtreits ſich in zweiter Inſtanz nicht geändert 
habe. Der Beſchwerde war der Erfolg zu verſagen. 

Nach 8 13 Abſ. 5 MietShG. iſt bei Aufhebungsklagen für die 
Berechnung des Streitwertes der Betrag des für die Dauer eines 
Vierteljahres zu entrichtenden Mietzinſes maßgebend. In Betracht 
Kann nur der Mietzins für einen Zeitraum kommen, für welchen das 
Fortbeſtehen des Mietverhältniſſes ſtreitig war. Das KG. hal in einem 
Beſchluſſe v. 27. Okt. 1924 (Hertel, Bd. III S. 379) ausgeführt, 
daß der Wert des Streitgegenſtandes bei einer Aufhebungsklage durch 
den Mietzins beſtimmt wird, der für das erſte Vierteljahr nach dem 
Zeitpunkt, für welchen die Aufhebung begehrt wird, zu entrichten 
wäre. Dies iſt jedoch in dieſer Allgemeinheit nicht zutreffend. In dem 
vom KG. entſchiedenen Falle war die zweite Inſtanz bereits vor dem 
Zeitpunkt beendet, für welchen die Aufhebung des Mietverhältniſſes 
begehrt wurde, und für dieſen Fall iſt die getrofſene Entſch. als 
richtig anzuerkennen. Dauert jedoch der Prozeß über den Zeitpunkt 
hinaus, von welchem ab Aufhebung des Mietverhältniſſes begehrt 
wird, dann iſt der bei der Beendigung des Rechtsſtreits geltende 
vierteljährliche Mietzins der Streitwertberechnung für die betreffende 
Inſtanz zugrunde zu legen (vgl. Beſchluß des Senats v. 10. Febr. 
1929, 17 W 78/29). Das LG. hat daher mit Recht den im Januar 
1926 zu zahlenden Mietzins, nicht denjenigen für das erſte Viertel⸗ 
jahr 1925, wo die geſetzliche Miete nur 66% betrug, der Streitwert⸗ 
berechnung zugrunde gelegt. 

(OLG. Breslau, Beſchl. v. 28. April 1930, 17 W 1402/30.) 
Mitgeteilt von OLGR. Dr. Hertel, Oppeln. 
* 
Kaſſel. 

16. 8 22 Miet Sch. Der Mieter kann den Anſpruch 
auf Umzugsentſchädigung, von deren Zahlung die! Voll⸗ 
ſtreckung des Urteils auf Herausgabe der Wohnung ab- 


Zu 15. Die Entſch. iſt zutreffend. Sie entſpricht der Anſicht, 
die ich bei Walter⸗Joachim-Friedlaenders 8 10 Anm. 156 
vertreten habe. Der Unterſchied von der Meinung des KG. beruht 
darauf, daß dieſes den 8 9 Abſ. 2 GKG. nicht berückſichtigt, während 
das OLG. Breslau ihn richtig anwendet. 
RA. Dr. Friedlaender, München. 


Zu 16. Die Entſch. Hat, inſoweit angenommen iſt, daß der Umzugs⸗ 
beitrag auch im Falle der freiwilligen Räumung zu zahlen iſt, ihre Vor⸗ 
läufer in der Entſch. des OLG. Hamburg v. 18. Jan. 1928 (Meyer o⸗ 
witz S. 439) und der des KG.: JW. 1929, 3395. Gleichwohl bleibt 
zu bedenken, daß aus der dauernden Weiterbenutzung der zu räumen⸗ 
den Mietſache und der Fortentrichtung des Mietzinſes einerſeits, ſowie 
aus der dauernden Unterlaſſung der Exmiſſion und der vorbehaltloſen 
Annahme des Mietzinſes andererſeits, der ſtillſchweigende Abſchluß 
eines neuen Mietvertrages entnommen werden muß. Dieſer würde 
aber das Räumungsrecht, und damit die Forderung des Umzugs⸗ 
geldes nach ſpäterer freiwilliger Räumung Ronjumieren. 

Der in der Entſch. aufgeſtellte Grundſatz, daß das Umzugsgeld 
wegen ſeiner Zweckgebundenheit zunächſt unpfändbar, d. h. nicht über⸗ 
tragbar ſei, aber unter Umſtänden übertragbar werden könne, iſt 
mit Vorſicht aufzunehmen. Denn träfe es zu, daß bis zur Umzugs⸗ 
ausführung das Geld unübertragbar wäre, ſo könnte beiſpielsweiſe 
der Mieter den Frachtführer nicht durch eine Abtretung des Umzugs⸗ 
geldes ſicherſtellen. Das wird aber in der Praxis vielfach nötig 


hängig gemacht worden iſt, auch geltend machen, wenn 


freiwillig die Wohnung geräumt hat. Der Kläger, 
Mangel der Aktivlegitimation wegen eines Pfän 1 
und Überweiſungsbeſchluſſes entgegengeſetzt wird, 
den Mangel nicht durch Berufung auf eine Unpfän! 
keit der Forderung beſeitigen. — Der Anſpruch a im 
zugsentſchädigung ($ 22 a. a. O.) iſt — feiner Zweabe gn 
mung wegen — nur fo lange unpfändbar, als die pet 
ſchädigung zur Ermöglichung des Umzugs dient. T gim 
Berufung auf 8 394 BGB. kann unter Umſtänden der 
wand der Argliſt entgegengeſetzt werden. f) 

Der Antragſteller bewohnte eine Werkwohnung der 
gegnerin. Durch Urteil des Miet Schöffcß. in A. iſt das Mi teller 
nis bezüglich dieſer Werkwohnung aufgehoben und der Antrag 
verurteilt worden, die Wohnung an die Antragsgegnerin . 
zugeben. Die Zwangsvollſtreckhung aus dieſem Urteil iſt davon ner 
hängig gemacht worden, daß die Antragsgegnerin an den Antrahſ in 
1000 AM Entſchädigung für den Umzug zahlt. Die Antragsgeg ane 
hat das Urteil nicht vollſtreckt. Der Antragſteller iſt freiwillih dem 
gezogen. Die 1000AM Entſchädigung hat die Antragsgegnerin me 
Antragſteller nicht bezahlt. Das Geſuch des Antragſtellers W vol 
willigung des Armenrechts für eine Klage auf die Eutſchädigung 
1000 AM iſt vom LG. und KG. abgelehnt worden. as des 

Der Antragſteller hat allerdings auf Grund des urteil. die 
MietSchöffcd. eine Forderung im Betrage von 1000 RM gege 
Antragsgegnerin. Dieſe Forderung iſt mit der auf Grund des ent⸗ 
kräftigen Urteils eingetretenen Aufhebung des Mietverhälttt 12 ung 
ftanden. Die Beſtimmung im Urteil, daß die Zwangs vollſiet 0.00 
davon abhängig gemacht werde, daß die Antragsgegnerin dieſe ben ber 
an den Antragſteller zahle, kann nicht ſo verſtanden werden, Beagle 
Antragſteller die Forderung nur dann haben ſolle, wenn die Art i 
gegnerin das Urteil vollſtreckte. Der Beſtand der Fordern ng 
ſonſt von einem einſeitigen Verhalten der Antragsgegnerin ab ein 
gemacht. Ebenſowenig wie die Antragsgegnerin durch eine fie, 
ſeitigen Verzicht auf die Vollſtreckung das einmal aufgehoben pie 
verhältnis wieder aufleben laſſen könnte, kann ſie auch dadure dez 


* 
Ante 


mit der Aufhebung des Mietverhältniſſes entſtandene Forder 1. 


Antragſtellers beſeitigen. Es iſt demnach für den Beſtand der poll 
derung bedeutungslos, daß die Antragsgegnerin das Urteil nicht per 
ſtreckt hat und, wie ſie angibt, auch nicht vollſtrecken wo 2 if 
Antragſteller vielmehr freiwillig aus der Wohnung ausgezoge den 
Eine andere Anſicht würde dazu führen, daß der Mieter in g 
Fall gezwungen würde, das gegen ihn ergangene Urteil auf 0 gi 
nicht zu befolgen und, um ſich die Forderung auf die 5 nf 
entſchädigung zu erhalten, es auf die Vollſtreckung anton ee 
laſſen. Das kann nicht der Sinn des Geſetzes ſein (ogl. zelrech 
Hertel, Mietrecht Bd. 1 [1926] S. 82; Meyerowitz, Ni 
S. 439 und Stern, Mieterſchutz 8 22 Anm. II 1). glag⸗ 
Der Antragſteller kann den Anſpruch auch im Wege der \ 
geltend machen. Das Rechtsſchutzintereſſe für dieſe Klage beſteh bie 
Urteil des Miet Schöffch. iſt kein Titel, auf Grund deſſen könnte 
Umzugsentſchädigung gegen die Antragsgegnerin beitreiben ung 
Er benötigt dazu ein Urteil, das die Antragsgegnerin zur I ih 
verurteilt (vgl. ebenſo OLG. Stettin: JW. 1928, 529; Meyer 
a. a. O. S. 439). duns 
Inſoweit die Forderung des Antragſtellers durch den PN nd 
und Überweiſungsbeſchluß des AG. A. v. 8. Jan. 1926 für den mehl 
wirt F. gepfändet iſt, wäre der Antragſteller nur dann M 
zur Geltendmachung legitimiert, wenn er auf Zahlung an ſich h ft 
wollte. Dieſer Mangel der Aktivlegitimation würde ſich Pferden 
auf den Betrag der Forderung erſtrecken, in deſſen Höhe die 


„ lung 
werden, weil die Frachtführer bei kleinen Leuten oft Voraus hg 
des Frachtgeldes, oder wenigſtens ſeine Sicherſtellung, ford n dig, 
wichtiger wird dieſe Möglichkeit, wenn die Notwendigkeit Leden 
die neue Wohnung durch eine Abſtandszahlung freizumachen si 
bar iſt aber auch, daß der Mieter es vorzieht, in ein ſich über, 
Zimmer zu ziehen oder in das Ausland zu gehen, alſo fü nt das 
haupt keine neue Wohnung ſofort zu beſorgen. Dann pe 
Umzugsgeld nicht mehr dem Umzugszwecke, ſondern wird 0 ente 
Art Entſchädigung für die durch die Aufgabe der Wohne a 
ſtandenen Mehrkoſten der weiteren Lebensführung. Würde 9, 
eine wirkliche Zweckgebundenheit des Umzugsgeldes vorlegen 
würde das Umzugsgeld nur gefordert werden können, wenn dene 
tatſächlich das Geld für eine neue Wohnung verwendet. ö 
hält die Bemeſſung des Umzugsgeldes der Höhe nach oft 1 
Mieter die Möglichkeit, billiger umzuziehen als veranſchlah geh 
dadurch am Umzugsgeld zu ſparen. Wäre aber das Umzugsge 19 1 
gebunden, ſo fiele die Erſparnismöglichkeit fort. Alſo iſt bie Hern 
| et 
zu befürchtende Härten werden meiſt deswegen vermieden 110 5 
weil die Vornahme der Exmiſſion von der vorherigen Geb une 
hängig iſt. Erfolgt aber wirklich die Exmiſſion, nachdem ri 70 ble 
geld zuvor weggepfändet oder gegen dasſelbe aufgerechnet % Tinte! 
immer die Verpflichtung der Fürſorgebehörde, für den erl. 
zu ſorgen. RA. Dr. Hans A. Meyer, y 


gebundenheit des Umzugsgeldes von Anfang an zu verneinen. 


59.4 

eg. 1930 Seit 42/43 8 

erfolgt; 

ſuwet iſt. Nach feiner Erklärung will jedoch der Antragſteller in⸗ 
Recht auf Zahlung an den Pfändungsgläubiger F. klagen. Dieſes 


nicht Al ihm durch die Pfändung nicht entzogen. Dagegen könnte er 
der Akt Falle einer Klage auf Zahlung an ſich ſelbſt den Mangel 
auf dis plegitimation dadurch beſeitigen, daß er ſich, wie er es tut, 
4 uwirkſamkeit der Pfändung wegen angeblicher Unpfändbar⸗ 
ündbarke rderung auf die Umzugsentſchädigung beruft. Die Un⸗ 
anzuſecht it der Forderung begründet nur ein Recht, die Pfändung 
fe . Solange aber die Pfändung beſteht und nicht durch An⸗ 
(gl. 8 beſeitigt iſt, muß ſie der Antragſteller gegen ſich gelten laſſen 
Siein⸗Jonas, Komm. z. ZRO. § 829 Anm. VI, 3). 
ledoch gramm dem Antragſteller beabſichtigte Rechtsverfolgung ift 
gemachte Spalb ausſichtslos, weil die von der Antragsgegnerin geltend 
Ußte. Aufrechnung zur Abweiſung der beabſichtigten Klage führen 
Lie Gegenforderung der Antragsgegnerin in Höhe von 
iſt nicht beſtritten. Der Ankragſteller kann ſich nicht 
rufen, daß feine Forderung unpfändbar und deshalb eine 
8 gegen dieſe nach 8 394 BGB. ausgeſchloſſen ſei. Zwar 
zugsentſchädigung, ſolange fie noch dazu dienen ſoll, dem 
ung verurteilten Mieter den Umzug und dadurch die Be⸗ 
bfändbardes Urteils zu ermöglichen, ihrer Zweckbeſtimmung nach un⸗ 
greifen, Dieſe Erwägungen können aber dann nicht mehr Platz 
Gwechh tem der Mieter bereits umgezogen iſt und die eigentliche 
ni A rmung der Forderung des Mieters auf Umzugsentſchädigung 
ar anhaftet. In dieſem Falle handelt es ſich nur noch um 
entzogen mn liche Forderung, die, wie jede andere, der Pfändung nicht 
auch let ft. Aber ſelbſt wenn man die Forderung des Antragſtellers 
2 N noch als unpfändbar anſehen wollte, würde er durch ſeine 
kann * § 394 BGB. wider Treu und Glauben verſtoßen. Es 
1009 Antragsgegnerin nicht zugemutet werden, noch weitere 
Jord adurch zu verlieren, daß ihre Aufrechnung gegen eine 
zusgeſchf des Antragſtellers aus der Auflöſung des Mietverhältniſſes 
da ioffen ſein ſoll, nachdem der Antragſteller ſie innerhalb des 
u „verhältnis mitumfaſſenden Dienſtverhältniſſes durch Ver⸗ 
ſteller dien bereits um 10000 AM geſchädigt hat. Wenn der Antrag⸗ 
dot 1 91 Antragsgegnerin zumutet, handelt er argliſtig (vgl. 
8 Kaſſel, 1. ZivSen., Beſchl. v. 31. Okt. 1929, 1 W 217/29.) 
> Mitgeteilt von LER. Markmann, Kaſſel. 
Köln. * 
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Abſ. 4, 8 Abſ. 3, 42 Abſ. 3, 41 Miet Sch.; 
Berz 3 PO. Gegen die Entſcheidung des Landgerichts 
gegenuchwerdegericht, durch die das Ablehnungsgeſuch 
un e bem Vorſitzenden des Mieteinigungsamtes als 
rde zurückgewieſen wurde, iſt eine weitere Be- 
Gem zz ict zuläſſig. 
5 30 5. 88 38 Abſ. 4, 8 Abſ. 3 Miet Sch. gelten die Vorſchr. 
be gene; ber die Ablehnung von Richtern wegen Beſorgnis der 
5 Vorst i ſinngemäß mit der Maßgabe, daß über die Ablehnung 
Faſchwerdeſ den eines Mieteinigungsamtes an Stelle des LG. die 
alle aus lelle zu entſcheiden hat. Der Beſchwerdeſtelle, die in dieſem 
ö chtsmiteli imsweiſe in erſter Inſtanz entſcheidet, iſt aber eine weitere 
che niche tanz nicht übergeordnet. Das MietSh®. ſieht eine 


ee dor. Zwar iſt auf Grund des 3 42 Abſ. 3 MietSch®. für 
dehmung dach die Vo. v. 29. Sept. 1923 das LG. mit der Wahr⸗ 
CD) vert er 17 5 der Beſchwerdeſtelle betraut worden. Hier⸗ 
haraßter ert das Lg., wenn es in dieſer Eigenschaft tätig wird, den 
Licht eines dem OSG. im Inſtanzenzuge nachgeordneten Zivil- 
audesbenz nn gemäß 8 42 Abſ. 3 MietSchch. hätte die oberſte 


her, 
Sn kei die Aufgaben der Veſchwerdeſtelle auch auf eine Ver⸗ 
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reden % oder auf ein höheres Gericht übertragen können. 
fie ung dlen wäre eine ſofortige Beſchwerde gegen deren Be⸗ 
die 3D. nen elhaſt unzuläſſig, da eine übergeordnete Inſtanz i. S. 
rſte icht gegeben iſt. Mithin kann der zufällige Umſtand, daß 
Aufgan preußiſche Verwaltungsbehörde ſich bei der Übertragung 
7 der Beſchwerdeſtelle nicht für dieſe Behörden, ſondern 
lle, entſchieden hat, nicht zur Folge haben, daß dadurch 
V5. f H ma ein vorgeſehener Rechtsmittelzug eröffnet wird (ebenſo 
18. er SW. 1925, 1176 und die bei Hertel, Mieterſchutz 

Mie, Auch u 4. Aufl. zitierte Literatur und Nipr.). 
Sch, us dem Umſtand, daß die Beſchwerdeſtelle gemäß 8 41 
eine lichen Gundſätzlich ähnliche Aufgaben zu löſen hat, wie im 
5 erfahren das RevG., ift zu folgern, daß das MietSh®. 
fon u wellen der Entſch. der Beſchwerdeſtelle bewußt hat an⸗ 
Bauch ea N. Sonach kann die Beſtimmung des 8 46 Abſ. 2 ZRD., 
N en ein Ablehnungsgeſuch für unbegründet erklärenden 
A. Ref Plortige Beſchwerde zuläſſig iſt, im Verfahren vor dem 
Anwendung finden; eine ſinngemäße Anwendung dieſer 
Ber dieſem wie fie im übrigen 3 8 Abſ. 3 Miet Schch. vorſchreibt, 
Ka Deren alle nicht möglich, da die beſonderen Vorſchr. über die 
5 NUR Para obigen Ausführungen eine weitere Rechtsmittel⸗ 

in, 6. Ziv Sen., Beſchl. v. 8. Juli 1930, 6 W 187/30.) 
Mitgeteilt v. RA. Dr. Frauz Lauber, Aachen. 
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18. 845 MietSh6.; 82 NMietG.; 885123, 527,767 ZPO. 
Vollſtreckbarkeit eines über die Höhe der Friedensmiete 
vor dem MEA. abgeſchloſſenen Vergleiches. Vollſtreckungs⸗ 
gegenklage nach anderweitiger Feſtſetzung der Friedens⸗ 
miete. Auch wenn ein anderes Gericht örtlich ausſchließlich 
zuſtändig iſt, kann ſich auch der Beklagte in der Berufungs- 
inſtanz hierauf nicht mehr berufen. Der Übergang von der 
Vollſtreckungsklage zur negativen Feſtſtellungsklage iſt 
eine in der Berufungsinſtanz unzuläſſige Klageänderung. ) 

Der Kl. hat im Jahre 1915 von den Behl. eine in W. 
gelegene Erdgeſchoßwohnung mit Nebengebäuden und Garten ge⸗ 
mietet. Der Mietzins betrug für die Jahre 1915 bis 1919 
1200 % jährlich, von 1919 bis 1922 1500 %, und wurde auf 
dieſer Grundlage bis in das Jahr 1924 hinein berechnet. Im 
Jahre 1924 führten die Parteien vor dem KreisMéTA. in W. 
ein Verfahren über die Höhe des Mietzinſes, das am 22. Nov. 
1924 durch folgenden Vergleich beendet wurde: 

„Der Mieter bezahlt eine Friedensmiete von 1750 % nach 
Maßgabe des AMietG. für Benutzung der Wohnung, des Garagen- 
gebäudes und des Gartens. Er verpflichtet ſich bis zum 1. Juli 
nächſten Jahres die Brücken wiederherzuſtellen und die Wege 
und Raſenbeete wieder anzulegen. Der Vertreter der Vermieter 
nimmt dieſen Vergleichsvorſchlag an. Die Parteien ſind darüber 
einig, daß der neue Mietſatz v. 1. Nov. 1924 ab zu zahlen iſt, 
und zwar für den Monat November ſofort, im übrigen monatlich 
im voraus bis zum 1. jeden Monats. Die Vermieter ſind be⸗ 
rechtigt, am 1. Juli 1925 eine Neuregelung über den Mietzins 
zu verlangen, falls der Mieter ſeinen Verpflichtungen bezüglich 
der Wiederherſtellung der Gartenanlagen und der Brücken nicht 
nachkommt. Ob der Mieter dieſen Verpflichtungen nachgekommen 
iſt, entſcheidet ein Sachverſtändiger.“ 

Die Bekl. haben ſich am 8. Okt. 1925 eine Vollſtreckungs⸗ 
klaufel des Vergleichs erteilen laſſen. Im Januar 1926 teilte 
der Kl. den Bekl. mit, daß er von nun ab die „Friedensmiete“ 
zahlen und das MEA. anrufen werde. Er hat auch alsbald einen 
Antrag auf Feſtſetzung der Friedensmiete beim MEN. in W. 
geſtellt, und dieſes entſchied, nachdem bereits mehrere Vor⸗ 
entſcheidungen aufgehoben worden waren, endgültig und rechts⸗ 
kräftig am 19. Jan. 1927 dahin: { 

„Auf die Beſchwerde der Antragsgegner (Bekl.) v. 14. Dez. 
1926 wird unter Aufhebung des Beſchluſſes v. 23. Nov. 1926 
die Friedensmiete für die vom Antragſteller im Hauſe der Erben 
V. in W. angemieteten Räume des Erdgeſchoſſes nebſt zwei 
Kellerräumen, einem Speicherraum (Mädchenzimmer), Mitbenutzung 
des Trockenſpeichers und der Waſchküche foiwie die Nebengebäude 
auf 1250 % feſtgeſetzt.“ 

Die Bell. betreiben die Zwangsvollſtreckung gegen den Kl. 
aus dem Vergleiche v. 22. Nov. 1924. Der Kl. widerſpricht dieſer 
Vollſtreckung und iſt der Auffaſſung, daß der Vergleich durch 
den Entſcheid des MEA. v. 19. Jan. 1927 aufgehoben worden 
iſt. Er brauche ſeitdem nur mehr die geſetzliche Miete nach einer 


Zu 18. Die Klage richtete ſich gegen die Zuläſſigkeit der 
Zwangsvollſtreckung aus einem vor dem MEA. über die Höhe der 
Friedensmiete geſchloſſenen Vergleich. Merkwürdigerweiſe hat der 
Kl. die ſo naheliegende Frage, ob der Vergleich einen vollſtreck⸗ 
baren Inhalt hat und aus ihm eine Zwangsvollſtreckung wegen 
laufender Mietzinſen vorgenommen werden kann, erſt in zweiter 
Inſtanz aufgeworfen, und das BG. hat die Frage in vollem Um⸗ 
fange bejaht. Es hat allerdings zu dieſer Frage nur hilfsweiſe 
Stellung genommen, denn es erblickt in der Berufung des Kl. 
darauf, daß der Vergleich einer Vollſtreckung nicht fähig ſei, 
eine unzuläſſige Klageänderung. In beiden Punkten erſcheint die 
Anſicht des OLG. nicht zutreffend. 

1. Allerdings findet nach 8 45 MietSchch. aus Vergleichen, die 
vor dem Mel. zwiſchen dem Vermieter und dem Mieter ge⸗ 
ſchloſſen worden ſind, die gerichtliche Zwangsvollſtreckung ſtatt 
und wird nach 8 17 VerfO. v. 19. Sept. 1923 die Vollſtreckungs⸗ 
klauſel zu einem ſolchen Vergleich vom Vorſitzenden des MEN. 
erteilt, während das AG., in deſſen Bezirk das MEA. belegen 
iſt, über Einwendungen gegen die Zuläſſigkeit der Vollſtreckungs⸗ 
klauſel zu befinden hat. Es wird auch im Schrifttum faſt allgemein 
anerkannt, daß vor dem MEA. geſchloſſene Vergleiche auch 
inſoweit vollſtreckbar find, als in den Vergleich Anſprüche ein⸗ 
bezogen oder durch ihn Verpflichtungen begründet werden, welche 
nicht Gegenſtand des Verfahrens waren und ſein konnten, weil 
fie nicht zur Zuſtändigkeit des MEN. gehören (vgl. bei mir Bd. I 
Mieterſchutz S. 351; Bandmann, Verfd. S. 37, 112; Krüger⸗ 
Herbot, Das geſamte Mietrecht in Preußen, S. 264; Ebel⸗ 
Lilienthal, 3. Aufl. S. 288; Goetzel S. 266; Vidal⸗Ha⸗ 
damezyk S. 236; a. M. Kiefersauer 1926 S. 196). 

Obwohl das MEN. nur die Höhe der Friedensmiete ſowie der 
geſetzlichen Miete feſtzuſtellen oder feſtzuſetzen, nicht auch eine 
Verpflichtung des Mieters zur Zahlung beitinunter Mietbeträge 
auszuſprechen hat, würde dies daher an ſich nicht der Voll⸗ 
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Friedensmiete von 1250 % jährlich zu eutrichten und habe bis 
ur Erhebung der Klage ſchon 900 % zuviel gezahlt. Der Garten 
fei in dem vom MEA. feſtgeſetzten Mietzins miteinbezogen, 
habe überdies nur einen geringen Mietwert, der über 15 bis 
25 % jährlich nicht hinausgehe. Er hat mit der Klage beantragt: 

1. die Zwangsvollſtreckung aus dem Beſchluß des Kreis MA. 
v. 22. Rom 1924 mit der Vollſtreckungsklauſel v. 8. Okt. 1925 
für unzuläſſig zu erklären, 

2. die Bekl. zu verurteilen, an ihn 600 RM zu zahlen. 

Die Bekl. haben um Klageabweiſung gebeten. Sie beharren 
auf der Gültigkeit und Unabänderlichkeit des Vergleichs v. 22. Nov. 
1924 und machen geltend, daß der Entſcheid des MEA. unzuläſſig 
geweſen ſei. Aber auch wenn man ſeine Zuläſſigkeit bejahe, jo 
werde dadurch der ſachliche Inhalt des Vergleichs nicht betroffen, 
denn der mitvermietete Garten ſei durch die Feſtſetzung der Frie⸗ 
densmiete durch das MEA. nicht mit berückſichtigt worden. Das 
LG. hat den Gärtnereibeſitzer Sch. als Sachverſtändigen darüber 
gehört, welchen Mietwert der Garten hat, welcher Anteil bei einem 
Mietzins von 1750 % für Wohnung, Garage und Garten insbeſ. 
dem Garten zufällt, und durch Urt. v. 3. Juli 1928 die Klage ab⸗ 
gewieſen. 

Der Kl. hat gegen dieſes Urteil Berufung eingelegt und 
insbeſ. geltend gemacht, daß feine Klage nicht bloß eine Wider⸗ 
ſpruchsklage gem. § 767 BRD. ſei, ſondern zugleich eine negative 
Feſtſtellungsklage, gegründet auf die Nichtvollſtreckbarkeit des Ver⸗ 
gleichs und die Unzuläſſigkeit der Vollſtreckungsklauſel. Die 
Bekl. haben dargelegt, daß die Klage ausſchließlich auf 8 767 ZBD. 
geſtützt und bei dem örtlich zuſtändigen Gericht erhoben worden 
ſei, ferner der nachträglichen Erhebung einer negativen Feſt⸗ 
ſtellungsklage als einer unzuläſſigen Klageänderung widerſpreche 
Der Kl. hat ſich demgegenüber auf 8512 a ZPO. berufen. 

we Berufung iſt mit folgender Begründung zurückgewieſen 
worden: 

1. Der Klageantrag zu 1. iſt nach dem Inhalt der Klage⸗ 
ſchrift ausſchließlich auf 8767 3 PO. geſlützt. Er iſt als ſolcher 
wenigſtens zum Teil ſchlüſſig; denn wenn es richtig iſt, daß das 
MEN. in W. durch feinen Entſcheid v. 19. Jan. 1927 die 
Friedensmiete für die ganze Wohnung einſchließlich Garten 
von 1750 auf 1250 % herabgeſetzt hat, jo iſt das ein Grund, 
aus welchem der Kl. eine Einwendung gegen den in dem früheren 
Vergleich feſtgelegten Mietzinsanſpruch erheben kann, inſoweit 
dieſen eine höhere Friedensmiete als 1250 % beſtimmt hat. Die 
Klage war allerdings bei dem örtlich unzuſtändigen LG. K. er⸗ 
hoben worden und hätte, da der Gerichtsſtand des § 767 ZPO. 
ein ausſchließlicher (8802 3PO.) und von Amts wegen zu be⸗ 
rückſichtigen iſt, aus dieſem Grunde abgewieſen werden müſſen. 
Indes kann auf dieſen Mangel die Zurückweiſung der Berufung 
nicht geſtützt werden (8512 a ZRO.). Der Kl. iſt, wenn fein Vor⸗ 
bringen richtig iſt, ferner berechtigt, die von den Bekl. auf Grund 
des Vergleichs beigetriebenen Mietbeträge, ſoweit ſie über die Zu⸗ 
ſchläge einer Friedensmiete von 1250 M hinausgehen, von dem 
Zeitpunkt des Verlangens der geſetzlichen Miete an nach den 


ſtreckbarkeit eines vor dem MEN. geſchloſſenen Vergleichs ent⸗ 
gegenſtehen, durch welchen ſich der Mieter zur Zahlung be⸗ 
ſtimmter Mietbeträge oder zur Vornahme beſtimmter zur Zeit 
auszuführender Inſtandſetzungsarbeiten verpflichtet. Allein wenn 
die Parteien vor dem MEA. über die Höhe der Miete ſtreiten 
und in dem zum Abſchluß des Verfahrens geſchloſſenen Ver⸗ 
gleich die Höhe der Miete und die Zahlungsweiſe feſtſetzen, ſo 
wird in der Regel anzunehmen ſein, daß hiermit nur der Inhalt 
des zwiſchen den Parteien beſtehenden Vertragsverhältniſſes feſt⸗ 
gelegt, nicht aber ein Vollſtreckungstitel bezüglich der einzelnen aus 
dieſer Feſtſetzung folgenden Verpflichtungen des Mieters geſchaffen 
werden ſoll. Die Sache liegt ganz ähnlich wie bei einer Klage, 
mit welcher die Feſtſtellung begehrt wird, daß ein Mietvertrag 
mit einem beſtimmten Inhalt zwiſchen den Parteien zuſtande ge⸗ 
kommen iſt. Wird in einem ſolchen Prozeſſe feſtgeſtellt, daß 
zwiſchen den Parteien ein Mietvertrag zuſtande gekommen iſt, der 
v. 1. Jan. 1929 auf 10 Jahre läuft, daß der Mietzins jährlich 
3000 % beträgt und in vierteljährlichen Teilen im voraus zu 
entrichten iſt, ſo kann aus einem ſolchen Urteil natürlich keine 
Zwangsvollſtrechung in Anſehung der jeweils fällig werdenden 
Mietzinsraten vorgenommen werden. Anders liegt die Sache, wenn 
gem. 8 259 ZPO. auf Zahlung erſt künftig fällig werdender 
Mietzinsraten geklagt wird und dementſprechend Verurteilung 
erfolgt. Der Vergleich über die Höhe der Friedensmiete ſteht in 
der Regel nur einem Feſtſtellungsurteil gleich. 

Im vorl. Falle wird durch die Vereinbarung, daß v. 1. Nov. 
1924 ab die einer Friedensmiete von 1750 % jeweils ent⸗ 
ſprechende geſetzliche Miete zu zahlen iſt und daß die Miete in 
monatlichen Teilen im voraus zu entrichten iſt, lediglich der Inhalt 
des Vertragsverhältniſſes feſtgeſtellt, und der Vergleich hat daher 
inſoweit keinen vollſtreckbaren Inhalt. Zweifelhaft kann es ſein, 


f en! 
Grundſätzen der ungerechtfertigten Bereicherung zurückgufor; 
(Klageantrag zu 2.). idun 
2. Die Auffaſſung des Kl., daß nach Erlaß der Gute 
des KreisMEA. in W. v. 19. Jan. 1927 dem ganzen fi e⸗ 
die materielle Grundlage entzogen, dieſer ſomit hinfällig get 
worden ſei, iſt vom OG. mit Recht zurückgewieſen worte 
Entſcheid des MEAN. hat den durch Vergleich feſtgelegten influßt 
der Bekl. weder ſeinem Grunde noch ſeiner Höhe nach bee falle 
Der Mietvertrag der Parteien iſt beſtehen geblieben, anden nut 
hätte der Kl. nicht jahrelang das Grundſtück weit Rietze 
Insbeſ. iſt auch das Recht der Bekl., von dem Kl. den 5 Kl. 
zu verlangen, unberührt geblieben, denn das Verlangen, 1 zer 
nach geſetzlicher Miete und die auf feinen Antrag erfl 10 eine 
ſetzung der Friedensmiete durch das MEN. haben ledige ab 
andersgeartete Berechnung des Mietzinſes zur Folge 8 Eine 
nicht aber das Weſen des Mietzinsanſpruches geänber ; das 
ſolche Anderung iſt auch nicht dadurch bewirkt worden, 
MEA. die Friedensmiete nur für die Gebäude und nicht @ 
den Park und den Obſtgarten feſtgelegt hat. Maßgebend und 
die Parteien einen einheitlichen Mietvertrag über Wohn 0 
Garten geſchloſſen haben und daß der Kl. bis heute da Hes 
gemietete Anweſen in Beſitz gehalten hat. Mithin haben ® ziel! 
auch einen Anſpruch auf Entrichtung eines einheitliche 
zinſes behalten. 


licher 
3. Wenn alſo weder das Verlangen des Kl. nach A5 den 
Miete noch die Feſtſetzung der Friedensmiete durch das 0 yabel 
Vergleich v. 22. Nov. 1924 in feinem Beſtand be end pie 
fo bleibt doch zu prüfen, ob jene Umſtände nicht wender auch 
Höhe des vereinbarten Mietzinſes geändert haben. 5 En! 
dieſe Frage ift zu verneinen. Denn ſowohl den Wortlaut eine 
ſcheids v. 19. Jan. 1927 wie auch die Begründung laſſen 1 fh 
Zweifel darüber, daß das MEA. die Friedensmiete —— und 
die Wohnung hat feſtlegen wollen, dagegen die 
Gartenanlagen ausgenommen hat. Hinſichtlich der bag 
für die letzteren verbleibt es alſo bei der bisherigen verkk we 
Regelung. Nun iſt zwar der Anteil der Anlagen an der ich 
vereinbarten Friedensmiete von 1750 % im Berglel — be 
ziffernmäßig genannt, er läßt ſich aber errechnen, leich mil 
Wert der Wohnung und der Wert der Anlagen in Berg für de 
einander gezogen werden. Alsdann ergibt ſich, wenn man Jahres 
Wohnung den Mietwert von 1250 % zugrunde legt, a. ind 
mietwert der Anlagen nach dem Gutachten des Gadjet me 0 
Sch. ein Betrag von 571,68 %, alſo ſogar eine höhere 
der Unterſchied von 1750 und 1250 . unde 
Nach alledem iſt ſowohl die Widerſpruchsklage un ee 
wie auch das Verlangen des Kl., daß die Bekl. ihm denen 0 
in Höhe von 600 % zurückzahlen, denn die Bekl. ha eich . 0 
mehr als den ihnen aus dem wirkſam gebliebenen Verg ſo mi 
27. Nov. 1924 zuftehenden Mietzins beigetrieben, find 
ungerechtfertigt bereichert. „ber i 
4. Der Kl. hat im zweiten ere Heron 
fein Klageantrag zu 1. zum wenigſten als negative Ze 


— oh 
gm 
ob er bezüglich der Novemberrate einen Vollſtreckungstißeg die 
dem Willen der Parteien geben ſoll. Die Beſtimmung, 
Novemberrate ſofort zu zahlen war, iſt, da der Vergleich 
22. Nov. 1924 geſchloſſen wurde, nur die notwendige 00 
der Vereinbarung der monatlichen Vorauszahlungen. en for! f 
Gegen die Abficht, einen Vollſtreckungstitel zu schal ill. 1 

der Umſtand, daß der Betrag nicht ziffernnäßig benann uch" 
wird alſo auch bezüglich der Zahlung der Novemberrate a fllt w 
haben, daß nur der Inhalt der Verpflichtung klarge 
den ſollte. 
Was 


E. a 
19 erung 


1 
die vom Mieter übernommene Verpflichtung ehen 
die Raſenbeete wieder anzulegen und die Brücken MT, ihn 
ſtellen, ſo handelt es ſich allerdings um eine einma Leist, 
Umfang und dem Zeitpunkt ihrer Vornahme beſtimm Verl 105 
des Mieters, und es kann zweifelhaft ſein, ob 1 Jute 
inſoweit einen Vollſtreckungstitel bildet. Allein der wenne 
des Vergleichs ſpricht gegen dieſe Annahme, 
ſich vorbehalten haben, v. 1. Juli 1925 ab eine 
Mietzinſes zu verlangen, falls der Mieter der Ve 
Wiederherſtellung der Gartenanlagen und der Brit dana 
dieſem Zeitpunkt nicht nachgekommen iſt. Es hat perl f 
Anſchein, als ob der Mieter ſich zwar zu dieſer Wieder 0 dare, 
bereit erklärt, dem Vermieter aber keinen Rechtsanſyree tech 
eingeräumt hat, er vielmehr bei Nichterfüllung des an 
nur eine andere Mietzinsregelung ſollte verlangen ou 936 

2. Dadurch, daß der Kl. im Laufe des Janne im he 
Erklärung aus SL NMietG. abgab, trat an Stelle per geſeb ge 
gleich vereinbarten Miete v. 1. Juli 1926 ab die der © 
Miete, ſoweit das Mietverhältnis ſich auf Gebäude ng, be 
bäudeteile erſtreckt. Dann wird aber auch die Vereinbau, h) 
fie die Vergütung für die Mitüberlaſſung des Garten 


ochenſchril * 


59 
rh. 1930 Heſt 42/48] 


fla, 
Sin, rechtfertigt ſei, und er hat die Berechtigung einer ſolchen 
1924 auf die Behauptung gegründet, daß der Vergleich v. 22. Nov. 
falls deinem Weſen nach überhaupt nicht vollſtreckbar ſei, jeden⸗ 
digenſchof durch das Anrufen des MEN. ſeitens des Kl. feine 
dringen 75 als vollſtreckbaren Titel eingebüßt habe. Dieſes Vor⸗ 
erſten ga ſt ein anderes und neues als die in der Klage und im 
Kigng, dytszuge vorgetragenen Behauptungen. Denn während dieſe 
duft fig ie materielle Unwirkſamkeit des Vergleichs betonen, be⸗ 
auf die der Kl. nunmehr auch auf feine formelle Ungültigkeit, 
Recht „mangelnde Eigenſchaft als vollſtreckbarer Urkunde. Mit 
anderun en die Bekl. dieſes Vorbringen als unzuläſſige Klage⸗ 
widerſuh bezeichnet, es hat deshalb und, da die Bekl. ihm 
zuge men haben, nach § 527 3pPO. als im zweiten Rechts⸗ 
dieſe atthaft außer Betracht zu bleiben. Abgeſehen davon wäre 
fügen, kelingsklage aber auch aus jachlichen Gründen ab⸗ 
dan Denn es iſt nicht richtig, daß der Vergleich nicht voll⸗ 
geweſen ſei. Die von dem Kl. angeführten Entſchei⸗ 
höherer Gerichte betreffen nur den Fall, daß die Miet⸗ 
M vorl eine Einigung über die Höhe der Friedensmiete treffen. 
Höhe dl. Falle haben die Parteien aber ſich nicht nur über die 
getro an Friedensmiete geeinigt, ſondern auch Beſtimmungen 
Falligze, über die Höhe des zu zahlenden Mietzinſes, über die 
Wege er Mietzahlungen, über die Inſtandſetzung des Gartens, 
eben, Je, und Brücken. Wortlaut und Sinn des Vergleichs er- 
ben {en die Parteien die Verpflichtungen des Kl. genau 
teres sonen wollen. Dieſe Verpflichtungen ſind auch ohne wei⸗ 
Schierz „teekbnr, insbeſ. ift der Vollſtreckungsbeamte ohne 
fetgefene eit in der Lage, den jeweiligen Mietzins an Hand der 
ſchläge a riedensmiete und der allgemeinbekannten Ortszu⸗ 
1 Ungapp tredhnen und beizutreiben. Mithin ift auch die Voll⸗ 
anrufen d. auſel zuläſſig geweſen, und dieſe hat auch durch das 
t “> MEI. zwecks Feſtſetzung der Friedensmiete ihre Zu⸗ 
2 ht verloren. . 

Köln, 3. Ziv Sen., Urt. v. 1. Mai 1929, 3 U 248/28.) 


Mitgeteilt von RA. Sußmann, Köln. 


Lerlin. 
3. Reichsmietengeſetz. 


19. 
peu RMietG.; 8 19 Ausf VO. v. 17. April 1924. 
Ind er Mietervertretung auf Einſicht der Bücher 


zung unh über Ankauf der Heizſtoffe für Sammelhei⸗ 

ihre Jen Warmwaſſer, ſowie über die Vorſchüſſe und 
erleendung. 

Bar 


\ es 8 
del der ift, hinfällig, wenn ſich nicht feſtſtellen läßt, welcher 
Die Parteien ſamtvergütung nach dem übereinſtimmenden Willen 
ine Feftfter auf den Garten und den Park entfallen follte. 
er die ah lung kann nicht durch Gutachten von Sachverſtändigen 
ebäudet iledemeſſene Verteilung der vereinbarten Vergütung auf 
we für E Garten erſetzt werden; es muß vielmehr nun⸗ 
ber znatürſie arten der angemeſſene Mietzins ermittelt werden, 
rien, zu berückſichtigen ift, ob der geſamte Mietzins ein 
(er Bing für ig hoher oder niedriger war, und der fo ermittelte 
Mieiudeteiſe den Garten iſt neben der geſetzlichen Miete für die 
ſehule wird zu entrichten. Bei der Feſtſetzung der angemeſſenen 
deung der auch zu berückſichtigen fein, ob ſchon bei der Feſt⸗ 
iſt, daß diedensmiete dem Umſtande Rechnung getragen wor⸗ 
n as Gebäude von einem Garten und Park umgeben 
Ne. 10 1 8½% Jan. 1924 — 17 T 10½4 — und v. 19 Nov. 1926 
. V, 10% — Hertel, Mieterſchutz, Bd. III, 5 Nr. 85 bzw. 
Iren Da, Nr. 293 — IM. 1927, 591). 
bart baren gegen iſt dem Od, falls der Vergleich einen voll⸗ 
nu heit nichß alt hätte, darin beizupflichten, daß die Volſſtreck⸗ 
den gs rundl dadurch berührt wird, daß nachträglich die Berech⸗ 
ii rten Ane andere geworden iſt, indem an Stelle der 
Die den ER 5 für die Gebäudeteile die geſetzliche Miete und 
und zechtliche an nebſt Park die angemeſſene Miete getreten iſt. 
10 das natur der Forderung als einer Mietzinsforderung 
unt, geſetzli achtsverhältnis als ſolches bleibt durch die Einführung 
ng zn Miete für einen Teil des Mietzinsverhältniſſes 
v. 8. Mai 1924 — 171 19%4 — Hertel, 
aus 9767 JW. 1924, 2005), und eine Vollſtreckungsgegen⸗ 
er der nun e JO. würde daher nur inſoweit zuläſſig ſein, 
enereinbarte be zu zahlende Mietzins ſich niedriger ſtellt als 
bare lt feft . Nur wenn dies der Fall ift, wird der durch den 
male Höhe geſtellte Anſpruch betroffen und iſt nicht mehr in 


ſtrec, darauf gründet. Es kann alſo in einem ſolchen Falle nie⸗ 
Rö dung 1 geklagt werden, daß überhaupt eine Zwangsvoll⸗ 
des . > bem Vergleich unzuläſſig iſt, ſondern der Antrag 


eher, Er dahin gehen, daß die Zwangsvollſtreckung wegen 
MR 


mehrige Miethöhe überſteigenden, ziffernmäßig an⸗ 


errages unzuläſſig iſt. 
OLGR. Dr. Hertel, Oppeln. 
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1. Zuſtändigkeit des ordentlichen Gerichts (8 19 Abſ. 4 
Ausf VO. v. 17. April 1924 im Gegenſatz zu Abſ. 3 daſ.) 

2. Recht der Mietervertretung, dieſen Anſpruch als 
ſolchen in eigenem Namen geltend zu machen (§ 17 Abſ. 2 
RMietG.; 8 19 Abſ. 4 Ausf. v. 17. April 1924 im Gegen⸗ 
ſatz zu § 12 Ubi. 2 Satz 2 RMiet®.; 8 8 Abſ. 2 Satz 2 Ausf⸗ 
VO. v. 17. April 1924, wo die Rechte der einzelnen Mieter 
auf Auskunft und Einſicht beſtimmt find). 

3. Der zum Erſatzmann oder Vertreter für eine Mie⸗ 
tervertretung Gewählte, tritt bei Fortfall eines Mieter⸗ 
vertreters ohne weiteres an deſſen Stelle. 

4. Unter der „Mehrzahl“ in 8 19 Abſ. 1 Satz 7 Ausf⸗ 
VO. v. 17. April 1924 iſt die Mehrzahl aller ſtimmberech⸗ 
tigten Mieter zu verſtehen. 

5. Die Einſicht iſt durch den Vermieter oder einen 
von ihm gewählten Vertreter zu gewähren. f) 

Die Bekl. iſt Eigentümerin eines Hauſes mit Sammelheizung 
und Warmwaſſerverſorgung. Die Kl. haben zuſammen mit dem 
auch im Hauſe wohnhaften L. als Mietervertretung des Hauſes 
gegen die Bekl. Klage erhoben mit dem Antrage, die Bekl. zu ver⸗ 
urteilen, ihnen jederzeit Einſicht über den Ankauf der Heizſtoffe, 
über die hierfür zu zahlenden Vorſchüſſe und ihre Verrechnung, ſo⸗ 
wie die Rechnungsbelege durch den Hausverwalter zu gewähren. 
Während des Rechtsſtreits iſt L. verſtorben. 

1. Der frühere Kl. L. iſt verſtorben. Da er den Rechtsſtreit 
in ſeiner Eigenſchaft als Mitglied der Mietervertretung geführt 
hat, ſo ſind mit Recht die jetzigen Kl., die jetzt noch allein dieſe 
Mietervertretung bilden, auch für ihn in den Rechtsſtreit eingetreten. 

2. Der Rechtsweg iſt zuläſſig. Es handelt ſich um eine 
bürgerliche Rechtsſtreitigkeit, die nach 8 13 GVG. vor die ordent⸗ 
lichen Gerichte gehört, falls nicht ausdrücklich eine anderweitige 
Zuſtändigkeit begründet iſt. Nach § 19 Abſ. 3 PrMietszVoO. v. 
17. April 1924 (GS. 474) iſt das MEA. zur Entſch. von Streit⸗ 
fällen inſoweit zuſtändig, als das Mitwirkungs⸗ und Auffſichtsrecht 
der Mietervertretung bei Beſchaffung, Lagerung und Verwendung 
der Heizſtoffe in Frage ſteht. Dieſes Recht machen aber die Kl. 
im vorliegenden Falle nicht geltend. Ihr Anſpruch ſtützt ſich viel⸗ 
mehr auf § 19 Abſ. 4 PrMietszVoO., der der Mietervertretung 
weiterhin ein Recht auf Einſicht in die Bücher und Belege über den 
Ankauf der Heizſtoffe und die dafür zu zahlenden Vorſchüſſe und 
ihre Verrechnung gibt. Dieſes Recht ſteht ſelbſtändig neben dem 
aus 819 Abſ. 3 PrMietszVo., entſprechend der dieſen Vor⸗ 
ſchriften zugrunde liegenden Beſtimmung des 8 17 Abſ. 2 Satz 6 
RMietG., in der ebenfalls das Recht der Mietervertretung auf 
Nachweiſung der Koſten der Heizſtoffe und das Mitwirkung und 
Aufſichtsrecht bei Beſchaffung, Lagerung und Verwendung der 


Zu 19. 1. Dem KG., welches über die der Mietervertretung 
(MV.) zuſtehenden Befugniſſe wichtige Feſtellungen trifft, iſt in 
allen Punkten zuzuſtimmen. Die Rechtsnatur der M., welche 
ihren Urſprung auf die „Arbeiter- und Soldatenräte“ der Revo⸗ 
lutionszeit und auf die Idee der Sozialiſierung des Hausbeſitzes 
zurückführt, iſt umſtritten. Nach 8 17 Abſ. 1 RMietG. iſt die Bildung 
von MB. allgemein zugelaſſen. Für Mieträume mit Sammel- 
heizung und Warmwaſſerverſorgung iſt in Preußen 
die Einſetzung einer MV. durch § 19 Abſ. 2 Ausf VO. v. 17. April 
1924 über die Mietzinsbildung (GS. 474 ff.) i. d. Faſſ. v. 11. Junt 
1924 (GS. 553) (§ 15 Abf. 2 der Bek. des Magiſtrats Berlin über 
die Mietzinsbildung v. 26. März 1926 [Gem BBl. Nr. 13 v. 28. März 
19260) zwingend vorgeſchrieben. Darüber, ob die Mieter eines 
Hauſes hinſichtlich der Sammelheizung und Warmwaſſerverſorgung 
eine Gemeinſchaft i. S. des BGB. bilden oder nicht, herrſcht 
keine Einigkeit. Mittelſtein: IW. 1921, 769 Anm. und Band⸗ 
mann: GrundſtWarte 1926, 264 ſowie KG. v. 24. Sept. 1925, 
17 U 8125/25: EA. 1925, 421 haben dieſe Frage bejaht, während 
ſich Hertel, Geſetzliche Miete II, 269 und Kiefersauer, Miet⸗ 
zinsbildung S. 58 im verneinenden Sinne ausgeſprochen haben. Auch 
das Urt. des KG. v. 30. Okt. 1922, 17 U 6120/22: JW. 1928, 
771 lehnt das Beſtehen einer Gemeinſchaft der Mieter oder eines 
ähnlich zu behandelnden Rechtsverhältniſſes ab. Es iſt der Auf⸗ 
faſſung, daß von den Mietern nur inſofern eine Gemeinſchaft ge⸗ 
bildet wird, als ſich der einzelne Mieter zum Nachteil der anderen 
durch Rechtsgeſchäft nicht von der Pflicht zur Bezahlung ſeines 
Koſtenanteils befreien könne. Nach Marſſon: Mieter. 1927, 127 
wird durch die Wahl einer MV. von den Mietern ein nicht rechts⸗ 
fähiger Verein i. S. des 8 54 BGB. gebildet. Krüger⸗Herbot, 


Das geſamte Mietnotrecht in Preußen, 2. Aufl., S. 197 iſt der 


Meinung, daß ſich das Vollmachtsverhältnis des 5817 RMietch. von 
dem gewöhnlichen Vollmachts⸗ und Auftragsverhältnis des BGB. 
inſoweit unterſcheidet, als der einmal beſtellten MV. von Geſetzes 
wegen gewiſſe Befugniſſe beigelegt werden, nämlich die Kontrolle 
über die laufenden Inſtandſetzungsarbeiten und die Verwendung 
der hierfür gezahlten Zuſchläge. KG. v. 4. Juli 1927, 17 U 5033/27: 
JW. 1928, 525 hält für die Beteiligung des einzelnen Mieters an 
der im Betrieb befindlichen Anlage kein Gemeinſchaftsverhältnis 
der Mieter untereinander als gegeben, da dieſe Beteiligung viel⸗ 


407* 


3252 


* Rechtſprechung 


[Juriſtiſche Wochenſch | 


Heizſtoffe nebeneinander geſtellt find. Da in 8 19 Abſ. 4 PrMietsz⸗ 
BO. die Zuſtändigkeit des MEN. nicht vorgeſehen it, iſt für 
Streitigkeiten auf Grund dieſer Vorſchrift der Rechtsweg zuläſſig 
(Stern, AMietG., Anm. 4 zu 817; Krüger⸗Herbot, AMietb., 
Anm. 3 zu 8 12; Ebel-Lilienthal, RMietb., Anm. 6 zu 
8 19 PrMietszVO. v. 17. April 1924). 

3. Die l ſind auch befugt, die vorliegende Klage in ihrer 
Eigenſchaft als Mietervertretung zu erheben. Allerdings iſt eine 
felbftändige Klagebefugnis für die Mietervertretung inſoweit, als 
ſie lediglich Rechte der Mieter geltend macht, nicht gegeben; fie 
kann in dieſem Falle nur namens der Mieter klagen. Vorliegend 
handelt es ſich aber nicht um ein Recht, das den Mietern zuſteht 
und nur von der Mietervertretung für ſie ausgeübt wird, ſondern 
um ein Recht, das der Mietervertretung als ſolcher, die zu dieſem 
Zwecke gebildet werden muß (§ 17 Abſ. 2 Satz 6 Miet. 819 
Abſ. 2 PrMietszVoO. v. 17. April 1924), vom Geſetz gegeben iſt, 
und das neben dem durch § 12 Abſ. 2 Satz 2 NMietch., 8 8 
Abſ. 2 Satz 2 PrMietszVoO. begründeten Recht des einzelnen 
Mieters auf Erteilung von Auskunft und Vorlegung von Belegen 
ſteht. Wenn der Mietervertretung ſelbſt dieſes Recht zuſteht, ſo 
muß ſie auch zwecks Verwirklichung dieſes Rechtes befugt ſein, 
es im eigenen Namen im Klagewege geltend zu machen (vgl. 
Ebel, Miete., Anm. 1 und II 1 zu 8 17; Marſſon: Ad⸗ 
Mietsg. 1926 Nr. 19; Bandmann, Verfahren vor den Miets⸗ 
Mietsgz. 1926 Nr. 19; Bandmann, Verfahren vor den Miet⸗ 
einigungsämtern, S. 53; a. A. Ebel-Lilienthal, AMietb., 
Anm. 4 und 13 zu 817, Anm. 6 und 10 zu 819 PrMietszV. 
v. 17. April 1924; Hertel, Geſetzliche Miete, II S. 329). 

4. Es war weiter zu prüfen, ob die Kl. als die ordnungs⸗ 
mäßige Mietervertretung des in Frage ſtehenden Hauſes anzuſehen 
ſind. Der frühere Kl. L. und der Kl. B. ſind zuſammen mit 
dem inzwiſchen verſtorbenen Mieter O. in einer Mieterverſammlung 
von 1922 als Mietervertretung ordnungsgemäß gewählt worden. 
Der Kl. M. ift gleichzeitig als Erſatzmann oder Vertreter gewählt 
worden. Eine ſolche Wahl kann mangels einer entgegenſtehenden 
Vorſchrift nicht als unwirkſam angeſehen werden. Sie hatte ledig⸗ 
lich die Bedeutung, daß der Kl. M. für einen verhinderten oder 
weggefallenen Mietervertreter eintrat. Die in 8 19 Abſ. 2 Pre 


mehr abſchließend zwiſchen Vermieter und Mieter durch den Vertrag 
geregelt werde. Es bleibt nach dieſer Eutſcheidung dahin geſtellt, 
ob eine Gemeinſchaft der Mieter vielleicht inſoweit angenommen 
werden könnte, als es ſich um die Frage der Einſtellung und der 
Sah Daß der Anlage im allgemeinen handelt. Fur den 
Fall, daß der Betrieb der Sammelheizungs⸗ bzw. Warmwaſſerver⸗ 
ſorgungsanlage aus den Händen des Vermieters in die Hände der 
Geſamtheit der Mieter oder eines Teils von ihnen übergegangen 
iſt, wird von Stern: JW. 1928, 525, der im übrigen weder eine 
Geſellſchaft noch eine Gemeinſchaft der Mieter als gegeben erachtet, 
ein Geſellſchaftsverhältnis oder doch wenigſtens ein geſellſchaftsähn⸗ 
liches Verhältnis (kein Gemeinſchaftsverhältnis) unter den an der 
Anlage beteiligten Mietern bejaht. Auf dieſem Standpunkt ſteht 
auch der Beſchluß der Berl. Gem Komm. v. 28. Nov. 1924 (Gramſe, 
Rſpr. in Miet⸗ und Wohnungsfragen II, 17), der in derartigen 
Fällen ein Geſellſchaftsverhältnis des bürgerlichen Rechts annimmt 
und der MV. als Geſchäftsführerin der Geſellſchaft das Recht der 
Klage gegen den einzelnen Mieter auf Zahlung zubilligt. 

Man wird die Anſicht vertreten müſſen, daß für den Regelfall 
des Betriebes der Anlage durch den Vermieter ſelbſt unter den 
Mietern weder eine Geſellſchaft noch eine Gemeinſchaft beſteht. Durch 
817 AMiet®. ſollten die zwiſchen dem Vermieter und den Mietern 
bezüglich der Anlage geltenden vertraglichen und geſetzlichen Be⸗ 
ſtimmungen keine Anderung erfahren, vielmehr rechtswirkſam blei⸗ 
ben, ohne daß eine rechtliche, die ſämtlichen Mieter vereinende 
Bindung entſtand. Durch das Mietnotrecht wurden für die Geſamt⸗ 
heit der Mieter und für die von dieſer eingeſetzte MV. ledig⸗ 
lich einzelne beſtimmte im Geſetz feſtgelegte Befug⸗ 
niſſe geſchaffen, die eine erſchöpfende Regelung darſtellen. In 
Übereinſtimmung mit Stümper: LZ. 1922, 495 iſt die MV. 
nicht als die geſetzliche Vertretung der Mieter i. S. des bürger⸗ 
lichen Rechts zu erachten. Ein ſelbſtändiges Klagerecht ſteht 
der MV. nur dann zu, wenn fie unmittelbar kraft Geſetzes ſelb⸗ 
ſtändige Anſprüche gegen den Vermieter geltend machen kann. 
Hier können die Mitglieder der MV. gemeinſam als MV. aus 
eigenem Recht klagen, ohne einer Prozeßvollmacht der Mieter zu 
bedürfen. 

Aber auch in den Fällen, in denen die Beſchaffung der Heiz⸗ 
ſtoffe eines Hauſes von den Mietern übernommen worden iſt, wird 
von dieſen nicht ohne weiteres, ſondern nur auf Grund einer 
beſonderen Vereinbarung eine Geſellſchaft des bürgerlichen 
Rechts gebildet. Die bloße Bezahlung des auf den einzelnen Mieter 
entfallenden Anteils an den Heizſtoffkoſten iſt kein Beitritt zu 
einem derartigen Geſellſchaftsvertrag (jo auch AG. Berlin-Mitte v. 
21. Jan. 1929, 63 C 3507/28, Grund. 1930, 12) 8 17 RMietG. 
ſchafft nur ein Auftragsverhältnis zwiſchen Mietern und MV. auf 
Beſchaffung des auf den einzelnen Mieter entfallenden Anteils an 


Mietsz VO. v. 17. April 1924 vorgeſchriebene Zahl von 1 
3 Mitgliedern der Mietervertretung wurde alſo nientalß, . 
ſchritten. Nach dem Tode des Mieters O. iſt ſomit der At en 
ohne weiteres an deſſen Stelle in die Mietervertretung eingeft ihre 
Die Kl. blieben in ihrer Stellung als Mietervertreter ter 
ordnungsmäßige Abberufung und Wahl einer anderen Mi 
vertretung erfolgte. Eine ſolche iſt aber bisher nicht © 
Wie das LG. zutreffend ausgeführt hat, war die in der 9 
verſammlung von 1927 vorgenommenen Neuwahl der ? 
vertretung nicht rechtsgültig. Nach 8 19 Abſ. 1 Satz 7 Br 
VO. v. 17. April 1924 gilt die Mietervertretung als 
mäßig gewählt, wenn fie die Mehrzahl der Stimmen der runter 
auf ſich vereinigt. Wie ſchon das LG. betont hat, kann HE. 
nicht die Mehrzahl der Stimmen der in der Mieterverſam gallet 
vertretenen Mieter, ſondern nur die Mehrzahl der Stimmen, 
ſtimmberechtigten Mieter des Hauſes verſtanden werden, zumal nd 
die Wahl formlos erfolgt (8 19 Abſ. 1 Satz 3 Pr Mietsz B89.) 
eine Mieterverſammlung für die Wahl nicht vorgeſehen il. nm“ 
den eigenen Angaben der Bekl. haben aber in der Mieterverſah re 
lung von 1927 von 20 Mietern des Hauſes höchſtens deren 
Stimme für die Abſetzung der Kl. und die Wahl einer a auf 
Mietervertretung abgegeben. Allerdings hätte es im Su 
die Formloſigkeit der Wahl genügt, wenn die genügende Welse, 
von weiteren Mietern ihre Stimme hierfür auf ambere ung 
etwa durch einen entſprechenden Vermerk auf dem Einberuf Alm 
ſchreiben, abgegeben hätte (Krüger⸗Herbot, niet dal. 
merkung 3 zu 8 17). Dies iſt aber nicht geſchehen. Die erbt 
iſt alſo nicht ordnungsmäßig erfolgt (vgl. Krüger⸗ 99 pr 
a. a. O.; Ebel⸗Lilienthal, AMietG., Anm. 5 zu 5 rechts 
MietszVoO. v. 17. April 1924). Die Kl. bilden, da jie nicht ße 
wirkſam abberufen worden ſind, noch immer die ordnung gte 
Mietervertretung. Dafür, daß ihre Wahl nur für ein BEIN hen 
jahr erfolgt und nach deſſen Ablauf von ſelbſt hinfallig gere. 
wäre, ergibt ſich aus den maßgebenden Vorſchriften niche 
Ebel⸗Lilienthal a. a. O.). zig de 
daß, önnte 


5. Wenn die Bekl. ſchließlich geltend macht, 
Kl. niemals die geforderte Einſicht verweigert habe, lo 1 der 
dies lediglich für die Frage der Verpflichtung zur Tragung 


b ‚bat 
den Heizſtoffen, fo daß der Mieter darüber hinaus nicht hal ge 


gemacht werden kann. Für Neubauten beſteht die im 5.795 
gebene Regelung nicht. Eine von Neubaumietern gebildete cher, 
hat keine geſetzlichen Funktionen, ſondern nur die ihr kraft.) 
Tich-vechtlicher Vollmacht erteilten (Gramſe, Mietrecht der 
wohnungen S. 527). co 
2. Was die Rechte der MV. im einzelnen anlangt, Aufl. 
Meyerowitz, Das geſamte Miet⸗ und Wohnungsnotrecht, Tat pet 
S. 880 hervor, daß dieſe nur dürftig find. Dies iſt in der auß B. 
Fall. In Betracht kommen nach dem RMietch. und der Pr 
v. 17. April 1924 folgende Befugniſſe der MV.: =. endung 
a) Die MV. hat bei Beſchaffung, Lagerung und Vein gehe 
der Heizſtoffe ein Mitwirkungs⸗ und Aufſichtsrecht (8 104 dos 
VO. v. 17. April 1924). Bei Streitigkeiten entſcheidet w 
ordentliche Gericht, ſondern das MEN. % Bü 
b) Die MV. hat das Recht, jederzeit Einſicht in = ei 
führung des Vermieters über den Ankauf der Heizſtoffe, und“ 
koſtenvorſchüſſe und ihre Verrechnung ſowie in die Ber 
belege zu nehmen (§ 19 Abſ. 4 VO. v. 17. April 1924). rotdet, 
e) Sie hat ferner das Recht, das für die Heizſtoffe int d 
all; 
Einkaufsgeld dem Vermieter zur Beſchaffung der Heizitoffe t if 


(8 19 Abſ. 6). wendig 0 
d) Wenn der Vermieter mit der Beſchaffung der noi 5 . 
Heizſtoffe in Verzug gerät, erlangt die MV. nach seco 90 
lauf einer dem Vermieter zu ſetzenden Friſt das Recht 0 660 
Pflicht), die Heizſtoffe ſelbſt einzukaufen und einzulag 
Abſ. 5). 80. 
e) Der Vermieter hat nach 86 RMietch. und 5 10 11. 6 
17. April 1924 in der Zeit v. 1. bis 10. Febr. und e Be 
10. Aug. eines jeden Jahres der MB. auf Verlangen nach 
wendung der Gelder für laufende Inſtandſetzungsarber 
zuweiſen. net 
1) Falls ſich der Vermieter mit der Erfüllung ſein lauſch, 
pflichtungen nach $ 10 oder mit der Ausführung notwendig hg 1 
der Inſtandſetzungsarbeiten im Verzuge befindet, ſteht ber Atto 
88 6, 17 RMietcd. und 8 11 BO. v. 17. April 1924 ein an 
recht bei der Gemeindebehörde zwecks Feſtſtellung zu, ob 43 Ver 
Inſtandſetzungsarbeiten notwendig ſind, bejahendenſalls zonen 6% 
anlaſſung des zur Sicherung der Ausführung folder Arbe 
forderlichen (vgl. im übrigen Krüger⸗Herbot ©. 167% ut 8 
g) In den Fällen des 8 7 Abf. 1 Satz 4 und Abs en . | 


Inſtandſetzungsarbeiten) ſoll vor der Entſcheidung über a 


110 
ang, 1930 Heft 42/43 
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bro 7 2 8 7. 
daß deren 125 Bedeutung ſein, da ſich hieraus ergeben würde, 4. Sonſtiges Mietrecht. 
geben bi ek. zur Erhebung der Klage keine Veranlaſſung ge⸗ 20. 88 3, 4 PreockV O. v. 11. Nov. 1926. Auch wenn 
ni ütte 90 72 * N b A = 5 . u 
VVV 
heit wendung des 893 INH. auch nicht in Frage Die Begründet⸗ zwecken, gewerbsmäßigem möblierten Unter vermieten, 
übe des lageanſpruches wird durch dieſen Einwand der Berl e en eee Wohnen benußen Kae die än 

rhaupt nicht berührt! am 1. Dez. 1926 aber nicht ſelbſt zum Wohnen benutzt hat, 


Met g alledem iſt der Klageanſpruch gem. § 19 Abſ. 4 Pr⸗ 
gift d. 17. April 1924, 88 12, 15 Abſ. 4 der Bek. des 
gründer. Berlin über die Mietzinsbildung v. 26. Nov. 1926 be⸗ 
6 : 
verſtändl die Formel des angefochenten Urteils iſt inſofern un⸗ 
Kl. duch, als darin nicht geſagt iſt, in welche Gegenſtände die 
erwähnten Al. Einſicht zu gewähren hat. Wie ſich aus den eben 
der Vell Vorſchriften ergibt, können die Kl. Einſicht in die von 
und rk oder ihren Vertretern über den Ankauf der Heizſtoffe 
führten Be zu zahlenden Vorſchüſſe und ihre Verrechnung ge- 
Die Kl. ücher und die zugehörigen Rechnungsbelege verlangen. 
gaben auch ihren Antrag in dieſem Sinne berichtigt. 
durch der aner iſt das Verlangen der Kl., daß die Einſicht gerade 
nur — erwalter zu gewähren iſt, ungerechtfertigt. Sie können 
fie tere Ptuchen, daß die Bekl. ihnen mit Rückſicht darauf, daß 
Linſicht 1 iſt, durch einen von ihr gewählten Vertreter die 
5 ; ährt. 
jederzeit Berl. war zu verurteilen, durch einen Vertreter den Kl. 
a) f Einſicht in die von der Bekl. oder ihren Vertretern 
ſſerver N Ankauf der Heizſtoffe zur Sammelheizung und Warm⸗ 
Berlin tſorgung, b) über die nach § 12 der Bek. des Magiſtrats 
er die Mietzinsbildung b. 26. Nov. 1926 zu zahlenden 
ihre Verrechnung für das Haus geführten Bücher 
zugehörigen Rechnungsbelege zu gewähren, unter An⸗ 
er ner Geld⸗ oder Haftſtrafe in geſetzlicher Höhe für jeden 
uwiderhandlung. 
„Urt. v. 2. Mai 1928, 16 U 13346/ 27.) 


Mitgeteilt von AHR. Wunderlich, Berlin. 


NG 


eb 5 
Kann 51 Vermieters die MR. gehört werden. Im Fall des 87 Abſ. 3 


zahlu = oberſte Landesbehörde beſtimmen, daß die MV. die Aus⸗ 
eit der 85 Mitteln beantragen kann. In Preußen ift 87 RMietch. 
Vom 1 Bd. v. 25. Juni 1924 (GS. 570, nicht mehr praktisch. 
ſchläge oe 1924 ab können in Preußen keine beſonderen Zu⸗ 
33 4 robe Inſtandſetzungsarbeiten mehr feſtgeſetzt werden (vgl. 
„Bei de. der Bek. des Magiſtrats Berlin v. 26. März 1926: 


großen . Feſtſezung der geſetzlichen Miete auf 121% find die 
8. Aiandſehungsarbeiten berückſichtigt worden“). 

enn bief e zu 2 angegebenen einzelnen Befugniſſe der MV. ergeben, 

5 unzwelfe ein eigenes ſelbſtändiges Klagerecht zuſteht. Ein ſolches 

N inſoweſt t int Fall 2b gegeben. Die Zuſtändigkeit des MEA. 

Mig ordentlich, Geſetz nicht vorgeſehen, ſo daß der Rechtsweg vor 


aus 
a den 


2 en J; Die MR. iſt hier ſelbſt Partei. Sie bedarf keiner 
her Vertret ietern auszuſtellenden Prozeßvollmacht und tritt nicht 
„ bendes kein der Mieter auf, ſondern übt ein ihr geſetzlich zu- 
ſicgan benden es Recht als Kontroll⸗ und Vertrauens⸗ 
Andigke ber Mieterintereſſen im Rahmen ihrer geſetzlichen Zu⸗ 
90 2 Ro Das Recht der einzelnen Mieter, gemäß $8 Abſ. 2 
Lobe. der gh b. 17. April 1924 vom Vermieter Auskunft über die 
orlegun often der Heizſtoffe und der Nebenleiſtungen und die 
hi Ordeyerin erforderlichen Belege zu verlangen, und hierauf vor 
8 rei Gericht zu klagen (aus $12 Abſ. 2 RMietch. folgt 
ersten 0 nicht unmittelbar, vielmehr iſt eine Beſtimmung der 
daf D. v. 17 enbehörbe erforderlich, die im 88 Abſ. 2 Satz 2 
Ach; as gleich April 1924 enthalten iſt), iſt neben der ſelbſtandigen, 

ieben. PAGE Ziel gerichteten Klagebefugnis der MV. beſtehen 


Auch ; 
wean Dim Fall des 2a beſteht ein felbftändiges Klagerecht 
dene greift 1 als nicht die Zuſtändigkeit des MEN. gegeben iſt. 
den tatſchlichen ein, wenn es ſich um den Anteil des Mieters an 
‚Nach, um gen Verbrauch von Heizſtoffen und deren Koſten und 
6 die Höhe der geſetzlichen Miete handelt. Für Streitig⸗ 
uuſthtſch aft; bermäßigkeit des Heizſtoffverbrauchs und un⸗ 
kawig ng hen Einkaufs it aber das ordentliche Gericht 
fm beſteht cr NE. v. 1. Dez. 1928, 17 Y 90/28; EA. 1928, 773). 
gen der Ms ſelbſtändige Klagebefugnis der Mieter neben der⸗ 
N 8. nicht, vielmehr iſt nur die letztere als gegeben 
el der Tendenz des 8 19 Ab. 3 WO. v. 17. April 
eien nehmen, daß es ſich bei der Kontrolle der allen 
} a waſſerberf, Kommenden Einrichtung der Sammelheizung 
da handel ſerverſorgung um eine ausſchließliche Befugnis der 

er 


9 ma neben welcher der einzelne Mieter nicht als ſelbſtändig 


egen 


heint. Sinn und Zweck der getroffenen Regelung iſt, 


find die Räume Geſchäftsräume i. S. der SS 3 und 4 
LockVO. Wird nach dem Inkrafttreten der LockVO. der 
Mietzins für Geſchäftsräume zunächſt weiter nach dem 
R Miet. berechnet, jo kann hierin infolge der Zweifel⸗ 
haftigkeit der Rechtslage eine vorläufige Regelung liegen, 
die jedem Vertragsteil erlaubt, nach Klärung der Rechts⸗ 
lage zu fordern, daß der urſprünglich vereinbarte Miet- 
zins wieder gelte, und zwar unter angemeſſener Auf- 
wertung. 


Der Anſpruch der Kl. auf Zahlung angemeſſenen Mietzinſes 
iſt unbegründet, da zwiſchen ihr und der Bekl. eine Mietzins⸗ 
vereinbarung beſteht. Es iſt nur zu entſcheiden, ob die Wirkfamkeit 
dieſer Vereinbarung noch durch das AMiet®. infolge der Erklärung 
aus 8 1 NMietG. gehemmt iſt oder ob dieſe Hemmung dadurch fort⸗ 
gefallen iſt, daß nach 88 3 u. 4 Abſ. 1 PrLockV O. v. 11. Nov. 
1926 die Mieträume von den Beſtimmungen des Miet. aus⸗ 
genommen worden ſind. Die Räume Konnten nach dem Vertrage 
einem doppelten Zwecke dienen, erſtens dem Wohnzweck der Bell. 
und zweitens ihrem Geſchäftszweck, dem gewerbsmäßigen möblierten 
Untervermieten. Letzterem Zwecke haben die Räume ktatſächlich nach 
Abſchluß des Vertrages i. J. 1912 bis jetzt vielleicht abgeſehen von 
ungefähr ¼ Jahren — Nov. 1924 bis Aug. 1925 — gedient. Die 
Räume dienten alſo am 1. Dez. 1926 und dienen jetzt Geſchäfts⸗ 
zwecken der Mieterin, und dieſer tatſächliche Zuſtand entſprach auch 
den Beſtimmungen des Vertrages. Die Mieträume ſind daher im 
Verhältnis der Vertragsteile zueinander Geſchäftsräume i. S. der 
88 4, 3 Abſ. 1 Lock V O., ohne daß es von Bedeutung iſt, daß auch ein 
anderer tatſächlicher Zuſtand, nämlich der der Benutzung als Woh⸗ 
nung der Mieterin, dem Vertrage entſprochen haben würde und daß 
die Wohnung einem Dritten, nämlich dem Untermieter, zum 
Wohnen diente und dient. 

Die vertragliche Mietzinsvereinbarung trat aber nicht von ſelbſt 
wieder in Wirkſamkeit; es bedurfte dazu vielmehr des Verlangens 
eines Vertragsteils. Die Kl. hat dieſes Verlangen erſt im Herbſt 
1928 geſtellt und, nachdem ihre auf dieſes Verlangen geſtützte Klage 
abgewieſen war, wiederum über ein halbes Jahr gewartet, bis ſie 
die jetzige Klage erhob. Hierin kann aber bei der Zweifelhaftigkeit 
der Rechtslage eine endgültige Vereinbarung, daß nunmehr ſtatt des 
bisherigen Mietzinſes ein Mietzins gelte, der ſo berechnet wird, als 
ob die Beſtimmungen des RMietGG. auf das Mietverhältnis weiter⸗ 
hin zur Anwendung komme, nicht gefunden werden. Die Kl. kann 
daher für die ſtreitige Zeit den im Vertrage beſtimmten Mietzins 
unter angemeſſener Aufwertung fordern. 

(KG., Urt. v. 24. Febr. 1930, 17 U 15 400/29.) 


* 


21. 8 3 Prock. v. 11. Dez. 1926. Auch wenn der 
Mieter nach dem Vertrage die Räume außer zu Geſchäfts⸗ 
zwecken zu Wohnzwecken benutzen durfte, am 1. Dez. 1926 
ſie aber nicht ſelbſt zum Wohnen benutzt hat, ſind ſie 
Geſchäftsräume i. S. des 8 3. 

Durch 8 3 PreockV O. v. 11. Nov. 1926 find Geſchäftsräume 
von den Beſtimmungen des MietSchch. ausgenommen worden, was 
ſich jedoch nach 8 3 Abſ. 2 nicht auf ſolche Geſchäftsräume bezieht, die 
Teile einer Wohnung bilden oder wegen ihres wirtſchaftlichen Zu⸗ 
ſammenhanges mit letzteren zugleich vermietet worden ſind. Als Ge⸗ 
ſchäftsraum gilt nach 88 6,7 daſelbſt das alles, was am 1. Dez. 1926 
nicht Wohnraum war. 

Der Geſchäftsraumbegriff iſt für den Bereich des MietSchG. in 


D.] 


Einwirkungen der einzelnen Mieter in dieſer Beziehung auszu⸗ 
ſchließen (jo KG. im Urt. 16 U 6142/28; Eildienſt DStZ. 1929, 
134, welches hervorhebt, daß einzelnen Mietern, die ihr Intereſſe 
bei der Art der Heizſtoffbeſchaffung verletzt glauben, anheim zu geben 
iſt, ſich an die MV. des Hauſes zu wenden oder, falls dieſe nicht 
exiſtiert, die Wahl einer ſolchen zu treffen). 

Ein ſelbſtändiges Klagerecht unmittelbar kraft Geſetzes ſteht 
der MV. auch im Fall des 86 Abſ. 1 Satz 2 AMiet®. (Anſpruch 
auf Nachweiſung der Verwendung der Gelder, vgl. oben zu 21) zu 
(ſo auch Meyerowitz, 817 S. 881). 

4. Den Ausführungen des RG. über die Wahl der MV. iſt 
zuzuſtimmen. Jusbeſondere iſt hervorzuheben, daß die Wahl der 
Mitglieder der MB. nicht nur für ein Geſchäftsjahr erfolgt, ſon⸗ 
dern bis zur Abberufung oder Amtsniederlegung rechtswirkſam 
bleibt. Die Mitglieder der MV. können jederzeit durch Mehrheits⸗ 
beſchluß der Mieter abgeſetzt werden. Bei der Abgabe der Stimmen 
der Mieter iſt es unerheblich, ob dieſe die geſetzliche oder eine 


Vertragsmiete zahlen. 5 
RA. Dr. Wilhelm Thiele, Berlin. 
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erſter Linie nach dem im Mietvertrage für die Benutzung der Miet⸗ 
räume feſtgeſetzten Zweck zu beurteilen. Nicht die objektive Zweck⸗ 
beſtimmung des Raumes, z. B. die bauliche Einrichtung eines 
Ladens, ſondern der Vertragswille iſt maßgeblich, ob ein Raum als 
Wohnraum anzuſehen ift oder nicht (RG. 124, 41); KG.: JW. 
1928, 524). Soweit aber die vertragliche Vereinbarung eine ver⸗ 
ſchiedenartige Benutzung zuläßt, iſt entſcheidend, welcher Benutzung 
am 1. Dez. 1926 tatſächlich der Raum — im Rahmen der durch den 
Mietvertrag gezogenen Grenzen — zugeführt worden it. 

Nach dem Mietvertrag v. 25. Febr. 1922 ſollten die Räume dem 
Bekl. ſowohl zur Ausübung der ärztlichen Praxis wie auch als Woh⸗ 
nung dienen. Daß der Bekl. das Recht haben ſollte, die Miet⸗ 
räume zu beiden Zwecken zu benützen, ergibt ſich insbeſondere 
aus der Bekundung des Voreigentümers, der den Mietvertrag 
mit dem Bekl. abgeſchloſſen hat. Dieſer hat erſt nach Ab⸗ 
ſchluß des Mietvertrages erfahren, daß der Bekl. noch in einem 
Berl. Vorort eine Privatwohnung hatte, alſo zunächſt angenommen, 
daß die Mieträume vom Bekl. nicht nur zur Ausübung des ärzk⸗ 
lichen Berufs benutzt, ſondern auch bewohnt werden ſollten, und gegen 
eine Benutzung der Räume zu beiden Zwecken nichts einzuwenden 
gehabt. 

An der Berechtigung des Bekl., die Wohnung zweifach, für 
ärztliche Zwecke ſowohl wie für Wohnzwecke, zu benutzen, iſt auch 
nachträglich nichts geändert worden. Allerdings hat der Bekl. von Be⸗ 
ginn der Mietzeit an die Wohnung nicht ſelbſt bewohnt, ſondern darin 
nur ſeine Praxis ausgeübt und einen Teil der Wohnung nach der 
von ihm gegebenen Darſtellung untervermietet. Der Bekl. hat dem⸗ 
nach von dem ihm eingeräumten Recht zum Wohnen für ſich keinen 
Gebrauch gemacht. Denn das gelegentliche Schlafen in den Räumen 
und die Zubereitung des Mittageſſens ſtellt noch kein Wohnen dar. 
Dadurch hat er indeſſen ſein Recht zum Wohnen nicht verloren. 

Da demnach die Räume nach dem Willen der Vertragsteile ſo⸗ 
wohl gewerblichen wie Wohnzwecken dienen konnten, kommt es für 
die Frage, ob 8 3 Abſ. 1 oder 2 Lock O. zur Anwendung kommt, 
darauf an, ob beide Benutzungsarten oder nur eine von ihnen und 
welche am 1. Dez. 1926 ſtattgefunden hat. 

Nach dem übereinſtimmenden Vertrag der Streitteile ſind die 
Vorderzimmer der Wohnung von Beginn der Mietzeit an für die 
ärztliche Praxis verwendet und für dieſen gewerblichen Zweck auch 
am Stichtage benutzt worden. Sie haben alſo den Charakter gewerb⸗ 
licher Räume erhalten. Ein Gleiches würde von den hinteren Räumen 
gelten, wenn dieſe, wie die Kl. behauptet, von Angeſtellten des Bekl. 
bewohnt worden ſind. 

Indeſſen, auch wenn dieſe, wie der Bekl. behauptet, nicht An⸗ 
geſtellten überlaſſen, ſondern, entgegen der Beſtimmung des Mietver⸗ 
krages, untervermietet ſein ſollten, find dieſe untervermieteten Räume 
jedenfalls vom Bekl. nicht zur Befriedigung eigenen Wohnbedürfniſſes 
benutzt worden. § 3 Abſ. 2 Lock VO. ſchügt aber nur das eigene 
Wohnbedürfnis des Mieters. Hat der Mieter daher am 1. Dez. 1926 
einen Teil der Räume zu Geſchäftszwecken benutzt und den anderen 
Teil zum Wohnen untervermietet, ſo dient das Mietverhältnis nicht 
ſeinem Wohnen, und die Räume ſind im Verhältnis vom Vermieter 
zum Mieter auch nicht teilweiſe Wohnung. Hinzu kommt, daß in 
dieſem Fall die Benutzung eines Teiles der Räume zu Wohnzwecken 
durch die Untermieter im Verhältnis der Streitteile unbeachtlich iſt, 
weil ſie dem Mietvertrage widerſprach. Eine Erlaubnis zur Unter⸗ 
vermietung iſt dem Bekl. weder ausdrücklich noch ſtillſchweigend er⸗ 
teilt worden, da der Bekl. feine angebliche Untermieterin ſtets als 
Empfangsdame dem Haus wirt vorſtellte. Sonach find die Hinterräume 
am 1. Dez. 1926 vom Bekl. nicht als Wohnung benutzt worden. Dies 
genügt zur Annahme der Geſchäftsraumeigenſchaft auch dieſer Räume, 
weil nach 8 6 Lock VO. alles, was am 1. Dez. 1926 nicht Wohnraum 
war, als Geſchäftsraum gilt. 

Sämtliche Räume des Bekl. haben ſonach als Geſchäftsräume 
zu gelten und ſind am 1. April 1927 aus dem Mieterſchutz heraus⸗ 
genommen worden, ſo daß die von der Kl. erklärte Kündigung auch 
die Auflöſung des Mietverhältniſſes herbeiführen Konnte. 

(KG., 17. Ziv Sen., Urt. v. 10. Febr. 1930, 170 13274/29.) 
Mitgeteilt von KR. Dr. Dahmann, Berlin. 


Kiel. II. Verfahren. 
22. 8 627 ZPO. Das Betretungs verbot der Ehewoh⸗ 
nung umfaßt nicht den Verſuch. 
(OLG. Kiel, 4. ZivSen., Beſchl. v. 30. Nov. 1929, 4 W 267/29.) 
Mitgeteilt von LER. Schumacher, Altona. 
* 

Naumburg. ü 

23. 5 46 3PO.; 8 47 MietShG. Gegen die Ent⸗ 
ſcheidung der Beſchwerdeſtelle betr. Ablehnung des Vor⸗ 
ſitzenden oder von Sachverſtändigen iſt eine Beſchwerde 
an das Oberlandesgericht nicht gegeben. 

Der Antragſteller hat beim MEA. in M. Feſtſetzung der 
Friedensmiete beantragt. In dieſem Verfahren hat der Antrags⸗ 


1) JW. 1929, 2865. 


gegner den amtierenden Vorſitzenden des MEN. ſowie ben F 
verſtändigen Sch. als befangen abgelehnt. Das LG. in M. hat a iejet: 
ſchwerdeſtelle das Ablehnungsgeſuch als unbegründet zurüccgen gen. 
Die hiergegen erhobene Beſchwerde wurde als unzuläſſig vert auch 
Nach der im Schrifttum und Rſpr. überwiegend vertretenen, ez 
vom Senat gebilligten Anſicht entſcheidet über die Ablehnung vol 
Vorſitzenden nicht das MEN, ſondern die Beſchwerdeſtene aug 
Hertel, 4. Aufl., S. 307). Ob gegen deren Beſchluß die ß 
Beſchwerde gegeben iſt, hängt davon ab, ob zu den „ing dez 
anzuwendenden Vorſchriften der ZPO. auch die Beſtimmuuß rde 
8 46 Abſ. 2 ZPO. zu rechnen iſt, nach der die ſofortige BE den 
gegen den die Ablehnung eines Richters unbegründet er * 
Beſchluß zuläſſig iſt. a der 
Dies iſt zu verneinen. Eine ſinngemäße Anwendung ds 
Beſtimmungen der ZPO. kann nur erfolgen, ſoweit nicht dur, mel 
Weſen und die beſondere Geſtaltung des Verfahrens vor dem, nun 
die Anwendung dieſer Vorſchriften ausgeſchloſſen iſt. Es M ger’ 
davon auszugehen, daß die MEsl. nicht Gerichte, ſondern ziale 
waltungsſtellen ſind; ſie ſind als „Organe zur Ausübung join. 
Fürſorge, aber nicht als Rechtspflegeorgane“ anzuſehen (vgl nor 
107, 2871)). Die Beſchwerdeſtelle wird in einer Art von verwa Fer- 
gerichtlichen Streitverfahren tätig. Nur im Rahmen diese, det 
fahrens können die Vorſchriften der ZPO. ſinngemäß ad ud 
werden. Im Miet Sch(. ift aber ein Rechtsmittel gegen die 
der Beſchwerdeſtelle nicht vorgeſehen, WERT, l. 
Die weitere Beſchverde iſt nach 8 46 ZPO. ohne weng agu 
allen Ländern ausgeſchloſſen, in denen auf Grund der Erman x 5 B. 
des 8 47 MietSchb. nicht die LG., ſondern andere Behörden ge 
in Heſſen das OLG., in Anhalt eine Verwaltungsbehörde) 
ſchwerdeſtellen eingeſetzt ſind. 5 des 
Daß in Preußen auf Grund der erwähnten Ermächeihh de 
8 47 MietShG. die Aufgaben der Beſchwerdeſtelle dem x 15 zu. 
tragen worden ſind, erſcheint in dieſem Zuſammenhang ſagliche 
fällige Regelung. Es kann nicht der Sinn der reichsgeſ Feuer 
Regelung fein, in beſtimmten Ländern die Möglichkeit zu etuß det 
das in ſich geſchloſſene verwaltungsgerichtliche Verfahren in » gn 
ordentlichen Gerichtsbarkeit überzuleiten, während in anderen 
dern dieſe Möglichkeit ohne weiteres entfällt. Wegen den N 
Unterſchiedes des verwaltungsgerichtlich geſtalteten Berjahtt = mb 
MietSchch. und des Verfahrens vor den ordentlichen Ger! re et 
fih die finngemäße Anwendung des letzteren in engen 03 Vel“ 
halten und darf nicht den in ſich geſchloſſenen Aufbau D 
waltungsverfahrens durchbrechen (jo auch OLG. Hamm: 3 94 
1136? und OLG. Breslau: Meyerowitz, 2. Aufl, 
ferner Hertel, 4. Aufl., S. 307). er por 
Wenn demgegenüber geltend gemacht wird, das Verſahr a 
den MEI. ſei ohnehin ſchon nicht mit den gleichen Regal 
ausgeſtattet, wie das vor den ordentlichen Gerichten (ie einen, 
Stettin: JW. 1925, 2358 75, und es müßten doch ba di 
Rechtsgebiet von ſo erheblicher Bedeutung wie dem Mie e 
gleichen Rechtsbehelfe gegeben ſein, wie im ordentlichen 
vor dem AG. bei der geringfügigſten Streitſumme (fo O zee er 
berg: Meyerowitz, 2. Aufl, S. 48), jo konnten a“ Gee 
wägungen nicht als ſtichhaltig angeſehen werden. Nachdem kant 
ſetzgeber ein verwaltungsrechtliches Verfahren gewählt hat, eo 
nicht Aufgabe des Gerichtes ſein, in Anlehnung an das die ic 
vor den ordentlichen Gerichten Rechtsgarantien zu ſchaffen, det jur 
im Weſen des verwaltungsgerichtlichen Verfahrens begründe © 
Aus demſelben Grunde greifen hier auch die an ſich richt ie . 
wägungen des RG. (IW. 1928, 19462) nicht durch, daß I. u 
läſſigkeit der fofortigen Beſchwerde aus 8 46 Abſ. 2 359% 0 
deshalb verneint werden könne, weil eine höhere Stelle zun ic 
über eine Beſchwerde gegen die ſachliche Entſch. der Juen 
vorgeſehen ſei. Allerdings gibt die ZPO. in ſolchen Fan feb! 
eine Beſchwerde gegen andere Entſch. einer ſolchen ſach duch 
Inſtanz, wie z. B. bei der Verſagung des Armenrechtes? 
LG. als BG. Gegen die Übertragung dieſes Gedanken 
das in Frage ſtehende Verfahren ſpricht aber entſcheide hen . 
Übergang in ein andersgeordnetes, von anderen Grunde M 
gehendes Verfahren nicht möglich iſt. läſſig ir 
Aus den dargelegten Erwägungen ergibt ſich die un auf 0 
der ſofortigen Beſchwerde, und zwar nicht nur im Hinblich uf 0 
Ablehnung des Vorſitzenden, ſondern auch im Hinblick über 2 
des Sachverſtändigen. Denn in § 10 Abſ. 2 der Anordnuuhe eh I 
Verfahren vor den MEI. und der Veſchwerdeſtelle v. 19. Her 
(RGBl. I, 889) heißt es, daß für die Erledigung des Seen * 
digenbeweiſes die Vorſchriften der ZPO. „entſprechende Auen den 9 
finden. Dieſer Beſtimmung kommt die gleiche im vor = eord et 
würdigte Bedeutung zu, wie der in § 8 III MietSch®. ang ng 05 
„ſinngemäßen Geltung“ der Vorſchriften über die use 90 
Gerichtsperſonen. Zwar hat das LG. überſehen, daß ger gg 110 
Abſ. 4 ZPO. zunächſt das MEA. ſelbſt über das Abieht fee 
hätte befinden müſſen und erſt gegen deſſen Entſch. DT 1 K 
Beſchwerde an das LG. gegeben war. Dieſer Verfahrensm 


1) JW. 1924, 805. 


50.5 
Dahrg. 1930 Heft 42/43) 
1 2 — 
zum ber — wie dargelegt — begrifflich unzuläſſigen Beſchwerde nicht 
ae verhelfen. N 


Naumburg, Beſchl. v. 22. Nov. 1929, 2 W 300/29.) 
Mitgeteilt von OL GR. Dr. Hertel, Oppeln. 


berlin b) Strafſachen. 
24 i I. Materielles Recht. 
Walter. 8 123, 223 StGB. Zutrittsrecht des Haus ver 


\ zu Mieträumen. Irrtum des Mieters hierüber. ) 
Ihe > Angel. hat den Privatkl., als dieſer zwei zur Reviſion er- 
— Angeſtellten der Gasanſtalt in ſeiner Eigenſchaft als Haus- 
zin die dem Angekl. vermieteten Kellerräume nachfolgen 
Huſchle mit der Hand vor die Bruſt geſtoßen und ihn dann beim 
eng der Tür mit dieſer an der Schulter getroffen. Das LG. 
don der zotwehrhandlung des Angekl. angenommen und ihn deshalb 
2 M zur Laſt gelegten Körperverletzung freigeſprochen. 
Standpunkt des BG. trägt der Tatſache nicht aus⸗ 
echnung, daß der Privatkl. von der beabſichtigten Vor⸗ 
an en Beſichtigung beſonders benachrichtigt worden war, ſo daß 
ſottsrecht do für ſich auf Grund des Mietvertrages beſtehende Zu⸗ 
kit m 3 Privatkl. als Hausverwalter noch eine beſondere Ver⸗ 
ſlicht ſberhalten hatte und es unter dieſen Umſtänden ſogar die 
der die m Privatkl. war, als Vertreter des Hauseigentümers ſich 
9 Degründetheit der gegen den Mieter erhobenen Verdäch⸗ 
mbefügt tels eines in ſeine Kellerräume gelegten Rohrſtranges 
Iweche as entnommen zu haben, zu unterrichten und zu dieſem 
begleiten e Angeſtellten der Gasanſtalt auf ihrem Reviſionsgange zu 


den Wag, der herrſchenden Anſicht geht das Recht des Mieters an 
Cop, 9, aumen an und für ſich allerdings dem des Vermieters vor 
Arch 505 Komm. 4. Aufl., Anm. 4 zu 8123 StGB. (S. 451]; Goltd⸗ 
denn ihm 0d So ift ein Hauseigentümer oder fein Verwalter, 
rücklich einen unbeſchränktes Zutrittsrecht im Mietvertrage aus⸗ 
au e geräumt worden iſt, nicht ſchon deshalb berechtigt, die 
h 15 gegen den ausgeſprochenen oder ſonſtwie erkennbaren 
ich den Zu Mieters zu betreten oder gar im Wege der Selbſthilfe 

tritt zu erzwingen (vgl. Niendorff: Mietrecht, 10. Aufl., 


er ie ſtrafrechtliche Seite des Tatbeſtandes bietet nichts 
Feneten 1 
ih reten g . 
fie er Mieträume berechtigt fei, iſt ein ſtändiges Requiſit 
t Anlaß“ 
Nam 


und 
gu te 
des m 


treits 
Einver 


Ha 
re 


Mit 
bee Samt ſucht deshalb die Rſpr. ſolche Kaufen, die in ihrer 
eren 1 
ante Ad duc und 
efi 

kabaſſerden du leder Tages- und Nachtzeit, zu jeder paſſenden und 
Veen ſoll, „elegenheit den Eintritt in die Privaträume des Mieters 
nüt agepartnenn ja von vornherein die Klauſel von vernünftigen 
wenden Abergeiff 
nicht sel des 

de hr 


in 
Ban? beanz a 
Yıpt nicht oruchten Umfang, wie es 8 226 BGB. porausſetzt, über⸗ 


u. Nu 
U * ; 
he, ie nahe dieſem Standpunkt aus iſt die Erörterung des Gerichts 
e zen Umſtände, die eine Anweſenheit des Hausverwalters 
rittg. Denn is Gasleitung gerechtfertigt erſcheinen ließen, zu ver⸗ 
miemtecht des dt wenn nach dem Vertrag in dieſem Fall ein Zu⸗ 
ur 1 gegen Hausverwalters gegeben war, ſo konnte es doch 
Vagceſetzt werde n ausgeſprochenen Willen des Mieters eigenmächtig 
Rode offen, den, da die Vorausſetzungen der Selbſthilfe nach 8 229 
eindrin nicht vorlagen, und der Mieter konnte ſich des 
ie d Nach den denden, Hausverwalters mit Gewalt erwehren. Das iſt 
ber et SS 858 ff. BGB. ſelſtverſtändlic. Wohl beſeitigt 
ider egg es unmittelbaren Beſitzers zu einer Beſitzſtörung 
ee N ichkeit. Aber es erſcheint mir ſchon bedenklich, eine 
auf Noten VE erteilte Zuſtimmung dieſer Art als wirkſam 
den „G.: Jap Staudinger, 8858 Bem. I, 3b unter Berufung 
daher gegeben 1904, 361). Tatſächlich wird ja auch daraus nur auf 
ag ale jo Fall dann vorliegenden und mangels gegenteiliger 
8 ortdauernd zu unterſtellenden Willen des Beſitzers ge⸗ 
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Anm. 3 zu 867; Staudinger, BGBͤKomm., 9. Aufl., Anm. V2 
zu 8 536 (Bd. II 2 S. 419); RGSt. 4, 124; 15, 391). Es muß ihm 
vielmehr im beſonderen Falle ein zureichender Grund zur Seite ſtehen. 

Im vorliegenden Falle beſteht zunächſt die Möglichkeit, daß 
die Tätigkeit der Gasreviſoren ohne die Anweſenheit des Hausver⸗ 
walters infolge der bei dieſem in der Regel vorhandenen beſonderen 
Ortskenntniſſe, wenn nicht überhaupt ausſichtslos, ſo doch zum min⸗ 
deſten erheblich im Erfolge in Frage geſtellt oder erſchwert war; 
offenbar deshalb war gerade auch er vom Erſcheinen der Gas⸗ 
anſtaltsangeſtellten benachrichtigt worden. Das BG. wird daher zu 
prüfen haben, ob nicht ſchon aus dieſem Grunde die Anweſenheit 
des Privatkl. im Keller des Angehl. erforderlich war. Darüber hin⸗ 
aus muß es aber als ein Recht des Hauseigentümers und des Haus⸗ 
verwalters anerkannt werden, an Ort und Stelle anweſend zu ſein, 
wenn ſachverſtändige Unterſuchungen über eine etwaige mißbräuch⸗ 
liche, die Rechte des Vermieters ſchädigende Benutzung der Mieträume 
vorgenommen werden. 

Iſt hiernach davon auszugehen, daß der Privatkl. befugt war, 
die Kellerräume des Angekl. zu betreten, mithin ein rechtswidriger 
Angriff ſeinerſeits nicht vorlag, ſo wird weiter zu prüfen ſein, ob 
ſich der Angekl. etwa in einem Irrtum über die rechtlichen Voraus⸗ 
ſetzungen des Zutrittsrechts des Mrivatkl. befunden hat. In dieſem 
Falle würde eine ſeinen Vorſatz ausſchließende vermeintliche Notwehr 
vorliegen. Wäre ſein Irrtum nach Lage der Sache aber nicht ent⸗ 
ſchuldbar, fo würde feine Verurteilung wegen fahrläſſiger Körperver⸗ 
letzung in Frage kommen. 

(KG., 4. StrSen., Urt. v. 21. Nov. 1929, 4 V 315/29.) 
Mitgeteilt von AGR. Bruſt, Potsdam. 


Berlin. II. Verfahren. 

25. 88 155 Abſ. 2, 244 StPO. 

1. Aufklärungspflicht des Gerichts von Amts wegen, 
insbeſ. bei Verhandlung in Abweſenheit des Angeklagten. 

2. Zuſtellung einer polizeilichen Strafverfügung 
unterbricht den Fortſetzungszuſammenhang. 

3. Flurbeleuchtung und Zwangsverwaltung. 

Der Angekl. iſt wegen einer am 19. Nov. 1929 unterlaſſenen 
Flurbeleuchtung in ſeinem Hauſe durch polizeiliche Strafverfügung 


ſchloſſen, den unberechtigten Eingriff zu geſtatten. Es kann alſo im 
voraus wirkſam auf den Beſitzſchutz nicht verzichtet werden. Genau 
genommen wird ſomit dem Eindringen durch ſolche Vertragsklauſeln 
das Merkmal der Widerrechtlichkeit nicht genommen, ſondern es 
wird lediglich die Beweislaſt verſchoben, indem es nunmehr Sache des 
Mieters iſt, die bei Fehlen ſolcher Abmachung ohne weiteres anzu⸗ 
nehmende Widerrechtlichkeit, d. h, feinen dem Zutritt entgegen- 
ſtehenden, dem anderen Teil erkennbar gewordeuen Willen zu 
beweiſen. 

Da im vorliegenden Fall der Mieter dem Hausverwalter den 
Zutritt ausdrücklich verboten hatte, ſo war damit eigentlich die 
Hauptfrage der Widerrechtlichkeit zuungunſten des Hausverwalters 
erledigt. Er mußte dann gerichtliche Hilfe in Anſpruch nehmen, um 
den Eintritt zu erzwingen. Seine Handlungsweiſe war und blieb 
widerrechtlich, auch wenn ſachlich gerechtfertigte Gründe zum Be⸗ 
treten vorlagen. Selbſtverſtändlich kann ein derartiges Verhalten des 
Mieters, das gegen den Inhalt ſeines Mietvertrags verſtößt, 
Schadenserſatzanſprüche des Vermieters auslöſen und dieſen zur 
ſofortigen Kündigung des Mietverhältniſſes bzw. (bei dem Mieter⸗ 
ſchutz unterſtehenden Räumen) zur Aufhebungsklage berechtigen. Die 
Vertragsklauſel beſagt daher nicht, daß dem Vermieter oder deſſen 
Vertreter das Betreten der Mieträume bereits geſtattet wird, 
ſondern daß der Mieter ſich nur verpflichtet, das Betreten 
der Mieträume zu geſtatten. 

Allerdings konnte ein Nichtjuriſt leicht durch die Faſſung der 
Klauſel zu der Auffaſſung verführt werden, daß er ſelbſt gegen den 
Willen des Mieters zum Betreten der Räume berechtigt ſei. Da der 
Vorſatz nach 8 123 SGB. das Bewußtſein der Widerrechtlichkeeit 
umfaßt, ſo kann dann das widerrechtliche Eindringen ſtrafrechtliche 
Folgen mangels des ſubjektiven Tatbeſtandes nicht nach ſich ziehen, 
damit alſo tatſächlich das Eintrittsrecht zugunſten eines gutgläubigen 
Hausbeſitzers über den Inhalt des Vertrags hinaus erweitert werden. 
Deshalb ſollte für ſolche Klauſeln endlich einmal eine beſſere, ihren 
Inhalt klarſtellende Faſſung gewählt werden, die erkennen läßt, daß 
nur eine Verpflichtung des Mieters zur Geſtattung vorliegt und der 
Vermieter durch den Mietvertrag keineswegs der Notwendigkeit ent⸗ 


hoben wird, ſich der Zuſtimmung des Mieters im Einzelfall zunächſt 


zu verſichern. Daß im übrigen hier die Vorausſetzungen gegeben 
waren, unter denen das Verlangen des Hausverwalters zum Betreten 
der Mieträume ſachlich gerechtfertigt war, bedarf kaum einer Be⸗ 
gründung und iſt von dem entſcheidenden Gericht überzeugend dar⸗ 
gelegt. Allgemeine Grundſätze über den zum Eintritt berechtigenden 
Anlaß und über die ſelbſt dann zu beachtenden Grenzen bezüglich 
Zeit und Art des Vorgehens aufzuſtellen, iſt unmöglich. Es kommt 
hier alles auf die Lage des Einzelfalls an. 
Prof. Dr. Ruth, Halle a. d. Saale. 
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v. 22. Nov. 1929 und wegen einer gleichen Unterlaſſung am 
22. Nov. 1929 durch polizeiliche Strafverfügung v. 25. Nov. 1929 
je in eine Geldſtrafe von 3 AM genommen. Auf ſeinen rechtzeitig 
eingelegten Einſpruch iſt er durch rechtskräftiges Urt. v. 17. Jan. 
1930 freigeſprochen, weil am 29. Okt. 1929 die Zwangsverwaltung 
über das Grundſtück angeordnet und dadurch dem Angekl. die 
Verfügung über fein Grundſtück genommen ſei. Am 27. Nov. hat 
der Angekl. erneut die Flurbeleuchtung unterlaſſen und iſt dieſer⸗ 
halb durch polizeiliche Strafverfügung v. 29. Nov. in eine Geld⸗ 
ſtrafe von 3 AM genommen. Auf rechtzeitig erhobenen Einſpruch 
hat derſelbe Richter in Abweſenheit des Angekl. durch Urt. 
v. 24. Jan. 1930 unter entſprechender Feſtſtellung der unterlaſſenen 
Flurbeleuchtung die Strafe der polizeilichen Strafverfügung auf⸗ 
rechterhalten. Nach Protokoll und Urteilsinhalt iſt in dieſer Haupt⸗ 
verhandlung die Zwangsverwaltung nicht Gegenſtand der Verhand⸗ 
lung geweſen. Der Ungekl. beruft ſich auf die angeordnete Zwangs⸗ 
verwaltung und den Freiſpruch v. 17. Jan. 1930. 

I. Der Senat hat zunächſt zu prüfen, ob etwa das Verfahren 
einzuſtellen iſt, weil durch das rechtskräftige freiſprechende Urt. 
v. 17. Jan. 1930, das zeitlich nach der Unterlaſſung der Flur⸗ 
beleuchtung v. 27. Nov. 1929 liegt, nach dem ſtrafrechtlichen Grund⸗ 
ſatz: ne bis in idem die Strafklage verbraucht iſt. Das käme aber 
nur in Frage, wenn ein Fortſetzungszuſammenhang zwiſchen der 
hier fraglichen Tat und der Tat vorläge, wegen der Freiſprechung 
erfolgt iſt. Ein ſolcher Zuſammenhang liegt nicht vor. Wie das 
NG. über Straffeſtſetzungen im Steuerverwaltungsverfahren (RGSt. 
20, 316 ff.) ausgeführt hat, iſt der Entſchluß, trotz der in einer 
Beſtrafung liegenden Warnung dieſelbe Handlung weiter zu ver⸗ 
üben, an ſich ein weſentlich anderer und ſtrafbarerer, als der vor 
der Beſtrafung liegende urſprüngliche Entſchluß, und es iſt daher 
nach dem Willen des Geſetzes unſtatthaft, ſtrafbare Handlungen, 
welche vor und nach einer Beſtrafung verübt ſind, zwecks Bil⸗ 
dung einer fortgeſetzten deliktiſchen Handlung zuſammenzufaſſen. 
Der erk. Sen. hat dieſen Rechtsgrundſatz auch auf die Beſtrafung 
durch polizeiliche Strafverfügung ausgedehnt (vgl. Joh. 47 C 318 ff.; 
Löwe⸗Roſenberg, StPd., 18. Aufl., Anm. 9 zu § 413, S. 969). 
Danach unterbricht die Zuſtellung einer polizeilichen Strafverfügung 
den auf eine fortgeſetzte Straftat gerichteten Vorſatz; die nach 
dieſem Zeitpunkt verübten übertretungen können mit den vorher⸗ 
gehenden Zuwiderhandlungen zwecks Bildung einer fortgeſetzten 
Straftat nicht elne werden. Daher ſtellt die Unter⸗ 
laſſung der Flurbeleuchtung am 27. Nov., die nach Zuſtellung der 
polizeilichen Strafverfügung v. 22. und 25. Nov. 1929 ſtattfand, 
eine als ſelbſtändig zu beurteilende, neue Übertretung dar. 

II. Gegen die formelle Gültigkeit der PolVO., ſoweit fie für 
den vorliegenden Fall in Betracht kommt, ſind Bedenken nicht zu 
erheben. Sie iſt inſoweit ordnungsgemäß erlaſſen und verkündet. 
Aber auch gegen die materielle Rechtsgülti keit der VO. find Be⸗ 
denken nicht geltend zu machen. Wie der Senat in ſtändiger Rſpr. 
dargelegt hat, find PolBO., die eine derartige Beleuchtungspflicht 
anordnen, rechtlich wirkſam, da ſie ihre geſetzliche Grundlage in 
§ 6a u. f PıBolßerwmG. bzw. der VO. über die Pol Verw. in den 
neu erworbenen Landesteilen v. 20. Sept. 1867 finden (vgl. 1 8 
286/06; Joh. 50, 340 ff.; 1 8 292/27; 1 8 468/28). — Der 
äußere Tatbeſtand iſt ... zwar erfüllt — Unterlaſſung der Flur⸗ 
beleuchtung am 27. Nov. 1929. — Die Reviſion des Angekl. er⸗ 
weiſt fi) krotzdem als gerechtfertigt. — Der Angekl. iſt ordnungs⸗ 
gemäß vor den erſten Richter geladen, alſo ausdrücklich darauf 
hingewieſen worden, daß die Hauptverhandlung auch dann ſtatt⸗ 
finden kann, wenn er nicht erſcheint ($ 232 Abſ. 2 StPO.). Eine 
gegenteilige Rüge dieſer Verfahrensvorſchrift iſt nicht erhoben. 
Der Vorderrichter hatte alſo gem. § 261 SPD. nach dem Geſamt⸗ 
inhalt der Hauptverhandlung zu entſcheiden; nur deren Inhalt 
durfte er berückſichtigen; alſo nur, was Gegenſtand der Verhand⸗ 
lung ſelbſt geweſen war. Feſtſtellungen auf Grund der Beweis⸗ 
aufnahme einer anderen, ſelbſt unmittelbar gegen denſelben Angel. 
vorausgegangenen Hauptverhandlung zu treffen, iſt geſetzlich un⸗ 
zuläſſig (vgl. Feiſenberger, St., Anm. 2b zu 8 261, S. 220). 
Die Zwangsverwaltung des Grundſtücks des Angekl. und deſſen 
Freiſpruch v. 17. Jan. 1930 waren, wie Protokoll und Urteil er⸗ 
geben, nicht Gegenſtand der Verhandlung v. 24. Jan. 1930. In⸗ 
ſoweit handelt es ji) auch nicht um ſog. allgemein bekannte, 
gerichtsnotoriſche Tatſachen, die hätten berückſichtigt werden 
können, auch wenn über ſie nicht verhandelt worden wäre (pgl. 
Löwe⸗Roſenberg a. a. O. Anm. 16 zu § 261 S. 650; Fei⸗ 
ſenberger a. a. O. Anm. 2 zu $ 261; RGSt. 31, 85; L. IX, 
754 Nr. 24). Als gerichts kundige Tatſachen i. e. S. hätte 
der erſte Richter ſie nur dann berückſichtigen können, wenn ſie 
Gegenſtand der Verhandlung vi wären, wie in jländiger 
einheitlicher Rſpr. feſtgeſtellt it (Löwe⸗Roſenberg a. a. O. 
S. 651; Feiſenberger ala. O.; RSSt. 28, 172; 33, 77; 45, 
403; Lg. XII, 1283; XV, 315; Goltd Arch. 72, 221). Das iſt er⸗ 
kennbar nicht geſchehen. — Aber auch die beim Ausbleiben des 
Angekl. zuläſſige Hauptverhandlung hat das Sachverhältnis jo zu 
erſchöpfen, daß die materielle Wahrheit feſtgeſtellt wird, wobei das 
in gewiſſem Umfang beſtehende Gefahrenmoment, das darin liegt, 
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a 
daß der Angekl. abweſend ift und ſich nicht äußert, zu vera 
tigen iſt. Diefe Pflicht des Gerichts folgt aus den 88 155 glichen 
244 Abſ. 3 StPO., durch die das Gericht nach dem ausdr reh⸗ 
Wortlaut des Geſetzes zu ſelbſtändiger Tätigkeit nicht nur Tante 
tigt, ſondern auch verpflichtet iſt. Es muß alſo, wenn es zur. ener 
ſtellung der Wahrheit erforderlich iſt, von Amts wegen, aus 5 aſſen 
Entſchließung alles zur Aufklärung der Sache dienliche verni 3 
(vgl. NCSt. 59, 248, 249; Feiſenberger a. a. O. Ane ip 
$ 245 ©.203). Dabei iſt es gleichgültig, ob ſich die Nomen het 
Reit weiterer Aufklärung aus der Verhandlung ſelbſt erge wels“ 
oder nicht. Die Pflicht des Gerichts erſtreckt ſich auch auf Be 9. 
mittel, die ihm bekannt find (Löwe⸗Roſenberg % des 
Anm. 7 zu § 244 S. 587). — Prüft man nun die Reviſionsrüg legt 
Angekl. und haftet man nicht an ihrem Wortlaut, ſonden u 
ihren erkennbaren Sinn zugrunde und berückſichtigt man g ziehung 
ſachen, die zu dem beanſtandeten Prozeßvorgang in Beal) jo 
ſtehen (Feiſenberger a. a. O. Anm. 4 zu 8 344 S. 2% per 
ergibt ſich, daß der Angekl. ſich dadurch beſchwert fühlt, meter 
ſelbe Richter, der ihn am 17. Jan. wegen der angeot Um- 
Zwangsverwaltung freigeſprochen habe, am 24. Jan. dieſen der 
ſtand unberückſichtigt gelaſſen habe, d. h. der Erforſchung ieſet 
materiellen Wahrheit nicht hinreichend nachgegangen jel- 1 Vol. 
Rüge kann der Erfolg nicht verſagt bleiben. — Nachdem be r den 
derrichter eine Woche vorher in der Hauptverhandlung 5 dſtcht 
gleichliegenden Sachverhalt die Zwangsverwaltung des Grune des 
und die damit hervorgerufene Einſchränkung der Befugn e hat, 
Angekl., wenn auch infolge ſeines Vorbringens, berückſicht! nden 
ſcheint allerdings die Annahme begründet, daß er im vorkege 
Falle die Pflicht der materiellen Wahrheitserforſchung peil, 
und die vorerwähnte Prozeßnorm durch Nichtbefolgung Urteile 
hat. Danach erweiſt ſich die Aufhebung des angefochtenen fen 
als geboten (vgl. Rt. 13, 158; 41, 272; Löwe WPD. 
berg a. a. O. Aum. 7 zu 8 244 S. 587; Feiſenberger aich 
Anm. 5 zu 8 155 Abſ. 2 S. 139). — Da alſo noch weite ei 
liche Erörterungen notwendig find, war gem. 88 353, 35 mch 
das Urteil nebſt Feſtſtellungen aufzuheben und die Sache ia ! 
zuverweiſen. Bei der neuen Verhandlung wird der Bora nad) 
auch gegebenenfalls aufzuklären haben, ob der Angekkl. Mint, WM 
Anordnung der Zwangsverwaltung, wie es den Anſchein 2 dieſe 
ſeinem Hauſe weitergewohnt hat und welchen Einfluß id ui 
Tatſache auf den vorliegenden Sachverhalt ausübt. Schließe, ell 
der Vorderrichter gegebenenfalls in eine Prüfung dar fahre 
zutreten haben, ob etwa gem. 8 153 Abſ. 3 StpO. zu de 
ſein wird. 

(KG., Urt. v. 1. April 1930, 1 8 149/30.) Sein 

Mitgeteilt von KR. Dr. Stienem ? 


Landgerichte. 


a) Zivilſachen. 
Berlin. I. Materielles Recht. be. 
1. 88 752, 753 BOB. Das Recht der von beide! he 


gatten gemieteten Ehewohnung; insbeſondere beg dei 
ſcheidung: Bei Unmöglichkeit der Naturalteilung E Rehe 


für allein ſchuldig erklärte Eheteil weichen; in de 
dabei Geldausgleichanſpruch. f) 
(LG. I Berlin, Urt. v. 4. Dez. 1929, 63 S 328/29.) 
Abgedr. JW. 1930, 1020. 
0 
Zu 1. Bei Beantwortung der Frage, wem bie oe 
im Falle der Scheidung der Ehe zufällt, find vier Falle 


anderzuhalten: m Allen, 
a) der an der Scheidung nicht ſchuldige Ehegatte! . 
mieter; Allen 


b) der an der Scheidung alleinſchuldige Ehegatte it 
mieter; 


8 le 
e) beide Ehegatten find gemeinſame Mieter, ſchuld . 


Scheidung iſt aber nur der eine Ehegatte; 1 i h 
d) beide Ehegatten ſind gemeinſame Mieter; beide 5 
an der Scheidung. „ 60% 


Wer Alleinmieter der Wohnung iſt, bleibt es auch den Dun 
dung der Ehe. Die Mietrechte des Alleinmieters wer Un 
feine Eheſcheidung nicht berührt. Dabei macht es keinen g geh 
ſchied, ob der Alleinmieter-Chegatte Schuld an der Scheidt 1 
oder nicht. Etwas anderes kann auch aus den 89 157° Pa 
BGB. nicht abgeleitet werden. Auch das Räumenotrecht a 95 
nichts Gegenteiliges (vgl. Ilſe Adam, Tüb. Diff., Die DE 
841 S. 52; dieſelbe in Streitfragen des tägl. Lebens f 
Michaelis: GrundſtWarte 1930, 1). „ 

Schwieriger gestaltet ſich die Beurteilung des Recht eu 
Ehowohnung, ſobald die beiden Ehegatten die Wohnung U 


5 N 0. 
Jahrg. 1930 Heft 42/43) Rechtſprechung 3257 
Se In mit Hauszinsfteuer-Hnpothefen erbauten Kündigung des Vermieters trotz des MietSchch. den Inhalt des an 
tn, een kann den Mietern zwecks Mietsſteigerung ge⸗ ſich fortzuſetzenden Mietsverhältniſſes in bezug auf die Höhe des 


igt werden. f) 


der u Kündigung des Vermieters außerhalb der Vorausſetzungen 
berſa 2—4 MietSchcg. iſt im Bereiche dieſes Geſ. die Wirkung 
— das Mietsverhältnis zu beenden und einen Anſpruch des 
auspz eters auf Räumung zu begründen. Wie das RG. 114, 1381) 
Schr bet, iſt indes die Kündigung des Vermieters durch das Miet⸗ 
ſagt, mt vollkommen beſeitigt, es iſt ihr nur eine Wirkung ver⸗ 
Zwecz e mit dem Mieterſchutz in Widerſpruch ſtände und feinen 
das zn vereiteln würde. Mit der Höhe des Mietzinſes befaßt fi 
Minen eco. nicht. Es enthält (außer etwa in $49a) keine Be⸗ 
zinſes ng, die den Anſpruch des Vermieters auf Zahlung des Miet⸗ 
u un betrifft oder dem Mieter ein Recht einräumt, den Mietraum 
weränderten Bedingungen und zum gleichen Mietzinſe zu behalten. 
em t. leter ſoll lediglich nicht nach Ablauf der Kündigungsfriſt aus 
darin. ſͤchlichen Beſitz ſeiner Wohnung geſetzt werden dürfen. Ihn 
einzelne hinaus in der Weiſe zu ſchützen, daß der Beſtand des 
ein erg Mietverhältniſſes auf längere Zeit feſtgelegt wird, beſteht 
hat dagentliches Intereſſe. Mit parallel verlaufenden Erwägungen 
\ NG. a. a. O. es begründet, daß die Kündigung des Ver⸗ 
die Beſtimmungen des MietSchch. ausräumt, welche dem 
den 5 das Recht geben, ſich durch Erklärung an den Vermieter 
Die Jortbeſtand des Mielsverhältniſſes auf beſtimmte Zeit zu ſichern. 
eichen Erwägungen führen das BG. zu dem Ergebnis, daß die 
genni 
tichtetet haben. Das Gemeinfcjaftsverhältnis wird, ſoweit die Be- 
die Scheu der Ehegatten untereinander in Frage kommen, durch 
Khafın Dung der Ehe unmöglich. Daß beide Ehegatten das gemein⸗ 
Scheidn Mietverhältnis weiter gemeinſam ausüben, iſt nach der 
Mietre ag in allen Regelfällen ausgeſchloſſen. Was aber mit dem 
den Best der beiden Ehegatten nun werden ſoll, kann nicht aus 
werden hiehungen der beiden Ehegatten zueinander allein entnommen 
das Mi ieſe können ohne Zuſtimmung des Vermieters nicht über 
Alleinmietwerhältnis verfügen, um einen der beiden Ehegatten als 
Mi 3 an Stelle der beiden gemeinſamen Mieter zu ſetzen (vgl. 
Ohne ae a. a. O. S. 2; ferner Endemann: JW. 1930, 1315). 
einan uſtimmung des Vermieters wird regelmäßig nur die Aus⸗ 
meinſam ung der geſchiedenen Ehegatten über die Ausübung des ge⸗ 
e en Mietrechts, nicht über das Mietrecht ſelbſt zuläſſig ſein. Mit 
ſetzun daher obige Entſch. hervor, daß durch eine Auseinander⸗ 
Vermſefunter den Ehegatten die Verpflichtungen gegenüber dem 
tritt, Hi nicht berührt werden, fo daß die eigenartige Folge ein- 
weiter fü der die Ehewohnung verlaſſende Mitmieterehegatte auch 
ermiefer den Mietzins haftet; aus dem gleichen Grunde kann der 
aus iehend der Mitnahme der entbehrlichen eingebrachten Sachen des 
Rahmen en Ehegatten auf Grund ſeines Vermieterpfandrechts im 
Sachen des § 560 BOB. widerſprechen; die Entfernung der 
wöhnlichen dem Haus erfolgt in dieſem Falle nicht „den ge⸗ 
mund d Lebensverhältniſſen entſprechend“,. Ob außer der Zu⸗ 
es Vermieters je nach Maßgabe des örtlichen Wohnungs⸗ 
auch die Genehmigung des Wohn A. zur Über⸗ 


ſcheidet ſch ietwohnung an einen Ehegatten erforderlich iſt, ent⸗ 


begründun danach, ob man in ſolchen Fällen von der Neu⸗ 
verbleiben g eines Mietverhältniſſes durch den in der Wohnung 
neinen n Eheteil reden kann. Die Frage iſt wohl zu ver⸗ 


(ogl. IM. 1929, 3266; Baydſipflg. 1929, 30). 

Ohm Auffaſſung, daß der Ehemann in Auswirkung ſeines 
laſſung Jsbeſtimmungsrechts ($ 1354 BGB.) Anſpruch auf Über- 
ba u 15 Wohnung im Falle der Scheidung habe, wurde früher 
b von It insbeſ. vom LG. III Berlin vertreten, iſt aber nun 
Zachwicß leterem fallen gelaffen (Mieter. 1929, 159); eine ſolche 
Das B00 ng des Wohnungsbeſtimmungsrechts iſt dem Geſetz fremd. 
klärte Ef weiß auch nichts davon, daß der für nicht ſchuldig 
die ger, Ehegatte oder bei Schuldigerklärung beider derjenige, den 
Schuld an der Zerſtörung der Ehe trifft, die Wohnung 


aus; 
hat. Als ſonſtigen Gründen das größere Intereſſe an der Wohnung 


le G 
emei 8 
Sure, winſchaft herangezogen werden. Das verkennt auch obige 

mit icht, wenn ſie auch ihre Anwendung als rein ſchuldrechtlich 


dechtslehre durchweg abgelehnt werde, iſt nicht zutreffend 
wenerwähn dam, Tüb. Diſſ., 54 II 2 nebſt Hinweiſen; ferner die. 
endung zi Entſch. des LG. II Berlin). Eine entſprechende An⸗ 
hein ſchyldi⸗ 3 142 HB. zwecks Ausſchließung des an der Schei⸗ 
dar Es ien Ehegatten von der Wohnung wird nicht angängig 
ſehe über 8 nicht erſichtlich, warum die ſchuldrechtlichen Grund⸗ 
N n ſollen e Gemeinſchaft mit dem Familienrecht nicht verträglich 
undlag. Wenn obige Entſch. unter Verlaſſen jeder Rechts⸗ 

jeden Einzelfall nach Villigkeit entſchieden wiſſen will, 


27, 577. 


Mietzinſes dergeſtalt beeinfluſſen kann, daß die den Mietzins be⸗ 
treffende Vereinbarung der Parteien in Fortfall kommt. 


Demgegenüber wird im Schrifttum und Rſpr. darauf hin⸗ 
gewieſen, daß die Vereinbarung des Mietzinſes ein weſentlicher 
Beſtandteil jedes Mietvertrags ſei, daß alſo mit dem Wegfall der 
Mietzinsvereinbarung das Mietverhältnis untergehe und daß ohne⸗ 
dies nach Sinn und Wortlaut des MietSchch. nicht die Folge einer 
Kündigung durch den Vermieter werden dürfe (vgl. LG. Glogau v. 
29. Sept. 1929: MietGer. 1929, 193; LG. Hagen v. 21. Juni 1929: 
SW. 1930, 287; Günther in der Anmerkung zu der erſten und 
Brumby in der Anmerkung zur zweiten Entſch.; Bahlmann: 
EA. S. 785). Hierzu nimmt das erk. Gericht folgenden Stand⸗ 
punkt ein: Trifft ein Mietvertrag Beſtimmung über die Höhe des 
Mietzinſes, ſo iſt dieſe Beſtimmung allerdings ein weſentlicher Be⸗ 
ſtandteil des Mietvertrages, aber nicht deshalb, weil die Beſtimmung 
des Mietzinſes weſentlicher Beſtandteil jedes Mietvertrages iſt, 
ſondern nach dem Grundjag des § 139 BGB. Dagegen iſt die land⸗ 
läufige Anſchauung, daß die Vereinbarung des Mietzinſes weſentliche 
Vorausſetzung für das Beſtehen eines Mietverhältniſſes ſei, in 
dieſer Allgemeinheit unrichtig. Ein Vertrag, durch den eine Sache 
jemanden auf Zeit entgeltlich überlaſſen wird, iſt ein gültiger Miet⸗ 
vertrag, auch wenn weder die Dauer der Gebrauchsüberlaſſung noch 
die Höhe des Entgelts beſtimmt iſt, wofern nur dieſe Umſtände 


ſo beſteht hierfür kaum ein genügender Anlaß; der Rechtsboden 
wird dabei völlig verlaſſen, genau ſo wie mit der weiteren Aus⸗ 
führung, daß dem künftigen Alleininhaber der Wohnung in der 
Regel ein Geldausgleich gegenüber dem anderen Ehegatten zur 
Laſt fallen ſoll. Der Vergleich mit dem Aufwertungsrecht iſt 
nicht überzeugend. Wie vollends ſoll entſchieden werden, wenn beide 
Ehegatten gleich ſchuld ſind an der Scheidung und wenn für beide 
auch gleichgewichtige Billigkeitsgründe ſprechen? Das Ausgehen 
von den Gemeinſchaftsgrundſätzen gewährt eine ſichere Grundlage, 
während der hier bekämpfte Standpunkt zur Prozeßführung in 
11 5 Einzelfall und damit zu einer unſinnigen Prozeßhäufung 
ührt. 

Es wird ſich auch fragen, ob eine Geſetzesänderung, wie ſie 
beiſpielsweiſe von Ilſe Adam, Tüb. Diſſ. S. 64 und Hertel: 
Mieter. 1930, 22 vorgeſchlagen wird, geboten erſcheint. Bejaht man 
dieſe Frage, ſo iſt es jedenfalls veranlaßt, zu dem von Hertel an⸗ 
geſtrebten Beſchlußverfahren auch den Vermieter als Beteiligten 
zuzuziehen und die Einwirkung der zu erlaſſenden Geſetzesbeſtim⸗ 
mung auf das Wohnungsmangelrecht (vgl. Gottſchalk: Grundſt⸗ 
Warte 1930, 90) zu beachten. 

IR. Dr. Bruno Stern, Würzburg. 


Zu 2. Darüber beſteht allerdings kein Streit, daß die aus⸗ 
nahmsloſe Nichtgeltung des RMietG. für Neubauten (auch der be⸗ 
zuſchußten) einen mangelnden Schutz des Mieters in bezug auf die 
Höhe des Mietzinſes einſchließt. Denn dieſer Mieter kann ſich un⸗ 
ſtreitig nicht einſeitig vom einmal vereinbarten Mietzins durch die 
Wahl der geſetzlichen Miete losſagen. Damit iſt aber noch nichts 
über die Steigerbarkeit der Miete geſagt. Dieſe aus der Nichtgeltung 
des RMietG. zu folgern, iſt grundſätzlich verfehlt. Denn mag auch 
die Miethöhe betr. Neubauten von der materiellen Regelung des 
NMiet®. befreit fein, fo führt doch der Prozeß der Mieterhöhung 
nicht zum RMietG., ſondern zum MietShG.; die Mieterhöhung iſt 
ja nicht anders als auf dem Wege der Kündigung zu erreichen. Der 
Geſetzgeber hätte es natürlich in der Hand gehabt, lediglich die 
Kündigung zum Zwecke der Räumung auszuſchließen bzw. zu be⸗ 
ſchränken, nicht auch die Kündigung zum Zwecke der Mietſteigerung. 
De lege lata bezieht ſich nun aber das MietSchG. ſchlechthin auf 
die Kündigung von Mietverhältniſſen ohne Rückſicht auf das Motiv 
bzw. Endziel der Kündigung. Dieſe Spaltung in das MietSchch. 
hineinzutragen, geht nicht an. Der Ausſchluß der Normen des 
NMietG., alſo über die Zwangsbildung der geſetzlichen Miete, d. h. 
der Ausſchluß der Erſetzbarkeit der Vertragsmiete durch die ge⸗ 
ſetzliche Miete und der Beſtimmungen über deren Errechnung be⸗ 
deutet eben noch nicht, daß der Vermieter ſteigern kann. Die Un⸗ 
möglichkeit, ftatt der Vertragsmiete einſeitig die geſetzliche Miete 
untergeſchoben zu bekommen, iſt eben noch nicht die Möglichkeit, die 
Vertragsmiete einſeitig zu erhöhen. Die Freiheit von den Feſſeln 
des NMietG. bedeutet noch nicht die Freihett von den Feſſeln 
des Miet Schcd. Das uneingeſchränkte Vorhandenſein dieſer Feſſeln, 
d. i. das Verbot jedweder Kündigung mietgeſchützten Raumes läuft 
allerdings auf ein Hemmnis der freien Mietzinsentwicklung auch 
für Neubauten hinaus. Es irrt aber, wer glaubt, daß das RMietch. 
die alleinige sedes für die Mietzinsmaterie iſt, vielmehr iſt dieſe 
sedes zugleich auch das MietSch®., weil die einzige Möglichkeit, 
um den Mieter zum höheren Mietzins zu zwingen, die ausſchließ⸗ 
lich in das MietSchc̃. fallende Kündigung iſt. 

Das obige Urteil irrt, wenn es meint, es müſſe der Steiger⸗ 
barkeit der geſetzlichen Miete durch Erhöhung der behördlichen 
Prozentſätze eine Steigerbarkeit der vom Rieth. befreiten Miete 
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beſtimmbar find (vgl. RENKomm. zu BGB. 8 241 gegen Ende). 
Hieraus ergibt ſich, daß die Kündigung den urſprünglichen Miet⸗ 
vertrag zum Erlöſchen bringt und daß für das kraft Mieterſchutzes 
nach Ablauf der Kündigungsfriſt „fortgeſetzte“ Mietverhältnis die Be⸗ 
ſtimmungen des früheren Mietvertrags weder in bezug auf Neben⸗ 
punkte — hierüber herrſcht grundſätzlich kaum noch Streit — noch 
in bezug auf die ſog. „weſentlichen Beſtandteile“ fortzugelten 
brauchen. Das Gegenteil folgt auch nicht an dem Wortlaut des 
8535 BGB., der Anlaß dazu gegeben hat, den vereinbarten Miet⸗ 
zins zum „Beſtand“ des Mietverhältniſſes zu rechnen, die Dauer des 
Mietverhältniſſes aber für bedeutungslos zu erklären. Es liegt 
auf der Hand, daß im § 535 BGB. nur zufällig vom „verein⸗ 
barten Mietzins“ und nicht auch von der „vereinbarten“ Mietzeit 
geſprochen wird. Beide Punkte ſind in gleichem Maß der Regelung 
bedürftig. Beide aber brauchen nicht unmittelbar durch die Ver⸗ 
tragsparteien geregelt zu fein. Die Abſicht des Mieterſchutzgeſetz⸗ 
gebers, den Mieter durch Aufrechterhaltung des Mietverhältniſſes im 
Beſitz ſeiner Wohnung zu ſchützen, läßt ſich ſomit verwirklichen, 
ohne daß Konftruktive Erwägungen dazu zwingen, den Vermieter 
gleichzeitig an dem bisherigen Mietzinſe feſtzuhalten. 

Fehl geht auch der Hinweis auf die arbeitsrechtlichen Beſchrän⸗ 
kungen der Kündigung des Dienſtverhältniſſes (Bahlmann 
a. a. O.). Die einſchlägigen Beſtimmungen des Arbeitsrechts ſuchen 
den Arbeitnehmer in gleicher Weiſe gegen den Verluſt ſeiner 
Stellung wie gegen die Verſchlechterung ſeines Lohnes zu ſchützen. 
Im Zwangsmietrecht dagegen herrſcht ſcharfe Trennung zwiſchen 
der durch das MietSchG. beſchränkten Entſetzung des Mieters aus 
den Mieträumen und der durch das AMiet®. getroffenen Regelung 
des Mietzinſes. Ergibt ſich nun auf dem Gebiete der Wohnungs⸗ 
zwangswirtſchaft der Fall, daß ein Wohnraum zwar dem MietSchch., 
aber nicht dem RMietG. unterſtellt wird, jo tritt dabei die Abſicht 
des Geſetzgebers zutage, den Mieter hier lediglich im Beſitz ſeiner 
Wohnung, nicht aber in bezug auf die Höhe des Mietzinſes zu 
ſchützen. Von ſeiten des Vermieters wird mit Recht darauf hin⸗ 
gewieſen, daß hier kein Anlaß beſteht, die Erhöhung des Miet⸗ 
zinſes zu verhindern, während doch ſogar im Bereiche des RMietch. 
der Mieter zur Zahlung der jeweils gültigen von Zeit zu Zeit er⸗ 
höhten Prozentſätze der Grundmieten verpflichtet iſt. Kann der 
Mieter ſich bei Berechnung der Miete nach dem RMietch nicht darauf 
berufen, daß die Mieterhöhung den durch das MietSch cg. beabſichtigten 
Schutz gefährde, weil er zur Zahlung der erhöhten Miete aus 
Mangel an Geld nicht imſtande ſei und deshalb eine Klage des 
Vermieters auf Aufhebung des Mietverhältniſſes gemäß 83 Miet- 
Sch. gewärtigen müſſe, fo find ähnliche Einwendungen um jo 
weniger ſchlüſſig, wenn der Geſetzgeber dem Mieter den Schutz des 
AMiet$. überhaupt nicht zugeſprochen und jo dem Vermieter in der 
Bemeſſung des Mietzinſes überhaupt nicht beſchränkt hat. 

Es geht endlich nicht an, den Vermieter darauf zu verweiſen, 
daß er ſich bei Abſchluß des Mietvertrages in demſelben die Steige⸗ 
rung des Mietzinſes nach beſtimmten Regeln ausbedingen könne, 
und ihn, wenn er von dieſer Möglichkeit keinen Gebrauch gemacht 
hat, am Wortlaut des Mietvertrages mit der Begründung feſt⸗ 
zuhalten, daß geſchloſſene Verträge zu halten ſeien, auch wenn das im 


durch den Vermieter trotz Geltung des Miet ch. gegenüberſtehen. 
Wenn der Neubauvermieter jene automatiſche Steigerung haben will, 
ſo muß er eine geſetzliche Miete vereinbaren; dann ſteigt natürlich 
kraft Vertragsabrede auch die Neubaumiete im Verhältnis der ge⸗ 
ſetzlichen Miete. 

Dabei iſt kein weſentlicher Unterſchied zu machen zwiſchen Ver⸗ 
trägen mit Kündigungsklauſel und ſolchen, deren Ablauf ohne 
Kündigung und alſo ohne Verlängerungsklauſel gewollt iſt. Denn 
auch die letzteren gelten nach 8 In MietSh®. auf unbeſtimmte Zeit 
geſchloſſen und verlängern ſich alſo automatiſch bei Ablauf der 
zunächſt beftimmten Zeit. Wer unter der Geltung des MietSchG. auf 
zwei Jahre vermietet, muß ſich eben ſagen, daß er auf unbeſtimmte 
Zeit und nur mindeſtens auf zwei Jahre vermietet hat. 

Hier entſteht freilich die auch im obigen Urteil geſtreifte Frage, 
wie es iſt, wenn bei Vertragsſchluß das Miet Sch. noch nicht ge⸗ 
golten hat, weil nämlich die preuß. Beſtimmung, daß bezuſchußte 
Neubauten unter das MietSchG. fallen, erſt ſpäter erlaſſen iſt. (Es 
könnte ſich übrigens nur um die Zeit v. 1. Okt. 1923 bis zum 
23. April 1924 handeln, nämlich zwiſchen dem Inkrafttreten des 
AMietSshG. und demjenigen der preuß. VO. v. 7. April 1924 in 
GS. S. 220.) Dieſer Vermieter hat ſich nicht geirrt, wenn er mit 
einer Steigerbarkeit nach Abſchluß der erſten Vertragsperiode rechnete, 
wobei es natürlich keinen Unterſchied macht, ob der Ablauf mit 
oder ohne Kündigung vorgeſehen war. Hier würde ſich wohl bei Ab⸗ 
lehnung einer angemeſſenen Steigerung der Miete der Rücktritt des 
Vermieters vom Vertrage aus der clausula rebus six stantibus 
rechtfertigen, denn inſoweit war die Abſchneidung der Möglichkeit 
nicht vorauszuſehen, die Vertragsmiete in Einklang mit der Ver⸗ 
änderung der Verhältniſſe zu bringen. (Zur Hauptfrage vgl. Bahl⸗ 
mann: EA. 785; Günther: MietGGer. 1929, 193; PrVolksw⸗ 
Min. im Erlaß II 6 Nr. 2491 = DWohnArch. 1929, 473; dagegen 
Hertel: Mieter. 1929, 112; Tränkmann: DWohnArch. 1929, 
472). RA. Brumby, Berlin. 
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Ergebnis eine Fehlſpekulation eines Vertragsteils bedeutet ie 
Begründung ift falſch, weil die ftreitige Frage gerade nicht Der 
traglich geregelt ift und oft gar nicht fo geregelt fein kann . 
Vermieter eines bezuſchußten Hauſes, der im Jahre 1927 eich 
Mietvertrag für 1928/29 abgeſchloſſen hat, konnte damals pe 
wiſſen, daß die preuß. VO. v. 16. März 1928 fein Haus ect, 
Mieterſchutz unterwerfen würde, und wollte für die Zeit nach dem ret 
zuläſſigen Kündigungstermin irgendeine Bindung überhaupt von 
eingehen, er iſt alſo nach Inkrafttreten der VO. nicht durch den sche 
ihm geſchloſſenen Vertrag, ſondern durch einen Eingriff des 1 
gebers gebunden und es iſt kaum billig, den Vermieter, 
nur auf beſtimmte Zeit zu beſtimmten Mietzins vermietet hat, f 
Kraft beſonderer geſetzlicher Beſtimmung dem Mieter die Miese 
über die beſtimmte Zeit hinaus überlaſſen muß, über dieſe den, 
hinaus an dem urſprünglich vereinbarten Mietzins feſtzuhal eit 
lediglich deshalb, weil er bei Vertragsſchluß nicht an die Möglichen 
gedacht hat, daß er vielleicht nach Ablauf der vereinbarten 11 
von Geſetzes wegen gezwungen werde, das Mietverhältnis als ole 
fortzuſetzen; dies um ſo weniger, als vermutlich der Mieter — 
Vertragsſchluß einen Mietvertrag mit gleitendem Mietzins auf 4 
ſprechenden Vertragsantrag des Vermieters eingegangen wäre, ich 
ferner der Mieter einer dem RMietc h. unterſtellten Wohnung Halit 
falls kein Recht auf unveränderten Mietzins hat und als egont⸗ 
der Mieter überhaupt der freier geſtellte, notfalls an die U gr 
fel des Mietverhältniſſes überhaupt nicht gebundener Vertrag 
teil iſt. 8 
(LG. II Berlin, 19. 8K, Urt. v. 21. Jan. 1930, 19 8 3741/29) 
Mitgeteilt von L Dir. Seelert, Berlin. 


- 
Dresden. 


3. 5 2 MietSchG. Brutale ftrafbare Handlung 
die ſich in den Räumen eines Mieters abſpielen, kön 
einen Mietaufhebungsgrund bilden. f) . dem 

Der Kl. begehrt Aufhebung des Mietverhältniſſes mit 3 2 
Bell. und Räumung wegen erheblicher Beläſtigungen aus hehe 
MietSsHG. Der Bekl. hat feine noch recht jugendliche Angel 
im März 1929 durch Drohungen, Anbrüllen und Verſcht al br 
zum Geſchlechtsverkehr mit ihm veranlaßt und ſie dabei brut 
handelt und geſchlagen, weshalb die Zeugin dann geſchrien ba ches 
bei einer anderen Gelegenheit, als ihm die Zeugin den Geſch was 
verkehr verweigerte, hat er dieſe angebrüllt, fie hatte zu tun 
er ihr ſagte. Als die Zeugin weggehen wollte, hat er ſie anger er 
und in einen Seſſel geworfen. Der laut weinenden Zeugin ihr 
dann Mund und Kehle zugehalten und ſie bedroht, er woe 
eine Bierflaſche an den Kopf hauen, daß die Wand mit geholt 
Blut beſpritzt würde. Dann hat er noch eine Hundepeitſche 9 len 
und der Zeugin mit Schlägen gedroht, die deshalb laut geſche ſie 
und geweint hat. Der Bekl. hat die Zeugin angebrüllt, wenn 0 
nicht ruhig wäre, würde er ſie erdroſſeln. Wenn ſich das ale as 
in den Räumen des Bekl. abgeſpielt hat, jo ſtellt dieſe Hank ine, 
weiſe doch zugleich eine erhebliche Beläſtigung des Vermieter? 


t 
Zu 3. Die zivile und ſtrafrechtliche Auffaſſung hatte hu 
Zeit dazu geneigt, die Kündigung an einen Mieter, in deſſen Rehn n 
geſchlechtliche Vorgänge außerehelicher Art ſich abgeſpielt Habe at 
billigen, wenn nicht gar vom Vermieter zu verlangen; Die Auf⸗ 
wenn Dritte durch dieſe Vorgänge nicht tangiert waren. Dieſe 
faffung iſt im weſentlichen überholt; fie ift namentlich nicht ii den 
MietShG. übergegangen. Auch die vorl. Entſch. macht nicht nicht 
Verſuch einer Wiederauffriſchung. Sie betrifft im Kernpunkte gor, 
das geſchlechtliche Moment als ſolches, ſondern vielmehr die eine 
nahme brutaler ſtrafbarer Handlungen durch den Mieter gegen He⸗ 
andere Perſon in den Mieträumen (Mißhandlung, Nötigung, in 
leidigung). Die Entſch. ſpricht aus, daß gegen einen Mieter, Auf⸗ 
ſeinen Räumen brutale Strafhandlungen ſolcher Art begeht, = ge 
hebungsanſpruch begründet ift. Ob ſolche Strafhandlungen d derer 
ſchlechtliche Gebiet berühren, wie vorliegend, oder ob ſie von an 
Art find, wird hierbei gleichbleiben. m 

Die Entſch. ift zu begrüßen. Wer Mieträume zur Bene pich⸗ 
brutaler Strafhandlungen benützt, verdient keinen Mieterſchuß! Die 
mehr verdient ſein Vermieter vorbeugenden Schutz gegen 1 der 
Exmittierung ſolcher Mieter liegt auch im direkten Intereſſe per 
Verbrechensbekämpfung, während es eine gewiſſe Unterftütund in 
Verbrechensbegehung bedeuten würde, wenn man ſolche Mi 
der Inhabung der Räume ſchützen wollte. ter un 

Nur wollen wir darüber klar ſehen, daß es ſich hier 
eine — richtige und notwendige — freie Rechtsfindung det 
Denn interpretativ wäre dieſe Rechtsfolge aus kein wußt⸗ 
beiden Tatbeſtände des 8 2 MietSchch. herauszuleſen. Das „ 10 zu 
ſein“, einen derartig brutalen Mieter in ſeinem Cru anf 
haben, und die „Befürchtung“ weiterer Mißhelligkeiten (zeige 
die vorl. Entſch. zur Begründung Bezug nimmt) find ſicherlic) miß⸗ 
„Beläſtigung“ im geſetzlichen Sinne. Wenn das Schreien te za 
handelten Zeugin vom Vermieter mitangehört worden fein 10 bing 
die Urteilsgründe ſagen hierüber nichts —, ſo könnte alle 
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Da 
ie Bewußtſein, einen derartigen brutalen Mieter in feinem Grund⸗ 


fig, zu haben und die aus dem geſchilderten Verhalten des Bell. 
Mi ergebende begründete Befürchtung, daß es mit einem derartigen 
eine er auch zu weiteren Mißhelligkeiten kommen Kann, bedeutet 
\ erhebliche Veläſtigung des Vermieters. 
G. Dresden, 9. ZK., Urt. v. 13. März 1930, 9 Dg 654/29.) 
Mitgeteilt von RA. Dr. Lothar Streit, Dresden. 


Münden, 5 


erg & 8 20 RMietch. Die Vertragspflicht des Vermie⸗ 
mit — Ablöſung vom Mieter inveſtierter Gegenſtände 
eren Wert, iſt durch $ 20 RMietG. erloſchen. +) 

Der Kl. hat am 1. Jan. 1927 mit dem früheren Eigentümer 
im vicauſes O.ſtr. 26 II einen Mietvertrag über eine Wohnung 
nd „een Stockwerk rechts, beſtehend aus vier Zimmern, einer Küche 
darin edenräumen, abgeſchloſſen. Als ortsübliche Friedensmiete wurde 
ſender ür das Jahr 1440 AM vereinbart und anerkannt. Unter „Be⸗ 
Mieter. Vereinbarungen“ war beſtimmt: „Inveſtitionen durch den 
Ofen Ant: Einverſtändniſſe mit dem Vermieter durch Aufſtellung von 
erf ag ubringung von Waſchbecken im Bade, Legen von Linoleum uſw. 
die u auf Koſten des Mieters, ohne daß derſelbe das Recht hätte, 

x Hm angebrachten Einrichtungen zu beſeitigen, doch wird ver⸗ 
Roſten daß die betreffenden (Abrechnungskoſten lies:) Anſchaffungs⸗ 
eng Abrechnung einer entſprechenden Abnutzungsquote nach 

ſeller Aufhebung des Mietverhältniſſes abgelöſt werden.“ 


rung Pa 9. Juni 1929 ift dem Bekl. im Wege der Zwangsverſteige⸗ 
Kl. auf Gidon zugeſchlagen worden. Am 3. Mai 1929 verließ der 


E rund einer Tauſchgenehmigung die Wohnung. 
löſung „verlangt mit der Klage die Zahlung von 350 AM als Ab⸗ 
becken für die von ihm eingebrachten Einrichtungen, eines Waſch⸗ 
5 im Bad und das Legen von Linoleum. 
eide Inſtanzen haben abgewieſen. 
ne beſondere Vereinbarung über die Ablöſung von Einrich⸗ 
ſeſeeltch lt ſchon dadurch erloſchen, daß der Kl. nachträglich die 
0 Miete, die monatlich nur 71 RM betrug, verlangt hat 
* iet .). Die Vereinbarung war nur im Intereſſe des Kl. 
Co denn unter der Herrſchaft der gegenwärtigen Mietengeſetz⸗ 
a geſc iet Schcz. und AMiet®.) konnte der Vermieter an den vom 
chaffenen Einrichtungen kein Intereſſe haben, da ihm keine 


baltnts an „Beläſtigung“ erblickt werden; indeſſen auf dieſes ver⸗ 
N big ae Moment ſollte die Mieteaufhebung nicht 
rden. 


RA. Dr. Fritz Dehnow, Hamburg 


du 4. In Mietverträgen findet ſich nicht ſelten eine Be⸗ 
ie g, wonach der Vermieter die Verpflichtung übernimmt, vom 
nde ltierte Gegenſtände mit ihrem Werte abzulöſen. Das 
e Urteil nimmt nun zu der Frage Stellung, ob dieſe Ver⸗ 
lichtung durch die Einführung der geſetzlichen Miete im 
. doch a Ei erliſcht. Das Urteil bejaht dieſe Frage, 
ich zu Unrecht. 
Über em $20 RMietch. erliſcht jede vom Vermieter oder Mieter 
dertrag nene, ihm nach den Vorſchriften des BOB. über den Miet⸗ 
der Höhe f. obliegende Verpflichtung, ſofern ſie auf die Feſtſetzung 
Übri des Mietzinſes offenbar von Einfluß war, während im 


og auf Vertrag beruhenden Rechte und Pflichten der Ver⸗ 
die fraalz unberührt bleiben. Die Entſch. hängt nun davon ab, ob 
offenba He Beſtimmung auf die Feſtſezung der Höhe des Mietzinſes 
weil von Einfluß war. Das Gericht nimmt dies deswegen an, 
ermieter an den vom Mieter geſchaffenen Einrichtungen 
ſſe gehabt habe, da ihm keine Handhabe gegeben ſei, ſeine 
dungen für die Einrichtung durch eine höhere Miete wieder 
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dung Wer Dies iſt an und für ſich richtig, aber dieſer Geſichts⸗ 
die Einri nicht ausſchlaggebend. Maßgebend iſt vielmehr, daß durch 
und chtungen eine Bereicherung des Vermieters eingetreten iſt, 


egen Erſatz für dieſe Bereicherung nichts weiter iſt, als eine 
des m Kung dafür, daß die Bereicherung endgültig in das Vermögen 
ergiht zmieters übergeht. Die Zutreffendheit dieſes Geſichtspunkts 
erkennt, d auch klar daraus, daß das Gericht im Urteil ſelbſt an⸗ 
edenſtänden dem Mieter ein Wegnahmerecht an den inveſtierten 
Mieter nden gem. 8547 Abf. 2 0 VB. zuiteht. Wenn alſo der 
dum 1 der Lage iſt, das Vermögen des Vermieters durch Weg⸗ 
Vermieers Gegenſtände zu vermindern, dann kann der Erſatz des 
ermin es nur eine Gegenleiſtung dafür bilden, daß der Mieter die 
N Wie u des Vermögens des Vermieters nicht vornimmt. 
dem Stan ich auch aus 9 907 Abf.? BOB. ergibt, ſtellt ſich nach 
ji ale des Geſetzgebers die Abwendung des Wegnahmerechts 
gaben als eiſtung ſeitens des Vermieters nicht als eine Pflicht, 
erſtörungs ein Recht des Vermieters dar, weil eben hierdurch die 

a 1 don wirtſchaftlichen Werten hintangehalten wird. > 
aM entarn dig iſt, daß fich, ſoviel ich geſehen habe, ſümtliche 
ſhetauchte zum NMiet®. über die ſtrittige und wohl ſchon öfter 

e Frage nicht ausſprechen. 
RA. Hans Berolzheimer, München. 
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Handhabe gegeben iſt, ſeine Aufwendungen durch eine höhere Miete 
wieder einzubringen. Dem Kl. gab ſie aber die Möglichkeit, nach ſeinen 
Wünſchen die Wohnung auszuſtatten und die Koſten dafür, abzüglich 
einer Abnutzungsquote, beim Auszug wiederzuerlangen. Die vom 
Vermieter abweichend von der Regel des § 547 Abſ. 2 BGB. über⸗ 
nommene Verpflichtung war alſo offenbar auf die Feſtſetzung der 
Höhe des Mietzinſes von Einfluß und erloſch mit dem Übergang zur 
geſetzlichen Miete. An ihre Stelle trat die geſetzliche Regelung des 
8547 Abſ. 2 BGB. Dem Kl. verblieb nur das Recht, die von ihm 
angebrachten Einrichtungen wegzunehmen, wobei er aber den vorigen 
Zustand auf feine Koſten nach 8 258 BGB. wiederherzuſtellen hatte. 

Der Übergang des Eigentums auf die Bekl. im Wege der 
Zwangsverſteigerung hat die Rechte und Pflichten aus dem Miet⸗ 
vertrag auf die Bekl. übergehen laſſen. Ein Recht des Kl. auf Ab⸗ 
löſung ſeiner Einrichtung beſtand aber damals nicht mehr. 


(LG. München I, 7. R., Urt. v. 9. Dez. 1929, VII 1136/29.) 


Berlin. II. Verfahren. 


5. Keine Umſatzſteuererſtattung 
anwalt durch den Staat. ) 

Die Abſetzung von 0,30 RM an Umſatzſteuer iſt zu Recht er⸗ 
folgt, da dem RA. nach dem ArmAnw®. v. 20. Dez. 1928 im 
Gegenſatz zu dem Arm Anw. v. 6. Febr. 1923 ein Anſpruch auf 
Erſtattung der Umſatzſteuer gegen die Staatskaſſe nicht zuſteht. 
Während nämlich nach 8 1 des Geſetzes v. 6. Febr. 1923 der RA. 
„die Gebühren und Auslagen nach Maßgabe der RAGebd. und der 
ſie ergänzenden Vorſchriften von der Staatskaſſe erſetzt“ verlangen 
Konnte, find in 8 1 des Geſetzes v. 20. Dez. 1928 die Worte „und 
der ſie ergänzenden Vorſchriften“ in Fortfall gekommen. Hiermit iſt 
auch der Erſtattungsanſpruch gegen die Staatskaſſe wegen der Um⸗ 
ſatzſteuer beſeitigt. Denn dieſer Anſpruch fand ſeine geſetzliche Grund⸗ 
lage nur darin, daß zu den „ergänzenden Vorſchriften“ auch die Be⸗ 
ſtimmungen des UmfSt®. zu rechnen waren (Walter ⸗Joachim⸗ 
Friedlaender, NAGED., 8. Aufl., Ziff. 3 zu Anhang I), 
während unter „Auslagen nach Maßgabe der RAGebdO.“ nur die in 
den 88 76—83 RAGebO. im einzelnen aufgeführten Auslagen ver⸗ 
ſtanden werden können. 


(SG. 1 Berlin, Beſchl. v. 16. Juni 1930, 29 T 657/30.) 
Mitgeteilt von RA. Dr. R. Steinitz, Berlin. 
* 


an den Armen⸗ 


Zu 5. Wenn man die Entſch. nicht ſchwarz auf weiß ſehen 
würde, würde man ſie wohl kaum für glaubhaft halten. Es handelt 
ſich um die Frage, ob der Fiskus in Armenſachen verpflichtet iſt, 
dem RA. die Umſatzſteuer zu erſtatten. Die Begründung des Urt. 
ſagt: Das Gehührengeſetz v. 6. Febr. 1923 lautet: 

In bürgerlichen Rechtsſtreitigkeiten werden im Falle der 
Bewilligung des Armenrechts dem für die arme Partei beſtimmten 
RA. die Gebühren und Auslagen nach Maßgabe der RAGebd. 
und der fie ergänzenden Vorſchriften von der Staats⸗ 
Kaſſe erſetzt. 

8 1 des Gebührengeſetzes v. 20. Dez. 1928 lautet dagegen: 

In bürgerlichen Rechtsſtreitigkeiten werden im Falle der 
Bewilligung des Armenrechts dem für die arme Partei beſtellten 
RA. die Gebühren und Auslagen nach Maßgabe der RAGebd. 
mit folgenden Beſchränkungen erſetzt .. 

Es wird nun wie folgt argumentiert: 

Nach dem früheren Geſetz war neben den Gebühren auch noch 
die Umſatzſteuer erſtattungspflichtig, denn ihre Erſtattungspflicht war 
in „ergänzenden Vorſchriften“, nämlich im UmſtG., vorgeſehen. 
Im neuen Geſetz iſt aber auch die Bezugnahme auf ergänzende 
Beſtimmungen anderer Geſetze fortgelaſſen. Es ſind hiernach nur die 
Gebühren ſelbſt erſtattungsfähig. 

Sollte dies wirklich in der Abſicht des Geſetzgebers gelegen 
haben? Die preuß. Juſtizverwaltung jedenfalls iſt nicht dieſer An⸗ 
ſicht. Denn auf den amtlichen Vordrucken für die Koſtenrechnung 
in Armenſachen erſcheint nach wie vor unter Ziff. 7 die Umſatz⸗ 
ſteuer. Die Formulare laden gewiſſermaßen den RA. ein, den An⸗ 
ſpruch auf Erſtattung der Umſatzſteuer geltend zu machen, und mein 
er dieſer Einladung Folge leiſtet, wird der Antrag gebührenpflichtig 
zurückgewieſen. 

Unſerer Anſicht nach iſt die Deduktion des Gerichts verfehlt. 
Neben dem Armenrechtsgeſetz v. 20. Dez. 1928 iſt auch der 8 11 
UmjSt®. geltendes Reichsrecht. Dieſer gibt den RA. das Recht, bei 
geſetzlich bemeſſenen Gebühren die Steuer neben den Ent⸗ 
gelten in Rechnung zu ſtellen. Es war daher gar nicht notwendig, 
daß das Geſetz von 1923 ſich auch noch auf die „ergänzenden Be⸗ 
ſtimmungen anderer Geſetze“ bezog. Die Verpflichtung des Fiskus 
zur Erſtattung der Umſatzſteuer ergab ſich früher — wie heute — 
aus 8 11 UmjSt®., und zwar gerade deshalb, weil dem RA. in 
Armenſachen eine geſetzlich bemeſſene Gebühr zu erſtatten iſt. 

Die Entſch. der 27. 3K. hat leider bereits Schule gemacht. 
Es iſt zu hoffen, daß die Praxis ſich bald eines beſſeren beſinnt. 

RA. Dr. Paul Marcuſe, Berlin. 
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Frankfurt a. M. 


6. 8 18 PrSchiedsmann O. Ein Räumungsvergleich 
vor dem Schiedsmann, bei welchem der Ehemann als Mieter 
ſeine Ehefrau mit vertreten hat, iſt ungültig 

Zwar ſteht entgegen der Anſicht des angefochtenen Beſchluſſes 
§ 49 MietSsh®. der Erteilung der Vollſtreckungsklauſel nicht ent⸗ 
gegen (vgl. Ebel⸗Lilienthal, Mietschch., Anm. 5b zu $ 27, 
Anm. 5 zu § 1p, und Beſchl. des KG. v. 21. Dez. 1925, 17 Y 
150/25: Hertel Nr. 209). Wie das KG. in letztgenauntem RE. 
ausführt, ſind gegen die Zuläſſigkeit der Aufnahme einer Räumungs⸗ 
verpflichtung in einem vor einem Schiedsmann abgeſchloſſenen Ver⸗ 
gleich Bedenken nicht erſichtlich. Es handelt ſich hier nicht um 
einen Verzicht auf den Mieterſchutz i. S. von § 49 MietSchG. 

Die Erteilung der Vollſtreckungsklauſel iſt aber aus einem 
anderen Grunde unzuläſſig. Nach § 32 PrSchiedsO. v. 3. Dez. 1924 
findet die Zwangsvollſtreckung aus einem vor einem Schiedsmann 
abgeſchloſſenen Vergleiche ſtatt, und es finden die Vorſchriften der 
ZPO. über die Zwangsvollſtrechung aus einer notariellen Urkunde 
mit der Maßgabe entſprechende Anwendung, daß die Vollſtreckungs⸗ 
klauſel von dem AG. zu erteilen iſt. Nach $ 18 PrSchiedsmO. iſt 
aber die Vertretung der Parteien durch Bevollmächtigte unzuläſſig 
mit der Wirkung, daß dann, wenn ein Schiedsmann entgegen der 
Vorſchrift des 8 18 einen Bevollmächtigten zugelaſſen und mit dieſem 
einen Vergleich aufgenommen hat, ein wirkſamer Schiedsmanns⸗ 
vergleich nicht vorliegt. Eine Vollſtreckungsklauſel darf in dieſem 
Falle nicht erteilt werden (vgl. Hartung, Die PrSchiedsmO. 
1925, Verlag Bensheimer & Heymann, Anm. 5 zu § 18 S. 144 und 
Anm. 40 zu 8§ 32 S. 186). 

Wie ſich aus dem Schiedsmannsprotokoll ergibt, hat im vor⸗ 
liegenden Falle der Schiedsmann den Antragsgegner als Bevollmäch⸗ 
tigten ſeiner Ehefrau zugelaſſen, und hat der Antragsgegner im 
Protokoll die Räumungsberpflichtung für ſich und feine Ehefrau 
als deren Bevollmächtigten abgegeben. Durch den gemäß Beweis⸗ 
beſchluß v. 15. Oktober 1929 eingereichten Mietvertrag v. 18. Juni 
1927 ſteht feſt, daß in der Tat die Ehefrau des Antragsgegners die 
Wohnung mitgemietet hat, und ſomit ihre Verpflichtungserklärung 
zur Räumung mit erforderlich geweſen iſt. Daß das durch den ge⸗ 
meinſchafllichen Vertrag durch die Eheleute Sch. erworbene Miet⸗ 
recht zum Gemeingut der allgemeinen Gütergemeinſchaft oder eines 
entſprechenden Güterſtandes gehört und deshalb der Ehemann gem. 
8 1443 BGB. allein darüber verfügen kann, iſt nicht dargetan. 
Ein wirkſamer Schiedsvergleich liegt hiernach nicht vor, und eine 
Vollſtreckungsklauſel kann hiernach nicht erteilt werden. Eine Voll⸗ 
ſtreckungsklauſel kann hiernach auch nicht gegen den Antrags⸗ 
gegner Fritz allein erteilt werden, da nach Anſicht der 
Kammer die Aufhebung eines Mietverhältniſſes gegenüber allen 
Mietern nur einheitlich erfolgen kann. Vgl. über dieſe Frage mit 
eingehender Begründung und Literaturangabe Beſchl. des KG. v. 
8. Juni 1929, 17 Y 34/29: Hertel Nr. 523. 


(LG. Frankfurt a. M., Urt. v. 5. Nov. 1929, 14 T 790/29. 


* 
Krefeld. 

7. 8 732 3PO.; 8 16 Miet SchG. Bei Räumungs-⸗ 
urteilen darf der Gerichtsvollzieher nicht den Nachweis 
der ordnungsgemäßen Erteilung der Vollſtreckungsklauſel 
fordern. 7) 

Der Gerichtsvollzieher iſt nicht befugt zur Prüfung der 
Frage, ob der Urkundsbeamte die Vollſtreckungsklauſel in der rechten 
Weiſe und unter Beachtung der geſetzlichen Vorſchriften erteilt hat. 
Er kann infolgedeſſen auch nicht berechtigt ſein, eine Prüfung nach 
der Richtung hin anzuſtellen, ob im einzelnen Falle der Urkunds⸗ 
Beamte befugt war, die Vollſtreckungsklauſel, wie es die Regel iſt, 
aus eigener Machtvollkommenheit zu erteilen, oder ob einer der be⸗ 
ſonderen Fälle vorlag, wo der Urkundsbeamte nur auf Anordnung 
des Vorſitzenden die vollſtrechbare Ausfertigung eines Urteils er⸗ 
teilen darf. Der Gerichtsvollzieher iſt dazu auch in den meiſten 
Fällen nicht in der Lage, da ihm weder Akten noch ſonſtige Unter⸗ 
lagen zur Verfügung ſtehen. Dieſe Prüfung iſt lediglich dem Ur⸗ 


Zu 7. Der Entf. tt mit Rückſicht auf den Schlußabſatz der 
Entſcheidungsgründe zuzuſtimmen, nicht aber in der übrigen Be⸗ 
gründung. $ 16 Abſ. 2 MietSch GG ſagt: „Die Anordnung des Vor⸗ 
ſitzenden iſt in der Vollſtreckungsklauſel zu erwähnen.“ Damit 
ſchließt ſich das Geſetz den 88 727 Abſ. 2, 730 Abi. 3 ZPO. an. 
Daß letztere nur eine Ordnungsvorſchrift enthielten, deren Be⸗ 
achtung vom Vollſtreckungsbeamten nicht nachzuprüfen iſt, wird 
lediglich von Baumbach angenommen, mit der Begründung, die 
gegenteilige Lehre ſei zu formaliſtiſch. Die in obiger Entſcheidung 
erwähnten Entſcheidungen ſtimmen mit der Baumbach ſchen 
Auffaſſung nicht überein. Es iſt nicht richtig, daß nur Ebel⸗ 
Lilienthal und Krüger⸗Herbot den gegenteiligen Stand⸗ 
punkt einnehmen. Auch Stein⸗Jonas vertritt entgegen ſeiner 
Erwähnung in obiger Entſch. nicht die daſelbſt niedergelegte Auf⸗ 
faſſung (opgl. Stein⸗Jonas 8 726 VI: „Wenn die Klauſel die 
Anordnung des Vorſitzenden, ſoweit es ihrer bedarf, nicht erwähnt, 


kundsbeamten möglich, der dafür auch allein die Verantwortung 
tragen muß. Es ergibt ſich daraus, daß der Gerichtsvollzieher ie 
nicht deshalb die Vollſtreckung aus einer vollſtreckbaren Urte 
ausfertigung ablehnen darf, weil nach feiner Anſicht einer der des 
vorliegt, wo die Vollſtreckungsklauſel nur auf Anordnung n 
Gerichtsvorſitzenden erteilt werden durfte und wo aus * 
Grunde die Vollſtreckungsklauſel einen Vermerk darüber 8 5 
halten müßte, daß die Klauſel auf Anordnung des Vorſitzenden nd 
teilt ſei. Dieſe Auffaſſung entſpricht auch der in der Literatur . r 
Rſpr. überwiegend vertretenen Meinung, daß der Gerichtsvolzieh 
nicht prüfen dürfe, ob die Vollſtreckungsklauſel zu Recht erteilt 17” 
Vgl. Stein⸗Jonas, 8 724 Anm. 1; Baumbach, 8 775 Anne 
KG.: OLGRſpr. 17, 335; 25, 264; 37, 196; OLG. Roſtock: * 5 
Ripr. 42, 32. Ebel⸗Lilienthal zu 8 16 MietSchch. Anm. 1. f, 
Krüger⸗Herbot, 8 16 MietSchch. Anm. 6 vertreten die die 
nung, daß der Gerichtsvollzieher nicht vollſtrecken dürfe, wenn er- 
Anordnung des Vorſitzenden nicht in der Vollſtreckungsklauſel 10 
wähnt ſei. Beide Komm. geben für ihre Anſicht keine Begründn K, 
Ihre Anſicht läßt ſich auch nicht etwa mit der beſonderen Sachlag 
die ſich für das Gebiet des Mieterſchutzrechts bietet, begründen. 6. 
die Vollſtreckungsklauſel aus Räumungsurteilen des Mietechoff 7 
erteilt der Urkundsbeamte, auch hier iſt keinesfalls ſtets bie au- 
ordnung des Vorſitzenden erforderlich, ſondern nur im Falle der R 3 
mung gegen Erſatzraumgeſtellung. Auch hier aljo liegt die u 
lichkeit einer Prüfung der Vorausſetzungen, ob die . 
mit oder ohne Anordnung des Vorſitzenden erteilt werd, 
darf und auch die Verantwortung für die Erteilung er 
Urkundsbeamten und nicht beim Gerichtsvollzieher. Es it © 
nicht wegen der ſchwerwiegenden Folgen einer Zwangsrau hi 
für die Verurteilten eine anderweitige Regelung am Platze, Ablauf 
Zwangsvollſtreckung aus einem Räumungsurteil nur nach mne 
einer Friſt von mindeſtens ſieben Tagen ſeit der Zuſtellung III 
vollſtreckbaren Ausfertigung des Urteils zuläſſig iſt gem. bf 
des $ 16 Mietschch. Der Verurteilte hat alſo Zeit genug, die u 
zuſtehenden Rechtsbehelfe zu ergreifen, wenn die vollſtreckbare 
fertigung nicht den Vorſchriften entſpricht (§ 732 ZPO.). m 
Im vorliegenden Falle aber war, wie ſich aus den Pe, 
akten ergibt, die Weigerung des Gerichtsvollziehers auch deshalb die 
begründet, weil die Beſchränkung der Zwangsvollſtreckung dur feld 
Geſtellung eines Erſatzraumes durch den Beſchluß des LG. in FE l- 
aufgehoben worden ift, alſo tatſächlich der Urkundsbeamte die 
ſtreckungsklauſel erteilen durfte. 
(LG. Krefeld, Beſchl. v. 23. Juli 1929, 5 T 309/29.) 


Mitgeteilt vom Haus⸗ u. Grundbeſitzer⸗Verein e. V., Krefeld. 


B. Verwaltungsbehörden und Verwaltungsgerichte 
I. Reich. 


Reichsfinanzhof. 


Berichtet von Reichsfinanzrat Dr. Boethke, Reichsfinanzrat 
und Reichsfinanzrat Dr. Georg Schmauſer, München. 


E Wird in der amtlichen Sammlung der Eutſcheidungen des mei 
finanzhofs abgedruckt.] 


8 
1. 88 11, 15 Abſ. 1 Nr. 3, 16 Abſ. 1, 4 u. 5 Nr. 1,1 
Abs. 1 Nr. 1, 38 Abſ. 1 Nr. 1 EinkStG. bmen 
a) Vom Hausverwalter unterſchlagene Miete inna“ 
kann der Vermieter als Werbungskoſten abziehen. ine 
Deckung der Unterſchlagung erhaltene Beträge bow a; 
i. S. § 11 Abſ. 1 als zugefloſſene Einnahme geltende meu 
denserſatzforderung gegen den Verwalter find Einnah 
des Vermieters im Rahmen der Vermietung. den 
b) Koſten der Beſchaffung einer Hypothek durch ger 
Geſellſchafter einer GmbH. zum Zweck der Tilgung iger’ 
Schuld des Geſellſchafters an die Gmbh. find keine 


Arlt 


Hr 1a 
fo iſt fie unwirkſam und die Vollſtreckung unzuläſſig und ein 99 
wohl vorgenommener Vollſtrechungsakt unwirkſam in dem zoo 
bem. IV und vor 8 704 dargelegten Sinne“). Der Geriche 30 
zieher hat zwar nicht zu prüfen, ob die Vollſtreckungsklaul sie 
recht erteilt iſt; die in der Klauſel bezeugten ſachlichen Erforde 196 
der Vollſtreckung ſind ſeiner Nachprüfung entzogen (OLG. acht art 
Groffebert: DMietR. 1930, 936). Man wird aber un 
zunehmen haben, daß eine formell unzulängliche Vollſtreteg ist 
klaufel den Gerichtsvollzieher binde. Formell unzulänglec troß 
eine Vollſtreckungsklauſel, die die Anordnung des Vorſitzenden l 
geſeglicher Vorſchrift nicht erwähnt. Die Feſtſtellung, ob 10 stud 
ſtreckungsklauſel formell unzulänglich iſt, muß wie die Feſt Voll 
anderer formeller Mängel der Vollſtreckungsklauſel dem 
ſtreckungsorgan überlaſſen werden. ur burg. 
IN. Dr. Bruno Stern, Würz 


D Iafıg, 1930 Heft 42/43] 


bu 

Gndskoſten für das Einkommen aus dem Anteil an der 

trag d. ſelbſt wenn infolge der Schuldrückzahlung der Er- 
8 des Anteils geſteigert wird. f) 


auf über ſteht der Beſchw§. mit Recht auf dem Standpunkt, daß 
miei dieſer Reſt Werbungskoſten für das Einkommen aus Ver⸗ 
1 8 
folge : efahrenkreiſe des Hauswirts; der Verluſt des Geldes in⸗ 
Miet 
(8 16 9 und mithin nach der dem Begriffe der Werbungzkoften 
ern 
ar ugskoſten zu rechnen (vgl. Entſch. des Rid. 20, 208; 21, 84; 
u 5 
ie 
a gedeckt wird, würde eine Einnahme aus Vermietung vorliegen. 
fällige 1 5 wenn die Möglichkeit alsbaldiger Deckung i. S. eines 
beſtehen icheren Anſpruchs gemäß 8 11 EinkStG. vorliegt. Dabei 
folgt 5 keine Bedenken, die Aufwendungen in dem Jahre als er⸗ 
zuötichen, in welchem die Veruntreuung entdeckt wird. 
lieg ien Vorbehörde verkennt die Rechtslage, wenn ſie den vor⸗ 
n Fall mit dem Fall des Verluſtes von Mietgeldern durch 
hrundfägliwirt ſelbſt vergleicht. Bei letzterem wäre — wenigſtens 
aus de lich — anzunehmen, daß mit der Vereinnahmung das Geld 
und je typiſchen Gefahrenkreis eines Vermieters als ausgeſchieden 
gelten Ten, private Vermögensſphäre des Eigentümers übergeführt 
r 


mit u, jo daß ſpätere Veränderungen im Beſtande nicht mehr 
ſammen zielung von Mieteinnahmen in wirkſchaftlichem Zu⸗ 
Hausy, hange ſtehen. Anders wäre es, wenn die Gelder nicht vom 


berwaltu alter, ſondern von einer mit der allgemeinen Vermögens ⸗ 
ung betrauten Perſon unterſchlagen wären. 


Whg ist auch nicht richtig, wenn die Vorbehörde bei dem zum 
daß s Sußelaffenen Teil den Grund hierzu lediglich darin ſieht, 


ch um nachträglich angeforderte Steuern (516 Abſ. 5 
I Fandel Denn dieſe Steuern waren vom BeſchwF., wie 
der G crerklärung und die Feſtſtellungen des Fin A. insbef. in 
ſpruchsentſcheidung deutlich ergeben, bereits als Werbungs⸗ 

chtigt, zum mindeſten ſoweit ſie 1925 betrafen; ſie 
werden alſo nicht nochmals aus dem gleichen Grunde abgezogen 
anmeldung kn die Vorbehörde weiter eine Berichtigung der Vor⸗ 
nach Tägliche für 1924 als erforderlich erwägt, d. h. offenbar die 
1924 b che Streichung der darin abgezogenen Steuerbeträge für 
der langt, fo würde damit zwar die doppelte Abſetzung 
inſowejt ner für 1924 vermieden. Andererſeits würde das aber 
unters . Verweigerung des Begehrens des BeſchwF., die 
Enderge nba gun zu berückſichtigen, gleihkommen, da dann im 
zinsſtene 3 lediglich ein mal die unbeſtritten abzugsfähige Miet- 

zar abgeſetzt wäre. 
raucht jedoch nicht weiter hierauf eingegangen zu werden, 
derten Stergebnis iſt durch nochmalige Abſetzung der nachgefor⸗ 
Betr e tatterbeträge mittelbar die Unterſchlagung in Höhe dieſer 
di, lächfich dem Begehren des Beſchog entfpredend jeben- 
Na en umſtrittenen Steuerabſchnitt bepückſichtigt. 
— Vorſtehenden wären alſo lediglich die noch weiter 


der N l. Gegenſtaud des Streites iſt wieder einmal der Begriff 
der rberln gs koſten. Der Ri. verwirft zu a die Auffaſſung 
kaum nenftang als zu engherzig — um zu b dann ſelbſt eine 
zu vertreten anfechtbare Auffaſſung bezüglich desſelben Begriffs 


9 x 
Fincher nicht nur die Veranlagungsbehörden, ſondern ſogar das 
de von 0 — Frage zu a — auf den Standpunkt geſtellt hatten, 
Dausei ane Verwalter unterſchlagenen Mietgelder ſeien dem 
Heiſens d mer als Einnahmen zuzurechnen, daß es erſt des Ein⸗ 
1 ltung des Rich. bedurfte, um die gegenteilige Auffaſſung zur 
x ick bringen, muß man als erſtaunlich bezeichnen. Denn 
0 eg licher Betrachtungsweiſe it dieſe gegenteilige Auffaſſung 
nweifeln ich ſelbſtverſtändlich, und man kann an ihr ebenſowenig 
andekehrt 0 daran, daß nachträglich wieder eingebrachte Verluſte 
Güeres als Mieteinnahmen zählen und daß es etwas weſentlich 


* 
eld denn as wenn der Eigentümer die Miete bezogen hätte, das 


un aber bei i a 7 

Di dei ihm geſtohlen worden oder verlorengegangen wäre. 
Sage abe wirtſchaftliche Betrachtungsweiſe wird aber auch — 
dere hppotheß ſich dafür entſcheiden, daß die Koſten der Beſchaffung 


„deren Aufnahme für eine Umſchuldung dient, K 
str. Ders 1 für eine Umſchuldung dient, Koſten 
fete rang! des Kapitalvermögens find. Mag man darüber 

den 8 mn dieſe Koſten abgezogen werden können (ob, ſoweit 


* harakter eines Damnums tragen, erſt bei Rückzahlung 
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begehrten 1543,35 RM als Werbungskojten neu abzuziehen, voraus⸗ 
geſetzt, daß die Erſatzforderung des BeſchwF. an den Hausverwalter 
nichk wiederum als Einnahme i. S. der anfänglichen Ausführungen 
zu behandeln wäre. Es bedarf jedoch keiner weiteren Erhebungen 
hierüber. Denn ſelbſt wenn die Forderung, ſoweit ſie nicht tat⸗ 
ſächlich im Jahre 1925 beglichen iſt, als zweifelhaft angeſprochen 
wird und deshalb als Einnahme des Jahres 1925 nicht berück⸗ 
ſichtigt zu werden braucht, wäre der Rechtsbeſchwerde aus den 
nunmehr zu erörternden Gründen der Erfolg zu verſagen. 

II. Der BeſchwF. begehrt weiter Abſetzung der Koſten einer 
Hypothekenbeſchaffung. Die Vorbehörde hat hiervon 60% als ab- 
zugsfähig anerkannt. Der Beſchw§. meint, es hatten trotz der Be⸗ 
ſchränkung feines früheren Antrags auf dieſe 60% die Unkoſten in 
voller Höhe abgezogen werden müſſen. 

Zunächſt beſtehen Bedenken, alle Einzelpoſten der Beſchaffungs⸗ 
koſten als abzugsfähig und als herausgefloſſene Ausgaben 
des Jahres 1925 (8 11 Abſ. 1, 4) anzuſehen. Das letztere kann be⸗ 
ſonders bei dem Unterſchiede der hingegebenen Valuta: 19000 AM 
Nennbetrag unter pari liegender Pfandbriefe gegen 20000 RM zus 
rückzuzahlenden Hypothekenkapitals zweifelhaft ſein, da zum min⸗ 
deſten in dem Nominalbetragsunterſchiede, möglicherweiſe aber auch 
in der Kursdifferenz (vgl. StW. 1928, 300 Nr. 180 = RStBl. 1928, 
197 Nr. 340) ein damnumartiges Entgelt für die Überlaſſung der 
Geldnutzung geſehen werden kann und das Damnum nach der Entſch. 
des Sen., VI A 127/29, v. 1. Mai 1929 (StW. 1929 Nr. 496 — 
RStBl. 1929, 427 Nr. 607) erſt im Jahre der Rückzahlung der 
Hypothen abzugsfähig iſt, und zwar auch nach 8 15 Abſ. 1 Nr. 3 
EinkStG. (Schuldzinſen). Es bedarf aber keiner näheren Prüfung 
in dieſer Richtung, da der Vorbehörde auch in grundſätzlicher 
Beziehung nicht beigeſtimmt werden kann. Sie ſieht nämlich die 
Hypothekenbeſchaffungskoſten inſoweit als Werbungskoſten für Ein- 
künfte aus Kapitalvermögen an, als das beſchaffte Kapital vom 
BeſchwF. einer Gmbh ., deren Geſchäftsführer und Hauptgeſellſchafter 
der BeſchwF. iſt, zugeleitet worden iſt zwecks Tilgung einer Schuld 
desſelben an die GmbH. Dieſe Schuld habe das Fruchtergebnis aus 
dem GmbH.-Anteil beeinträchtigt, durch die aufwändige Tilgung 
der Schuld komme er in den vollen Genuß der Einkünfte. Dieſe 
Auslegung ſpannt in mißverſtandener Auslegung des Urt. v. 24. März 
1927, VI A 92/27 (StW. 1927 Nr. 151 und NEL. 1927, 
149) den Begriff der Werbungskoften für Kapitaleinkünfte zu weit. 
Daraus, daß dieſes Urt. die Koſten einer Reiſe zur Generalverſamm⸗ 
lung bei einem Aktionär deshalb für nicht abzugsfähig erklärt, weil 
hierbei die Frage der Zweckmäßigkeit einer Abſtoßung der Aktien, 
alſo die Veränderung der Kapitalanlage, überwog, kann nicht ge⸗ 
ſchloſſen werden, daß nun alle Aufwendungen, die der Beteiligte 
im Intereſſe der Geſellſchaft macht und von denen er mittelbar 
auch eine günſtige Auswirkung auf die Entwicklung des Ertrags 
ſeiner eigenen Beteiligung erhofft, Werbungskoſten für dieſen Er⸗ 
trag bilden. Der Senat hat vielmehr in ſtändiger Rſpr. betont, daß 
zu den Werbungskoſten einer Kapitalanlage nur ſolche Ausgaben ge⸗ 
hören, die unmittelbar zur Erlangung oder Erhaltung der 
Einkünfte ſelbſt gemacht ſind. Dabei iſt jede einzelne Anlage für ſich 
zu betrachten (vgl. StW. 1929 Nr. 167 RStBl. 1929, 65). Nun 
hat aber der durch Hingabe einer Geld⸗ oder ſonſtigen Sacheinlage 
erworbene Anteil an einer Gmbü., als Vermögensanlage betrachtet, 
keinen unmittelbaren rechtlichen oder wirtſchaftlichen inneren Zu⸗ 
ſammenhang mit einem neben der Beteiligung herlaufenden Schuld- 
verhältnis zwiſchen GmbH. und Geſellſchafter. Die Schuld iſt viel⸗ 
mehr eine ſelbſtändige, ſozuſagen negative Kapitalanlage. Auf⸗ 
wendungen zur Tilgung der Schuld treffen unmittelbar alſo auch nur 
dieſe und fallen unter die nicht abzugsfähigen Aufwendungen zur 
Schuldentilgung i. S. des 8 18 Abſ. 1 Nr. 1. 


der Hypothek oder verteilt auf deren Laufzeit) und ebenſo darüber, 
ob man dieſe Koſten in unſerem Falle als ſolche der Erhaltung und 
Sicherung des GmbH.-Anteild betrachten ſoll oder eines ſonſtigen 
Zweiges der Kapitalvermögensverwaltung, auf alle Fälle ſind es 
aber Koſten der Kapitalvermögensverwaltung, deren Abzugsfähig⸗ 
keit hätte bejaht werden ſollen. Wenn man nicht anerkennt, daß ſie 
Koſten der Erhaltung und Sicherung des GmbH. Anteils ſind, bleibt 
doch noch der Weg, zu ſagen: ſo wie Schulden beim Vermögen und 
Schuldzinſen beim Einkommen als negatives Vermögen und nega⸗ 
tives Einkommen betrachtet und abgezogen werden dürfen, ſo 
müſſen auch die ſonſtigen Koſten dieſer Schuldenverwaltung als nega⸗ 
tive Einkommenspoſten betrachtet werden. Die Entſch., iſt ja auch 
ganz nahe daran, dies anzuerkennen, kommt dann aber wieder davon 
ab, weil ſolche die Schuldenverwaltung treffenden Koſten als Koſten 
der Schuldentilgung betrachtet werden müßten; das aber iſt 
doch ganz entſchieden verfehlt, denn die Hypothekenbeſchaffungskoſten 
ſind ja ganz unabhängig davon, ob und wie die Hypotheken getilgt 
werden. Da auch nicht zugegeben werden kann, daß ſolche Koſten 
auf einer Stufe ftänden mit Kapitalverluſten aus Beteiligung an 
einer GmbH. uſw., jo erſcheint die Verneinung der Abzugsfähigkeit 


nicht begründet. 
Prof. Dr. Bühler, Münſter i. W. 
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Daß überall da, wo der Raufmännifc-jtenerrechtlihe Gewinn⸗ 
begriff dazu führt, alle mit einem fortlaufenden „Betrieb“ in 
wirtſchaftlichem Zuſammenhange ſtehenden Ausgaben als Werbungs⸗ 
koſten anzuſprechen, unter Umſtänden alſo auch die Koſten der Be⸗ 
ſchaffung des erforderlichen Betriebs kapitals und feiner Ver⸗ 
änderungen (vgl. Rh. 20, 244 und GW. 1927 Nr. 305 = 
RStBl. 1927, 177, auf dieſe Entſch. nimmt der BeſchwF. in ſeiner 
Rechtsbeſchwerde beſonders Bezug, vgl. aber auch StW. 1928 Nr. 180 
— RStBl. 1928, 196), kann an der Stellungnahme nichts ändern. 
Der Senat hat ſogar bei einer OHG. angenommen, daß der hier als 
Unternehmer geltende Geſellſchafter in einem von ſeiner Beteiligung 
völlig getrennten Schuldverhältniſſe zur Geſellſchaft ſtehen könne 
(vgl. StW. 1928 Nr. 151 am Schluſſe, 1929 Nr. 17 — NEB. 
1929, 63). Iſt aber, wie bei der GmbH., der Unternehmer nicht der 
Steuerpflichtige ſelbſt, ſondern die als ſelbſtändig anerkannte Ge⸗ 
ſellſchaft als ſolche, ſo kommen aus dem Gewinnbegriffe hergeleitete 
Gedankengänge für den ſteuerpflichtigen Geſellſchafter überhaupt 
nicht zu Raum. Das überſieht der Beſchw. Der Senat hat deshalb 
auch Verluſte aus Beteiligungen an einer GmbH. oder aus Darlehen 
des Geſellſchafters an die Geſellſchaft, aus Bürgſchaftsübernahmen für 
eine GmbH. durch die Geſellſchafter ſowie Nachſchüſſe als nur das 
Vermögen treffend bei einem Nichtkaufmann für nicht abzugsfähig 
erklärt (vgl. StW. 1927 Nr. 361; 1928, 239 Nr. 51 — NStBl. 
1928, 27, 183; StW. 1928 Nr. 796; 1929 Nr. 165 — REM. 
1929, 60). Noch viel weniger, als in dieſen Fällen der für die Ge⸗ 
ſellſchafter weſentliche Gedanke einer Hebung der Ertragsfähigkeit 
ihrer Anteile die genannten Aufwendungen zu Werbungskoſten für 
die Einkünfte aus ihrer Beteiligung ſtempeln kann, vermag das 
die vom Beſchw. und der Vorbehörde im vorl. Falle in den 
Vordergrund gerückte Überlegung, die Rückzahlung der Schuld habe 
durch Vermeidung einer Inanſpruchnahme fremden Kapitals ſeitens 
der GmbH. die Gewinnausſichten verbeſſert. Es fehlt überall die 
Unmittelbarkeit der Auswirkung. 

Soweit der BeſchwF. über feine Schuld hinaus der Gmbh. 
Gelder bzw. die Pfandbriefe zur Verfügung geſtellt hat, handelt es 
ſich um eine neue Kapitalanlage, ſei es in Form eines Darlehens 
oder als Erhöhung der Beteiligung. Unkoſten ſolcher Anlage wären 
niemals Werbungskoften. 

Die von der Vorbehörde abgeſetzten 2837 ARM wären danach 
dem Einkommen wieder zuzurechnen. 


(RIH., 6. Sen., Urt. v. 8. Aug. 1929, VIA 989/28.) 


Reichsverſicherungsamt. 


Berichtet von Senatspräſident Dr. Zielke, Landgerichtsdirektor 
Kerſting, Berlin. 


[ Wird in den Amtl. Nachrichten für Reichsverſicherung (Neue Folge 
der Amtl. Nachrichten des RVerfA.) abgedruckt.] 


* 1. Bei der Berechnung des monatlichen Arbeits- 
entgelts eines Angeſtellten zur Feſtſtellung der Gehalts- 
klaſſe gemäß $ 54 RKnappſchG. ſind als Wert von Sach⸗ 
bezügen gemäß 849 RKnappſchG., 88 1 und 2 AngVerf®. die 
auf Grund des § 160 RVO. feſtgeſetzten Beträge zugrunde 
zu legen. 

Streitig iſt allein, mit welchem Monatsbetrag der Wert der 
freien Wohnung des Kl. bei der Berechnung ſeines monatlichen 
Arbeitsentgelts i. J. 1927 einzuſetzen iſt. Je nach der Höhe dieſes 
Betrages betrug das Monatseinkommen des Kl. mehr oder weniger 
als 400 RM. Die R. knappſchaft hat als Wert der freien Wohnung 
den Betrag angeſetzt, der kaufmänniſchen Angeſtellten ohne freie Woh⸗ 
nung als Wohnungsgeldzuſchuß i. J. 1927 gezahlt worden iſt, dem⸗ 
gemäß ein Monatseinkommen von über 400 AM errechnet und die 
Beiträge nach der Gehaltsklaſſe F erhoben. Sie leitet die Berechtigung 
hierzu aus § 54 Abſ. 2 RKnappſchcß. her. Wenn fie hiernach er⸗ 
mächtigt ſei, für einzelne Gruppen von Verſicherten die Zugehörig⸗ 
keit zu den Gehaltsklaſſen zu beſtimmen, ſo müſſe ſie auch als befugt 
gelten, für die Berechnung des Einkommens der Angeſtellten ein⸗ 
heitliche Grundſätze aufzuſtellen. Dieſer Auffaſſung konnte nicht bei⸗ 
getreten werden. Nach 849 RKnappſchcG. gehören der Angeſtellten⸗ 
penſionskaſſe der Reichsknappſchaft als Mitglieder an die in knapp⸗ 
ſchaftlich verſicherten Betrieben beſchäftigten Angeſtellten (81 Ang VerſG.), 
die der Verſicherungspflicht nach dem AngVerſc G. unterliegen. 
Für die Angeſtellteneigenſchaft der Arbeitnehmer iſt ſonach der 81 
AngVerf®. maßgebend, und zwar auch hinſichtlich der allgemeinen 
Vorausſetzungen der Verſicherungspflicht. Zu dieſen gehört insbeſ. 
auch, daß der Angeſtellte gegen Entgelt in einem Dienſtverhältnis 
beſchäftigt wird, und daß ſein Jahresarbeitsverdienſt die nach 
AngVerſch. vom RArb M. feſtgeſetzte Grenze nicht überſteigt. Was 
zum Entgelt i. S. des AngVerſch., alſo auch des 8 1 Abſ. 3 a. a. O. 
gehört, beſtimmt ſich nach 8 2 Ang Verſch. Danach gehören dazu 
auch die Sachbezüge; als Wert der Sachbezüge gelten die Sätze, die 
auf Grund des 8106 RVO. durch das Verf A. feſtgeſetzt find. 
849 Ranappſchch. in Zuſammenhang mit den 8s 1—3 Ang Versch. 
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enthält mithin die grundlegenden allgemeinen Vorſchriften für jr 
Verſicherungspflichtgrenze der Angeſtellten in KRnappſchaftlich u 
ſicherten Betrieben. Auf ihnen bauen ſich erſt die beſonderen Bi 
ſchriften des $54 Nnappih®. über die Gehaltsklaſſen auf, n 
nach der Höhe des monatlichen Arbeitsverdienſtes gebildet ſind. Dr 5 
bei der Feſtſtellung des Jahresarbeitsverdienſtes als oberſte os 
der Verſicherungspflicht der Wert der in den Jahresarbeitsnerdt 
einzurechnenden Sachbezüge auf Grund des 82 Ang Versch. = 
8160 RVO. zu beſtimmen ift, jo muß dies innerhalb dieſes Rahmen 
auch für die Feſtſetzung des Wertes der Sachbezüge bei der ©, 
rechnung des monatlichen Arbeitsentgelts für die Bildung der 
zelnen Gehalts klaſſen gelten. 


(RVerſA., 3. RevSen., Urt. v. 8. Nov. 1929, IIIa Kn at 
K. 


II. Länder. 


Oberverwaltungsgerichte. 
Preußen. 
Preußiſches Oberverwaltungsgericht. 


Berichtet von OBER. Geh. Negfat von Kries u. RA. Dr. Görres, 
Berlin. 


1. Hauszins StVO. v. 2. Juli 1926 (G S. 213). 
Steuervergünſtigung für Einfamilienhäuſer (8 5) verde 
ſowohl dann, wenn jemand eine dauernde Miet- Ein? 
Eigenwohnung hat und an einem anderen Orte ein die 
familienhaus beſitzt, das er vorübergehend bewohnt us 
auch dann, wenn er an demſelben Orte neben einer 
ernden Miet⸗ oder Eigenwohnung ein Einfamilien) 
oder an demſelben Orte mehrere Ein familienhäuſer 
Wohnzwecken benutzt. f) nüche 

Der Steuerpflichtige befist in E. zwei bebaute Bu 
P. ſtraße 19 und ©.gajje 7, die in örtlichem und wirtſchaftlichem nen 
ſammenhange ſtehen, jedoch im Grundbuch auf zwei verſchiebe er 
Blättern verzeichnet und zur Grundvermögenſteuer als ZU ie 
ſchiedene Objekte herangezogen worden ſind. Der Steuerpiit ali 
begehrt für die beiden Grundſtücke, die, wie feſtſteht, vor dem 1. 10 
1918 bezugsfertig geworden ſind und in dieſem Zeitpunkte Daß 
belaſtet waren, gemäß $5 Hauszins StVO. Steuerbefreiung. 
OVG. beſtätigte die dieſen Antrag ablehnende Vorentſcheidung. ildeten 

Die Vorentſcheidung erklärt, die beiden Grundſtücke blog, 
eine wirtſchaftliche Einheit, ſeien alſo i. S. der Hauszins O. 
als ein Einfamilienhaus anzuſehen. Die Befreiung aus 8 4. hn 
ſei demzufolge ſchon deshalb zu verſagen, weil die Geſam two 
fläche der wirtſchaftlichen Einheit mehr als 90 qm betrage, gelt 
Steuerpflichtige beſtreitet das Vorliegen einer wirtſchaftlichen Kale, 
und macht geltend, daß es ſich um zwei Einfamilienhäuſer ha 
deren jedes weniger als 90 qm Wohnfläche habe. iſt die 

Die Grundlage für die Erhebung der Hauszinsſteuer if me 
Veranlagung zur Grundvermögenſteuer. Über die Frage des 
fanges des Steuerobjekts, ſomit auch über die Frage der wir neuer 
lichen Einheit, wird bei der Veranlagung zur Grundvermögen 
entfchieden, und zwar mit bindender Kraft auch für die Haus, 
ſteuer, ſoweit nicht etwa beſondere Befreiungsvorſchriſten d d. 
Grundſtück oder einzelne Teile desſelben durch die Hauszins aus 
gegeben find, wie z. B. im 88 3, 7 Abſ. 1 a. a. O. Da, wie ich er 
der Vorentſcheidung ergibt, die mit dem Vorbringen des Grund⸗ 
pflichtigen inſoweit übereinſtimmt, die beiden Grundſtücke zur — zwei 
vermögenſteuer nicht als wirtſchaftliche Einheit, ſondern al? 
getrennte Steuerobjekte veranlagt find, kann, ſolange dieſe 
anlagung beſteht, eine anderweitige Beurteilung der Fr z cht 
wirtſchaftlichen Einheit für die Hauszinsſteuer nicht in, 
kommen. Die Vorentſcheidung enthält, inſofern ſie dieſe Rech 
verkennt, einen Rechtsfehler. Dieſer Konnte jedoch nicht zur, mer 
hebung der Vorentſcheidung führen, da die Ablehnung be? 


ind? 

Zu 1. Die Beſchränkung der Anwendung des 85 Sau 
StVO. auf ſolche Eigentümer von Einfamilienhäuſern, di 
zugleich noch andere Häuſer beſitzen, iſt weder in dieſem 8 5 no bleich 
irgendwo ausdrücklich im Geſetz angeordnet. Das OVG. hat 1 ab⸗ 
wohl ſchon früher dieſe Beſchränkung aus der ratio le hen 
geleitet, und zwar mit einer Begründung, die einleuchtend & uren 
(ogl. namentlich Urt. v. 22. Jan. 1929, wiedergegeben bei © 147% 
und v. Heuſinger, Komm. z. Hauszins StVO., 5. Aufl., S. Auf⸗ 
Die Entſch. hier iſt nur eine folgerichtige Weiterbildung diefer 
faffung. Da die Verſagung der Steuerfreiheit darauf bern gen⸗ 


nur geſchont werden ſoll, wer beſcheiden in knapp bemeſſenem 5 die 
heim wohnt, ohne Hausbeſitzer darüber hinaus zu ſein, ſo m ſes in 
Steuerfreiheit in der Tat ebeuſo beim Beſitz eines zweiten Shine 
einem anderen Orte wie bei ſolchem in einem gleichen Ort en 
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frei 
fin as antrag aus 8 5 Hauszins tO. aus einem anderen Grunde 
5 


urn, 
ihm 
gen, A GTUNDe liegenden reichsrechtlichen Vorſchriften der Umftand 


die En, daß der Eigenbewohner eines kleinen Einfamilienhauſes 


einen ra wirtſchaftlich allein zu tragen hat, weil er fie nicht auf 


0 ai ſonſtigen Beſtimmungen der Hauszins StVO. iſt aber darin 
handen en, daß es ſich bei den kleinen Eigenhäuſern um Wohnräume 
bedzz 
= This befriedigt, daß er ſomit durch Inanſpruchnahme räumlich 
ch 
lichen wergünſtigung aus 8 5 a. a. O. verſagt, wenn neben der eigent⸗ 


bewahnt. oder Sportzwecken für längere oder kürzere Zeit im Jahre 


Ste oe 
Miensoicitiger an demſelben Orte neben feiner Eigen⸗ oder 


des 6 wecken benutzt. Der Gerichtshof geht bei der Auslegung 
Aich. a. a. O. davon aus, daß das Wohnbedürfnis des Steuer⸗ 


inſo 

nur — beſonders gelagert, als zwei ſelbſtändige Wohngrundſtücke 
und Haudeuchlich und zur Zeit auch in Anſehung der Grundvermögen⸗ 
los eine zinsſteuer beſtehen. Tatſachlich bilden beide Häuſer zweifel⸗ 
Norentſ wirtſchaftliche Einheit. Wenn die nach dem Inhalte der 
ſtücke cheidung beabſichtigte Nachveranlagung der beiden Grund⸗ 
Zuſammer Grundvermögenſteuer erfolgen wird, iſt die ſteuerliche 
doraug enfaſſung beider Häufer zu einer wirtſchaftlichen Eiuheit 
ſchaftseinſehen. In dieſem Falle wird aber, ſelbſt wenn die Wirt⸗ 
da nheit ſich nach der baulichen Einrichtung als Einfamilienhaus 


lberſchen follte, eine Steuervergünſtigung nach 8 5 a. a. O. wegen 
können tung der Höchſtwohnfläche von 90 am nicht gewährt werden 


Veſchutß Bei der gegenwärtigen ſteuerrechtlichen Lage, auf die ſich der 
und Zi mit Recht beruft, find in den beiden Häuſern P.ſtraße 19 
jedoch geile 7 zwei ſelbſtändige Einfamilienhäuſer zu ſehen, denen 
a. a. 45 den dargelegten Gründen die Steuerbefreiung gemäß 8 5 
entſcheid ne lagt werden muß. Da dieſe Verſagung von der Vor⸗ 
beſproche ng — wenn auch aus unzutreffenden Gründen — aus⸗ 
nicht beſch worden iſt, iſt der Steuerpflichtige durch die Vorentſcheidung 

(brd wert. Die Rechtsbeſchwerde war daher zurückzuweiſen. 

Gg. 6. Sen., Entſch. v. 7. Jan. 1930, VI D 157/28.) 

* 


ethisch. Hauszinsſteuer. Die ausſchließliche Verfolgung 
ſezunzer Zwecke einer Perſonenvereinigung als Voraus- 
gester. für die Befreiung von der Hauszinsſteuer, auf⸗ 
27. N 8 2a Abſ. 1b PrStNot VO. (Faſſ. d. Gef v. 
zins Ste 1926 [GS. 127), fpäter in 8 3 Abſ. 1b Haus- 
aus ſchlj O. v. 2. Juli 1926 (GS. 213), kann ebenſo wie die 
mildtätzeßliche Verfolgung religiöſer, gemeinnütziger oder 

iger Zwecke nicht ohne die ſinngemäß zu über⸗ 


dogenhenie Erhaltung und Ausnutzung des Logenhauſes in K. Das 
von einer anderen Loge für deren Zwecke benutzt. 

ner Neschen tung ausſchließlich ethiſcher Zwecke der Loge ſelbſt und 
Dauszinz F. wird für das Hausgrundſtück die Freiſtellung von der 
abgelehnt euer beanſprucht. In den Vorinſtanzen iſt dieſer Anſpruch 
Mis worden. Auch die Rechtsbeſchwerde iſt unbegründet. 1 
Anrecht vermißt allerdings die Vorinſtanz, um hier die 


Nen In der HauszinsStVO. iſt der ausſchließlich gemein⸗ 
teuerß ildtätige, ethiſche oder religiöſe Zweck, der bei Vereinen 


dutert“ deiung bewirkt, nicht in irgendwelchen AusfBeſt. näher er⸗ 
Salog u wendet das OVG. die DurchfBeſt. anderer Geſetze 
u befrei die ebenfalls für ausſchließlich gemeinnützige Vereine 
Nn Verein zungen gewähren, und kommt dabei zu dem Ergebnis, daß 
beuflöſung Init ausschließlich ethiſchen Zwecken auch im Falle ſeiner 
arf, ist, das Vereinsvermögen nicht an die Mitglieder verteilen 
muß. Se eine Idealverwendung zu ethiſchen Zwecken vornehmen 
er Entſch. iſt durchaus zuzuſtimmen. 
IR. Dr. Schlichting, Charlottenburg. 


Rechtſprechung 


3263 


Befreiungsvorſchrift des 8 3 Abſ. 1 Buchſt. b Hauszins StVO. v. 
2. Juli 1926 ((S. 213), vordem 8 2 a Abſ. 1 Buchſt. b PrStNot VO. 
i. d. Faſſ. des Geſ. v. 27. März 1926 (GS. 127) anwenden zu 
können, die Nämlichkeit (Identität) von Eigentümer und Benutzer 
des Grundſtücks. Eine ſolche Nämlichkeit iſt nicht erforderlich; viel⸗ 
mehr genügt eine der Zweckrichtung des Eigentümers entſprechende 
Benutzung des Grundſtücks durch einen anderen (vgl. die Urt. des 
OVG. v. 3. April 1928, VI D 11/27, abgedr. bei Pape, Preuß. 
Hauszins⸗ und Grundvermögenſteuerrecht, S. 32 Nr. 28 a). 


Allein dieſer Rechtsirrtum der Vorentſcheidung führt nicht zu 
ihrer Aufhebung, da jene aus folgenden Erwägungen im Ergebniſſe 
zutrifft. 

In zahlreichen ähnlich liegenden Fällen hat der Sen. aller⸗ 
dings anerkannt, daß die Logen, um die es ſich handelte, nach ihrer 
Satzung ethiſche Zwecke verfolgen. Es mag ſein, daß dies auch 
für den vorliegenden Fall anzuerkennen iſt. Für die im preuß. Haus⸗ 
zinsſteuerrechte gleichgeordneten gemeinnützigen Zwecke und die 
Ausſchließlichkeit dieſer Zweckverfolgung hat der Sen. jedoch 
in ſtändiger Rſpr. die 88 6—16 DurchfVO. zum KörpStG. (v. 
17. Mai 1926 [RG Bl. I, 244]) als entſprechend anwendbar bezeichnet 
(ogl. z. B. OVG. 84, 44 ff., 50 ff.). Im KörpStG. v. 10. Aug. 1925 
(89 Abſ. 1 Nr. 7; vgl. auch 8 4 Abſ. 1 Nr. 6 VermStG. gleichen 
Datums; 8 3 Nr. 3 UmfSt®. v. 8. Mai 1926) find nun freilich den 
ausſchließlich gemeinnützigen Zwecken die ausſchließlich ethiſchen nicht 
gleichgeſtellt. Da aber das neuere preuß. Hauszinsſteuerrecht die aus⸗ 
ſchließlich gemeinnützigen, mildtätigen, ethiſchen und religiöſen Zwecke 
rechtlich einander gleichgeordnet hat, hierin reichsrechtlicher Weiſung 
folgend (830 Nr. 3b III. StNot VO. des Reichs v. 14. Febr. 1924 
RG Bl. I, 74]; jetzt 87 Nr. 3b Geld EntwAusglGG. v. 1. Juni 1926 
RGBl. I, 251), jo trägt der Sen. keine Bedenken, die nähere Um⸗ 
grenzung des Begriffs der Ausſchließlichkeit, wie ſie in 8 16 
der genannten DurchfVO. für gemeinnützige Zwecke vorgenommen ift, 
auch auf die anderen im Hauszinsſteuerrechte privilegierten Zwecke 
entſprechend anzuwenden. Denn der § 16 a. a. O. enthält zwei Grund⸗ 
gedanken, die allgemeiner Rechtsanwendung fähig und bedürftig ſind, 
und die daher auch für den Begriff der Ausſchließlichkeit gemein⸗ 
nütziger uſw. Zweckverfolgung in § 4 Abſ. 1 Nr. 6 VermStcg. und in 
88 Nr. 3 UmfSt®. in den entſprechenden DurchfVoO. faft wörtlich 
gleichlautend ausgeſprochen find (863 DurchfVO. v. 14. Mai 1926 
RGBl. I, 227]; 5 32 DurchfVO. v. 25. Juni 1926 [RG Bl. I, 323]). 
Der eine Grundgedanke geht dahin, daß es nicht genügt, daß, wie 
die genannten Reichsſteuergeſetze und die preuß. Hauszinsſteuernormen 
ſich ausdrücken, eine Perſonenvereinigung „nach der Satzung, Stiftung 
oder ſonſtigen Verfaſſung“ ausſchließlich ſteuerbegünſtigte Zwecke ver⸗ 
folgt, ſondern daß ſie auch tatſächlich ausſchließlich ſolche Zwecke 
verfolgen muß. Die ſatzungsmäßige Feſtlegung ſoll nur eine gewiſſe 
Sicherung für entſprechendes tatſächliches Verhalten bieten, auf das 
es entſcheidend ankommt. Der andere Grundgedanke bezweckt die bei 
ausſchließlicher privilegierter Zweckverfolgung gebotene Aus ſchal⸗ 
tung von Erwerbs- oder fonftigen eigenwirxtſchaft⸗ 
lichen Zwecken. Dieſem Gedanken dienen die näheren Vorſchriften 
in 8 16 Abſ. 1, 2, 3 DurchfVO. z. KörpStch., 8 63 Abi. 1, 2, 3 
DurchfVO. z. Verm St., § 32 Abſ. 1, 2, 3 DurchfVO. z. UmjStG. 
Wenn in 8 16 Abſ. 2, 3 und in 8 63 Abſ. 2, 3 a. a. O. nur von 
„gemeinnützigen“ und nicht auch von „mildtätigen“ Zwecken (vgl. 
Abſ. 1 jener Paragraphen) geſprochen wird, fo bedeutet dies keine 
unterſchiedliche Behandlung. In 8 32 Abſ. 2, 3 a. a. O. werden viel⸗ 
mehr ausdrücklich die in 83 Nr. 3 UmſStG. privilegierten gemein⸗ 
nützigen und wohltätigen Zwecke völlig gleichmäßig behandelt. Dies 
entſpricht der Sachlage. Denn es handelt ſich in jenen Abſ. 2 und 3 
nicht um Abgrenzung der Begriffe der Gemeinnützigkeit uſw., ſondern 
lediglich um Abgrenzung des privilegierten Zweckes gegen werbende, 
eigenwirtſchaftliche Zwecke. Wenn daher in 8 16 Abf. 2, 3 und in 
8 63 Abſ. 2, 3 a. a. O. nur von gemeinnützigen Zwecken, nicht auch 
von den in Abſ. 1 genannten mildtätigen geſprochen wird, jo muß 
angenommen werden, daß hier ein beſonderes Bedürfnis zu ein⸗ 
gehender Regelung als vorliegend angenommen wurde, weil gemein⸗ 
nützige Unternehmen ſehr oft auch werbende Zwecke verfolgen. Bei 
ſolchen Perſonenvereinigungen dagegen, die ſatzungsmäßig und tat⸗ 
ſächlich ausſchließlich mildtätige, ethiſche oder religiöſe Zwecke ver⸗ 
folgen, iſt ein ſolches Bedürfnis geringer. Was aber der ausſchließ⸗ 
lichen Gemeinnützigkeit mit Rückſicht auf werbendes, eigenwirtſchaft⸗ 
liches Verhalten Abbruch tut, muß natürlich in gleicher Weiſe auch 
der Ausſchließlichkeit der anderen, vorgenannten Zwecke Abbruch tun. 

Hiernach wird der § 16 Abſ. 2 DurchfVO. z. KörpStck. (8 63 
Abſ. 2 und 8 32 Abſ. 2 der anderen beiden Durchf VO.) für alle 
im preuß. Hauszinsſteuerrechte privilegierten Zwecke grundſätzlich an⸗ 
zuwenden ſein: kein übermäßiger Gewinnbezug, keine Zuwendung 
ſonſtiger Vermögensvorteile. Dasſelbe gilt aber auch von Abſ. 3: 
keine übermäßige Rückzahlung bei Ausſcheiden oder Auflöſung, keine 
unverhältnismäßig hohen Vergütungen, Verwendung des Liquidations⸗ 
überſchuſſes „für gemeinnützige oder mildtätige Zwecke“, was hier 
dahin umzudeuten iſt, daß auch die Verwendung für ethiſche oder 
kirchliche Zwecke genügt. Zweifelhaft kann nur ſein, ob und inwieweit 
bei ausſchließlich mildtätigen, ethiſchen oder religiöſen Zwecken von 
Perſonenvereinigungen eine beſondere „Sicherſtellung“ (8 16 
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Abf. 2, 3; 863 Abſ. 2, 3; 832 Abſ. 2, 3 a. a. O.) zu erfordern iſt. 
Eine Feſtlegung in der Satzung wird bei derartigen idealen Vereinen 
regelmäßig genügen, da ſolche Vereine ſich erfahrungsgemäß an ihre 
Vereinszwecke halten (NFH.1, A 57, 58; 12, 231; 23, 78). Ob aber 
von jeder ſatzungsmäßigen oder tatſächlichen Sicherſtellung abgeſehen 
werden kann, iſt ſehr zweifelhaft. Bei idealen Vereinen, die in der 
Hauptſache von Mitgliederbeiträgen leben, wird der Ausſchluß von 
Gewinnbezug auch ohne ausdrückliche Satzungsvorſchrift zu unter⸗ 
ſtellen ſein. Ein Gleiches kann aber nicht für die Verwendung 
des Vereinsvermögens nach der Auflöſung oder nach Wegfall des 
privilegierten Zweckes angenommen werden, weil dadurch die Per⸗ 
ſonenvereinigung es in der Hand hätte, die nicht verteilten Gewinne 
und ſchließlich das ganze Vermögen nach Genuß der Steuerfreiheit 
unter die Mitglieder zu verteilen. Wenn in dem Urt. des Senats 
v. 7. Mai 1929 (OVG. 84, 44) ein freierer Standpunkt eingenommen 
zu fein ſcheint (vgl. S. 48, 49 daſ.), jo bedarf dies der Einſchränkung. 
Noch weniger kann die Ausſchließlichkeit privilegierter Zwecke au⸗ 
erkannt werden, wenn die Satzung das Gegenteil von dem enthält, 
was 8 16 Abſ. 3 DurchfVO. z. KörpStG. vorſchreibt (Evers, 
Komm. z. KörpStG., 2. Aufl. 1927, Anm. 7 zu 8 16 Durchf O.). 
Im vorl. Falle enthält aber die Satzung in 8 44 folgendes: „Das 
nach Tilgung ſämtlicher Schulden verbleibende Vermögen der Ge⸗ 
noſſenſchaft wird an die Mitglieder bzw. deren Erben nach Verhält⸗ 
nis ihres Guthabens verteilt.“ Da dieſe Beſtimmung das Gegenteil 
der nach dem Geſagten erforderlichen Sicherſtellung einer weiteren 
Idealverwendung des Reſtvermögens enthält, ſo iſt ſchon hiernach 
die Annahme einer ausſchließlich ethiſchen Zweckrichtung der Beſchw. 
nicht möglich und es erweiſt ſich, daß die verlangte Steuerbefreiung 
mit Recht verſagt worden iſt. 
(PrOVG., 6. Sen., Entſch. v. 11. Febr. 1930, VID 55/28.) 
* 


3. Hauszins StV. Zur Frage der Berechnung der 
Belaſtung eines Grundſtücks i. S. des 8 4 Abſ. 3, wenn am 
geſetzlichen Stichtage nur ein Teil des Grundſtücks be⸗ 
laſtet iſt. Die Hauszinsſteuer laſtet auf bebautem Grund- 
beſitz in ſeiner wirtſchaftlichen Einheit, auch ſoweit un⸗ 
bebaute Flächen einbezogen ſind. }) 

Streitig iſt die ſteuerrechtliche Wirkung einer Hypothek von 
16 000 %, die 1910 auf den damals noch unbebauten Parzellen 53 
und 55 eingetragen worden iſt. Dieſe Parzellen ſind demnächſt in 
die wirtſchaftliche Einheit des Fabrikgrundſtücks einbezogen worden; 
auf ihnen ſteht nur ein kleiner Teil des 1913 errichteten Fabrik⸗ 
gebäudes. Die Frage, wie die Belaſtung eines Grundſtücks i. S. 
84 Abſ. 3 Hauszins StVO. zu berechnen iſt, wenn an dem geſetzlichen 
Stichtage (31. Dez. 1918) nur ein Teil des Grundſtücks belaftet war, 
iſt in der Hauszins StVO. nicht geregelt (vgl. aber die ähnlichen 
Fälle in 8 6 Abſ. 2, 3 a. a. O.). Die Frage kann jedoch nur fo 
entſchieden werden, daß zwecks Ermittelung des Belaſtungsverhält⸗ 
niſſes der einheitliche Grundſtückswert, welcher der Hauszinsſteuer 
zugrunde liegt, in einen unbelaſteten und belaſteten Teil zerlegt wird. 
Der unbelaſtete Teil trägt eine Hauszinsſteuer mit 375% des 
Grundbetrags, der belaſtete Teil eine Hauszinsſteuer nach Maßgabe 
des für ihn am 31. Dez. 1918 vorhanden geweſenen Belaſtungs⸗ 
verhältniſſes. In dieſem Sinne iſt die Vorinſtanz verfahren. 

Durchaus irrig iſt die Rechtsmeinung der BeſchwF., der belaſtete 


Zu 3. Die Entſcheidung zieht zunächſt aus dem unbeſtreitbaren 
bürgerlich⸗rechtlichen Satz, daß im Falle der Bebauung eines hypo⸗ 
thekariſch belaſteten Grundſtücks die Belaſtung das Gebäude miterfaßt, 
die Folgerung: wofern das ſo bebaute und belaſtete Grundſtück mit 
ſeiner Laſt am Stichtag für die Bemeſſung der Höhe der Haus⸗ 
zinsſteuer, dem 31. Dez. 1918, beſtand, lag kein unbelaſtetes Grund⸗ 
ſtück i. S. von 8 3 Abſ. 3 Hauszins StVO. mehr vor. Für wie hoch 
belaſtet hat aber das geſamte Grundſtück dann zu gelten? Aus dem 
Satz, daß die verſchiedenen Parzellen wirtſchaftlich als Einheit zu 
betrachten ſind, könnte ſehr wohl die Folgerung gezogen werden, 
die Belaſtung, die für das Teilgrundſtück etwas über 10% aus⸗ 
machte, auf das ganze Grundſtück zu beziehen, für das ſie weniger 
als 10% ausgemacht und den Satz von einheitlich 500% zur Folge 
gehabt hätte. Die Vorinſtanz iſt aber anders vorgegangen und das 
OG. billigt das: fie zerlegt bei Ermittlung des Belaſtungs⸗ 
verhältniſſes das Grundſtück in ein belaſtetes und ein unbelaſtetes 
und kommt fo für den belaſteten Teil des Grundſtücks (124000 RA) 
zum Satz von 625 0%, während der unbelaſtete Teil (276 000 RM) 
unter den niedrigſten Satz von 375% fallt. In unſerem Falle iſt 
der Steuerpflichtige auf dieſe Weiſe etwas günſtiger weggekommen als 
bei der anderen Methode, aber das könnte auch anders liegen. Die 
Frage, welche von den beiden Methoden die richtige iſt, kann, da 
das Geſetz für ſie keinen Anhaltspunkt gibt, nicht logiſch aus⸗ 
gemacht werden, aber alles in allem hat die hier eingeſchlagene 
Methode in der Tat wohl mehr für ſich als die umgekehrte. Für 
die Praxis iſt in ſolchen Fällen die Hauptſache, daß man weiß, wie 
ſich die maßgebenden Inſtanzen zu ihr ſtellen, und daß man ſich 
dementſprechend einrichten kann. 

Prof. Dr. Bühler, Münſter i. W. 


Grundſtücksteil dürfe im vorl. Falle deshalb nicht als belaſtet gelen, 
weil er zur Zeit der Begründung der Belaſtung unbebaut 
weſen, das Fabrikgebäude erſt ſpäter (1913) errichtet worden, DIT 
daher wirtſchaftlich von der Hypothek überhaupt nicht erfaßt wer 
Unrichtig iſt auch der in der Rechtsbeſchwerde eingenommene har 
ſtandpunkt, wonach die grundbuchmäßige Belaſtung des Grundſtü sie 
teils nur inſoweit ſteuerpflichtig als Belaſtung zu gelten habe, als l 
die (inzwiſchen) bebaute Fläche treffe, d. h. im Slächengeöhenverhlit 
niſſe des bebauten zum unbebauten Teile. Es gelten vielm 
folgende zweifelsfreie Grundſätze: Die Hauszinsſteuer laſtet auf ei 
bautem Grundbeſitz in feiner wirtſchaftlichen Einheit, au jo ne 
unbebaute Flächen (Freiflächen) einbezogen ſind. Laſtet daher eine 
Hnpothek auf einer unbebauten Hofparzelle, jo bedeutet dies a 
Belaſtung der Parzelle auch i. S. des Hauszinsſteuerrechts. 
ein unbebautes Grundſtück belaſtet und wird es fpäter zum bebam ez 
und damit (ſeit 1. April 1924) hauszinsſteuerpflichtig, jo gun ute 
nicht deshalb als unbelaſtet, weil die Laſt ſeinerzeit auf unbeben 
Fläche gelegt worden war. Mit der Errichtung des Gebäudes ute 
die Last mit Rechtsnotwendigkeit auch dieſes, alſo das beben 
Grundſtück, deſſen Beſtandteil das Gebäude mit ſeiner Errichuung 
wird (Ausnahme 895 BGB., ein hier nicht vorl. Fall). Wenn ker 
SA Abſ. 3 HauszinsStVo. „bei Grumdtücen, die am 31. ei 
1918 mit dinglichen privatrechtlichen Laſten nicht oder“ nur ner 
einem Bruchteile des Grundſtückswerts „belaſtet waren“, die hart 
auf Antrag herabgeſetzt wird, fo kann ſelbſtverſtändlich nicht; der 
BeſchwF. meint, unterſchieden werden, ob das Grundſtück bei ger 
Begründung der Laſt bebaut oder unbebaut war. Das der 
laſtungsmaß ergibt ſich aus dem Verhältniſſe des Goldmarkwerts 8) 
Laſt (d. i. bei Friedenshypotheken der Nennbetrag: 8 4 Abſ. 7 . 9 
zum Friedenswert, d. h. dem Grundvermögenſteuerwert EI, I 
Satz 1; Abſ. 8 a. a. O.), alfo dem Werte des bebauten Gen 
ſtücks in ſeiner wirtſchaftlichen Einheit. nd 
Was nach Vorſtehendem für ein einheitlich belaſtetes Gru ge 

ſtück gilt, muß entſprechend auch dann gelten, wenn am Side EM 
nur ein Teil des Grundſtücks belaftet war. Das Belaſtune 
verhältnis dieſes Teiles iſt dann zu ermitteln, und zwar nach g 
Verhältniſſe des Goldmarkwertes der Laſt zum Grundvermotz, 
ſteuerwerte („Friedenswert“, § 4 Abſ. 8) des belaſteten Grundſen in 
teils (vgl. eutſprechend § 6 Abſ. 2, 3 a. a. O.; auch Ziff. 17 00 
MinEil. v. 26. April 1924, K V 2, 1527, Ml. 102), glei ut 
dieſer Grundſtücksteil bei Begründung der Laſt bebaut oder unbebe 
war, oder ob das ſpäter errichtete Gebäude nur zu einem "Ton 
auf der dinglich belaſteten Fläche ſteht oder nur einen Tel dr 
dieſer bedeckt. Der Grundvermögenſteuerwert des belaſteten Gr nd 
ſtücksteils iſt aus dem Grundvermögenſteuerwerte des Geſamtgr zu 
ſtücks (der wirtſchaftlichen Einheit) zu ermitteln. Dies kann ar 
Schwierigkeiten führen, namentlich wenn, wie im vorl. Falle, elt. 
der Teil eines Gebäudes auf dem belaſteten Grundſtückskeile In 
Der freien Schätzung muß hier Spielraum gelaſſen werden. de 
vorl. Falle hat die Vorinſtanz den Grundvermögenſteuerwerk ‚uch 
belaſteten Grundſtücksteils, vom Steuerwert des Geſamtgrun ſchöbl. 
(400 000 4%) ausgehend, anteilmäßig auf 124 000 % gel 
Hierin iſt ein Rechtsfehler nicht zu erblicken. 

(Prog., 6. Sen., Entſch. v. 22. Okt. 1929, VID 390/28) 


* 


4. 810 II 17 ALR. Oſtliche Städteordnung. De 
Ortspolizei handhabende Bürgermeiſter einer St 
einen unterſtellten Beamten im voraus ermächtige zel 
wiſſe polizeiliche Anordnungen zu treffen. Die 
kann von einem Mieter fordern, daß er die Hertel gg 
eines polizeilich gebotenen Zuſtandes ſeiner Wo vage 
nicht durch fein Verhalten unmöglich macht. Zur 5 den 
des Angebots eines gleichwertigen Mittels durch 
Mieter. 1 eine 

Die Polizei gab der Frau A,, die im Haufe des N. eie 
Wohnung gemietet hatte, auf, zu dulden, daß in ihrer Wohnung up 
Spülkloſettanlage eingebaut werde, wozu der Hauseigentümer 5 ab. 
gefordert worden und bereit ſei. Ihre Klage wies das OV 4 pie 

Zu Unrecht wendet die Kl. ein, daß ber Magiſtratsrat Tr 
angegriffene polizeiliche Verfügung nicht habe unterſchreiben ürget, 
Allerdings iſt nach 8 62 Städte. f. d. öſtl. Provinzen dem NN 
meiſter einer Stadt die Handhabung der Ortspolizei übertragen ſſten 
ſchließt indes nicht aus, daß der Bürgermeiſter die ihm unter 


ern 
Zu 4. Im Urteil des 4. Sen. v. 22. Sept. 1910 (Arch 
w. Regierungspräſident in Merſeburg), IV A 1/10 hat der i 
hof die Polizeiverfügung aufgehoben unter Hinweis darauf, bung 
der Polizei nicht etwas verlangt werden darf, deſſen Ausf 
für den Inanſpruchgenommenen aus tatſächlichen oder dec 238) 
Gründen unmöglich iſt (v. Brauchitſch a. a. O. S. 187 Anm ech 


Die Polizeibehörde wird alſo gut daran tun, ihre Verfügung wird 


zeitig gegen Hauseigentümer und Mieter zu richten. Erſteren een 
fie ein poſitiveres Handeln anbefehlen, letzterem das unde 
jeglicher Hinderung, gegebenenfalls ſogar eine durch die 1 
gebotene Mitwirkung. RA. Dr. Görres, Be 4 


59. 8, x 
— Jahrg. 1930 Heft 42/43 


Rechtſprechung 


3265 


ea Sr 
Reifen, ſei es für einen beſonderen Fall, ſei es auch für eine ganze 
künftig vorkommenden Fallen beſtimmter Art im voraus 
e,. Anordnungen zu treffen und auszuführen. Durch eine 
dem errrmächtigung wird nicht etwa die Handhabung der Ortspolizei 
lich Er tigten Beamten übertragen, vielmehr vollzieht dieſer ledig⸗ 
Hanbhaß len des Bürgermeiſters und handelt als deſſen Organ, die 
5 find ung der Ortspolizei verbleibt alſo beim Bürgermeiſter, und 
ergangen gegen die von dem ermächtigten Beamten „im Auftrage“ 
gl. Shen polizeilichen Verfügungen die geſetzlichen Rechtsmittel ſtatt 
ur G. 30, 416 ff., auch 290 fl.). Im vorliegenden Falle hat der 
zmächtigte Magiſtratsrat S. die angegriffene Verfügung in 
(Die Pol unterzeichnet, daß er unter dem Vermerke „D. P. V. J. A.“ 
nach de zeiverwaltung im Auftrage) feinen Namen ſetzte. Damit war 
m Geſagten die Verfügung rechtmäßig erlaſſen. 

Polize; enſowenig iſt der Kl. beizutreten, wenn fie ausführt, die 
Beſeiti zune nur den Hauseigentümer, nicht aber einen Mieter auf 
kann ung einer Polizeiwidrigkeit in Anſpruch nehmen. Die Polizei 
Verfü lelmehr auch von einem Mieter fordern, er ſolle ſeine begrenzte 
dun en agsgewalt über die Wohnung derart ausüben, daß Gefähr⸗ 
der ir öffentlichen Sicherheit oder Ordnung durch den Zuſtand 
daß hnung unterbleiben, und ſie kann ferner von ihm verlangen, 
tnadie Herſtellung eines polizeilich gebotenen Zuſtandes der 
866 nicht durch ſein Verhalten unmöglich mache (vgl. OVG. 
). nter der Vorausſetzung alſo, daß ohne Einbau eines 
wird, ER die Wohnung der Kl. die öffentliche Geſundheit gefährdet 
Duldung die Polizeibehörde im Rechte, wenn fie der Kl. die 
lichen 8, des Einbaues auferlegte. Denn „Störer“ im polizeirecht— 
wi igen une iſt nicht nur, wer durch ſein Verhalten einen polizei⸗ 
Ver alte uſtand unmittelbar herbeiführt, ſondern auch wer durch ſein 
„ien die Herſtellung des polizeilich gebotenen Zuſtandes ver⸗ 
ie gr > kann nicht anerkannt werden, daß die Polizeibehörde, wie 
hältnis Meint, ſich durch ihre Anordnung in das privatrechtliche Ver⸗ 
hat pie wiſchen Hauseigentümer und Mieter eingemiſcht habe. Sie 
durch ſie nur ihren Willen, daß die für notwendig an⸗ 
auliche Veränderung erfolgen ſolle, auch gegenüber dem 
der Ri er ſich dieſer widerſetzte, geltend gemacht. Es iſt aber von 
» anerkannt, daß polizeilichen Anordnungen nicht unter Bes 

u beſtehende Privatrechte entgegengetreten werden kann. 
wendunachlich ſind gegen die angegriffene Verfügung keine Ein⸗ 
der „EN zu erheben, fie rechtfertigt ſich aus § 10 II 17 ALR. Nach 
haften Außerung der Polizeiverwaltung ſind die Kloſett⸗ 
Anefen auf dem ſtark bewohnten Grundſtücke bisher unzureichend 
ür das“ und es wird vorausſichtlich ſogar noch ein vierter Abort 
n zahlreiche im Betriebe der Kl. beſchäftigte Perſonal gefordert 
aus ‚ifen. Der Einbau mindeſtens eines dritten Aborts iſt 
erh geſundheitspolizeilichen Gründen notwendig. Nun wendet 
an fich, ugs die Kl. nicht gegen die Errichtung eines dritten Aborts 
ie weigert ſich nur, den Einbau in ihrer Wohnung 
den von e und erklärt ſich bereit, der Errichtung des Aborts in 
Sie bi z r gemieteren Hofräumen keinen Widerſtand entgegenzuſetzen. 
it damit der Polizei an Stelle des von dieſer geforderten 
inder nach ihrer Auffaſſung gleichwertiges Mittel zur Hebung 
ſchon ang undes dar. Das von der Kl. angebotene Mittel kann aber 
erden. 3 folgenden Erwägungen nicht als gleichwertig anerkannt 
uldung zer Mieter kann einer polizeilichen Anordnung, die ihm die 
nicht 10 einer baulichen Veränderung durch den Eigentümer aufgibt, 
läge, urch begegnen, daß er eine Veränderung anderer Art vor⸗ 


eres 
xD 


aſtet. Jule zwar ihn felber weniger, den Eigentümer aber mehr be- 
ür jede r Eigentümer hat ein berechtigtes Intereſſe daran, daß das 
nung eder Wohnungen beſtimmte Kloſett auch innerhalb der Woh⸗ 


ebf, und nicht im Hofe, errichtet wird. Dadurch, daß die 
— 


wal 
Schul ungsrechts (dgl. 


auch von den zu feiner Beſitzzeit fällig und rückſtändig ge⸗ 
ln ich dogaken. Ein Beiſpiel bilden die Grundſchuldzinſen und, 
0); 2 as Geſetz richtig verſtehe, InduſtriebelaſtungsG. 88 43 (1), 
, KufbringungsG. § 12. 


fein ts heranzuziehen ift, aber nach erfolgter Heranziehung 
1 ganzen Vermögen haftet. 
0 öffenget wie im Privatrecht (z. B. 3 1108 BGB.) kann auch 
nrchulhen Recht eine dingliche Haftung neben der perſönlichen 
ee lichen) beſtehen. 
ſchictet as anders iſt es mit den Laſten, die nicht auf Geldzahlung 
n, „ind; ſolche Können untrennbar mit dem Beſitz verbunden 
de . die allgemeine Laſt, fein Eigentum im polizeilichen Zu⸗ 
halten, und die beſondere Laſt, Anſchluß an die Be⸗ und 


Mieter der in einem oberen Stockwerke belegenen Wohnung einen 
im Hofe befindlichen Abort benutzen müßten, würde der Mietwert 
dieſer Wohnung beeinträchtigt, der Hauseigentümer alſo für alle 
Zukunft geſchädigt werden. Weil darum das von der Kl. dargebotene 
Mittel anzuerkennende Intereſſen des Eigentümers verletzt, kann 
es nicht als ein gleichwertiges anderes Mittel i. S. des Rechtsſatzes 
gelten, nach dem der Pflichtige einen polizeilichen Eingriff durch 
Vorſchlag eines ſolchen Mittels abwenden kann. Soweit die Kl. 
glaubt, daß durch den Einbau ihre Anſprüche aus dem Mietvertrage 
verletzt werden, bleibt ihr nur der Weg, dieſe Anſprüche dem Haus⸗ 
eigentümer gegenüber geltend zu machen. 
(PrOVG., 4. Sen, Urt. v. 17. Okt. 1929, IV A 22/29.) 
* 


5. Prͤomm Abg G. Beiträge zu den Koſten der ſtädti⸗ 
ſchen Müllabfuhr und Straßenreinigung haben keinen 
dinglichen Charakter. 5) 

S. wurde als Eigentümer eines Hausgrundſtücks in F. 1926 
zum Hausnrüllabfuhrbeitrag und zum Straßen- und Bürgerſteig⸗ 
reinigungsbeitrag veranlagt. Das OVG. hob das die Klage des S. 
abweiſende Urt. des Bezirksausſchuſſes auf: 

Im Streit iſt lediglich die Frage, ob Kl. zu Beiträgen für eine 
Zeit herangezogen werden konnte, wo er noch nicht Eigentümer des 
Grundſtücks war. Der Bezirksausſchuß nimmt dies zu Unrecht an, 
davon ausgehend, die ſtrittigen Beiträge ruhten als dingliche Laſten 
auf dem Grundſtücke, ſo daß der jeweilige Eigentümer für noch nicht 
verjährte Beiträge hafte, alſo im Falle eines Eigentumswechſels 
der neue Eigentümer auch für Beiträge, die zur Abgeltung von Vor⸗ 
teilen erhoben werden, die ſeitens der ſtädtiſchen Veranſtaltungen in 
der Zeit gewährt worden ſind, in der noch der Vorgänger Eigen⸗ 
tümer war. Der Bezirksausſchuß ſtützt ſich hierbei auf die gleich⸗ 
lautenden Beſtimmungen der Ordnungen für F., betr. Erhebung von 
Beiträgen zu den Koſten der Straßenreinigung bzw. der Abfuhr des 
Hausmülls, welche lauten: 

„Die Beiträge ... ruhen als dingliche Laſten auf den Grund⸗ 
ſtücken, für die fie zu entrichten find. ... 

Beim Wechſel des Eigentümers uſw. geht die Beitragspflicht 
auf den neuen Eigentümer uſw. unter Weiterhaftung des bisherigen 
Eigentümers uſw. für die fällig gewordenen Beiträge mit dem auf 
die grundbuchamtliche Auflaſſung nächſtfolgenden Monatsbeginn 
be:! 

Dieſe Vorſchriften des Ortsrechtes ſind indeſſen, ſoweit ſie 
den dinglichen Charakter der Beiträge feſtlegen, rechtsunwirkſam. 
Bereits in einer nicht abgedruckten Entſch. v. 5. März 1918, betr. 
Kanalbeiträge, hatte das OVG. ausgeführt: „Die Vorſchrift in 8 2 
Abf. 3 iſt, wie das OVG. wiederholt ausgeſprochen hat, ungültig, 
berührt aber nicht den Beſtand der ganzen Ordnung.“ Der erwähnte 
82 Abſ. 3 lautete: „Die Beitragspflicht ruht dinglich als Real⸗ 
laſt auf den Grundſtücken dergeſtalt, daß auch jeder ſpätere Eigen⸗ 
tümer für die Zahlung haftet.“ 

Beiträge, durch welche Vorteile abgegolten werden, die in einem 
beſtimmten Zeitraum entſtanden ſind und keine dauernde Wert⸗ 
ſteigerung für das bevorteilte Grundſtüch zur Folge haben, können 
nicht als dingliche Laſt auf dem Grundſtücke ruhen, ſo daß der neue 
Eigentümer zu den Beiträgen herangezogen werden könnte. Er hat 
keinerlei Vorteile von der betreffenden Veranſtaltung gehabt und 
konnte keine haben; damit fehlt aber die Grundlage zu ſeiner Heran⸗ 
ziehung gem. $ I KommAbgG. Die Bemerkung bei Noell⸗ 


Freund, Komm AbgG., 8. Aufl., S. 462, Abſ. 2 Ziff. 3, daß 


die jeweiligen Grundeigentümer zu Beiträgen während der Ver⸗ 
jährungszeit des 8 87 a. a. O. herangezogen werden können, kann 


Entwäſſerungsanlagen zu haben, oder von gemeindlichen Anſtalten 
zur Straßenreinigung und Müllabfuhr Gebrauch zu machen. Etwas 
anderes als der Anſchluß an die Anſtalt iſt aber die Bezahlung der 
von der Anſtalt gemachten Leiſtungen: Straßenreinigung, Müll⸗ 
und Kübelabfuhr, Lieferung von frischem und heißem Wuſſer, Gas 
oder elektriſchem Strom. Dieſe können nur von dem verlangt werden, 
welcher die Leiſtung bekommen hat, einerlei, ob ſie in die Rechts⸗ 
form von privatrechtlichen Vergütungen (8 3 KommAbg®.), von 
öffentlich⸗rechtlichen Gebühren (8 4), oder von Beiträgen (§ 9) ge 
kleidet ſind. 

Beiträge können auch zur Unterhaltung einer Anſtalt erhoben 
werden; daraus folgt, daß ſie auch laufend für beſtimmte oder un⸗ 
beſtimmte Zeiten angeordnet werden können (Odenkirchen: 
PrVBl. 40, 522; OVG. 53, 100); aber ſolche laufende Beiträge 


können nicht etwa den Tilgungsraten für die Errichtung der An⸗ 


ſtalt gleichgeſtellt werden. Die Stelle bei Nöll⸗Freund verſtehe 
ich anders als das DVG. Der zweite Halbſatz, betr. die „Frage 
zu 1“, bezieht ſich ausdrücklich nur auf die Anliegerbeiträge aus 
5 15 FluchtlGG. Die einſchlägige Stelle iſt die „zweite Frage“ auf 
S. 463: wenn ein einheitlicher Beitrag in Raten eingefordert wird, 
ſo kann der Beſitznachfolger gar nicht haftbar gemacht werden; bei 
fortlaufenden Beiträgen trifft den Nachfolger die in ſeine Beſitzzeit 
fallende Abgabe. 
IR Karl Friedrichs, Ilmenau. 
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nur Geltung haben für Beiträge zu Veranſtaltungen, welche eine 
dauernde Werterhöhung der bevorteilten Grundſtücke zur Folge 
haben (vgl. S. 463 dortſelbſt zum Begriffe „gemeine Laſten“). Die 
Entſch. des Bezirksausſchuſſes, die dies verkannt hat, war daher 
wegen Rechtsirrtums aufzuheben und die Sache, da nicht ſpruchreif, 
zurückzuweiſen. 
(PrOVG., 2. Sen., Urt. v. 30. April 1929, II C 135/28. 
* 


6. Art. 6 § 3 PrWohnG. v. 28. März 1918. Einem 
Hausbeſitzer darf durch die Wohnungsaufſichtsbehörde 
nicht aufgegeben werden, an einer Waſchküche beſondere 
Aborte anzubringen. Dem Verlangen der Behörde, daß 
ſolche Aborte, ſoweit vorhanden, in ordnungsmäßigem 
Zuſtande ſein müßten, kann ſich der Hausbeſitzer dadurch 
entziehen, daß er als ein ihn weniger belaſtendes, aber 
gleichwertiges Mittel die Schließung der Aborte an- 
bietet. ) 

Der Kl., ein Hausbeſitzer, macht zu Recht geltend, daß ihm 
nicht verſagt werden könne, die Aborte an der Waſchküche, ſtatt ſie 
inſtandzuſetzen, überhaupt zu ſchließen. 

Nach der Berliner Wohnungsordnung beſteht eine Verpflichtung 
des Hauseigentümers, auch die Waſchräume mit Abortanlagen zu 
verſehen, nicht. $ 4 ſchreibt lediglich vor, daß „in jeder Wohnung“ 
ein Abort vorhanden ſein müſſe. Ebenſowenig iſt die Anbringung von 
Aborten an einer Waſchküche etwa durch das WohnungsG. ſelbſt 
vorgeſchrieben. Art. 5 83 Ziff. 3 beſagt nur, in ſtädtiſchen Ver⸗ 
hältniſſen ſei in der Regel zu fordern, daß ein Abort von höchſtens 
zwei Familien benutzt werden darf. Auch die Ausf Anweiſ. v. 17. Mai 
1918 z. WohnungsG. (abgedr. bei Stölzel, Wohnungsgeſetz⸗ 
gebung, 2. Aufl., S. 177 ff.) fordert nur einen Abort für je eine 
Familie. Daß eine Waſchküche mit Abort verſehen ſei, wird alſo 
durch geſetzliche Vorſchrift nicht verlangt. Auch aus § 10 II 17 ALR. 
kann nicht geſchloſſen werden, daß die Waſchküche einen benutzbaren 
Abort haben müſſe, da dies zur Abwendung von geſundheitlichen Ge⸗ 
fahren nicht erforderlich iſt. Ebenſowenig iſt die Wohnungsaufſicht 
kraft ihrer allgemeinen Zuſtändigkeit ermächtigt, vom Eigen⸗ 
tümer ſolches zu verlangen. Allerdings ſind nach der Rſpr. des 
OVG. die Rechte der Wohnungsaufſicht keineswegs beſchränkt auf 
die polizeilichen Befugniſſe, und auch nicht auf die Befugniſſe, die 
ihr die Wohnungsordnungen ausdrücklich zuſprechen. Denn die 
Wohnungsordnungen ſind Polizeiverordnungen und ermächtigen nur 
zu Anordnungen, die den Rahmen des polizeilich Gebotenen nicht 
überſchreiten. Die Wohnungsaufſicht umfaßt aber auch Befugniſſe 
der Wohnungsfürſorge, ſolche alſo, die über die polizeilichen hinaus⸗ 
gehen. Nach der Entſch. des OVG. v. 15. Dez. 1921 (PrVerwBl. 43, 
531, u. OVG. 77, 479, 483) iſt „die kommunale Wohnungsaufſicht 
in ihren Aufgaben und Befugniſſen unabhängig von den Grenzen des 
polizeilichen Einſchreitens. Eine Bindung durch die im Wege der 
Polizeiverordnung erlaſſene Wohnungsordnung gibt es für ſie nicht“. 


Zu 6. Der „Schutz der einzelnen gegen Anordnungen und 
Verfügungen der Verwaltungsbehörden“ (vgl. Görres, Öffentliches 
Recht voraus! S. 78 ff.) hat noch immer nicht die wünſchenswerte 
umfaſſende geſetzliche Regelung gefunden, wie ſie das Geſetz über das 
Reichsverwaltungsgericht hoffentlich doch noch einmal bringen wird. 

Um ſo wichtiger iſt es, ſchon jetzt die Grundſätze des Rechts⸗ 
ſchutzes in Verwaltungsangelegenheiten an Hand der Rſpr. klar her⸗ 
auszuſchälen. 

Die vorliegende Entſch. iſt in dieſer Beziehung durchaus zu 
begrüßen. Obwohl das OVG. feſtſtellt, daß die kommunale Woh⸗ 
nungsaufſicht über die rein polizeilichen Befugniſſe hinauszugehen 
berechtigt iſt, unterſtellt es ſie doch auch dem für die übrigen polizei⸗ 
lichen Verfügungen geltenden Grundſatz des Wahlrechts des Be⸗ 
troffenen. 

Das OVG. folgert dieſes Wahlrecht des Betroffenen daraus, 
daß 8 10 II 17 ASR. nur die „nötigen“ Anſtalten zuläßt (vgl. 
OVG. 72, 288). Die Prüfung der Rechtmäßigkeit einer Polizeiver⸗ 
fügung muß daher zwei Elemente trennen: 

1. War eine Polizeiverfügung überhaupt zuläſſig; 

2. verlangt fie nicht mehr als zuläſſig iſt, anders ausgedrückt: 
iſt für die Erreichung des primären Zwecks die konkrete 
Auflage unvermeidlich. 

Sofern alſo eine den primären Zweck ebenfalls erfüllende An⸗ 
ſtalt dem Betroffenen weniger läſtig oder auch nur wünſchenswerter 
erſcheint, iſt er grundſätzlich zu dieſer Anſtalt berechtigt. Praktiſch 
wirkt ſich dies allerdings dahin aus, daß auf dem Umwege über die 
Notwendigkeit das OVG. auch die Zweckmäßigkeit prüfen muß; 
denn was notwendig zur Erreichung eines Zweckes iſt, läßt ſich 
— zwangsläufig — nur unter Prüfung der Frage ermitteln, ob die 
Anſtalt dem zuläſſigerweiſe erſtrebten Ziele entſpricht — alſo eben 
„zweckmäßig“ iſt. So gekünſtelt dieſer Umweg auch erſcheinen mag, 
entſpricht er doch dem geltenden Recht. 

Beachtlich erſcheint ein Vergleich mit dem Standpunkt des 
Bay VG H.: 

Maßgebend iſt hier Art. 13 Ziff. 3 BGG, der die Ermeſſens⸗ 
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Die Wohnungsaufſichtsbehörde ift daher an ſich auch befugt, Ano, 
nungen zu erlaſſen, die über die in der Wohnungsordnung 40 ie 
fehenen Anordnungen hinausgehen. Daraus allein alſo, baß , 
Berliner Wohnungsordnung Aborte für Waſchhüchen nicht icht in 
folgt an und für ſich noch nicht, daß die Wohnungsaufſicht u fen 
der Lage wäre, ſolche Anordnungen durch Verfügung zu — Recht 
Die Wohnungsaufſicht hat nach Art. 6 8 1 WohnungsG. das mi 
und die Pflicht, auf die „Fernhaltung und Beſeitigung EN bin 


weit die Wohnung hinſichtlich ihrer Beſchaffenheit oder 2 
den an fie zu ftellenden Anforderungen nicht entſpricht“, an fit 
Begrenzung dieſer Art abzuleiten. Wann eine Wohnung ben" 6. 
zu ſtellenden Anforderungen entſpricht, wann nicht, das i gauf⸗ 
des Geſetzes nicht nach freiem Ermeſſen der Wohne aus 
ſicht, ſondern nach objektiven Merkmalen, die N en, 
der herrſchenden allgemeinen Auffaſſung er gr ſohen 
zu beſtimmen. Nach herrſchender Auffaſſung aber läßt ſich nicht ent⸗ 
daß eine Wohnung den an ſie zu ſtellenden Anforderungen n m be⸗ 
ſpreche, wenn die zu ihr gehörenden Waſchräume nicht mit ein! 
ſonderen Abort verſehen ſind. ei der 
Insbeſ. Miethäuſer pflegen keinen beſonderen Abort b u den 
Waſchküche aufzuweiſen. Im Gegenteil gehört ein ſolcher angel, 
Seltenheiten. Demnach könnte die Wohnungsaufſicht nicht DEF an 
daß ein Hauseigentümer ſolche Aborte an einer Waſchht Fin el 
bringe. Der beklagte ObPräj. räumt dies an ſich auch mach 
macht nur geltend, daß, wenn ſich einmal Aborte bei ber 5 Kin 
räumen befänden, fie auch in ordnungsmäßigem Zuſtan haupt 
müßten. Indes hat der Kl. ſich bereit erklärt, die Aborte ü wik 
zu ſchließen. Auf die Anordnungen der Wohnungsaufſicht fin fo 
die übrigen für polizeiliche Verfügungen geltenden Grund uch per 
auch die Regel Anwendung, daß der Snanjpruchgenommene T 
Verfügung dadurch entziehen kann, daß er ein gleichwertige itt 
ihn weniger belaſtendes Mittel vorſchlägt. Als ein ſolche Irhen 
muß vorliegend die Schließung der Aborte angeſehen werden. icht 
welchen geſundheitlichen Bedenken unterliegt dieſe Schließ nd och 
Man kann auch nicht ſagen, daß die Wohnung nach einer ncht 
Schließung ſonſtigen an fie zu ſtellenden Anforderungen N waſchen, 
genüge. Die Bewohner des Hinterhauſes können, wenn ſie ct m 
die Aborte in ihren eigenen Wohnungen benutzen. Unter dieſen die 
ſtänden geht die Forderung, den Bewohnern des Hinterhanſ cott 
Benutzung der bei der Waſchküche dieſes Hauſes errichteten 
unter 


fragen dem Richter grundſätzlich entzieht. Es wird hier ſtändig 
ſchieden zwiſchen 

1. Rechtsfragen; eite 

2. Fragen des richterlichen Ermeſſens (hierher das W 

biet des unbeſtimmten Geſetzesbegriffs); 

3. Fragen des reinen Verwaltungsermeſſens. „ 800 

Wohl die reichſte Rſpr. findet ſich zu Art. 10 Ziff. re 
(Staatsaufſicht über Gemeinden). — Da die einſchlägigen 9 thalten 
Beſtimmungen das ſo weſentliche Wort „nötige“ nicht eien 
ſcheidet der VGH. nicht nur die Frage der Zweckmäßigkeit, umu 
auch die der Notwendigkeit grundsätzlich aus feinem, 6900 bell 
gebiet aus (Ausnahme z. B. Reichscheſ. v. 30. Mai 190 a 
Bekämpfung gemeingefährlicher Krankheiten; der 835 8 Aus 
enthält das Wort „ erforderlich“). Trotz dieſer grundfähfi un, 16 
Schaltung der Frage der Notwendigkeit kann auch der ehen, 
nicht ganz der Prüfung dieſer wohl umſtrittenſten Frage nenn 
fo entſchieb er (zu Art. 15 Gef. über die Landeskulturrende i 
v. 31. März 1908), daß die Frage des „Bedürfniſſes“ neigten 
wohnungen Rechtsfrage (als Vorausſetzung der Zul nel 
ſtaatsaufſichtlichen Einſchreitens), die Frage des „Bedürfnis meſſen 
ſtaarsaufſichtlichem tatſächlichem Einſchreiten aber 0 Ziff, 
frage ſei (vgl. im einzelnen Dyroff, V., Art. 4 lich pr 
Anm. 12, Art. 13 Ziff. 3 Anm. 8 und die dort ausfüh 
handelte Literatur und Rſpr.). 5 fie 

Durch die verſchiedene Geſetzeslage mußte ſich die PM 

G. trennen. u, wre 

von OVG. und BSH bie ve 


ur? 


Dem Bedürfnis des Staatsbürger entfpricht fraglos — 
Regelung weit mehr, wenn auch der Umweg über die Notwe 
zur Zweckmäßigkeit formal nicht ganz zu befriedigen ver gun 
De lege ferenda iſt aber mit Entſchiedenheit für len bug, 
Reich zu fordern, daß die Nachprüfung von Verwaltungsc rer 
unabhängige Richter für alle die Fälle einſchließlich der Er eng 
fragen gewährleiſtet wird, in denen der Behörde, alſo Wr) 
gewalt, der „Untertan“ gegenüberſteht (vgl. Nawiaſky, 
Ihering und Otto Mayer, zit. bei Dyroff a. a. O. 
Dies allein entſpricht dem Weſen des Rechtsſtaates. Beli 
RA. v. Savigny, 


1 
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du ermgal; 
Nie fie glichen, zu weit. Die Wohnungsaufſichtsbehörde hat, indem 
Stier, weigerte, das vom Kl. angebotene gleichwertige Mittel der 
lung u. hinzunehmen, rechtswidrig gehandelt. Ihre auf Herſtel⸗ 
war daes pülvorrichtungen und Sitzgelegenheiten gerichtete Verfügung 
(rh aufzuheben. 

„ 4. Sen., Urt. v. 27. März 1930, IV A 159/29.) 


N Hamburg. 

Hamburgiſches Oberverwaltungsgericht. 
richtet von Landgerichtsdirektor Dr. Krüß, Hamburg. 
Hann; Grundſteuer. Bebauung, deren Wert hinter der 
ichen Bebauung weſentlich zurückſteht. 5) 
hin Eigentümerin eines Grundſtücks an der Vogelweide. 
rundſtu 17 einen Kohlenlagerplatz mit Verkaufsſtelle. Auf dem 
hergestellt befindet ſich an der Straßenfront ein aus Zementplatten 
mal 35 5 einſtöckiges Gebäude mit einer Grundfläche von 11 m 
Toiletten m, das einen Kontorraum, einen Aufenthaltsraum und 
Zach für die Arbeiter enthält. Hinten befindet ſich ein offener 
ie Leihen. Der mittlere Teil iſt ein nicht überdeckter Lagerplatz. 
den K St inanzdeputation) will bei ber Grundſteuerveranlagung 
ſtück allen. 


gie hat 


der geſamte Grundſtück als unbebautes behandelt und demgemäß 
brochen gemeinen Wert beſteuert wird. VG. hat der Klage eut⸗ 
EEE unen DOORS, die Berufung der Verkl. zurückgewieſen. Es 
Teile "NGieben, ob das Grundſtück in wirtſchaftlich ſelbſtändige 
a rennen ift und ob das Kontorgebäude es ganz oder teil- 
Londerſa einem bebauten Grunbftüc macht. Jedenſals fei der 
die des $ 5 Abs. 3 GrStch. (v. 26. Juni 1926) gegeben. 
mit Wohn. egend, in der ſich das Grundſtück befindet, iſt durchweg 
die Beban und Geſchäftshäuſern bebaut. Es überwiegt bei weitem 
finden, Pina mit Etagenhäuſern. Wo ſich noch kleinere Häuſer an⸗ 
oder . und fie nur Reſte einer vergangenen Zeit, die über kurz 
auch durch Etagenhäuſer erſezt werden. Der Wert des 
ontorgebäudes ſteht weit hinter dem Werte auch nur der 


Dep 7. Die Frage, ob ein Grundſtück als bebautes oder un⸗ 
im Reg Aizuſehen ift, iſt ſowohl im Hamb GrStG. wie z. B. auch 
lt, 9 dahin geregelt, daß ein Grundſtück nicht als bebaut 
hegenüber . Zweckbeſtimmung eines darauf errichteten Gebäudes 
heordneter er Zweckbeſtimmung des Grund und Bodens von unter⸗ 
unbebaut Dedeutung iſt. In Hamburg lautet die Beſtimmung: Als 
St Gin Betten auch bebaute Grundſtücke, deren Bebauung an 
wurf h der ortsüblichen Bebauung weſentlich zurückſteht. Der 
0 Üelsfag ge wird überwiegend ein Intereſſe daran haben, in 
ewerten den ſein Grundſtück als unbebautes zu bezeichnen und zu 
ſt ſein a die Grundſteuern und Zuſchläge höher ſind oder das 
nk werden bei bebauten Grundſtücken als bei unbebauten 
ſchiedene Anf In der Literatur zum PrGrVermStG. gibt es ver⸗ 
1 „Eine ſichten (9. Rohde, Komm ©. 73): 
Vis mit Kohlenfirma beſitzt außerhalb des Ortes einen Kohlen⸗ 
i nem kleinen maſſiven Haufe für den Wächter. Bei der 
mus für Bu täglichen Bewachung des Platzes iſt das Wächter⸗ 
ung. as e Zweckbeſtimmung des Platzes von weſentlicher Bedeu⸗ 
Tage, Grundſtück gilt als bebaut.“ 
m „Einden Suckow S. 39: 
G einen ohtenfagerpla, der nur mit einem Kohlenſchuppen oder 
undſtück Kontorgebäude beſetzt iſt, gilt nicht als bebautes 


lei 5 
dermanber Meinung ſind mit den gleichen Worten Schloſſer⸗ 
Dieſe Stomm. ©. 108. 

it. Urt treitfrage iſt für die hamburgiſche Grundsteuer durch 
maflich pen des Hamb O VG. geklärt. Das OVG. hat die wirt⸗ 
> einen, diedigende Löſung gefunden, daß ein Kohlenlagerplatz 
7 kleinen Kontor oder Wächtergebäude nicht als bebautes 
aut a bewerten iſt, wenn — unter Anlehnung an den 
gut Diff preußiſchen Beſtimmung — auf dem Grundſtüch ein 
gt wertvolles, relativ, nämlich im Verhältnis zum 

wert unbedeutendes Gebäude errichtet ift. 
RA. Dr. Pauly, Hamburg. 


beſcheidenſten Art von Etagenhäuſern zurück. Das Grundſtück der 
Kl. iſt daher unter allen Umſtänden als ein unbebautes zu behandeln. 

Das OVG. hat ſich von der Richtigkeit der abweichenden Auf⸗ 
faſſung der Verkl. nicht zu überzeugen vermocht. Die Verkl. meint, 
§ 5 Abſ. 3 habe nur den Zweck, ſie von der Notwendigkeit zu 
befreien, ſich mit Bagatellſachen befaſſen zu müſſen, bei denen der 
Arbeitsaufwand in keinem vernünftigen Verhältnis zum ſteuerlichen 
Gewinn ſtehe. Die Vorſchrift denke nur an Gartenlauben, Verkaufs⸗ 
buden u. dgl. Dieſe Auffaſſung ſetzt voraus, daß, ohne die Sonder⸗ 
vorſchrift des 8 5 Abſ. 3 jedes mit irgendeinem noch jo gering⸗ 
fügigen Gebäude oder Bauwerk verſehene Grundſtück ein bebautes 
Grundſtück iſt. Eine Unterſuchung dieſer Vorfrage iſt jedoch nicht 
erforderlich; denn die Faſſung des Geſetzes macht in keiner Weiſe 
erkennbar, daß es nur an Bagatellen denkt. Das Geſetz verlangt, 
daß eine Art der Bebauung hinter einer anderen an Wert weſentlich 
zurückſteht. Dies bedingt noch keineswegs, daß diejenige Bebauung, 
die den geringeren Wert hat, ganz allgemein betrachtet eine gering⸗ 
fügige, eine bagatellmäßige iſt. Weiter behauptet die Verkl., daß 
der Kohlenhandelsplatz überhaupt nicht aus dem Rahmen der orts⸗ 
üblichen Bebauung herausfalle. In Gegenden der hier fraglichen 
Art ſeien ſolche Kohlenhandelspläße häufig. Dies mag richtig ſein 
und es kann auch davon ausgegangen werden, daß hierfür ein Be⸗ 
dürfnis bei der Bevölkerung vorhanden iſt, daß alſo die Kohlen⸗ 
handelsplätze mit ihren geringen Gebäuden nicht lediglich bedeuten, 
daß ein Baugelände einſtweilen irgendwie ausgenutzt wird. Dies 
kann nicht entſcheidend fein. Die Frage, was ortsüblich iſt, kann 
nur nach einem Querſchnitt der Erſcheinungen beantwortet werden. 
Es kann für die Annahme der Ortsüblichkeit nicht genügen, daß 
im Geſamtbild der betreffenden Gegend und auch überall im Geſamt⸗ 
bild ähnlicher Gegenden vereinzelt auch geringwertige Gebäude zu 
finden ſind. Denn dann würde mehr oder minder jedes Gebäude 
in den Rahmen der ortsüblichen Bebauung fallen und es bliebe für 
die Anwendung des 8 5 Abſ. 3 GrStG. kein Raum. Die Be⸗ 
trachtungsweiſe der Verkl. läuft daraus hinaus, zu prüfen, wie wert⸗ 
voll die wirtſchaftliche Ausnutzung iſt, die aus dem Grundſtück mit 
Hilfe der Gebäude gezogen wird. Das mag an ſich ſehr wohl ein 
Merkmal ſein, das dem Geſetzgeber wertvoll erſcheinen kann. Es 
muß jedoch davon ausgegangen werden, daß der Geſetzgeber, wenn er 
hiernach unterſcheiden wollte, ſich auch in entſprechender Weiſe ausge⸗ 
drückt haben und nicht die Faſſung des GrStG. gewählt haben 
würde. Denn dieſe Faſſung muß bei zwangsloſer Auslegung dahin 
verſtanden werden, daß mit „Bebauung“ „die Gebäude“ gemeint 
ſind. Dieſe Auslegung führt auch keineswegs zu Ergebniſſen, die 
man irgendwie als unbefriedigend, insbeſ. für den Steuerfiskus 
untragbar bezeichnen müßte. Denn nach dem Geſetz genügt es noch 
nicht, daß der Wert der Gebäude hinter dem Werte der ortsüblichen 
Gebäude zurückbleibt, ſondern er muß weſentlich zurückbleiben. 
Wenn die Verkl. endlich meint, daß, wenn man ſchon ein Zurück⸗ 
ſtehen im Werte annehmen müſſe, jedenfalls kein weſentliches 
Zurückſtehen vorliege, ſo kann ihr das Gericht auch darin nicht 
folgen. Sie ſelbſt nimmt den Wert des Kontorgebäudes mit 
10000 RM und den der in der Gegend üblichen Etagenhäuſern 
mit 50 000 AA an. Selbſt wenn der Unterſchied im Werte in der 
Tat nur ſo groß iſt, ſo glaubt doch das Gericht nicht daran zweifeln 
zu können, daß nach den Anſchauungen des Verkehrs ſolche Unter⸗ 
ſchiede von jedermann als weſentlich bezeichnet werden. 

(HambOVG., Urt. v. 12. Juni 1929, 42/29.) 


Notiz. 


Die in JW. 1930, 3108 Nr. 8 abgedr. Entſch. des KG. iſt 
am 7. April 1930 ergangen und hat das Aktenzeichen 4 8 21/30. 


Die Seilerſchen Umwertungszahlen. 


MM Geldwertzahlen ee n 
Juni 1930 1,476 Bill. 86,5 % 1,28 Bill. 
Juli 1,493 „ 870 6% 130 „ 
Auguſt 1,488 „ 875% 130°) 
September 1,469 „ 88,0 % SIE, 


Rechtsentſcheide in Altenteils-, Miet: und pachtſchußſachen. 


Bearbeitet von Kammergerichtsrat Dr. Günther, Berlin. 


ortſezung von JW. 1924, 877, 2100; 1925, 857, 1178, 2293; 1926, 1080; 1927, 612, 1962; 1928, 2582; 1929, 2908. 
Abgeſchloſſen am 6. Oktober 1930.) 


Vorbemerkung. 


IN die Abkürzungen des Abkürzungsverzeichniſſes von 
Maas, insbeſ. folgende verwendet: 
Geitſchrift für Agrar⸗ und Waſſerrecht. 


Na.. Es 
a 
Ante us 


AD Miet Z. — Allgemeine Deutſche Mieterzeitung. 

DMietSch. - Deutſcher Mieterſchutz, Organ des Reichsverbandes der 
Mieter gewerblicher Räume. 

DHausbg. — Deutſche Hausbeſitzerzeitung. 

DMR. = Deutſches Mietrecht (früher Einigungsamt). 
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DWohnArch. — Deutſches Wohnungsarchiv. 

EA. - Einigungsamt (Deutſches Mietrecht). 

GemVertr. = Der Gemeindevertreter. Monatsbeilage des MitteilBl. 

Grund®. - Grundeigentum. 

GrundſtWarte = Grundſtückswarte. 

Hertel - Hertel, Mieterſchutz und Wohnungszwangswirtſchaft. 

Heſſaſpr. = Heſſiſche Rechtſprechung. 

HAN. = Höchſtrichterliche Rechtſprechung (Beilage der Jurgdſch.). 

JurRdſch. = Juriſtiſche Rundſchau. 

KGE. — Entſcheidungen des Kammergerichts in Miet⸗ und Pacht⸗ 
ſchutzſachen uſw., Ergänzungsband zum Jahrbuch für Entſcheidungen 
in Angelegenheiten der freiw. Gerichtsbarkeit und des Grund⸗ 
buchrechts. 

MietBeif. — Der Mietbeiſitzer. Monatsbeilage des Mitteil Bl. 

Mieter. = Das Mietgericht. 

MietMitt Bl. — Mitteilungsblatt des Reichsbundes Deutſcher Mieler. 

PächtZ. = Der landwirtſchaftliche Pachtbetrieb. 

RE. — Rechtsentſcheid. 

RVerwBl. = Reiqhsverwaltungsblatt. 

SächſMietZ. = Sächſiſche Mieterzeitung. 

Salzmg3. — Allgemeine Deutſche Haus- und Grundbeſitzerzeitung 
(Salzmannſche Zeitung). 

StaatsuSVerw. — Staats⸗ und Selbſtverwaltung. 

VDW. — Kommunale Vereinigung für Wohnungsweſen (Vereinigung 
Deutſcher Wohnungsämter). Hefte 5, 7, 9, 12. Gut⸗Stümper⸗ 
Zormaier, Sammlung wichtiger Enlſcheidungen zum Woh⸗ 
nungs⸗ und Mietweſen. 

Verp. — Der Verpächter, Zeitſchrift des Reichsſchutzbundes land⸗ 
wirtſchaſtlicher Verpächter und Grundeigentümer. 

Wagemann-Marwitz, Die preußiſche Pachtſchutzordnung, 4. Aufl. 


II. Die in der Zuſammenſtellung bisher berückſichtigten NE. 
uſw. ſind auch an folgenden Stellen abgedruckt (hier geordnet nach 
der laufenden Nummer der Zuſammenſtellung): 

721. JW. 1929, 2891. 

814. KGBl. 1929, 85. 

848. VDW. 12, 3196. 

850. VDW. 12, 3229. 

851. IW. 1929, 3249; VDW. 12, 3325, 3331. 

852. VDW. 12, 3231, 3364. 

855. JW. 1930, 161. 

857. JW. 1929, 3309; VDW. 12, 3189. 

858. VDW. 12, 3283; ZW. 1929, 3310; KGéE. 9, 125; HNN. 
1929 Nr. 1445; DWohn Arch. 1929, 318. 


859. IW. 1930, 161; RVerwBl. 50, 435; KGBl. 1929, 126; 
VDW. 12, 3250. 
860. KG. 9, 114; JW. 1929, 3251; VDW. 12, 3474; Grunde. 


1929, 1050; Salzm Z. 1929, 1290; HRR. 1929 Nr. 1443. 

861. JW. 1929, 2877. 

862. KGE. 9, 127; JW. 1930, 160; HRR. 1929 Nr. 1836; EN. 
1929, 849; Miel Ger. 1929, 126; GrundE. 1929, 1129; 
VDW. 12, 3249; MietBeif. 1930, 2; Hertel Nr. 519. 

864. ZW. 1929, 2876; VDW. 12, 3286. 

866. RGE. 9, 129; DMR. 1929, 866; Mietcher. 1929, 125; 
GrundéE. 1929, 1130; HRR. 1929 Nr. 1916; VDW. 12, 
3308, 3310; Hertel Nr. 525. 

867. KGE. 9, 118; JW. 1929, 2877; HRR. 1929 Nr. 1446; 
VDW. 12, 3245. 

869. IW. 1929, 2878; VDW. 12, 3230, 3363. 

871. KE. 9, 144; JW. 1929, 3237; DMMR. 1929, 866; Miet⸗ 
Ger. 1929, 128; GrundſtWarte 1929, 273; HRR. 1929 
Nr. 1735; VDW. 12, 3392; Hertel Nr. 528. 

872, 873. KGE. 9, 145; JW. 1929, 3247; HRR. 1929 Nr. 1736; 

GrundſtWarte 1929, 196; Grund. 1929, 790; DWohn Arch. 

1929, 560; VDW. 12, 3362, 3393, 3395, 3396. 

KE. 9, 166; JW. 1929, 2890; Ogg. 1929 Nr. 1444; 

DWohnArch. 1929, 415; SalzmZ. 1929, 1387; DHausbzg. 

1929, 737; VDW. 12, 3399. 

KGE. 9, 170; JW. 1929, 2433; EA. 1929, 849; Grunde. 

1929, 866; Miet Fer. 1929, 103; HR. 1929 Nr. 1737; 

DWohn Arch. 1929, 562; Miet Beiſ. 1930, 9; VDW. 12, 3406; 

Hertel Nr. 515. 

KGE. 9, 178; JW. 1929, 3238; MietGer. 1929, 149; 

Miet Beis. 1929, 15; DMR. 1929, 884; HAN. 1930 Nr. 376; 

VDW. 12, 3415; Hertel Nr. 526. 

879. VDW. 12, 3411. 

895. VDW. 12, 2999. 

889. KE. 9, 173; JW. 1929, 3238; VDW. 12, 2984. 

890. JW. 1929, 3395; NOBL. 1929, 43; VDW. 12, 2899, 2989. 

892. VDW. 12, 2959. 

893. VDW. 12, 3009; Hertel, 6 C 220. 

894. Kö. 9, 99; JW. 1929, 3239; Miet Beis. 1929, 9; DWohn⸗ 
Arch. 1929, 513; HNN. 1929 Nr. 2005; VDW. 12, 3029. 

895. KGE. 9, 102; DWohnArch. 1929, 268; VDW. 12, 3022. 

896. KGE. 9, 105; JW. 1929, 1890; Grund. 1929, 888; 


875. 


876. 


878. 


Rechtſprechung 


Juriſtiſche Wochen 3 


897. 
898. 


899. 


. KGE. 9, 182; JW. 1929, 2356; DMR. 1929, 867; 


. Vgl. Nr. 932. I: 
. IW. 1929, 3241; HRR. 1929 Nr. 1105; Salzm ne 


„KE. 9, 54; JW. 1929, 2432; HRR. 1929 Nr. 


„HR R. 1929 Nr. 1106; VDW. 12, 2796. Fr d. 
„KE. 9, 86; JW. 1929, 3310; EA. 1929, 851; 77498; 


JW. 1929, 3389; VDW. 12, 2803. 
VDW. 12, 2801. 
. RSE. 9, 96; ZW. 1929, 3244; RR. 1929 


3 
KE. 9, 75; JW. 1929, 3389; DWohn Arch. 1929, 


29 809 
Kch. 9, 152; IW. 1929, 2886; Grunde. 193 1929 


A 
DWohn Arch. 1929, 461; HAN. 1929 Nr. 1738; VDW. = 
3027. 
FW. 1929, 2884; ABeriwBt. 50, 436; VDW. 12, 3026.00, 
KE. 9, 108; JW. 1929, 3240; Grunde. 1929, 
HRR. 1929 Nr. 1447; VDW. 12, 3023. 936 
KE. 9, 104; ZW. 1929, 2883; Salzmg. 1929, . 
EX. 1929, 850; Grunde. 1929, 843; Mieter. 192,024 
Miet Beiſ. 1929, 18; HRR. 1929 Nr. 2006; VDW. 12, 97 
Hertel Nr. 516. 


. SW. 1929, 2357; RVerwBl. 50, 420; VDW. 12, 3051. 
. RVerwBl. 50, 404. 
5. KGG. 9, 180; JW. 1930, 162; DWohnArch. 1929, 
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Grund. 1929, 866; VDW. 12, 3059. Miet 
Ger. 1929, 129; SalzmgZ. 1929, 1132; Grund. 185 
1164; HNN. 1929 Nr. 1917; RVerwBl. 50, 848; ® 
12, 3059; Hertel Nr. 527. 


. 3%. 1929, 2881; RVerw l. 50, 421; VDW. 12, 3078. 
W. 12, 3089. 
RE. 9, 190; CU. 


91 
1929, 850; Mieter. 1929, 4% 
Grundé. 1929, 1276; HRR. 1929 Nr. 2007; RVerw öl. 
815; VDW. 12, 3085; Hertel Nr. 524. 


VDW. 12, 3161. 
. SW. 1930, 163; VDW. 12, 3091. 
. NRerivßl. 50, 449; VDW. 12, 3083. 
JW. 1929, 2885; KGB. 1930, 86; VDW. 
. Hertel, 6 C 219. . 
. KGE. 9, 43; JW. 1929, 2357; RVerwBl. 50, 658; Grü, 


12, 3099. 
abb 


1929, 1022; RR. 1929 Nr. 2089; DWohnalrch. 1930, 
VOR. 12, 2028. 


VDW. 12, 2653. oh 
KE. 9, 55; VDW. 12, 2676; ZW. 1929, 2881; De, 


Arch. 1929, 269; HRR. 1929 Nr. 1329; RVerwöl. 
545; KGBl. 1929, 138. 


„Kchck. 9, 10; Hg. 1929 Nr 1223; Vom. 12, 2729. u. 
„KE. 9, 15; JW. 1929, 1991; RVerwöl. 50, 468; 8385; 


1929 Nr. 1222: DR. 1929, 869; DWohnArch. 1929, 
VDW. 12, 2728. 


* 
„Kc. 9, 23; JW. 1929, 1993; DR. 1929, 867; 15 


Arch. 1929, 462; HRR. 1929 Nr. 1574; VDW. 12, 


. 3%. 1929, 2433. Miel 
. KE. 9, 25; JW. 1929, 3242; DMR. 1929, 867; 9088; 


Ger. 1929, 127; RVerwBl. 50, 799; HNN. 1929 Nr. 2735 
1930 Nr. 621; VDW. 12, 2719, 2723, 2724, 2734, 
2761; Hertel Nr. 523. 


Bl. 
KE. 9, 32; JW. 1929, 2432; NBerwBtl. 50, 627 010 


1929, 92; HR. 1929 Nr. 1576; DWohn Arch. 1929, 90 


— 


Salzm Z. 1930, 76; Doausb Z. 1930, 61; VD 18, 40 


KE. 9, 35; DWohn Arch. 1929, 463; HAN. 1929 Nr. 


VDW. 12, 2702, 2722, 2813, 2816, 2817. 4 
19 


902: RVerwBl. 50, 436; VDW. 12, 2736, 2749, 27801 


„Kc. 9, 69; JW. 1929, 2881; Grunde. 1929, 


NVerwBl. 50, 467; VDW. 12, 2750. 


„ 1327 
KG. 9, 50; JW. 1929, 3240; HRR. 1929 M- 13 


VDW. 12, 2677, 3073. 


JW. 1929, 2885. 1320 
Ach E. 9, 77; RVerwol. 50, 450; ORR. 1929 Nr. and: 


JW. 1929, 3387; KGBl. 1930, 55; VDW. 12, 2763 1326 


DWohnArch. 1929, 415; VDW. 12, 2678. 
u 


1929, 842; MietGer. 1929, 101; Salzmg. EN 12 
DWohnArd. 1929, 416; RR. 1930 Nr. 13; 2 
2792, 2795; Hertel Nr. 514. 


Nr. 1100 
VDW. 12, 2829. 19 


HRR. 1929 Nr. 1328; VDW. 12, 2833. 


VDW. 12, 3101. .. 89 
KSC. 9, 189; JW. 1930, 643; Grunde. 1929, 732 


12, 3065. 


JW. 1929, 3246; VDW. 12, 3377. 920 243 
U RSG. 9, 155; EU. 1929, 850; Grundſtdsarte 1870, J 
Grund. 1929, 867; Mieter. 1929, 103; HR erte 


Nr. 127; Salzmg. 1930, 172; VW. 12, 33787 
Nr. 518. 67 
Dag. 1929, 808; Miet Ger. 1929, 103; Salam ga 
1070; DMiet Sch. 1929 Hejt 10, 11; HR. 1 
VEN. 12, 3382; Hertel Nr. 522. 


j 


us 


59. J. 
—Iabrg. 1930 Heft 42/43] 
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966 
Ache. 9, 135; JW. 1929, 3246; CA. 1929, 819; Grundſt⸗ 
5 1929, 222; Mieter. 1929, 128; KGBl. 1929, 112; 
ne 1929, 1130; HRR. 1929 Nr. 1837; Salzmg. 1929, 
4; VDW. 12, 3293; Hertel Nr. 521. 
2255 9, 153; JW. 1929, 3245; HRR. 1929 Nr. 2010; 
ohn Arch. 1930, 35; VDW. 12, 3380. 


8910 9, 161; SW. 1929, 3245; Grunde. 1929, 1050; 
969. A 1930 Nr. 125; MietVeif. 1930, 7; VDW. 12, 3372. 
970. Js. 1929, 2878; VDW. 12, 3315. 

971. JW. 1929, 3246; VDW. 12, 3373. 
972. . 1929, 2886; KE. 9, 157; VDW. 12, 3374. 

5 9, 145; JW. 1929, 3247; GrundſtWarte 1929, 196; 

lende 1929, 790; HRR. 1929 Nr. 1736; DWohnaArch. 
974. 889, 560; VDW. 12, 3362, 3393, 3395, 3396. 

977. Kc 1929, 2879. 

ee 9, 148; JW. 1929, 2889; KGB. 1929, 91; HRR. 
978. . 1450; VDW. 12, 3365. 

979. che, 1929, 2893; BDW. 12, 3434. 


b. 9, 163; JW. 1929, 3249; Salzmg. 1929, 972; 
Rade 1929, 866; HRR. 1930 Nr. 128; VDW. 12, 3319: 
5 r. 517. 
982 5 1020, 2358. 
9, 183; JW. 1930, 71; DWohnArch. 1929, 319; 
985. R. 1929 Nr. 1448. “ 


9, 59; JW. 1929, 3250; SalzmZ. 1929, 1485; 
90881 1929, 137; HR. 1930 Nr. 12; DWohnArch. 1930, 
986. Ver VDW. 12, 2696. 
987 2 12, 3143. 
15 9, 67; JW. 1929, 2161; DWohn Arch. 1929, 269; 
049. 1929 Nr. 1331; RVerwBl. 50, 563; Grunde. 1929, 
990. Pag VW. 12, 2772. 
902. J on 12, 3149, 3207. 
961. gc 0. 12, 3208. 
Bed. % 13 NVerw vl. 50, 467; HRR. 1929 Nr. 1330; 
925. J le, 3477. 
996. Fon. 1929, 2359 VDW. 12, 2651. 


5 1929, 3390; HR. 1929 Nr. 1108; RVerwBl. 50, 
305 VON. 12, 2771. 
5 1930, 273. 
9, 2; JW. 1929, 3252; RVerwBl. 50, 707; Salzmg. 


1929 
1004 929, 1290, RR. 1929 Nr. 2086; WOW. 12, 2665. 
006, Je 1929, 2887; VDW. 12, 2661, 3143. 
1 Din 1929, 3252; NBerwBl. 50, 420; KGBl. 1929, 84; 
1008. Ju cle, 2718. 
dog, N06 1929, 2889; VDW. 12, 2712. 
1929. 9, 46; Cal. 1929, 850; Mietcher 1929, 150; Grunde 
Nr. 5 1129; HRR. 1929 Nr. 2087; VDW. 12, 2686; Hertel 
lar d, 
101g 80 95 San. 1929 Nr. 1577; VDW. 12, 2799. 
e 9. 73; JW. 1929, 2890; HMM. 1929 Nr. 1109; 
ie 985 142 iss 8 85 
019. Ache 1929, 2892; Mietczer. 1929, 87; VDW. 12, 2711. 
1929 9, 203; JW. 1929, 3313; Agrar. 12, 271; Verp. 
Pächeg. 1 K bl, 1929, 86; Geundftlarte 1929, 214; 
tes 8 8. 1929, 107; Doausbg. 1929, 462; RVerwBl. 50, 


‚am ONN. 1929 Nr. 2011. 
Sm. 1929, 3513 22 


* I. Altenteilsſachen. 
lichung eue Re. 


icht in Altenteilsſachen find ſeit der letzten Veröffent- 
ergangen. 


II. Mietſachen. 
A. Reichsrecht. 
1. Reichsmietengeſetz. 


102 
eur 8 91 RMietcz.; 8 1 Prock BD. 1924. 
Ay Dun , ſolche möblierten Wohnungen findet das RMielch. Ars 
letzing die räumlich und wirtſchaftlich abgetrennt find. Für den 
DM Urt. 5 Hommerwohnungen gelten keine Sonderbeſtimmungen. 
SR R. 1930 „Dez. 1929, 17 U 6347/29 (Grunde. 1930, 433; 
R. 1930, 989; Miet Mittl. 1930, 65; MietGGer. 1930, 104; 
> Nr. 1327; Hertel, 7 C 335). 
beein 5 1 Miete. 
1 5 ſondern Vertragsmiete gilt, wenn die Parteien 
90 en, daß von der urſprünglich nach dem Friedens⸗ 
Hunden sähen Miete infolge der Veränderung der Zeitverhaltniſſe 
Urt. BE der geſetzlichen Miete gezahlt werden jollen. 
1020 3. Dez. 1929, 16 U 1162/29 (DMR. 1930, 941). 
in tags 1 RMietch. 
die Ert, nicht geſetzliche Miete, liegt vor, weun eine Partei 
klärung aus 81 RMietch. abgegeben hat, beide ſich 


aber im Verfahren auf Feſtſtellung der Friedensmiete über die 
Friedensmiete geeinigt haben. 
Urt. v. 10. Jan. 1930, 16 U 8476/29 (DMR. 1930, 959). 


1029. 81 NMiet®. 

An die Stelle der geſetzlichen Miete tritt, wenn die richtige 
Friedensmiete von der der Berechnung zugrunde gelegten abweicht, 
Vertragsmiete, ſofern den Parteien die Abweichung erkennbar war 
oder bei Anwendung verkehrsmäßiger Sorgfalt erkennbar ſein mußte. 

Urt. v. 11. Nov. 1929, 17 U 8889/29 (Miet Mitt Bl. 1930, 
53; DMR. 1930, 988; GrundſtWarte 1930, 158; Mieter. 1930, 
89; Grunde. 1930, 549; SalzmZ. 1930, 1035; Hertel, 7 C 333). 


1030. 881, 2 NMiet®. 

Haben die Vertragsteile, ohne eine ſchriftliche Erklärung nach 
SI RMietch. abzugeben, vereinbart, daß für ihr Mietverhältnis die 
geſetzliche Miete mit allen Folgen gelten ſolle, ſo liegt zwar Ver⸗ 
tragsmiete vor, eine ſpätere Feſtſetzung der Friedensmiete durch das 
MEN. wirkt aber auf die Höhe des Mietzinſes bis zu dem Zeit⸗ 
punkt zurück, in dem einer der Vertragsteile erkennbar an die 
bisherige Friedensmiete nicht mehr gebunden ſein wollte. 

Urt. v. 4. Nov. 1929, 17 U 2629/29 (GrundſtWarte 1929, 
335; DMR. 1929, 920; MietGer. 1930, 31; Grund. 1930, 550; 
VDW. 12, 3220; Hertel, 6 C 302). 

1031. 88 1, 2 Miet. 

Sind die Parteien über die Geltung der geſetzlichen Miete einig, 
ſo bedarf die Losſagung von einer vereinbarten Friedensmiete 
keiner Form. Sie hat ſofortige Wirkung. 

Urt. v. 14. Jan. 1930, 16 U 8716/29 (DM. 1930, 959). 

1032. 81 RMiet®. 

1. Der RE. v. 3. Nov. 1928, 17 Y 75/28 (oben Nr. 851), wo⸗ 
nach das MEA. zur Entſcheidung darüber zuſtändig iſt, ob die ge⸗ 
ſetliche Miete zu ermäßigen iſt, weil der Vermieter zur Hauszins⸗ 
ſteuer nicht zu veranlagen ift, wird aufrechterhalten. 

2. Eine Verminderung der Hauszinsſteuerlaſt zugunſten des Ver⸗ 
mieters hat auf die Höhe der geſetzlichen Miete keinen Einfluß. 

NE. v. 4. Okt. 1930, 17 Y 48/30. 

1033. 8 1 RNMict®. 

Beſtreitet der Mieter bei Geltung der geſetzlichen Miete die 
Höhe der vom Vermieter geforderten Heizkoſten mit der Behauptung, 
in der verlangten Summe ſei Proviſion für den Verwalter, Pförtner 
oder eine ähnliche Mittelsperſon enthalten, ſo liegt ein vom MEA. 
zu entſcheidender Streit über die Höhe der geſetzlichen Miete vor. 

Beſchl. v. 27. Febr. 1930, 17 W 1616/30 (Miet Ger. 1930, 69). 

1034. 81 Miet. 

Vgl. unten Nr. 1124, 1144 und 1172. 

1035. 82 Miet. 

Iſt für die mit dem 1. Juli 1914 beginnende Mietzeit ein Miet⸗ 
zins vereinbart, der ſich beim Eintritt einer Bedingung ändern 
ſollte, und iſt dieſe Bedingung am 1. Juli 1914 noch nicht ein⸗ 
getreten, ſo iſt nur der unveränderte Mietzins als Friedensmiete 
i. S. des 8 2 Abſ. 1 RMietG. anzuſehen. 

RE. v. 21. Dez. 1929, 17 X 84/29 (DMR. 1930, 940; 
Grunde. 1930, 184; MietGer. 1930, 29; Salzmg. 1930, 398; 
HRR. 1930 Nr. 793; VDW. 12, 3240 a; Hefifipr. 1930, 49; 
Hertel Nr. 557). 


1036. 82 NMietG.; 8 37 MietSch®. 

1a. Sind bei einem Mietverhältnis mehrere Perſonen als Ver⸗ 
mieter oder als Mieter beteiligt, ſo kann der Antrag auf Feſt⸗ 
ſtellung oder Feſtſetzung der Friedensmiete nur gegen alle Vermieter 
oder Mieter gemeinſam geſtellt werden. Der Antrag kann auch nur 
von allen gemeinſam geſtellt werden, es ſei denn, daß nach bürger⸗ 
lichem Recht einer von ihnen zur Antragſtellung befugt iſt. 

b) Iſt eine Ehefrau Vermieterin oder Mieterin und gehören die 
Vertragsrechte zum eingebrachten Gut, ſo kann der Ehemann allein, 
die Ehefrau nur mit ſeiner Zuſtimmung den Antrag ſtellen. Der 
Antrag des Vertragsgegners iſt gegen beide Eheleute zu richten. 

c) Steht die Ausübung der Vertragsrechte einem Inhaber der 
elterlichen Gewalt zu oder iſt ein Nießbraucher Vermieter, ſo iſt 
der Antrag nur von ihm oder gegen ihn zu ſtellen. 

2. Bei der Prüfung, wer in den Fällen der Ziff. 1 Vermieter 
oder Mieter iſt, hat das MEN. vom Vortrag des Antragſtellers 
auszugehen. Ob der Autragſteller allein das Verfahren betreiben 
Kann (Ziff. la, Satz 2 und Ziff. 1 b), hat das MEN. abſchließend 
zu entſcheiden. Das Verfahren kann ohne Zuziehung der Mit⸗ 
berechtigten des Antragſtellers durchgeführt werden. 

NE. v. 18. Jan. 1930, 17 Y 81/29 (Mieter. 1930, 44; 
DMR. 1930, 1015; HRR. 1930 Nr. 1328; Hertel Nr. 566). 


1037. 8 2 NMiet®., 85 PrMietzins BO. 

Die RE. v. 8. Dez. 1925, 17 Y 140/24 (oben Nr. 192, 242), 
und v. 11. Juni 1928, 17 Y 44/28 (oben Nr. 726), wonach das 
MEA. und die Beſchwerdeſtelle die Feſtſetzung der Friedensmiete nicht 
deshalb ablehnen dürfen, weil für das Rechtsverhältnis der Parteien 
die geſetzliche Miete gar nicht in Geltung geſetzt werden kann, werden 
aufrechterhalten, und zwar auch für den Fall, daß die Parteien 
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Juriſtiſche — 


übereinſtimmend vortragen, das Mietverhältnis beziehe ſich auf 
Räume, die dem Miet. nicht unterliegen. 

HE. v. 5. Okt. 1929, 17 Y 59/29 (KGE. 9, 113; DMR. 1929, 
897; Mieter. 1929, 188; Grund E. 1929, 1465; HRR. 1930 
Nr. 228; RVerwBl. 51, 250; Miet Beiſ. 1930, 5; VDW. 12, 3264; 
Hertel Nr. 538). 


1038. 82 Miet. 

Weicht die feſtgeſtellte Friedensmiete in außergewöhnlichem Um⸗ 
fauge von dem ortsüblichen Mietzins ab, ſo iſt ihre Neufeſtſetzung 
nicht ſchon deshalb gerechtfertigt, weil für die mit dem 1. Juli 
1914 beginnende Mietzeit ein Staffelmietzins vereinbart war. 

NE. v. 2. Nov. 1929, 17 Y 75/29 (KGE. 9, 123; DMR. 1929, 
915; Salzmg. 1929, 1578; MietBeiſ. 1929, 18; MietGer. 1930, 10; 
HRR. 1930 Nr. 224; Grund®. 1930, 304; DWohnArch. 1930, 
270; VDW. 12, 3258; Hertel Nr. 550). 


1039. 82 Miet. 

Weicht die Friedensmiete in außergewöhnlichem Umfauge von 
dem am 1. Juli 1914 ortsüblichen Mietzins ab, weil der damalige 
Vermieter auf die Höhe des Mietzinſes keinen Wert legte, ſo iſt 
dies ein Grund zur Feſtſetzung der Friedensmiete nach 8 2 Abſ. 4 
Satz 1 Miet. 

NE. v. 4. Okt. 1930, 17 Y 42/30. 


1040. 82 NMiet& 
Eine Anderung der Belaſtung des Grundſtücks, insbeſ. der Haus⸗ 
zinsſteuerlaſt, rechtfertigt nicht die Feſtſetzung der Friedens miete. 
NE. v. 4. Okt. 1930, 17 Y 48/30. 


1041. 8 2 NMiet®.; 88 2, 9 PrMietzins BO. 
Die Vereinbarung, daß ein Mieter den Fahrſtuhl nicht benutzen 
darf, iſt kein Grund zur Feſtſetzung der Friedensmiete. 
NE. v. 25. Juni 1930, 17 Y 36/30 (MietGer. 1930, 147; DMR. 
1930, 1042; GrundſtWarte 1930, 279; Grunde. 1930, 1089). 


1042. 8 2 ANMiet®. 

Sind Gebäude oder Gebäudeteile nach dem 1. Juli 1914 in er⸗ 
heblicher Weiſe baulich verändert worden oder werden ſie nach dieſem 
Zeitpunkt zu weſentlich anderen Zwecken verwendet, und iſt deshalb 
ein abweichender Mietzins gerechtfertigt, ſo iſt die Friedensmiete feſt⸗ 
zuſetzen, auch wenn die Abweichung des Mietzinſes keine außer⸗ 
gewöhnliche iſt (8 2 Abſ. 4 Satz 2 Miet.) 

NE. v. 4. Okt. 1930, 17 Y 41/30. 
1043. $ 2 AMietG. 
Vgl. unten Nr. 1063, 1106 und 1144. 


1044. 82 Miet. 

Kann der Mieter die Beſeitigung einer Verſchlechterung des Miet⸗ 
raums nicht beanſpruchen, ſo beſteht ſeine Befugnis, den Mietzins 
zu mindern oder Schadenserſatz wegen Nichterfüllung zu verlangen, 
der Feſtſetzung der Friedensmiete nach 8 2 Abſ. 4 RMietch. nicht 
entgegen. 

RE,. v. 31. Mai 1930, 17 Y 25/30 (Mieter. 1930, 127; DMR. 
1930, 1029; Hertel Nr. 593). 


1045. 8 2 Mieth. 

Werden Gebäude oder Gebäudeteile nach dem 1. Juli 1914 zu 
weſentlich anderen Zwecken verwendet, ſo iſt die Neufeſtſetzung der 
Friedensmiete (8 2 Abſ. 4 Mieth.) nur zuläſſig, wenn die Ande⸗ 
rung des Zweckes auf einer ausdrücklich oder ſtillſchweigend ver⸗ 
einbarten Anderung des Vertragsinhalts beruht. 

RE. v. 21. Dez. 1929, 17 Y 88/29 (DMR. 1930, 940; MietSer. 
1930, 29; Grunde. 1930, 303; Salzm ZZ. 1930, 397; HRR. 1930 
Nr. 871; Heiffipr. 1930, 52; Hertel Nr. 561. 


1046, 8 2 NMiet®. 

Iſt die Friedensmiete gem. § 2 Abſ. 4 NMietG. feſtgeſetzt und 
wird Feſtſetzung für dasſelbe Mietverhältnis erneut beantragt, ſo iſt 
bei der Prüfung, ob eine Abweichung in außergewöhnlichem Umfang 
vorliegt, von der feſtgeſetzten Friedensmiete auszugehen. 

RE. v. 31. Mai 1930, 17 Y 32/30 (SalzmZ. 1930, 973; DMR. 
1930, 1029; MietGer. 1930, 148; MietBeiſ. 1930, 12; Hertel 
Nr. 595). 


1047. 8 2 Miet. 

Bei Feſtſetzung der Friedensmiete für Räume, die nach dem 
30. Juni 1918 bezugsfertig geworden ſind, ſind die gegen die Frie⸗ 
denszeit erhöhten Baukoſten zu berückſichtigen. 

RE. v. 15. Febr. 1930, 17 Y 6/30 (MietGer. 1930, 65; Grunde. 
1930, 397; Salzm Z. 1930, 461; HR R. 1930 Nr. 872; DMR. 1930, 
1013; DWohn Arch. 1930, 414; Hertel Nr. 571). 


1048. 8 2 MMietch e 
Bei Feſtſetzung der Friedensmiete können als Vergleichsräume auch 
Räume, die am 1. Juli 1914 verpachtet waren, herangezogen werden, 
wenn zum Vergleich ebenſo geeignete damals vermietete Räume nicht 
vorhanden ſind. 

RE. v. 5. Okt. 1929, 17 Y 63/29 (KE. 9, 132; JW. 1930, 71; 
GrundſtWarte 1929, 336; DMR. 1929, 915; Mieter. 1930, 9; 
HR. 1930 Nr. 227; Salzm Z. 1930, 236; Grund. 1930, 269; 
PW. 12, 3294; Hertel Nr. 541). 


1049. 82 Mieth. z ab 

Die Ausgleichung der Friedensmiete (8 2 Abſ. 5 AMietÖ. ien 

zulehnen, wenn das Mietverhältnis ohne Zubilligung von E Ber 
rechtskräftig aufgehoben iſt. (In den Gründen ift auch ausge 
daß die Ausgleichung im Gegenſatz zur Feſtſtellung und Sei 


der Friedensmiete rechtsgeſtaltende Wirkung hat.) 1929 
RE. v. 5. Okt. 1929, 17 Y 56/29 (KE. 9, 137; Salam)- 248; 
1516; DMR. 1929, 915; HRR. 1930 Nr. 300; Grunde. 1930 


KGBl. 1930, 32; MietGer. 1930, 65; VDW. 12, 3311 
Nr. 536). 
1050. $ 2 NMiet®. %% eben 
Die Rückwirkung iſt bei der Feſtſetzung der Friedensmiete wild 
ſowenig begrifflich ausgeſchloſſen wie bei der Feſtſetzung. Sie zeit 
auch nicht dadurch verwirkt, daß eine Partei das anhängige 
ſetzungsverfahren beim MEA. verzögert hat. 198). 
Urt. v. 8. Mai 1930, 17 U 15239/29 (GrundſtWarte 1930, 


1051. § 2 MMietc. zul 
Die Feſtſetzung der Friedensmiete wirkt bis zu dem get he 
zurück, in dem einer der Vertragsteile zum Ausdruck gebra dene 
daß er mit der der Mietberechnung ſeither zugrunde gelegten Fri 
miete nicht mehr einverſtanden iſt. 53). 
Urt. v. 11. Nov. 1929, 17 U 8889/9 (Miet Mitt Bl. 1930, 


1052. 82 Miet. t von 
Die wegen veränderter Umſtände neu feſtgeſetzte Miete wirk nich 
Eintritt dieſer Umſtände ab. Hat das MEN. dieſen Zeitpunte, Er⸗ 
feſtgeſetzt, fo iſt der Wille des MEN. zu ermitteln. Einer neu ofagt 
klärung aus 81 NMietG. bedarf es nicht; es genügt die 
von der bisherigen Friedensmiete. 999% 
Urt. v. 20. Sept. 1929, 16 U 4157/29 (DR. 1929, 
GrundſtWarte 1930, 125). 


1053. 8 2 PMietch. 
Vgl. oben Nr. 1030. 


1054. 88 2, 15 Miet. gluſſes die 
Setzt das MEA. nach Rechtskraft eines Feſtſetzungsbeſchluſt pn 
Friedensmiete nochmals feſt, jo gilt der zweite Beſchluß — ein 
Mietverhältnis mindeſtens von der Rechtskraft ab, auch w 
Grund für die anderweite Feſtſetzung nicht gegeben war. 
Urt. v. 30. Mai 1929, 17 U 3050/9 (Mietcher. 1 
Salzmg. 1929, 1356; MietBeif. 1929, 15; HRR. 1929 
1930 Nr. 301; VDW. 12, 3419; DWohnArch. 1929, 561; 
1929, 1500; Hertel, 6 C 223). 


1055. 8 2 AMict®. e bon 
Iſt nach dem Inkrafttreten des MSHG. die Friedenam en af 
Men. auf Grund eines Vergleiches ohne Sachprüfung r ereht 
worden, und ſetzt fpäter das MENU. fie aus dieſem Grunde b ei 
feft, fo iſt die neue Feſtſetzung unzuläſſig. Ste wirkt des R h 
von ihrer Rechtskraft an für die Zukunft. 30 500 
Urt. v. 25. Nov. 1929, 17 8633/29 (Mielcher. 1730, 605 
DMR. 1930, 971; GrundſtWarte 1930, 125; Grund. 1930, 
Salzm Z. 1930, 813; Hertel Nr. 873). 
1056. 8 2 NMiet®. 
Vgl. oben Nr. 1030, unten Nr. 1103. 
1057. 8 10 MMietch. ‚ge be 
1. Die Feſtſetzung eines Zuſchlages zur geſetzlichen m 
Räumen, die an den Unternehmer eines gewerblichen Betele wen 
mietet find (8 10 Abſ. 1 MMiet®.), iſt auch dann zulfißr z 
der Zweck, zu dem die Räume vermietet ſind, in der Friebe 
ſchon berückſichtigt iſt. hotel 
2. Beſonders hoch ſind die Betriebs⸗ und Instandsetzungen fi 
wenn ſie den Betrag erheblich überſteigen, den der Werk 0 
dieſe Koſten von dem Mieter in der geſetzlichen Miete erhält. 1920 


RE. v. 5. Okt. 1929, 17 Y 47/29 (Kchck. 9, 140; and 1900 
896; Miet&er. 1929, 207; Salzmg. 1929, 1612; HR" get 
Nr. 302; Grund. 1930, 269; VW. 12, 3358, 33597 
Nr. 533). Kei 

1058. 812 NMietd.; 8 8 PrMietzins O.; 8 10 * 
zins Bek. „ rb bie 

Haben nur einzelne Räume Sammelheizungsanlage und weiten 


aus der Warmwaſſerverſorgungsanlage verſorgt, jo iſt zu len, a 

welche Koſten der Heizſtoffe auf die Sammelheizung ent an de 

nur der nach Abzug dieſer Koſten verbleibende Betrag auf 0 

Warmwaſſerverſorgung beteiligten Rauminhaber umzulegen. 0 
RE. v. 15. Febr. 1930, 17 Y 2/30 (Mietcger. 1930, 66; Sag 

1930, 337; GrundſtWarte 1930, 118; DMR. 1930, 1015; 

1930, 782; Hertel Nr. 568). 


1059. 8 13 RMietch. gan 
Iſt beantragt, die Einſtellung der Sammelheizung . Me 
waſſerverſorgung anzuordnen (§ 13 Mieth. ), jo find v Nerſaß 
von denen oder gegen die der Antrag nicht geſtellt iſt, am Be 
nicht als Partei beteiligt. Miele 

RE. v. 21. Dez. 1929, 17 1 87/29 (DR. 1930, 940; Sal 
1930, 30; GrundſtWarte 1930, 46; Grunde. 1930, 214. PR) 
1930, 460; Miet MittßL. 1930, 73: HR. 1930 Nr. 0) 
Arch. 1930, 271; VDW. 12, 3391, 3391 a; Hertel Nr. 2 


ee 
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Die 00. 8 13 a Nigg. 

eine 5. nlegung einer elektriſchen Beleuchtung des Treppenhauſes iſt 
Re, ) Veränderung i. S. des $ 13a AMiet®. 

1980 95 3. Dez. 1929, 17 Y 86/29 (Grundſt Warte 1930, 54; DMR. 

964; 5 Mietcher. 1930, 50; Grund. 1930, 270; Salzmz. 1930, 
R. 1930 Nr. 875; Hertel Nr. 559). 


1. 661. 8 13a RMietG. 
miete 6 bauliche Veränderung kann die Feſtſetzung einer Zuſatz⸗ 
10 a R Miet.) auch dann rechtfertigen, wenn ſie zugleich 
5 andſetzungsarbeiten vorgenommen wird. 
fig, auf Zuſtimmung des Mieters i. S. des 8 13a NMiet®. muß 
„oeltimmte bauliche Veränderungen beziehen und fein Ein⸗ 
anderun 18 enthalten, daß ihm die Mietſache mit dieſen baulichen Ver⸗ 
Nen gewährt wird. 
vb. 4. Okt. 1930, 17 Y 40/30. 


In 8 $ 13a NMietb. 
hat das vorfahren auf Feſtſetzung einer Zuſatzmiete (8 13 a NMietG.) 
aus der MEN. bei Prüfung der Frage, ob die bauliche Veränderung 
Vewfriſggeſezlichen Miete ohne Beeinträchtigung der ordnungsmäßigen 
dinſu tung bezahlt werden kann, auch eine angemeſſene Ver⸗ 
Meß Eigenkapitals des Vermieters zu berückſichtigen. 
271; Sal b. 2. Nov. 1929, 17 1 73/29 (KE. 9, 171; Ic. 1930, 
1880, amd. 1929, 1579; Grundſtzgarte 1929, 375; MietCer. 
1980, 22 1. . 1930 Nr. 375; Grunde. 1930, 335; DWohnärch. 
VDW. 12, 3403; Hertel Nr. 548). 


1068. 88 13, 2 Niet. 

} über een einer baulichen Veränderung der Vermieter eine 
der Fri die Zuſatzmiete nach 8 13 a, der Mieter die Feſtſetzung 
zunächſt Ina miete nach § 2 Abſ. 4 RMietG. beantragt, ſo iſt ſtets 
der Miet ber den Antrag des Vermieters zu entſcheiden, ſelbſt wenn 
m Er ‚einen Antrag zuerft geftellt hat. 

il darf bei aliche Veränderung, für die eine Zuſatzmiete zu zahlen 
ichtigt werd 9 Feſtſetzung der Friedensmiete nicht mehr berück⸗ 
Hl; Mie 2. Nov. 1929, 17 Y 74/29 (KE. 9, 167; DMR. 1929, 
2; J Ger. 1929, 207; Grundſt Warte 1929, 360; Salzmg. 1930, 
Wong 1930, 372; HR. 1930 Nr. 228; Grund. 1930, 336; 

td. 1930, 225: VDW. 12, 3407; Hertel Nr. 228). 


1 
Bei oe 814 Rieth. 
nicht zu baeehnung der geſeßlichen Untermiete (8 14 NMiet®.) iſt 
And W. rückſichtigen, daß die geſamten Mieträume zu gewerblichen 
mieträu wecken oder nur zu gewerblichen Zwecken, die Unter⸗ 
190, RE, aber nur zu Wohnzwecken vermietet find. 
930, 1045, 25. Juni 1930, 17 Y 37/30 (ietcher. 1930, 148; DMR. 


en 
Als er 8 16 RMietGg.; 8 12 Wohn MangG.; § 33 MSchch. 
denn an moelvonnen find Räume im Quergebäude nicht anzuſehen, 
leſen, 1 ihnen nur Inſtandſetzungsarbeiten vorgenommen und mit 
feeingfügi die Gelegenheit zu benutzen, auch Neueinteilungen und 
ft völli de Umgeſtaktungen vorgenommen find. Daß das Vorderhaus 
ur auf dz nau hergeſtellt worden iſt, hat keine Bedeutung, da es 
er Mieträume ankommt. 
1007 . 18. Sebr. 1930, 17 U 4217/29 (Mieter. 1930, 106). 
Vgl. un 16 RMietG. 
5 0 Nr. 1092 und 1146. 
u dat 185 520 NMiet®. 
vo der N Mieter die Wohnung nur mit Rückſicht darauf gemietet, 
Sy liegt * mieter ſich zur Anlegung elektriſchen Lichts verpflichtete, 
e Abrede . Vermieter dieſe Pflicht ſchon nach 8 536 B68. ob. 
Urt. „ icht deshalb nicht durch die Wahl der geſetzlichen Miete. 
1069 11. März 1930, 16 U 7042/29 (DMR. 1930, 1019). 
Vgl. un, 20 NMietch. 
unten Nr. 1164. 


2. Mieterſchutzgeſetz. 


„ 107 
Indie bu In Miet Schl. 


ietzi ung des Vermieters, alſo auch diejenige zum Zwecke 
Nu des derung oder der Beendigung des Mietverhältniſſes bei 
do ltnis zeterſchutzes, iſt ausgeſchloſſen, ſolange für das Miet⸗ 


sehen Niterſchuß beſteht. Nur die Ablehnung der im Vertrage 
A, Urt. „ 17 Angerung kann wirkſam erfolgen. 

Col R. 1930 7. Febr. 1930, 17 U 14526/29 (Miet Mitt Bl. 1930, 54; 
mg, 1930 988; Mietcher. 1930, 104; GrundE. 1930, 496; 
60 30, 877; Hertel, 7 C 338). 

l. ob 8 n Miet SchG. 
oben Nr. 1070. 4% 
4. 


R Sti 8 2 En; 
2 fi Ulf, J 2 MietSchch. 
t af biene Erlaubnis zur Untervermietung kann mit Rück⸗ 
Erſetzbarkeit der Erlaubnis durch das MEA. aus einer 


Duldung des Vermieters bis zum 30. Juni 1926 nicht entnommen 
werden. 

Urt. v. 8. Juli 1929, 17 U 5703/29 (DMR. 1929, 871; Grunde. 
1929, 1222; GrundſtWarte 1929, 238; VDW. 12, 3014). 


1073. 82 MietSh®. 
Keine unerlaubte Gebrauchsüberlaſſung liegt vor, wenn der Mieter 
ſeinen verwitweten Vater in die Wohnung aufnimmt. 
Urt. v. 11. März 1929, 17 U 539/29 (DMR. 1929, 886; VDW. 
12, 2884). 


1074. 8 3 MietSchch. 

Zahlung der Hauszinsſteuer darf der Mieter, ſolange die Hauszins⸗ 
ſteuer nicht geſtundet iſt, nicht deshalb verweigern, weil ein Stundungs⸗ 
antrag geſtellt iſt. 

Urt. v. 26. Mai 1930, 17 U 4008/30 (Mieter. 1930, 130; 
DMR. 1930, 1018; GrundſtWarte 1930, 197). 


1075. 8 5 MietSchch. 

Die weitere Beſchwerde gegen die Entſch. des LG. wegen der 
Räumungsfriſt iſt unzuläſſig. 

Beſchl. v. 11. Juli 1930, 16 W 6835/30 (DMR. 1930, 1046), 

1076. § 13 MietSchG. 

Wird mit der Mietaufhebungsklage gegen den Hauptmieter die 
Räumungsklage gegen den Untermieter verbunden, ſo beſtimmt ſich 
der Streitwert für die Aufhebungsklage nach $ 13 Abſ. 5 MietSchch., 
für die Räumungsklage nach $ 10 Gͤcg. 

Beſchl. v. 7. Aug. 1930, 16 W 7946/30 (DMR. 1930, 1057; 
Mieter. 1930, 152; Grunde. 1930, 1009). 


1077. § 13 MietSh®. 
Auch für den Streit um den Erſatzraumvorbehalt beträgt der Streit» 
wert eine Vierteljahrsmiete. 
Beſchl. v. 31. Okt. 1929, 17 W 9578/29 (MietGGer. 1929, 210; 
VDW. 12, 2948). 


1078. § 16 MitSh®.; 8 4 MEAVerf AO. 

Zur Entſch. über Einwendungen gegen den Erſatzraum (8 16 Miet⸗ 
Sh®.) iſt ſtets das MEN. zuſtändig, in deſſen Bezirk der heraus⸗ 
zugebende Raum liegt. 

RE. v. 15. Febr. 1930, 17 Y 7/30 (DMR. 1930, 969; Mietcger. 
1930, 67; Grund EE. 1930, 397; SalzmZ. 1930, 782; DWohnuArch. 
1930, 415; Hertel Nr. 572). 

1079. 8 19 MietSho®. 

Vgl. unten Nr. 1087. 


1080. § 22 MietSch®. 

Iſt die Vollſtreckung des Aufhebungsurteils von der Zahlung einer 
Geldentſchadigung abhängig gemacht, ſo kann der Mieter die Ent⸗ 
ſchädigung ſchon vor der Vollſtreckung und auch dann verlangen, 
wenn er freiwillig auszieht. 

Urt. v. 22. Nov. 1929, 8 U 8415/29 (DMR. 1929, 929). 
1081. 8 29 MietSch®. 

Jeder von mehreren Mitmietern kann das Verfahren auf Er⸗ 
ſetzung der Erlaubnis des Vermieters zur Untervermietung (8 29 
MietSchGg.) für ſich allein beantragen und durchführen. Das gleiche 
gilt, wenn Ehegatten den Mietvertrag gemeinſam geſchloſſen haben, 
für jeden von ihnen. 

RE. v. 30. Nov. 1929, 17 Y 77/29 (Salzm3. 1930, 141; DMR. 
1930, 941; MietGer. 1930, 27; GrundE. 1930, 211; MietMittBl. 
1930, 34; HRR. 1930 Nr. 1469; VDW. 12, 3029; Hertel Nr. 551). 


1082. 8 29 MietSchG. 

1. Der RE. v. 30. Nov. 1929, 17 Y 77/29 (oben Nr. 1081), wos 
nach jeder von den Ehegatten, die den Mietvertrag gemeinſam ge- 
ſchloſſen haben, das Verfahren auf Erſetzung der Erlaubnis des Ver⸗ 
mieters zur Untervermietung (8 29 MietSchch.) für ſich allein be⸗ 
antragen und durchführen kann, wird aufrechterhalten. Er gilt auch, 
wenn nur die Ehefrau Mieterin iſt, ihre Mietrechte aber zum ein⸗ 
gebrachten Gut gehören. 

2. Iſt eine Ehefrau Vermieterin und gehören die Vertragsrechte 
zum eingebrachten Gut, jo kann der Antrag, die Erlaubnis des Ver⸗ 
mieters zur Untervermietung zu erſetzen (8 29 MietSch®.), ſowohl 
gegen beide Eheleute als auch gegen jeden von ihnen allein geſtellt 
werden. 

RE. v. 12. April 1930, 17 Y 14/30 (MietGer. 1930, 100; Miet- 
Mitt Bl. 1930, 79; Grunde. 1930, 902; Salzmg. 1930, 1165; 
Hertel Nr. 579). 


1083. 8 29 Miet Sch. 

Ein beim MEA. anhängiges Verfahren auf Erſetzung der Erlaub⸗ 
nis zur Untervermietung (S 29 MietSchch.) wird durch die Ein⸗ 
leitung der Zwangsverwaltung des Grundſtücks nicht berührt. 

NE. v. 18. Jan. 1930, 17 Y 1/30 (JW. 1930, 1076; Mieter. 
1930, 66; DR. 1930, 969; Grund. 1930, 396; Salzmg. 1930, 
621; GrundſtWarte 1930, 150; Hertel Nr. 567). 


1084. 8 29 MietSchG. 
Das MEAN. kann die Erlaubnis des Vermieters, den Gebrauch des 
Wohnraumes einem Dritten zu überlaſſen, auch dann erſetzen, wenn 
die Überlaſſung nicht durch Untervermietung erfolgt. In dieſem Fall 
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iſt nicht erforderlich, daß der Dritte in dem Raum eine eigene Wirt⸗ 
ſchaft oder Haushaltung führen ſoll. 

RE. v. 9. Mai 1930, 17 Y 24/30 (Mieter. 1930, 126; DMR. 
1930, 1029; Grund E. 1930, 984; Miet Mitt Bl. 1930, 101; Hertel 
Nr. 588). 

1085. 8 29 MietSchG. 

Der NE. v. 23. Jan. 1928, 17 Y 91/27 (oben Nr. 761), wonach 
das MEN. die Erſetzung der Erlaubnis des Vermieters zur Unter⸗ 
vermietung (8 29 MietSchG.) nicht deshalb verſagen kann, weil der 
Mieter Zahlung eines beſonderen Entgelts für die erhöhte Abnutzung 
der 12 und die erhöhten Betriebskoſten ablehnt, wird aufrecht⸗ 
erhalten. 

NE. v. 5. Okt. 1929, 17 Y 50/9 (KGE. 9, 110; JW. 1930, 
837; Salzmg. 1929, 1357; DMR. 1929, 897; Miet®er. 1929, 189; 
MietBeif. 1929, 17; VDW. 12, 3025; Hertel Nr. 535). 

1086. 88 29, 37 MietSchch. 

Iſt im Verfahren auf Erſetzung der Erlaubnis des Vermieters zur 
Untervermietung (8 29 MielSchG.) ſtreitig, ob nach Aufhebung des 
Mietverhältniſſes ein neues Mietverhältnis zuſtande gekommen iſt, 
fo hat das MEN. inſoweit feiner Entſch. den Sachvortrag des Antrag⸗ 
ſtellers zugrunde zu legen. 

RE. v. 9. Mai 1930, 17 Y 22/30 (MietGer. 1930, 129; SalzmZ. 
1930, 973; Grund. 1930, 925; Miet Mitt Bl. 1930, 101; Hertel 
Nr. 586). 

1087. 88 31, 19 Miet Sch. 

Der Eintritt des Erben in den Mietvertrag des Erblaſſers bedarf 
keiner Genehmigung des Wohnungsamts. 

Urt. v. 11. März 1930, 16 U 7042/29 (DMR. 1930, 1019). 

1088. 8 31 MietShO. 

Nachträgliche Genehmigung des Vertrages durch das Wohnungsamt 
11 den Mangel rückwirkend, wenn ſie innerhalb der Vertragsdauer 
erfolgt. 

Urt. v. 23. Juni 1930, 17 U 5579/30 (GrundſtWarte 1930, 239; 
DMR. 1930, 1032; Salzm Z. 1930, 942; Mieter. 1930, 173). 

1089. 8 31 MietSchG. 

Die Vorſchrift des 8 31 Miet Schch. gibt nicht dem einen Miterben 
das Recht, die Herausgabe der Wohnung von dem anderen Miterben 
zu fordern, gegen den das Wohnungsamt eine Räumungsaufforderung 
erlaſſen hat. 

Urt. v. 16. Ang. 1929, 17 0 7739/29 (MietGer. 1929, 171; 
DMR. 1929, 900; Grund®. 1929, 1330; Salzm3Z. 1930, 14; 
HR R. 1930 Nr. 511; Miet Mitt Bl. 1930, 89; VDW. 12, 3037). 

1090. 8 32 MietSchch. 

Die Geldentſchädigung des 8 32 Miet Sch. kann dem Mieter nicht 
mehr zugeſprochen werden, wenn er den Raum ſchon verlaſſen hat. 

Urt. v. 22. Nov. 1929, 16 U 3171/29 (DMR. 1929, 930). 

1091. 8 32 Miet Sch. 

Vgl. unten Nr. 1134. 

1092. 8 33 MietSchch.; 8 12 Wohn MangG.; 8 16 NMiet®. 

Bezugsfertig iſt ein Gebäude von dem Zeitpunkt an, zu dem die 
Baupolizeibehörde das Beziehen des Gebäudes zugelaſſen hat, mag 
auch der Gebrauchsabnahmeſchein noch nicht erteilt ſein. 

Urt. v. 30. Sept. 1929, 17 U 6817/29 (Mieter. 1929, 190; 
Salzm Z. 1929, 1581). 

1093. 8 33 Miet Sch. 

Der Erſteher des Grundſtücks in der Zwaugsverſteigerung kann 
dem Mieter einer von dieſem ausgebauten Dachwohnung mit geſetz⸗ 
licher Friſt vorzeitig kündigen. Hat der Mieter mit dem früheren 
Eigentümer für den Fall vorzeitiger Beendigung des Mietverhältniſſes 
die Erſtattung der Baukoſten vereinbart, fo erwächſt dem Mieter aus 
dieſer Vereinbarung kein Anſpruch gegen den Erſteher. 

Urt. v. 17. Febr. 1930, 17 U14276/29 (GrundſtWarte 1930, 
150; DMR. 1930, 989; Grunde. 1930, 496; Mieter. 1930, 130; 
Salamd. 1930, 1071, 1134; Hertel, 7 C 339). 

1094. § 33 MietSchch. 

Gegenüber der Beſcheinigung der oberſten Landesbehörde, daß eine 
Baugeſellſchaft gemeinnützig iſt, iſt kein Gegenbeweis zugelaſſen. Die 
Beſcheinigung hat nur aufklärende, nicht rechtsgeſtaltende Bedeutung. 

Beſchl. v. 11. Nov. 1929, 17 W 9912/29 (MietGer. 1930, 90; 
DMR. 1930, 1000; Hertel, 7 C 332). 

1095. 8 33 MietschG. 

Vgl. oben Nr. 1066, unten Nr. 1146. 

1096. 8 37 MietSchG. 

Vgl. oben Nr. 1036 und 1086. 

1097. 8 38 MietSchch. 

Vgl. unten Nr. 1179. 

1098. $ 40 MietSchch. 

Vgl. unten Nr. 1128 und 1153. 

1099. $ 41 MietSh®. 

Eine Zwiſchenentſcheidung, die das MEN. über den Grund zur 
Feſtſetzung der Friedensmiete erlaſſen hat, iſt unverbindlich und 
mit der Rechtsbeſchwerde nicht anfechtbar. 

NE. v. 29. Juni 1929, 17 Y 46/29 (KHE. 9, 194; JW. 1930, 


722; Miet Mitt Bl. 1929, 120; Miet Ger. 1929, 150; Salze rt 
1230; DMR. 1929, 884; Grunde. 1929, 1499; HRR. 1930 Nr. 
KGBl. 1930, 34; VDW. 12, 3084, 3267; Hertel Nr. 532). 


1100. 8 41 MietSh6. gr 
Gegen die Entfch. des MEA., durch die die Sache mit * per 
ſtimmung vertagt wird, daß ein neuer Termin erſt nach einem di 
ſtimmten Zeitpunkt oder Ereignis anberaumt werden ſoll, ie 
Rechtsbeſchwerde nicht zuläſſig, es ſei denn, daß die Vertagung! 
zweckt, den Ausgang eines anderen Verfahrens abzuwarten. 
RE. v. 5. Okt. 1929, 17 Y 66/29 (KE. 9, 192; JW. up; 
162; DMR. 1929, 917; MietcGer. 1929, 208; Grunde. 1930, gr 
HRR. 1930 Nr. 515; RVerwBl. 51, 185; VDW. 12, 3086; 
Rſpr. 1930, 48; Hertel Nr. 544). 


1101. 8 41 Miet Schcz. g cle 
Hat das MEA. Koſten des Verfahrens ſolchen Perſonen auff 
die am Verfahren nicht als Partei beteiligt ſind, ſo ſteht den Belt 
nen dagegen die Rechtsbeſchwerde zu. ietddel, 
NE. v. 21. Dez. 1929, 17 Y 87/29 (DMR. 1930, 940; m md 
1930, 30; Örunbftäßarte 1930, 46; GrundE. 1930, 212; Seh, 
1930, 460; Miet Mittel. 1930, 73; HRR. 1930 Nr. 874; — 
Arch. 1930, 271; BDW. 12, 3089; Hertel Nr. 560). 


1102. 8 41 Miet SchG. 
Val. unten Nr. 1103, 1128, 1154, 1158, 1179 und 118% 


1103. 88 42, 41 MietSh6.; 8 2 Mieth. 19 
Hat das MEN. auf die Rechtsbeſchwerde eines wee ann 
Friedensmiete in der von dieſem beantragten Höhe feſtgeſetzt, 0 
der BeſchwF. die Rechtsbeſchwerde trotzdem darauf ſtützen, geek 
Friedensmiete auf einen für ihn günſtigeren Betrag hatte feſtg 
werden müſſen. 
RE. v. 4. Okt. 1930, 17 Y 44/30. 


1104. 8 42 Miet Sch.; 8 15 MEA Verf AO. 14 
In dem Verfahren vor dem MEN. zur Prüfung, ob es der Recht 
beſchwerde abhelfen will (8 42 Abſ. 1 Miet Schch.), ſtehen dem auch 
anwalt die Gebühren für die Berufungsinſtanz zu, und! for 
dann, wenn ihm für die Vertretung beim MEAN. ein Gebühren fl 
ſchon erwachſen iſt. Über die Erſtattungspflicht (8 15 Mende z 
entſcheidet die Beſchwerdeſtelle, wenn fie uͤber die Rechtsbeſchw 
entſcheiden hat. gel 
RE. v. 21. Dez. 1929, 17 Y 82/29 (DR. 1930, 957; DM 
1930, 46; GrundſtWarte 1930, 78; Hejifipr. 1930, 51; 
Nr. 555). 
1105. 8 42 Miet Sch. 
Vgl. unten Nr. 1160. 
1106. 8 44 Miet Schcg.; 8 2 Miet. allt 
Iſt die Friedensmiete auf Antrag eines Vertragsteils gane 
feſtgeſtellt worden, fo kann der Antragſteller den Feſtſtellung aachen 
nicht deshalb wiederholen (8 44 MietSch®.), well ihm gelten 
bekanntgeworden ſind, die er im früheren Verfahren nicht 
machen konnte. Grind 
RE. v. 9. Mai 1930, 17 Y 27/30 (MietGer. 1930, 1287 N 
1930, 984; MietBeif. 1930, 11; Hertel Nr. 590). 


1107. 8 46 Miet Schch. die G 
Hat das MEN., an das die Sache zurückverwieſen iſt, außer 
bühren für die Rechtsbeſchwerde wegen Armut einer Par aus- 
Anſatz gelaſſen, fo iſt der Gebührenanſpruch der Staatslea gehoben 
geſchloſſen. Gebühren, die vom BeſchwF. als Antragſteller 5 
ſind, müſſen zurückgezahlt werden. 0 70. 
Beſchl. v. 18. Juni 1929, 17 W 3198/29 (JW. 1000 na 
MietGer. 1929, 152; Kc Bl. 1929, 113; DMR. 1929, 884 
12, 3102; Hertel, 6 C 272). 


1108. 8 49a Miet Schch. ine 
Nur 8 4 Wreiste®D., nicht 9 49a MietSch®., kann auf ne 
findungsſumme für den Abſchluß eines Mietvertrages d all? 
werden, wenn die Zahlung ſchon 1924 erfolgt iſt, der Tatbel h 


vor dem Inkrafttreten des § 49a völlig erledigt war. 19300 ' 
Urt. v. 19. Dez. 1929, 17 U 9285/29 (GrundſtWarte 
Süchſietg. 1930 Nr. 6). 
1109. $ 49a Miel Sch. ede 


Das Naumwucherberbot des $ 49 a MietSchch. iſt ein KM 
i. S. des 8 823 Abſ. 2 VOL. Pr 
Urt. v. 10. April 1930, 17 U14632/29 (Mietcher. 1000, 


1110. 8 49 a Miet Schch. bell 

Der Einwand des Raumwuchers iſt im Rechtsſtreit nut gi 

wenn die geſamten Verhältniſſe, die zu berückſichtigen N 

reichend dargelegt werden. 30) 109 
Urt. v. 24. März 1930, 17 U 1294/9 (MietGGer. 1930, 


1111. 8 492 MietSchch. Anti 
Wer die unangemeſſene Forderung nicht aus eigenem, tragt. 
für einen Dritten geſtellt, ſondern ſie nur als deſſen B daf 
überbracht hat, iſt nicht als Täter nach $ 49a Miet Sch. 
ſondern höchſtens nach 8 49 StGB. als Gehilfe. 42) 
Urt. v. 18. Nov. 1929, 4 8162/9 (DIR. 1930, 945 
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einne 5492 MierSchcg. 
Einer AHäftsverkauf des Mieters kann der Vermieter für fein 
ein u mbıri mit dem Eintritt des Käufers in den Mietvertrag 
miete 3 fordern. Der Betrag von 3000 RA iſt bei einer Friedens⸗ 
10 78 6700 % nicht unangemeſſen. 
rt. v. 22. April 1929, 17 U 14 206/28 (KG Bl. 1929, 136). 


Ein 2. 8 49 a MietSchch. 
ine gr, Vereinbarung, durch die ſich der Vermieter vom Mieter 
eine ſtandsſumme dafür versprechen läßt, daß er an deſſen Skelle 
wenn debe ven Mieter aufnimmt, verſtößt gegen 8 49a MietSchch., 
dem ger Mieter die Befugnis zur Abgabe der Näume ſchon nach 
ielvertrage hatte. 
rt. v. 27. Jan. 1930, 17 U 13 976/29 (Mieter. 1930, 68). 


Sr 9 49 a MietSh®. 
ſehungs gaht eine Neubaumiete für Gefchäftsräume zwar den Ge⸗ 
ſie an iſt ſie aber objektiv wirtſchaftlich untragbar, ſo iſt 
zugemeſſen. 
Urt. v. 6. März 1930, 17 U 7510/29 (MietGer. 1930, 105). 


null. 9494 Miet Sch. 
dom Agemeſſen iſt ein Mietzins nicht ſchon dann, wenn er den 
in gerinchverſtändigen aus Vergleichsbeiſpielen abgeleiteten Betrag 
nicht gem Maße überſteigt. Ein Mehrbetrag bis zu 250% iſt noch 
unangemeſſen. 
Dmg rt. v. 19. Sept. 1929, 17 U 7100/29 (Grund. 1930, 212; 
dertel 70800 Doausbg. 1930, 206; Mieter. 1930, 67; 
1116. 649 a Miet Sch. 
geſch er kann eine zur Erlangung der Wohnung an die vor⸗ 
i e Freundin des Hausverwalters gezahlte Vergütung (Ver⸗ 
egangeneriſion oder unbegründeten Abſtand) wegen gemeinſchaftlich 
und aner unerlaubter Handlung (8 830 BGB.) vom Hausverwalter 
Ur er Freundin als Geſamtſchuldnern zurückfordern. 
v. 10. April 1930, 17 U 1463229 (MietGer. 1930, 151). 


3. Wohnungsmangelgeſetz. 


5 OL 81 Wohn Mang. 
daß er „ Teinbarung des Wohnungsamts mit dem Wohnungsinhaber, 
eine ones Vermeidung der Inanſpruchnahme einzelner Zimmer 

Url dung zahlt, verſtößt nicht gegen die guten Sitten. 

m v. 6. Dez. 1928, 13 U 7035/28 (GrundſtWarte 1930, 20). 

Ein Van Wohn Mang. 
dungs trag, durch den das Wohnungsamt gegen eine Abfin⸗ 
„ Mme auf die Inanſpruchnahme der Räume verzichtet, iſt 


9 
7 


kürt eil er eine unmögliche Leiſtung betrifft. 

v. 6. Dez. 1928, 13 U 7035/28 (GrundſtWarte 1930, 20). 

. 89 2, 16 Wohn Mang. 

Ausnaß tſcheidung der Gemeindebehörde über die Zulaſſung einer 
ente, von der Beſtimmung des 9 2 Ab. 2 WohnMangch. 

wenn 1 der Beſchwerde nach 8 16 Wohn Mangch. auch dann nicht, 

oder wan Genehmigung von einer Auflage abhängig gemacht wird, 

liegen. un ſtreitig iſt, ob die Raume dem Verbot aus 8 2 unter⸗ 

De. v. 25. Juni 1930, 17 J 33/30 (MietGGer. 1930, 144; 

30, 1043; Grund. 1930, 1088). 


re 882, 6 Wohn MangG. 8 1 BerlWohnRotgt. 

mit Ati Verfügungsberechtigte eine der in 8 2 Wohn Mangch. nur 
ohne di mung der Gemeindebehörde zugelaſſenen Veränderungen 
die ie uſtimmung vorgenommen, jo kann die Gemeindebehörde 
rufung derherſtellung des früheren Zustandes auch nicht unter Be⸗ 
Aigen, = eine nach 86 WohnMangG. erlaſſene Anordnung ver⸗ 
nicht Bergen Zuläſſigkeit einer Räumungzaufforderung wird dadurch 


Da e b. 5. Okt. 1929, 17 Y 65/29 (KSG. 9, 5; JW. 1930, 272; 


Doeh, 29, 918; Mietcher. 1929, 206; RBerudl. 51, 120; 
Schl. 1990 1930, 79; Grund. 1930, 244; SalzmZ. 1930, 332; 


ul ti; Bre 12, 2056, 2657; Herter Nr. 43). 


82 W ! 
Vgl. unten Ne. 1118 58 
Eine 8 88 4, 11 Wohn Mang. 
ait von eiügung des Wohnungsamts, durch die eine Wohnung 
laſpruch einem nach der Zuſtellung liegenden Zeitpunkt ab in 


8 genommen wird, iſt unwirkſam. 
RE. v. 4. Okt 1930, 17 Y 45/30. 


1 
123. 88 4, 12 WohnMangch. 


laid 


Vun d A einer Altwohnung neugebaute Räume verbunden, ſo 


15 3 gilt Wohnungsamt nur die Altwohnung in Anſpruch nehmen. 
aume 0 auch dann, wenn eine ſelbſtändige Verwertung der Neubau⸗ 
Rob geſchloſſen iſt. 
Lund f 135 15. März 1930, 17 1 9/30 (Mietcher. 1930, 86; 
16; ©: 1930, 494; Salzm Z. 1930, 1006; DWohn Arch. 1930, 
* Nr. 574). 

Der 2. 94 WohnMangc.; 8 1 RMietG. 

Inanſpruchnahme einer Wohnung durch die Gemeindebehörde 


ſteht es nicht entgegen, daß für das Mietverhältnis nach SL Abſ. 1 
Satz 4 NMiet®. die geſetzliche Miete nicht durch die Erklärung 
eines Vertragsteils eingeführt werden kann. 

RE. v. 5. Okt. 1929, 17 Y 62/29 (KE. 9, 52; DMR. 1929, 
897; Mieter. 1929, 188; Grund. 1929, 1499; SalzmZ. 1930, 
13; RVerwBl. 51, 218; HRR. 1930 Nr. 619; MietBeiſ. 1930, 5; 
VDW. 12, 3223; Hertel Nr. 540). 


1125. 84 Wohn Mang. 

Iſt die Inanſpruchnahme von Räumen rechtskräftig aufgehoben 
worden, weil der Betroffene nach einem RE. des Kammergerichts 
nicht als der Verfügungsberechtigte anzuſehen iſt, ſo kann ſie wieder⸗ 
holt werden, wenn dieſer RE. inzwiſchen aufgegeben iſt. 

NE. v. 5. Okt. 1929, 17 1 49/29 (ROSE. 9, 63; JW. 1929, 
3387; DMR. 1929, 918; MietGer. 1929, 204; GemVertr. 1929, 
17; HRR. 1930 Nr. 516; RVerwBl. 51, 265; VDW. 12, 2720; 
Hertel Nr. 534). 


1126. 88 4, 11 Wohn Mang. 

Die Inanſpruchnahme einer Wohnung hann gegen den Vermieter 
und den Mieter getrennt erfolgen. Sie ſind in dem Verfahren nicht 
notwendige Streitgenoſſen. 

RE. v. 29. Juni 1929, 17 Y 45/29 (KE. 9, 41; JW. 1929, 
3242; MietGer. 1929, 151; DMR. 1929, 885; GrundE. 1929, 
1276; RVerwBl. 51, 14; Salzm Z. 1930, 44; HRR. 1930 Nr. 620; 
GemVertr. 1930, 5; VDW. 12, 2703; Hertel Nr. 531). 


1127. 84 Wohn Mang. 

Überträgt ein Miterbe des Mieters einer Wohnung feinen Anteil 
an dem Nachlaß nach § 2033 Abſ. 1 BGB. auf einen anderen, fo 
geht dadurch ſein Verfügungsrecht über die Wohnung auf den 
anderen über. 

NE v. 9. Mai 1930, 17 1 19/0 (Mieter. 1930, 123; 
Grunde. 1930, 924; DMR. 1930, 1030; Gemertr. 1930, 9; 
Hertel Nr. 584). 


1128. 84 Wohn MangG.; 88 40, 41 MietSchG. 

Eine unrichtige Anwendung des billigen Ermeſſens, auf die die 
Rechtsbeſchwerde geſtützt werden kann, liegt vor, wenn das MEA. 
dem Erlaß des Preuß. Miniſters für Volkswohlfahrt, betr. Berück⸗ 
ſichtigung dringenden Wohnungsbedarfs verheirateter Kinder des 
Hauseigentümers, v. 17. Okt. 1926 i. d. Faſſ. v. 28. Juni 1929 nicht 
entſprochen hat, ohne daß beſondere Umſtände des Falles die Ent⸗ 
ſcheidung rechtfertigen. 

NE. v. 12. April 1930, 17 Y 10/30 (MietGer. 1930, 102; 
Grunde. 1930, 826; Salzm Z. 1930, 1007; Hertel Nr. 575). 


1129. 5 4 Wohn MangG. 

Daß der Hauseigentümer vor dem 1. Jan. 1914 ſeinen Wohnſitz 
nicht in Deutſchland hatte, kann es rechtfertigen, ihm eine in An⸗ 
ſpruch genommene Wohnung trotz ſeines dringenden Wohnungs⸗ 
bedarfs nicht zu überlaſſen. 

NE. v. 4. Okt. 1930, 17 1 53/30. 


1130. 84 Wohn Mang. 

Iſt die Wohnung unbenutzt, ſo beginnt der Zwangsmietvertrag 
mit der Rechtskraft des Feſtſetzungsbeſchluſſes. Einen früheren Ve⸗ 
ginn darf das MEsl. nur mit Zuſtimmung des Verfügungsberechtigten 
und des Wohnungſuchenden feſtſetzen. 

NE. v. 25. Juni 1930, 17 1 34/30 (Mieter. 1930, 144; 
DMR. 1930, 1043; RVerwBl. 51, 646). 

1131. 84 Wohn MangG. 

Vgl. unten Nr. 1207 und 1227. 

1132. 86 Wohn MangG.; 87 BerlWohrNotht. 

Auch nach § 7 der Altonaer MagVO. über Maßnahmen gegen 
Wohnungsmangel v. 29. Aug. 1928 kann eine Wohnung nicht wegen 
Benutzung zu unſittlichen Zwecken in Anſpruch genommen werden, 
weil die Wohnungsinhaberin in der Wohnung auch der gewerbs- 
mäßigen Unzucht nachgeht. 

NE. v. 30. Nov. 1929, 17 1 79/29 (MietGer. 1930, 28; 
AderwBi. 51, 440; HRR. 1930 Nr. 1738; Hertel Nr. 553). 

1133. 586 Wohn Mang. 

Vgl. oben Nr. 1120. 

1134. 88 Wohn MangG.; 8 32 MietSchch. 

88 Wohn Mang. findet auf den Wohnungstauſch keine Anwen⸗ 
dung, wenn eine der zu tauſchenden Wohnungen der Vorſchrift des 
9.32 Abſ. 1 MietSchch. unterliegt und als Dienſtwohnung überlaſſen, 
dieſes Dienſtverhältnis aber beendet iſt. 

RE. v. 9. Mai 1930, 17 Y 28/30 (Mieter. 1930, 126; DMR. 
1930, 1016; Grund. 1930, 1008; Hertel Nr. 591). 

1135. 88 Wohn Mang. 

Die Zuſtimmung des Vermieters zum Wohnungstauſch (88 Wohn⸗ 
Mang.) kann das MEX. nicht erſetzen, wenn das Mietverhältnis 
des Tauſchgegners aufgehoben ift. 

RE. v. 15. März 1930, 17 Y 11/30 (Dag. 1930, 985; 
Salzm3. 1930, 588; GrundſtWarte 1930, 142; MietGer. 1930, 
86; Grund. 1930, 549, HRR. 1930 Nr. 1741; Hertel Nr. 576). 

1136. 58 Wohn Mang. 

Hat der Mieter ſich dem Vermieter gegenüber zur Räumung bis 
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(Juriſtiſche Wochenschr. = 


zu einem beſtimmten Zeitpunkt verpflichtet und mit ihm vereinbart, 
daß er die Wohnung bis dahin tauſchen darf, jo kann das MEN. 
die Zuſtimmung des Vermieters zum Wohnungstauſch (§8 Wohn⸗ 
MangG.) nicht mehr erſetzen, wenn ſeine Entſcheidung erſt nach 
dem Zeitpunkt ergeht. 

NE. v. 12. April 1930, 17 Y 12/30 (Miet&er. 1930, 125; 
Grunde. 1930, 827; Miet Mitt Bl. 1930, 71; Hertel Nr. 577). 


1137. 88 Wohn Mang. 

Die Zuſtimmung des Vermieters zum Wohnungstauſch kann das 
MEAN. nach SI Wohn MangG. auch dann erſetzen, wenn der Mieter 
ſeine Wohnung gegen mehrere Wohnungen verſchiedener Perſonen 
tauſchen will. Es iſt nicht erforderlich, daß die Genehmigung des 
Wohnungsamts zum Tauſch ſchon vorliegt. 

NE. v. 15. März 1930, 17 Y 8/30 (Grund. 1930, 397; Miet⸗ 
Beiſ. 1930, 3; DMR. 1930, 986; Salzm Z. 1930, 556; Mieter. 
1930, 85; HRR. 1930 Nr. 1740; Hertel Nr. 573). 


1138. 88 Wohn Mang. 

Wer in die Liſte der Wohnungſuchenden bei einem deutſchen 
Wohnungsamt eingetragen iſt, hat i. S. des RE. v. 7. Mai 1929, 
17 1 19/29 (oben Nr. 946), einen Anſpruch auf eine Altwohnung. 

RE. v. 29. Juni 1929, 17 Y 44/29 (KGE. 9, 91; JW. 1929, 
3244; DMR. 1929, 868; Mieter. 1929, 126; HRR. 1930 
Nr. 14; RVerwBl. 51, 30; VDW. 12, 2798; Hertel Nr. 529). 


1139. 88 Wohn Mang. 

1. Iſt eine Ehefrau Alleinmieterin oder Mitmieterin und ge⸗ 
hören ihre Vertragsrechte zum eingebrachten Gut, fo hann jeder 
der Ehegatten das Verfahren auf Erſetzung der Zuſtimmung des 
Vermieters zum Wohnungstauſch (§8 Wohn MangG.) für ſich allein 
beantragen und durchführen. 

2. Iſt eine Ehefrau Vermieterin und gehören die Vertrags⸗ 
rechte zum eingebrachten Gut, ſo kann der Antrag, die Zuſtimmung 
des Vermieters zum Wohnungstauſch zu erſetzen (§8 Wohn MangG.), 
ſowohl gegen beide Eheleute als auch gegen jeden von ihnen allein 
geſtellt werden. 

NE. v. 12. April 1930, 17 1 21/30 (Mieter. 1930, 100, 
Miet Mitt Bl. 1930, 72; Grunde. 1930, 852; Salzm Z. 1930, 907; 
Hertel Nr. 583). 


1140. 88 Wohn Mang. 

Die Zuſtimmung des Vermieters zum Tauſch kann nach 8 8 
Wohn MangG. (5 12 BerlWohnNotgt.) auch dann erſetzt werden, 
wenn Gegenſtand des Tauſches ein Laden mit anſchließender Woh⸗ 
nung iſt und bei den Räumen der Geſchäftszweck hinter den Wohn⸗ 
zweck weſentlich zurücktritt. 

NE. v. 25. Juni 1930, 17 J 38/30 (Mieter. 1930, 146; 
DMR. 1930, 1043; GrundE. 1930, 1088). 


1141. 88 Wohn Mang. 

Kann der Vermieter ohne den Wohnungstauſch den Ertrag ſeines 
Hauſes durch Vermietung der Wohnung zu einer freien, dem NMiet®. 
nicht unterliegenden Miete erhöhen, ſo iſt dieſe Möglichkeit bei der 
Prüfung, ob ſeine Zuſtimmung zum Wohnungstauſche zu erſetzen iſt 
(88 Wohn Mangc.), nach billigem Ermeſſen zu berückſichtigen. 

NE. v. 12. April 1930, 17 1 17/0 (MietGer. 1930, 103; 
Salzm Z. 1930, 1006; Grund®, 1930, 923; Hertel Nr. 581). 


1142. 88 8, 16 Wohn Mang. 

Die Verſagung der Genehmigung des Wohnungsamts zum Woh⸗ 
nungstauſch (8 8 Wohn Mangch kann nur durch Beſchwerde gemäß 
816 Wohn MangG. angefochten werden. Dieſe Beſchwerde iſt binnen 
einer Woche beim Wohnungsamt einzulegen. 

RE. v. 25. Juni 1930, 17 1 35/30 (Mieter. 1930, 146; 
DMR. 1930, 1044). 


1143. 88 Wohn Mang. 

Sind mehrere Perſonen wegen eines Ringtauſches in Unterhand⸗ 
lung getreten, ſo kann jeder von ihnen Erſatz ſeiner Aufwendungen 
von demjenigen Beteiligten fordern, der ſchließlich ohne triftigen 
Grund die ihm zugedachte Wohnung ablehnt. Er Kann ſich nicht 
damit verteidigen, daß einige der beteiligten Wohnungsämter den 
Tauſch nicht genehmigt haben würden. 

Urt. v. 18. Febr. 1929, 27 U 7247/28 (JW. 1929, 3024; Hertel, 
6 C301). 
1144. 88 Wohn MangG.; 88 1, 2 Mietch. 

Für das durch Wohnungstauſch zuſtande gekommene Mietver⸗ 
hältnis, für das geſetzliche Miete gilt, gilt die für den abziehen⸗ 
den Mieter feſtgeſetzte Friedensmiete weiter, auch wenn ein neuer 
ſchriftlicher Mietvertrag abgefaßt wird, dieſer aber über den Miet⸗ 
zins nichts Neues beſtimmt. 

Urt. v. 25. Nov. 1929, 17 U 8633/29 (Mieter. 1930, 50). 
1145. 8 11 Wohn Mang. 

Vgl. oben Nr. 1122, 1126, unten Nr. 1148. 

1146. 8 12 Wohn MangG.; 8 16 NMietG.; 8 33 Miel Schc. 

Sind unbewohnbar gewordene Räume nach Abtragung erheblicher 
Teile des Mauerwerks wieder hergeſtellt, ſo ſind ſie Neubau i. S. 
des 812 Wohn Mang. 

RE. v. 25. Juni 1930, 17 1 39/30 (Mieter. 1930, 146; 


] 0 
DMR. 1930, 1044; GrundſtWarte 1930, 271; Grunde. 1930, 


1088). 


1147. 812 Wohn Mang. 
Vgl. oben Nr. 1066, 1092 und 1123. 
1148. §§ 16, 2, 11 Wohn Mang. z eungs⸗ 
Gegen eine Verfügung des Wohnungsamts, die dem Verfügunher 
berechtigten aufgibt, eine in Anſpruch genommene, von ihm Do N, 
ſchon veränderte Wohnung in ihren früheren Zuſtand zu verſer, 
ſteht dem Verfügungsberechtigten die Beſchwerde an das MEI 99 
Rückſicht darauf zu, auf welche Vorſchriften die Verfügung 9 
ſtützt ift. 101; 
RE. v. 12. April 1930, 17 Y 13/30 (MietGGer. 1930, 
GrundE. 1930, 872; RVerwBl. 51, 615; Hertel Nr. 578). 


1149. 8 16 Wohn Mangc. 
Vgl. oben Nr. 1119 und 1142. 


d 
4. Anordnung für das Verfahren vor dem Mieteinigungsamt un 
der Beſchwerdeſtelle. 


1150. 8 4 Verf AO. 
Vgl. oben Nr. 1078. 


1151. 810 VerfelO. 1 Ga 
Gegen den Beſchluß des MEX., der die Ablehnung eine el 


oerftändigen verwirft, iſt die Beſchwerde an die Beſchwe 
zuläſſig. 0) 
Beſchl. v. 14. Jan. 1930, 17 W 201/30 (Mieter, 1930, 70. 


1152. 815 Verf AO. die 
Die Erſtaktung der in 8 15 Verf AD. bezeichneten Koſten kann enn 
Beſchwerdeſtelle zugunſten einer Partei auch dann anordnen, 
der anderen Partei ebenfalls ſolche Koſten entſtanden find. gie 
NE. v. 18. Jan. 1930, 17 Y 89/29 (JW. 1930, 1076; ng. 
Ger. 1930, 46; Grund F. 1930, 303; DMR. 1930, 969; Salz eil 
ee Miet Mitt Bl. 1930, 91; Heifffpr. 1930, 172; 9 
r. 562). 


1153. 8 15 VerfVoO.; 8 40 MietSch®. gu 
Iſt ein Antrag, Koſten zur Erſtattung feſtzuſetzen, vor der fell 
ſtellung des Beſchluſſes des MEA. oder der Beſchwerdeſtelle lich 
und über ihn in dem Beſchluß nicht entſchieden, fo ift er 1@ 
zu erledigen, ohne daß es eines weiteren Antrages bedarf. 
RE. v. 4. Okt. 1930, 17 J 43/30. 


1154. 5 15 Verf AO.; 8 41 MietSchG. r üb 
Verweigert das MEA. die Ausfertigung ſeiner Entſcheidung 
die einem Beteiligten zu erſtattenden Auslagen (8 15 Verf AO 
iſt hiergegen die Rechtsbeſchwerde nicht zuläſſig. 1930, 
RE. v. 5. Okt. 1929, 17 Y 67/29 (KGE. 9, 197; JW. 1929 
164; DMR. 1929, 917; Mieter. 1929, 208; GrundſtWarte 730 
351; HRR. 1930 Nr. 513; Grund. 1930, 335; Salzmg. 
493; VDW. 12, 3087; Hertel Nr. 545). 


1155. 8 15 Verf AO. 
Vgl. oben Nr. 1104. 


1156. 9 16 Verfel O. 
Vgl. unten Nr. 1158. 
1157. 8 20 Verfa. 
Vgl. unten Nr. 1158. 
1158. 88 21, 20, 16 VerfAO.; 8 41 MietSchcg. ; per 
Die Rechtsbeſchwerde gegen eine in Abweſenheit der Partei t, 
kündete Entſcheidung des MEN. kann ſchon vor Mitteilung der 
ſcheidung an die Partei eingelegt werden. 1930, 
RC. v. 5. Okt. 1929, 17 Y 64/29 (KE. 9, 199; JW. 9, 
164; DMR. 1929, 917; MietGer. 1929, 209; Salzm Z. "13, 
1642; Grund E. 1930, 244; HRR. 1930 Nr. 517; VW. 
3078; Hertel Nr. 542). 
1159. 8 21 Verf AO. 
Vgl. unten Nr. 1160. 
1160. 88 22, 21 Verf AO.; 8 42 MietSchG. mel 
Wird die Rechtsbeſchwerde zurückgenommen, bevor das 
darüber entſchieden hat, ob es ihr abhelfen will (8 42 Abſ. In 1 
Sch.), fo iſt für die Entſcheidung über die Koſten der deſtelle 
beſchwerde und über die Koſtenerſtattungspflicht die Beſchwer 
zuſtändig. „ Miet 
RE. v. 12. April 1930, 17 1 18/30 (JW. 1930, 2969; 
Ger. 1930, 128; DMR. 1930, 1016; Hertel Nr. 582). 105 
t 


1161. 8 24 Verf AO.; 8 1 PrMSchchAusfVO. v. 22. Ol pie 
Hat das RG. die Erteilung eines ME. abgelehnt, fo N ie 
Gründe des Beſchluſſes für die Beſchwerdeſtelle nicht verbinb?z4 
NE. v. 30. Nov. 1929, 17 1 80/29 (Grunde. 1930, 76; 
SalzmZ. 1930, 201; Mieter. 1930, 48; DWohnArch. 1950,½ 005 
RVerwBl. 51, 440; HNN. 1930 Nr. 1737; VDW. 12, 
Hertel Nr. 554). 


1162. 824 Verf AO. 
Vgl. oben Nr. 1125. 


er 
ſo 


— 


I Sahıg, 1930 Heft 42/43 


Rechtſprechung 


3275 


* B. Preußziſches Recht. 
d. über die Mietzinsbildung in Preußen vom 17. April 1924. 


1.168. 8.1 Mietzins vo. 
Rae der Raummiete am 1. Juli 1914 vom Mieter gezahlte 
miete für Waſſerverſorgung ſind bei Ermittelung der Friedens⸗ 
atsſothun Raummiete auch dann hinzuzurechnen, wenn ſie nach 
richtet ung von dem Mieter unmittelbar an das Waſſerwerk ent- 
2 wurden. 
1925 Af. der Bek. des Magiſtrats der Stadt Kaſſel v. 29. Juni 
a Zuſchläge zur Friedensmiete für Waſſergeld, iſt gültig. 
1990 92 v. 2, Nov. 1929, 17 17229 (KE. 9, 120; DMR. 
1930, 527; Mieter, 1930, 10; Grund. 1930, 32; DWohnArch. 
180; BDW. 12, 3241; HR R. 1930 Nr. 225; Hertel Nr. 547). 


1.164. 82 Mietzins . 520 Rmietch 
zinsdgdei Ermittelung der Friedensmiete nach 8 2 Abſ. 2 PrMiet⸗ 
oder O. hat das MEN. auch darüber zu entſcheiden, ob der Mieter 
leiſtun ermieter eine ihm nach dem BGB. nicht obliegende Neben⸗ 
nommen 1772 dem 1. Juli 1914 vertraglich oder ortsüblich über⸗ 
2 


2. Di 
die d. Die Treppenreinigung kann zu den Nebenleiſtungen gehören, 
Re ieter nach dem BGB. nicht obliegen. 
Mietggei v. 15. Febr. 1930, 17 J 4/30 (DWohn Arch. 1930, 174; 
eiſ. 1930, 4; Salzmgz. 1930, 525; RR. 1930 Nr. 876; 
Hertel . 1930, 84; Mitteil8l. 1930, 77; DMR. 1930, 1014; 
el Nr. 570). ’ 


1165 8 2 Mietzin 
0 5 EBD. 
Vgl. oben Nr. 1041. 


1166. 8 5 Mietzins 
al. oben Nr. 1037 
der w., 97 Mietzins O. 
ſie auch mater, der die Schönheitsreparaturen übernommen hat, muß 
nur i „wirklich ausführen. Der Vermieter kann die Ausführung 
ſicht auf bieden der Billigkeit, nach Treu und Glauben mit Rück⸗ 
ich die Verkehrsſitte verlangen. Der Umfang der Verpflichtung 
ie Sep den abgezogenen Betrag von 4% beſchränkt; auch wenn 
ſie in 4 uheitsreparaturen einen höheren Betrag erfordern, müſſen 
rt bezeichneten Rahmen ausgeführt werden. 
1: v. 22. Okt. 1928, 17 U 7585/28 (JW. 1929, 3254; 
2, 3336), 


Zur 08. 97 Mietzins VO. 
zur Vornntſcheidung des Streites, ob der Mieter ſeine Verpflichtung 
nur Aue der Schönheitsreparaturen erfüllt hat, iſt das MEN. 
handelt dig, wenn es ſich um das Rücktrittsrecht des Vermieters 
icht aber, wenn dieſer Vornahme der Reparaturen oder 
— zug des Mieters Erſatz der Koſten für dieſe fordert. 

v. 8. Juli 1930, 16 U 4906/30 (DMR. 1930, 1045). 


der de. 97 Mietzins sd. 
don Shaun eter kann auf jeine Anſprüche aus der Nichtvornahme 
wenn er ubeitsreparaturen verzichten. Ein Verzicht iſt anzunehmen, 
zu erken wem Mieter die Hundertſätze wieder berechnet und dadurch 
0 en gibt, daß er die Schönheitsreparaturen wieder über⸗ 


2 b. 8. fg R . Sn 
DW. 12 5 1929, 16 U 6649/9 (DMR. 1929, 929; 


’ 


„120, 37 Mietzins VO. 

Miete 10 die Schönheitsreparaturen entfallende Teil der geſeglichen 
Preußen keine ſelbſtändige Bedeutung, iſt keine Nebenleiſtung in 
au Unger Daher beſteht kein Rückforderungsanſpruch des Mieters 
heütsrey echtſertigter Bereicherung, wenn der Vermieter keine Schön⸗ 

rt aturen vorgenommen hat. 
Grunde 1d, 15. April 1929, 17 U 1550/29 (DMR. 1929, 899; 
rid. 12929, 1192; GrundſtWarte 1929, 263; JW. 1929, 3253; 

„3352; Hertel, 6 C 271). 


1 
u. 88 Mietzins VO. 
oben Nr. 1058. 


1 
h San $9 Mietzinsd.; 8 1 RMietch. 
der ab Entſcheidung darüber, ob und in welcher Höhe die Koſten 
Ab (gg abetriebſetzung des Fahrſtuhls auf die Mieter umzulegen 
hosten 55 Abſ. 3 MietzinsV O.), iſt das MEN. zuſtändig. Die 
rien, Rur dann nicht umzulegen, wenn zur Zeit der Wieder⸗ 
beſchloſſe bung ein wirkſamer Verzicht aller an den Fahrſtuhl an⸗ 
0 n Mieter auf die Benutzung des Fahrſtuhls vorliegt. 
0 95% 21. Dez. 1929, 17 X 83/29 (DMgt. 1950, 956; Miet⸗ 
Wohnglre 49 Grunde. 1930, 246; GrundſtWarte 1930, 64; 
ei 1930, 319; Hertel Nr. 556). 
Wider 5 99 MietzinsVO. 
key mötdht eines Erdgeſchoßmieters, der zugleich Mieter von 
Fe, einem höheren Stockwerk ift, auf die Benutzung des 
(89 Abſ. 5 Mietzins BDO.) iſt nur wirkſam, wenn ſich 


ſeſtſtellen laßt, daß eine Benutzung des Fahrſtuhls für die Zwecke 
der Erdgeſchoßräume nicht ſtattfindet. 
et 0, 17 N 49/30. 


1174. 89 Mietzins O. 
Vgl. oben Nr. 1041. 


1175. 8 15 Mielzins O.; § 11 Berl Mietzins Bek. 

Iſt ein Mieter nach dem Mietvertrage von der Teilnahme an der 
Warmwaſſerverſorgung ausgeſchloſſen, fo ift er an der Umlegung der 
Koſten für Heizſtoffe der Warmwaſſerverſorgung nicht beteiligt. 

RE. v. 29. Juni 1929, 17 Y 43/29 (KG E. 9, 149; JW. 1929, 
3237; Mieter. 1929, 152; SalzmZ. 1929, 1324; DMR. 1929, 
884; Grund. 1929, 1356; RR. 1930 Nr. 303; Miet Mitt Bl. 
1930, 66; VDW. 12, 3367; Hertel Nr. 530). 


1176. § 16 Mietzins VO.; 814 Berl Mietzins Bek. 

Die Koſten der Wiederinbetriebſetzung einer auf Vereinbarung ein⸗ 
geſtellten Sammelheizung können nicht auf die Mieter umgelegt 
werden. 

Urt. v. 12. Mai 1930, 17 U 3113/30 (Mieter. 1930, 129). 


1177. 816 Mietzins VO. 

Bei vereinbarter Stillegung der Sammelheizung können die 
Mieter zu den Koſten der Wiederinbetriebſetzung auch dann nicht 
herangezogen werden, wenn das Wohnungsamt dem Vermieter auf⸗ 
gegeben hat, Ofen zu ſetzen oder die Anlage wieder in Betrieb 
zu ſetzen. 

Urt. v. 25. Jau. 1929, 16 U 12 528/28 (GrundE. 1929, 791; 
JW. 1929, 2891; VDW. 12, 3361) 


1178. 8 19 Mietzins VO. 

1. Unter der Mehrzahl (8 19 Abſ. 1 Satz 7 PrMietzins VO.) iſt 
die Mehrzahl aller ſtimmberechtigten Mieter zu verſtehen. 

2. Der zum Erſatzmann oder Vertreter für eine Mietervertretung 
Gewählte tritt bei Fortfall eines Mietervertreters ohne weiteres an 
deſſen Stelle. 

3. Die Einſicht in die Bücher und Belege iſt von dem Vermieter 
oder einem von ihm gewählten Vertreter zu gewähren. 

4. Die Mietervertretung kann den Anſpruch auf Einſicht der 
Bücher und Belege im eigenen Namen geltend machen. 

5. Für den Anſpruch der Mietervertretung auf Einſicht der 
Bücher und Belege iſt das ordentliche Gericht zuſtändig. 

Urt. v. 2. Mai 1929, 16 U 13 346/27 (Salzm$. 1929, 1356, 1547; 
HR R. 1930 Nr. 377; GrundſtWarte 1929, 279; DMR. 1929, 887; 
Miet MittBl. 1929, 114; Mieter. 1929, 171; Grundck. 1929, 
1277; 1930, 304; DHausbZ. 1929, 752; VDW. 12, 3389, 3430, 
3431). 


2. Ausf. zum Mieterſchutzgeſetz vom 25. September 1923. 


1179. 8 4 Miet Sch AusfVO. v. 25. Sept. 1923; 8838, 41 
MietSchG. 

Das MEN. iſt nicht vorſchriftsmäßig beſetzt, wenn bei der Ent⸗ 
ſcheidung ein Beiſitzer mitgewirkt hat, der unmittelbar gewählt iſt 
(8 4 Abſ. 2 PrMietSchcAusfVO. v. 25. Sept. 1923), obwohl in 
den Vorſchlagsliſten geeignete Perſonen in ausreichender Zahl be⸗ 
nannt waren. Ungeeignet ſind nur Perſonen, die nach dem Geſetz 
zum Amt als Beiſitzer des MEN. nicht berufen werden dürfen 
oder ſollen. 

Ré. v. 5. Okt. 1929, 17 Y 69/29 (KE. 9, 186; JW. 1929, 
3390; MietBeif. 1929, 17; DMR. 1929, 916; Mieter. 1930, 9; 
HAN. 1930 Nr. 512; NVerwBl. 51, 184; DWohnArch. 1930, 
129; VDW. 12, 3057; Hertel Nr. 546). 


3. Ausf. zum Mieterſchutzgeſetz vom 22. Oktober 1923. 


1180. $1 Miet Sch Ausf. v. 22. Okt. 1923. 

Das KG. bleibt bei der Auffaſſung, daß es ſelbſt zu prüfen hat, 
ob die zum RE. vorgelegte Frage für den Fall erheblich iſt. 

Aus den Gründen des RE. v. 30. Nov. 1929, 17 Y 80/29 
(Grund. 1930, 31; SalzmgZ. 1930, 201; Mietcher. 1930, 48; 
DWohn Arch. 1930, 176; RVerwBl. 51, 440; HRR. 1930, 1737; 
VDW. 12, 3098; Hertel Nr. 554). 


1181. 8 1 MietSchchAusfVO. v. 22. Okt. 1923. 
Vgl. oben Nr. 1125, 1161. 


1182. 8 2 MietSchc Ausf O. v. 22. Okt. 1923. 
Gegen Entſcheidungen der Beſchwerdeſtelle über die Gebührenhöhe 
iſt die Beſchwerde an das OLG. zuläſſig. 
Beſchl. v. 18. Juni 1929, 17 W 3198/29 (JW. 1930, 765; 
Mieter. 1929, 152; KGBL. 1929, 113; DMR. 1929, 887; VDW. 
12, 3102; Hertel, 6 C 272). 


4. BO. über ein Schiedsverfahren vor dem Mieteinigungsamt 
vom 28. März 1927. 


1183. 8 2 SchiedsBO.; 8 41 Miet Sch. 
Der RE. v. 22. Dez. 1928, 17 Y 105/28 (oben Nr. 911), wo⸗ 
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5. VO. über die Bewirtſchaftung möblierter Zimmer uſw. vom 
12. Dezember 1924. 


1184. § 1 Lock VO. 1924. 


Die überlaſſung nur einzelner Einrichtungsgegenſtände iſt keine 


Möblierung i. S. des 8 1 LockV O. 1924. 

Beſchl. v. 17. März 1930, 17 W 1568/30 (MietGher. 1930, 
90; Grund. 1930, 522; DMR. 1930, 1000; Salzm3. 1930, 907; 
HRR. 1930 Nr. 1470; Hertel, 7 C 340). 


1185. 8 1 LockVO. 1924. 
Vgl. oben Nr. 1. 


6. Erſte Vd. über die Lockerung der Wohnungszwangs wirtſchaft 
vom 11. November 1926. 


1186. 8 1 LockV O. 1926. 
1. Friedensmiete i. S. des § 1 LockV O. 1926 in der Faſſung v. 
29. Mai 1929 iſt die volle Friedensmiete des 82 PrMietzins VO. 


2. Hängt die Anwendbarkeit der Vorſchriften des Wohn Mang. 
auf eine Wohnung von der Höhe der Friedensmiete ab, ſo iſt dieſe 
vom MEAN. gemäß $2 NMiet®. zu ermitteln. 

NE, v. 18. Jan. 1930, 17 Y 90/29 (DMR. 1930, 958; Miet⸗ 
Ger. 1930, 48; Grund. 1930, 362; RVerwBl. 51, 441; DWohn⸗ 
Arch. 1930, 320; Hertel Nr. 563). 


1187. § 2 LockV O. 1926. 
Vgl. unten Nr. 1201 und 1213. 


1188. 88 3, 4 LockV O. 1926. 

Nur Geſchäftsraum liegt vor, wenn der Mieter nach dem Ver⸗ 
trage zwar die Räume außer zu Geſchäftszwecken auch zu Wohn⸗ 
zwecken benutzen darf, am 1. Dez. 1926 ſie aber nicht ſelbſt zum 
Wohnen benutzt hat. 

Urt. v. 10. Febr. 1930, 17 U 13 274/29 (DMR. 1930, 990; 
Salzına. 1930, 718; GrundſtWarte 1930, 190; Mieter. 1930, 
88; Grund. 1930, 606). 


1189. 88 3, 4 LockVO. 1926. 

Nur Geſchäftsräume liegen auch dann vor, wenn der Mieter 
Räume nach dem Vertrage außer zu Geſchäftszwecken (gewerbs⸗ 
mäßigem möblierten Untervermieten) auch zum eigenen Wohnen be⸗ 
nutzen durfte, die Räume am 1. Dez. 1926 aber nicht ſelbſt zum 
Wohnen benutzt hat. 

Urt. v. 24. Febr. 1930, 17 U 15 400/29 (Mieter. 1930, 89; 
DMR. 1930, 1001; Grunde. 1930, 721; Salzmß. 1930, 846). 


1190. 88 3, 4 Lock BO. 1926. 

Bei Gemüſeläden im Norden Berlins ſind Hinterräume nach der 
Erfahrung von vornherein zur Benutzung als Wohnung gemietet, 
auch wenn darüber nicht beſonders geſprochen worden iſt. 

Urt. v. 23. Juni 1930, 17 U 5579/30 (GrundſtWarte 1930, 
239; Salzmg. 1930, 942; DMgt. 1930, 1032; MietGer. 1930, 
173). 


1191. 88 3, 4 Lock VDO. 1926. 
Mieterſchutz beſteht auch dann, wenn im Verhältnis zum Wohn⸗ 
raum die gewerblichen Räume bei weitem überwiegen. 
Urt. v. 31. März 1930, 17 U 1350/30 (KGGBl. 1930, 70). 


1192. 88 3, 4 Lock VO. 1926. 

Sind Geſchäftsräume einer OHG. und Wohnräume einem 
ihrer Geſellſchafter vermietet, ſo kann wirtſchaftlicher Zuſammenhang 
gegeben ſein. 

Urt. v. 19. Mai 1930, 17 U 3530/30 (GrundſtWarte 1930, 
239; Mieter. 1930, 131; DMR. 1930, 1034; Grund®. 1930, 
1009; Miet Mitt Bl. 1930, 95). 


1193. 88 3, 4 Lock VO. 1926. 

Wirtſchaftlicher Zuſammenhang beſteht zwiſchen Wohnung und 
Geſchäftsraum auch dann, wenn beide Raumarten in verſchiedenen 
unmittelbar benachbarten Grundſtücken desſelben Vermieters liegen. 
Dem ſteht nicht entgegen, daß der Zuſammenhang durch Veräußerung 
des Grundſtücks mit dem Geſchäftsraum aufgehoben würde. 

Urt. v. 25. März 1930, 16 U 14620/29 (DMR. 1930, 990; 
SalzmgZ. 1930, 1190; Hertel, 7 C 341). 


1194. 8 4 Lock VO. 1926. 

Gilt für das Mietverhältnis zwar Vertragsmiete, weil zwar ein 
Vertragsteil die Erklärung aus 81 RMietG. abgegeben hat, über die 
Friedensmiete dann aber eine Vereinbarung getroffen worden iſt, ſo 
iſt doch anzunehmen, daß dieſe Mietvereinbarung nur gelten ſollte, 
ſolange die Räume unter dem NMietG. ſtehen. Hernach iſt die 
frühere Vertragsmiete wieder gültig und nötigenfalls aufzuwerten. 

Urt. v. 10. Jan. 1930, 16 U 8476/29 (DMR. 1930, 959). 


Rechtſprechung 
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1195. 8 4 Lock BO. 1926. ain 
Wird nach dem Inkrafttreten der LockVO. 1926 der . 
für Geſchäftsräume zunächſt weiter nach dem Miet. bere 0 
ſo kann darin infolge der Zweifelhaftigkeit der Rechtslage 
vorläufige Regelung liegen, die jedem Vertragsteil erlaubt, a 
Klärung der Rechtslage zu fordern, daß der urſprünglich ven, 
barte Mietzins wieder gelte, und zwar unter angemeſſener 
wertung. 89; 
Urt. v. 24. Febr. 1930, 17 U 15400/29 (Mieter. 1980, 
DMR. 1930, 1001; Grund. 1930, 721; Salzıng. 1930, 840) 


1196. $4 Lock VO. 1926. ung 
Eine frei vereinbarte Vertragsmiete, die nur in ber Bere en 
dem Miet. folgt, fällt, außer bei abweichenden Vertrag: font. 
noch nicht mit Herausnahme der Räume aus dem R Mieth des 
Eine Aufwertung der 1916 vereinbarten Papiermiete auf 140% 
Nennwerts erſcheint bei Geſchäftsräumen angemeſſen. W. 
Urt. v. 6. Dez. 1928, 17 U 8146/28 (JW. 1929, 3255; 
12, 2928, 3210, 3471). 


1197. 8 4 Lock O. 1926. Be; 
Haben die Vertragsteile für Geſchäftsräume als Mietzins den 
Wert von 250 Friedensmark, zahlbar in dem jeweils entſpreche ger 
Papiermarkbetrag vereinbart und nach wenigen Monaten den auer 
trag auf 350 Friedensmark erhöht, ſo haben ſie nur für die i 
des Wahrungsverfalls einen feſten Maßſtab ſchaffen wollen, a 
1. April 1927 iſt der Mietzins deshalb auf denjenigen Betrag 
werten, der jetzt 350 Friedensmark entſpricht. 99) 
Urt. v. 25. März 1930, 16 U 4491/29 (DMR. 1930, 99° 


1198. 8 4 LockVO. 1926. 
Bei Aufwertung des geſtaffelten Vertragsmietzinſes beſteh pon 
Anlaß, eine Durchſchnittsſtaffel zugrunde zu legen. Vielmehr iſt ung 
der Höhe auszugehen, die der Miekzins hatte, bevor eine Entw 
des Geldes in bezug auf Mietverhältniſſe eintrat. Die Aufwe 98 
der im Jahre 1918 für die Zeit v. 1. April 1927 bis dahin 
vereinbarten Staffel auf 140% iſt nicht zu hoch. 59). 
Urt. v. 10. Jan. 1930, 16 U 8476/29 (DMR. 1930, 95 


1199. 8 4 LockVO. 1926. 
Vgl. oben Nr. 11881193. 


1200. § 5 LockVO. 1926; LockVO. 1930. 0 det 
Finden auf die in Anſpruch genommene Wohnung na lſchaft 
Fünften VO. über die Lockerung der Wohnungszwangswie nen, 
v. 26. Febr. 1930 die Vorſchriften des Wohn Mang. keine A auch 
dung mehr, ſo hat die Beſchwerdeſtelle dieſe Rechtsänderung dem 
dann zu berückſichtigen, wenn die Entſcheidung des MEN. vo 
Inkrafttreten der VO. ergangen ift. 1250 
NE. v. 31. Mai 1930, 17 Y 30/30 (Mieter. 1930, 4008, 
SalzmZ. 1930, 942; DR. 1930, 1031; Grunde. 1930, 
Hertel Nr. 594). 


1201. 88 6, 2 Lock VDO. 1926. nich 

Die Inanſpruchnahme von Räumen, die am 1. Dez. 1000 pr 
aber ſchon bis zum 1. Okt. 1918 zu Wohnzwecken bejtimmt © 

nutzt waren, iſt durch $ 6 PrLockv O. 1926 nicht zugelaſſen ne rund 

RE. v. 30. Nov. 1929, 171 78/29 (DMR. 1929, 927; Hiace 

1930, 31; GrundſtWarte 1930, 14; RVerwögl. 51, 78; Mie , 
1930, 27; Salzm Z. 1930, 268; VDW. 12, 2662; Hertel Nr. 


7. Zweite BD. über die Lockerung der Wohnungszwangswlttſch 
vom 4. Oktober 1927. 


1202. 81 Lock VO. II; 8 19 Berl WohnNotgt. „nmel 
Werden aus einer Wohnung von fünf oder mehr Wohnen 
räumlich ſelbſtändige Wohnungen hergeſtellt, jo liegt eine n pol 
i. S. des § 1 Preuß. zweiten LockV O. (§ 19 Berl Wohn Noth. en, 
es ſei denn, daß die Trennung nach dem Willen des Hau folg. 
tümers und nach ihrer Art nur zu vorübergehendem Jweg 13 
NE. v. 9. Mai 1930, 17 Y 23/30 (Mietcher. 1930, 1051, 
GrundſtWarte 1930, 204; Grund. 1930, 925; DMR. 1930, 
Hertel Nr. 587). 


1203. 8 1 Lock VDO. II; 8 19 Berl Wohn NotR. 0 10 
Eine Teilung entſpricht dem 8 1 Preuß. zweiten Lock VO. Gm 
Verl WohnNotR.) nur, wenn fie durch den Hauseigentümer bo 
ſeinem Einverſtändnis erfolgt. 30 2001 
NE. v. 9. Mai 1930, 17 1 29/30 (GrundſtWarte 19804037 
Grunde. 1930, 804; MietGer. 1930, 124; SalznıB. 1930, 
DMR. 1930, 1031; Hertel Nr. 592). 


on 
8. Dritte Vo. über die Lockerung der Zwangswirtſchaft v 
13. Ottober 1927/29, Mai 1929, 


1204. 83 Lock VO. II. O. 
Eine Anordnung auf Grund des 83 Preuß. dritten oe fe 
13. Okt. 1927 i. d. Zaff. v. 29. Mai 1929 ift nicht gültig, Lane 


| An 


Lahrg. 1930 Heft 42/3] 
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unm tit! 

ben nelbar von der Aufſichtsbehörde, foudern von der Gemeinde⸗ 
Re Lanntgemacht iſt. 

1930, Ge. v. 15. Febr. 1930, 17 Y 3/30 (Grund E. 1930, 396; DMR. 

1930 486; Mieter. 1930, 87; ABermBl. 51, 567; DWohnArd). 
4183; Hertel Nr. 569). 


9. Fi ; 
inf BD, zur Lockerung der Wohnungszwangswirtſchaft vom 
1 26. Februar 1930. 
05. Lock O. V 
DHL. oben Nr. 1200. 


10. 
Ad. über die Bewirtſchaftung des Wohnraums für Beamte 
n uſw. vom 29. Mai 1925. 
206. 


3 Beamtlinterbri 2 
gt. ne 1155 nterbringV O 


b der . 97 BeamtunterbringV O.; SL Wohn Mang. 
ſichtigun laß des Preuß. Volkswohlfahrtsminiſters, betr. Berück⸗ 
1926, 0 des Wohnungsbedürfniſſes des Hauseigentümers, v. 17. Okt. 
Funi 1929 findet bei der Inanſpruchnahme von Wohnungen 
„ O. über die Bewirtſchaftung des Wohnraums für Reichs⸗ 
* v. 29. Mai 1925 keine Anwendung. 
b. 4. Okt. 1930, 17 Y 47/30. 


u. 
Verliner Bek. über die Mietzinsbildung vom 26. März 20. No⸗ 
vember 1926. 
1208. 


I. 8. 8 10 BerlMietzins Bek. 
» oben Nr. 1058 


1209, . 
e se 


1210 2%, 
RU 8 14 BerlMietzins Bek. 
al Nr. 1176. 


N Vg 


oben 


12. 5 
AR Wohnungsnotrecht vom 21. Mai/7. November 1927, 
14. 91 Berl 
Gal oben der. 1120 w 
1212 
Der m 8 2 Berl WohnRotgt. 
Sof Be der Wohnung i. S. des BerlWoHnNotf. iſt durch die 
einflußt Wordenng für die Stadt Berlin v. 14. Auguſt 1928 nicht be⸗ 
rden. 
1030, 1030. 9, Mar 1990 17 1 26/30 (Salzng, 1930, 942; Dang. 
30; Mieter. 1930, 145; Hertel Nr. 589). 


2 
f Nach 8 82 Berl WohnNotgt.; 8 2 Lock VO. 1926 
bamit 15 5 Abſ. 1 BerlWohnNotgt. kann eine Wohnung nebſt dem 
genomm, ſammenhängenden Laden oder anderen Raum in Anſpruch 
1 "Non, 19 werden. Der Inanſpruchnahme ſteht 82 Prock VO. v. 
überwiegt 6 auch dann nicht entgegen, wenn der Geſchäftsraum 


u v. 25. Juni 1930, 17 Y 31/30 (Mieter. 1930, 145; 
30, 1044; GrundſtWarte 1930, 271; Salzm g. 1930, 1229). 


53 Verl Wohn Noth. 
ei 3 BerlWohnNotgk. erforderte Anzeige kann wirkſam auch 
Mächtigen Hausverwalter erſtattet werden, der nicht Generalbevoll⸗ 
NG des Hausbefigers oder ſonſtigen Verfügungsberechtigten iſt. 
alzu g v. 30. Nov. 1929, 17 Y 80/29 (Grund. 1930, 31; 
1.6, 1930, 201; Mieter. 1930, 48; DWohnArch. 1930, 176; 
" 9500 440; HRR. 1930 Nr. 1737; VDW. 12, 2715; 
0 
1218 
b Die 10. 893, 5 BerlWohnNotg. 
benutzt en Mieter erftattete Anzeige, daß feine Wohnung un⸗ 
dem Vermfeder werde, ſetzt die Friſt zur Inanſpruchnahme gegenüber 
910 Nc teter nicht in Lauf (88 3, 5 Abſ. 1 Berl WohnNotgl.). 
19; Nie 5. Olt 1929, 17 7 57/9 (iche. 9, 30; DR. 1929, 
10; JW. Ger. 1929, 209; Salzm Z. 1929, 1642; GrundE. 1930, 
Nu. 4930, 163; Gem Vertr. 1980, 1; dc Bl. 1930, 33; HN. 
618; VDW. 12, 2714; Hertel Nr. 537). 


al 
| ie Die 1 93 BerlWohnNotgk. 
Nicki 9 53 BerlWohnRotRt. erſtattete Anzeige iſt nicht deshalb 
. n die Eigentumsverhältniſſe an dem Hauſe 
enthält. 
mange. v. 30. Nov. 1929, 17 Y 80/29 (Grund. 1930, 31; Salz⸗ 


Vetter Nr. 


e 51, 440; HRR. 1930 Nr. 1737; WOW. 12, 2716; 
r. 554). 


1217 
* 83 Berl W 5 
al. unten Nr. 122 
— 

. dr 85 4, 14 Verl WohnRotR. 

ng mieter hat die Wohnung aufgegeben (8 4 Abſ. 2 Berl⸗ 

F.) und iſt aus ihr fortgezogen (8 14 ebenda), wenn er 
mehr zur Befriedigung des Wohnbedürfniſſes für ſich oder 


deer 1990, 201; Mieter. 1930, 48; DWohnArch. 1930, 176 


ſeine zum Hausſtande gehörigen Angehörigen verwendet und auch 
künftig nicht wieder dazu verwenden will. 

RE. v. 12. April 1930, 17 Y 15/30 (Miet Ger. 1930, 121; 
Grunde. 1930, 923; Hertel Nr. 580). 

1219. $4 Berl WohnNotR. 

Iſt der Verfügungsberechtigte geſtorben, ſo ſchließt der Umſtand, 
daß der Erblaſſer zum Hausſtande des Erben gehört hat, die 
Unbenutztheit der Wohnung i. S. des S4 Abf. 3 BerlWohnNotht. 
nicht aus. 

NE. v. 5. Okt. 1929, 17 Y 60/29 (KG. 9, 49; JW. 1930, 
1010; DMR. 1929, 989; Mieter. 1929, 187; Salzmg. 1930, 13; 
HRR. 1930 Nr. 622; KGBl. 1930, 58; MietBeiſ. 1930, 6; VDW. 
12, 2673; Hertel Nr. 539). 

1220. § 4 Berl WohnNotR. 

Zum Hausſtande des Erblaſſers (SL Abſ. 3 Berl WohrNotht.) 
gehört der Erbe auch dann, wenn er in die Wohnung auf Grund 
eines nicht nur zu vorübergehendem Zweck vereinbarten Dienſt⸗ oder 
Arbeitsverhältniſſes aufgenommen iſt. 

NE. v. 21. Dez. 1929, 17 Y 85/29 (JW. 1930, 1010; DMR. 
1930, 958; Mieter. 1930, 46; Gem Vertr. 1930, 1; Grund. 
1930, 270; Salzm Z. 1930, 399; DWohn Arch. 1930, 318; Hertel 
Nr. 558). 


1221. 58 5, 3 BerlWohnNotgt. 

Hat eine Ehefrau, die Mieterin iſt und deren Mietrecht zu ihrem 
eingebrachten Gut gehört, gemäß 85 BerlWohnRotht. angezeigt, 
daß die Wohnung unbenutzt iſt, ſo iſt die Inanſpruchnahme der 
Wohnung nur wirkſam, wenn fie innerhalb der in 85 Abſ. 1 Berl⸗ 
Wohn NotR. vorgeſehenen Friſt von zwei Wochen gegenüber beiden 
Ehegatten erfolgt iſt. 

NE. v. 9. Mai 1930, 17 Y 20/0 (Mieter. 1930, 122; 
GrundE. 1930, 925; SalzmZ. 1930, 1134; DMR. 1930, 1044; 
RVerwBl. 51, 616; Hertel Nr. 585). 


1222. 85 BerlWohnNotR.; § 3 BeamtUnterbring VO. 

Die Inanſpruchnahme einer Wohnung von fünf oder mehr Wohn⸗ 
räumen, auf welche die preuß. VO. über die Bewirtſchaftung des 
Wohnraums für Beamte v. 29. Mai 1925 Anwendung findet, iſt vor 
Ablauf der in 85 Abſ. 2 Berl WohnNotR. dem Verfügungsberech⸗ 
tigten zur ſelbſtändigen Vermietung belaſſenen Friſt nur zuläſſig 
zugunſten eines Wohnungſuchenden, der dem Wohnungsamt von 
der zuſtändigen Behörde (83 der VO.) oder mit ihrer Zuſtimmung 
von einer anderen Behörde bezeichnet iſt und bezeichnet werden 
durfte. Für die Wirkſamkeit der Bezeichnung iſt es ohne Bedeutung, 
welcher Verwaltung der Wohnungſuchende angehört. 

NE. v. 18. Jan. 1930, 17 Y 5/30 (DM. 1930, 970; Miet⸗ 
Ger. 1930, 64; Salzmd. 1930, 846; RVerwBl. 51, 538; DWohn⸗ 
Arch. 1930, 367; Hertel Nr. 565). 


1223. 85 Berl Wohn Notgt. 
Vgl. oben Nr. 1215. 


1224. 86 Berl Wohn Notht. 
Vgl. unten Nr. 1225. 


1225. 88 7, 6 Berl WohnNotR. 

Die Inauſpruchnahme einer unbenutzten Wohnung (87 Abſ. 1a 
BerlWohnNothk.) iſt nicht deshalb unzuläſſig, weil der Verfügungs⸗ 
berechtigte über mehrere Wohnungen verfügt (Doppelwohnungen, 
88 6, 7 Abſ. 1 b). 

RE. v. 4. Okt. 1930, 17 Y 50/30. 


1226. 8 7 Berl Wohn NotR. 
Vgl. oben Nr. 1132, unten Nr. 1227. 


1227. 8811, 7 BerlWohnNotgt.; SA Wohn Mang®. 

Sit eine Wohnung, von der feſtſteht, daß fie demnächſt unbenutzt 
wird, dem Vermieter gegenüber in Anſpruch genommen (887, 11 
Berl Wohn NotR.), fo kann der Zwangsmietvertrag nur dann feſt⸗ 
geſetzt werden, wenn feſtſteht, daß mit dem Auszuge des Mieters 
deſſen Verfügungsrecht über die Wohnung wegfallen wird. Als Be⸗ 
ginn des Zwangsmietvertrages iſt der Zeitpunkt des Auszuges des 
Mieters zu beſtimmen. 

RE. v. 18. Jan. 1930, 17 Y 91/29 (DMR. 1930, 957; Miet- 
Ger. 1930, 47; MietBeif. 1930, 1; Salzm zZ. 1930, 427; Grunde. 
1930, 363; DWohn Arch. 1930, 366; HAN. 1930 Nr. 1739; Hertel 
Nr. 564). 

1228. § 14 Berl WohnNotq. 

Iſt die Wohnung gegenüber dem Hauptmieter in Anſpruch ge⸗ 
nommen, ſo iſt eine Räumungsaufforderung gegen den Benutzer der 
Wohnung nach § 14 Berl WohrNotR. zuläſſig, auch wenn die In⸗ 
anſpruchnahme noch nicht rechtskräftig iſt. In dieſem Falle muß 
die Räumungsaufforderung die rechtliche und tatſächliche Begründung 
für die Inanſpruchnahme enthalten. 

NE. v. 4. Okt. 1930, 17 Y 46/30. 
1229. 8 14 Berl WohnNotgt. 

Vgl. oben Nr. 1218. 
1230. § 19 BerlWohnNotgt. 

Vgl. oben Nr. 1202 und 1203. 
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III. Pachtſchutzſachen. 
A. Reichsrecht. 
Reichspachtſchutzordnung 
vom 23. Juli 1925/12, Juli 1927/12. Juli 1929. 
1231. 8 1 RPachtſchO.; 8 2 PrpachtſchDO. 
Iſt in einen beſtehenden Jagdpachtvertrag ſpäter ein Mitpächter 


Rechtſprechung 


Juriſtiſche et 
B. Preußziſches Recht. 
Pachtſchutzordnung vom 19. September 1927/18, September 109. 
1233. 82 Prpachtſchd. 
Vgl. oben Nr. 1231. 
1234. 8 43 Prpachtſcho. 1 
Die ſchriftliche Einlegung der Berufung erfordert nach Di 


eingetreten, ſo ſind die Vorausſetzungen für eine Leiſtungsänderung 
nach 82 PrpachtſchO. hinſichtlich dieſes Mitpächters nicht nach 
dem Zeitpunkte ſeines Eintritts, ſondern für ſämtliche Pächter ein⸗ 
heitlich nach dem Abſchluß des Pachtvertrages zu beurteilen. 

RE. v. 12. April 1930, 17 Y 16/30 (Verp. 1930, 106; Pächtg. 


1930, 111; RVerwBl. 51, 553). 


Überfiht der Rechtſprechung. 


A. 
Zivilrecht. 
1. Materielles Recht. 
Bürgerliches Geſetzbuch. 

S 242 BGB. Weitgehendſte Zubilligung 
der Ausgleichspflicht, wenn deren allge⸗ 
meine Vorausſetzung: erhebliches Mißver⸗ 
hältnis zwiſchen Leiſtung und Gegenleiſtung 
vorliegt. Es macht keinen Unterſchied, auf 
welche Weiſe die vertroglich bedungene Hy⸗ 
pothekenfreiheit des Kaufgrundſtücks her⸗ 
beigeführt iſt, ob durch Auszahlung der 
Forderungen, Pfandauswechſlung oder 
Pfandentlaſſung. RG. 32157 

§ 242 BGB.; 8 1 RMietc. Freie Auf⸗ 
wertung von Mietrückſtänden, ſolange keine 
der Parteien die geſetzliche Miete gewählt 
hatte. RG. 32146 

§ 254 BGB. Macht die Ehefrau des Mie⸗ 
ters vertragliche Schadenserſatzanſprüche 
gegen den Vermieter geltend, ſo kann ihr 
konkurrierendes Verſchulden ihres Ehe⸗ 
manns entgegengehalten werden. OLG. 
Breslau 3243 5 

8 326 BGB. Iſt der Mieter, dem die 
. Were b de obliegen, damit 
in Verzug, ſo findet die Vorſchrift des 
8 326 BGB. Anwendung. Der Mieter iſt 
beweispflichtig, wenn er behauptet, er habe 
die Wohnung ordnungsmäßig inſtand ge⸗ 
ſetzt. OLG. Köln 32459 

88 535 ff. BGB. Der Vermieter iſt dem 
Mieter gegenüber auch in großſtädtiſchen 
Häuſern verpflichtet, nicht an ein Wett⸗ 
bewerbsunternehmen zu vermieten. Dies 
gilt auch für Kolonialwaren, wenn der erſte 
Mieter das Geſchäft zum Milchhandel und 
Kolonialwarenverkauf, der zweite Mieter 
hauptſächlich zum Kolonialwarenverkauf ge⸗ 
mietet hat. KG. 32413 

88 535, 242 BGB. Die Verpflichtung 
des Mieters, bauliche Veränderungen zu 
dulden, ſchließt auch unter der Zwangs⸗ 
wirtſchaft nicht die Verpflichtung ein, eine 
weſentliche Verſchlechterung der Mieträume 
dulden zu müſſen. KG. 32412 

88 535 ff. BGB. Entbehren die über⸗ 
laſſenen Räume einer beſonderen baulichen 
Einrichtung (Zigarrenladen), ſo liegt Miete, 
nicht Pacht vor. KG. 32411 

88 536, 545 BGB. Schadenserſatz wegen 
Nichterfüllung der vom Mieter übernom⸗ 
menen Unterhaltungspflicht während der 
Vertragsdauer. RG. 32165 

88 537, 459 BGB. Die Nichtgewährung 
der Schankerlaubnis, weil kein Bedürfnis 
vorhanden, iſt kein Mangel der vermieteten 
Räume. RG. 3216 

88 556, 571 BGB.; § 33 MietsSchG. 
Der Erſteher eines Grundſtückes in der 
Zwangsverſteigerung kann dem Mieter 
einer von dieſem ausgebauten Dachwoh⸗ 
nung mit geſetzlicher Friſt vorzeitig kün⸗ 
digen. Hat der Mieter mit dem früheren 
Eigentümer für den Fall vorzeitiger Be⸗ 
endigung des Mietverhältniſſes die Er⸗ 


ihrer 
zeichnet iſt. 


Agrar Z. 13, 167). 


ſtattung der Baukoſten vereinbart, ſo er⸗ 
wächſt dem Mieter aus dieſer Vereinbarung 
kein Auſpruch gegen den Erſteher. KG. 
3242 4 

8 560 BGB. Keine offenbare Deckung 
der Vermieterforderung bei Zweifelhaftig⸗ 
keit der Eigentumsverhältniſſe an den in 
den Mieträumen befindlichen Sachen. OLG. 
Breslau 3244 6 

Die Geltungsdauer eines langfriſtigen 
Mietvertrages wird durch einen nicht der 
Form des § 566 BGB. entſprechenden Mie- 
terwechſel nicht berührt. OLG. Breslau 
32447 

8 566 BGB. Bei formloſem Nachtrag 
zum Mietvertrag kann nicht der Nachtrag 
allein, ſondern nur der ganze Vertrag nach 
Jahresfriſt gekündigt werden. RG. 32168 

85 752, 753 BGB. Das Recht an der 
von beiden Ehegatten gemieteten Ehewoh⸗ 
nung; insbeſ. bei Eheſcheidung. Bei Un⸗ 
möglichkeit der Naturalteilung muß der für 
allein ſchuldig erklärte Eheteil weichen; in 
der Regel dabei Geldausgleichanſpruch. 
LG. J Berlin 32561 

SS 812, 607, 823 BGB.; $ 49a Miet⸗ 
Schcch. Anſpruch auf Rückzahlung eines 
Baukoſtenzuſchuſſes, wenn die zur Ver⸗ 
fügung geſtellte Wohnung vom Mieter 
nicht bezogen wird. OLG. Köln 324510 

88 812, 817, 839 BGB. Der Verzicht auf 
das Recht zur Beſchlagnahme übermäßiger 
Wohnräume gegen Geld verſtößt auch dann 
gegen Geſetz und gute Sitte, wenn das Geld 
zur Beſchaffung von anderweiten Wohn⸗ 
räumen, ſei es indirekt oder direkt, ver⸗ 
wendet werden ſoll. Zum Ausſchluß des 
Rückforderungsrechts gehört das Bewußt⸗ 
ſein des Zahlenden von dem dabei be⸗ 
gangenen Verſtoß. RG. 321811 

88 823, 831, 133, 157, 276 BGB. An die 
überwachungspflicht des Hauseigentümers 
wegen Erfüllung der Streupflicht ſind 
ſtrenge Anforderungen zu ſtellen. Die Be⸗ 
weislaſt dafür, daß auch bei Ausübung der 
überwachung ein Schaden entſtanden ſei, 
trifft die Streupflichtigen. RG. 3213 5 

8839 Abſ. 2 BGB. Mieteinigungsämter 
ſind keine Gerichte; ihre Entſcheidungen 
keine Urteile. RG. 321710 

Sg 861, 862 BGB. Bei einer auf Grund 
der Verordnung zur Behebung der drin⸗ 
gendſten Wohnungsnot v. 9. Dez. 1919 
(RGBl. 1919, 1968) ausgeſprochenen Ent⸗ 
eignung iſt beſondere Beſitzübertragung 
notwendig. OLG. Celle 32458 

SS 987 ff. BGB. Macht der Eigentümer 
gegen den Beſitzer wegen Nichtigkeit des 
inmitte liegenden Kaufvertrages Anſprüche 
auf gezogene Nutzungen geltend, ſo kann 
er zwiſchen der Eigentumsklage und der 
Bereicherungsklage wählen. Nur bei er⸗ 
ſterer greifen die Sondervorſchriften der 
88 987 ff. ein. RG. 3209 2 


Wohnungsmangelgeſetz. 
§ 2 WohnmangG. v. 26. Juli 1923. $ 2 


PachtſchO., daß die Berufungsſchrift von der Partei oder einer 
Vertretung befugten Perſönlichkeit 


HE. v. 5. Okt. 1929, 17 Y 61/29 (Kc. 9, 200; IW. 19 
2438: Verp. 1929, 166; Pächtg. 1929, 208; 


unter“ 
30, 
KSBl. 1930, 4% 


handſchriftlich 


Wohnmangc. enthält ein algen 
fetzliches Abbruchsverbot. Die Able einde 
eines Abbruchsautrags durch die G MW 
iſt daher keine Enteignung i. S. d“ 
tikels 153 RVerf. RG. 3212 


Reichsmietengeſetz. fe? 


S1 9 Mietch. Die Bezeichnung ans 
liche Miete“ in einem Mietvertrag will 
auch i. S. der Vereinbarung eine G 
kürlichen Grundzahl gebraucht merken ge 
bald eine Abweichung von der wien Ven 
ſetzlichen Miete vereinbart iſt, m 321 
tragsmiete angenommen werden. Ne neh 

82 NMiet®. 1. a) Sind bei einem Fer, 
verhältnis mehrere Perſonen = fan 
mieter oder als Mieter beteiligt 7 zeit 
der Antrag auf Feſtſtellung ode 1 el 
ſetzung der Friedensmiete nur gege sel 
Vermieter oder Mieter gemeinſam 4 vo 
werden. Der Antrag kann auch miez e 
allen gemeinſam geſtellt werden, ein! 
denn, daß nach bürgerlichem a 
von ihnen zur Antragſtellung be 
b) Iſt eine Ehefrau Vermieterin one 31 
terin und gehören die Vertragsre 
eingebrachten Gut, ſo kann der iner Din 
allein, die Ehefrau nur mit Ted 
ſtimmung den Antrag ſtellen. D Che. 
des Vertragsgegners iſt gegen usb 
leute zu richten. o) Steht die maer 
der Vertragsrechte einem In in RT 
elterlichen Gewalt zu oder iſt etrag a’ 
braucher Vermieter, fo iſt der Ant, W 
von ihm oder gegen ihn zu ſielle . gil, 
der Prüfung, wer in den Fällen „ N 
Vermieter oder Mieter ift, hat DE aus 
vom Vortrag des Antragſtellen g un dai 
gehen. Ob der Antragſteller 1 Sab 
Verfahren betreiben kann (Biff- chli 
und Ziff. 1b), hat das MEA. ad of 


n 
zu entſcheiden. Das Verfahren u 2, 
Zuziehung der Mitberechtigten Su 32° 


tragſtellers durchgeführt werden. alt 
8 2 NMietG. Weicht die feitgeltt m 
densmiete in außergewöhnlichem 5 
von dem ortsüblichen Mietzins ee 
ihre Neufeſtſetzung nicht ſchon = 1. 5 
rechtfertigt, weil für die mit de affen 
1914 beginnende Mietzeit ein A 
zins vereinbart war. RG. 32305 ung Hi 
8 2 NMiet®. Erfolgt die Feſtſeh . J 
Friedensmiete aus einem na ent Sin 
1922 eingetretenen Grunde, in 55 
MEN. den Zeitpunkt anzugeben, 323 
dieſer Grund eingetreten iſt. AM 
§ 2 Abſ. 4 Saß 4 MMietc. ume, . 
ſetzung der Friedensmiete für fertig 1 
nach dem 30. Juni 1918 bezugs ar 
worden ſind, ſind die gegen Die acht 
zeit erhöhten Baukoſten zu ber 8 
KGG. 32302 11. 0 
8 17 NMieiß.; 8 19 Ausf ang a 
1924. Anſpruch der Mietervertee her 
Einſicht der Bücher und Belege 


ie 


— . . ——— e 


59. 


kauf 

Nader Heizſtoffe für Sammelheizung und 
ihre met, ſowie über die Vorſchüſſe und 

ga) werbung. KG. 325119 

dermiete Niete. Die Vertragspflicht des 
deſtiertee rs zur Ablöſung vom Mieter in⸗ 
egenſtände mit deren Wert, iſt 
N 3859 2 RMietG. erloſchen. LG. Mün⸗ 


Au 
ſführungsperordnung zum Reichs⸗ 
9 19 mietengeſetz. 
Meng MMO, v. 1. April 1924; 8 17 
1 fiat bennſpruch der Mietervertretung auf 
auf der er Bücher und Belege über An⸗ 
warmmaſdeizſtoffe für Sammelheizung und 
ihre Ver fer, ſowie über die Vorſchüſſe und 
wendung. KG. 325118 


99 Mieterſchutzgeſetz. 
ten Han Hauszinsſteuerhypotheken erbau⸗ 
Nesse ſern kann den Mietern zwecks 
erlin 3859 218 gekündigt werden. LG. 1 
1881 
ein Ne 19—26, 33 Miet Sch. Unterſteht 
jan ber verhalinis dem Mieterſchuz, fo 
N iele Fermieter während der Dauer 
gückſicht zerſchutzes nicht kündigen, ohne 
Mudig na auf, welchen Zweck er mit der 
deietzinsfez verfolgt, alſo auch nicht zur 
h tra tung oder zur Beendigung 
0. 22074 bei Ende des Mieterſchutzes. 
lungen Miet Sch. Brutale ſtrafbare Hand⸗ 
heieters ab ich in den Räumen eines 
kdungsgr blelen, können einen Mietauf⸗ 
miß 13 Abſ nd bilden. 2G. Dresden 32593 
gut her 60 Mie Schc. 5 10 ENG. Wird 
Hauptmiete letaufhebungsklage gegen den 
Stterm ter die Räumungsklage gegen den 
0 deitwert verbunden, fo beſtimmt ſich der 
f. 5 r die Aufhebungsklage nach 
age nach MietSchch., für die Räumungs⸗ 
ra 18 u 10 ORG. Kch. 324612 
ga für 15 MitSh®. Maßgebender Jeit- 
G. ze Berechnung des Streitwertes. 
a au 32481 
de ru det Schch. Der Mieter kann den 
aufen Zahlun Umzugsentſchädigung, von 
gen, Heransa g die Vollſtreckung des Urteils 
na „gabe der Wohnung abhängig 
bat der freien iſt, auch geltend machen, 
legit ex [willig bie Wohnung geräumt 
Matimation dem der Mangel der Aktiv⸗ 
kan weiſun „regen eines Pfändungs⸗ und 
inn den Mabeſchluſſes entgegengeſetzt wird, 
tig npfänd gen nicht durch Berufung auf 
en. landbarkeit der Forderung beſei⸗ 
er Anſpruch auf Umzugsent⸗ 
ung stine 22 a. a. O.) iſt — ſeiner 
Eifündba ung wegen — nur ſo lange 
Be öglichun als. die Entſchädigung zur 
Um fun 19 des Umzugs dient. — Der 
kände, auf § 394 B60 B. kann unter 
ageſetzt er Einwand der Argliſt ent⸗ 
19299 Miet Saden. OLG. Kaſſel 3248 18 
17 1 66. 1. Der RE. v. 30. Nov. 


flich „die 


0 — 
au ecſet n oſſen haben, das Verfahren 
Unter, 


05 ung zu erſetzen (8 29 Miet⸗ 
erd declare gegen beide 1 als 
0 0 91 90 - ihnen allein geſtellt 
der nee MietSchcg, gibt nicht dem 
zu ſorohnung n das Recht, die Herausgabe 


ordern 9 von dem anderen Miterben 
gegen den das Wohn. eine 
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Rechtſprechung 


Räumungsaufforderung erlaſſen bat. KG. 
3247 13 

8 33 Abſ. 1 MietSchc. Gegenüber der 
Beſcheinigung der oberſten Landesbehörde, 
daß eine Baugeſellſchaft gemeinnützig iſt, 
iſt ein Gegenbeweis nicht zugelaſſen. RG. 
3247 14 

ss 38 Abſ. 4, 8 Abſ. 3, 42 Abſ. 3, 41 
MietSchG.; § 46 Abſ. 2 ZPO. Gegen die 
Entſcheidung des LG. als BeſchwG, durch 
die das Ablehnungsgeſuch gegenüber dem 
Vorſitzenden des MEA. als unbegründet 
zurückgewieſen wurde, iſt eine weitere Be⸗ 
ſchwerde nicht zuläſſig. OLG. Köln 3249 17 

8 45 Miet SchG.; 8 2 NMiet®.; 88 512 a, 
527, 767 ZPO. Vollſtreckbarkeit eines über 
die Höhe der Friedensmiete vor dem MEA. 
abgeſchloſſenen Vergleiches. Vollſtreckungs⸗ 
gegenklage nach anderweitiger Feſtſetzung 
der Friedensmiete. OLG. Köln 3249 18 

8 47 MietSchG.; § 46 ZPO. Gegen die 
Entſcheidung der Beſchwerdeſtelle betr. Ab⸗ 
lehnung des Vorſitzenden oder von Sach⸗ 
verſtändigen iſt eine Beſchwerde an das 
OLG. nicht gegeben. DSG. Naumburg 
3254 28 

54a MietSchcs. Wird in einem nach 
dem jetzt geltenden Raumwucherrecht zu 
beurteilenden Fall eine Geſtehungskoſten⸗ 
berechnung erforderlich, ſo dürfen nur die 
wirtſchaftlich berechtigten und unvermeid⸗ 
baren Geſtehungskoſten in Anſatz gebracht 
werden. Hat der Vermieter das Haus nach 
der Befeſtigung der Währung erworben, 
ſo iſt der Berechnung des Zinſendienſtes in 
der Regel der Verkehrswert zugrunde zu 
legen. Eine auf dem Haus laſtende Siche⸗ 
rungshypothek für die vom Verkäufer ge⸗ 
ſchuldete Wertzuwachsſteuer darf nicht an⸗ 
gerechnet werden. RG. 322617 

8 49a MietSch. Ein Vergehen des 
Raumwuchers liegt vor, wenn der Ver⸗ 
mieter, der bereits durch die vereinbarte 
eigentliche Miete die volle angemeſſene 
Gegenleiſtung für die mietweiſe überlaſ⸗ 
ſung der Räume erhält, lediglich für die 
ihn nicht beſchwerende Zuſtimmung zum 
Eintritt eines neuen Mieters in den be⸗ 
ſtehenden Mietvertrag ohne beſondere Ne⸗ 
benleiſtung eine Sondervergütung in Form 
einer Abſtands⸗ oder Abfindungsſumme 
fordert, annimmt oder ſich verſprechen läßt. 
BayObLG. 32412 

S 49a MietSchG.; IrrtVO. v. 18. Jan. 
1917. 1. Bei der Prüfung der Unange⸗ 
meſſenheit einer Vergütung gem. $ 49a 
MietSh®. ift in erſter Linie der objektive 
Nutzungswert des überlaſſenen Raumes in 
Betracht zu ziehen. In zweiter Linie und 
zum Zweck des Ausgleichs kann auch die 
Geſtehungskoſtenberechnung herangezogen 
werden, wobei die geſamten Geſtehungs⸗ 
koſten auf die einzelnen Mietraumgruppen 
nach dem Verhältnis ihrer Nutzungswerte 
verteilt werden müſſen. Wird dabei in⸗ 
folge der Zwangswirtſchaft in einzelnen 
Gruppen nicht der volle Mietbetrag erzielt, 
ſo darf der Ausfall nicht durch die For⸗ 
derung übermäßiger Vergütungen für an⸗ 
dere, der Zwangswirtſchaft nicht mehr un⸗ 
terliegende Räume ausgeglichen werden. 
RG. 3228 18 

84a MietSh6. Grundſätze für die 
Berechnung der angemeſſenen Untermiete 
bei Geſchäftsräumen. Ob der Mietzins un⸗ 
angemeſſen hoch iſt, richtet ſich nicht nach 
der Berechtigung der Erwägungen, die der 
Hauptvermieter der Bemeſſung des Miet⸗ 
zinſes zugrunde gelegt hatte, ſondern nach 
dem vom Tatrichter zu ermittelnden wirt⸗ 
ſchaftlichen Wertverhältnis. RG. 322415 

8 49 a MietSh®. 1. Der Vermieter kann 
eine Verzinſung des Verkehrswertes ſeines 
Hauſes verlangen. 2. Der Beſitzer eines an 
mehrere Parteien vermieteten Hauſes kann 
ſich nicht mit der Behauptung verteidigen, 
daß die Geſamtſumme der von ihm be⸗ 


3279 


zogenen Vergütungen dem Geſamtnutzungs⸗ 
wert entſpreche. Vielmehr iſt jeder einzelne 
Mietvertrag daraufhin nachzuprüfen, ob 
ſich die Vergütung innerhalb der durch 
8 49a MietSchch. vorgezeichneten Schran⸗ 
ken hält. RG. 322516 


Preußiſches Mietrecht. 


1. Bei Ermittlung der Friedensmiete 
nach 8 2 Abſ. 2 PrMietzVO. hat das MEA. 
auch darüber zu entſcheiden, ob der Mieter 
oder Vermieter eine ihm nach dem BGB. 
nicht obliegende Nebenleiſtung vor dem 
1. Juli 1914 vertraglich oder ortsüblich 
übernommen hatte. 2. Die Treppenreini⸗ 
gung kann zu den Nebenleiſtungen gehören, 
die dem Mieter nach dem BGB. nicht ob⸗ 
liegen. KG. 32336 

89 Abſ. 3 PrMietzVoO. Für die Entſchei⸗ 
dung darüber, ob und in welcher Höhe 
die Koſten der Wiederinbetriebſetzung des 
Fahrſtuhls auf die Mieter umzulegen ſind, 
iſt das MEN. zuſtändig. Die Koſten ſind 
nur dann nicht umzulegen, wenn z. Z. der 
Wiederinbetriebſetzung ein wirkſamer Ver⸗ 
zicht aller an den Fahrſtuhl angeſchloſſenen 
Mieter auf die Benutzung des Fahrſtuhls 
vorliegt. KG. 32357 


1. Friedensmiete i. S. 81 Preock BO. v. 
11. Nov. 1926 i. d. Faſſ. v. 29. Mai 1929 iſt 
die volle Friedensmiete des § 2 PrMietz VO. 
2. Hängt die Anwendbarkeit der Vorſchrif⸗ 
ten des WohnmangG. auf eine Wohnung 
von der Höhe der Friedensmiete ab, ſo iſt 
dieſe vom MEN. gem. § 2 NMietb. zu 
ermitteln. KG. 32368 

88 3, 4 PrLockBO. v. 11. Nov. 1926. Auch 
wenn der Mieter Räume nach dem Ver⸗ 
trage außer zu Geſchäftszwecken, gewerbs⸗ 
mäßigem möblierten Untervermieten, auch 
zum eigenen Wohnen benutzen durfte, die 
Räume am 1. Dez. 1926 aber nicht ſelbſt 
zum Wohnen benutzt hat, ſind die Räume 
Geſchäftsräume i. S. der §8 3 u. 4 LockV O. 
Wird nach dem Inkrafttreten der LockVO. 
der Mietzins für Geſchäftsräume zunächſt 
weiter nach dem RMietG. berechnet, fo 
kann hierin infolge der Zweifelhaftigkeit 
der Rechtslage eine vorläufige Regelung 
liegen, die jedem Vertragsteil erlaubt, nach 
Klärung der Rechtslage zu fordern, daß 
der urſprünglich vereinbarte Mietzins wie⸗ 
der gelte, und zwar unter angemeſſener 
Aufwertung. KG. 3253 20 

83 Prock O. v. 11. Dez. 1926. Auch 
wenn der Mieter nach dem Vertrage die 
Räume außer zu Geſchäftszwecken zu 
Wohnzwecken benutzen durfte, am 1. Dez. 
1926 ſie aber nicht ſelbſt zum Wohnen be⸗ 
nutzt hat, ſind ſie Geſchäftsräume i. S. des 
§ 3. KG. 325321 


Berliner Wohnungsnotrecht. 


85 BerlWohnNotR. Die Inanſpruch⸗ 
nahme einer Wohnung von fünf oder mehr 
Wohnräumen, auf welche die Pr®D. über 
die Bewirtſchaftung des Wohnraums für 
Beamte v. 29. Mai 1925 Anwendung fin⸗ 
det, iſt vor Ablauf der in $5 Abſ. 2 Berl⸗ 
WohnNotR. v. 21. Mai 1927 dem Ver⸗ 
fügungsberechtigten zur ſelbſtändigen Ver⸗ 
mietung belaſſenen Friſt nur zuläſſig zu⸗ 
gunſten eines Wohnungſuchenden, der dem 
Wohn A. von der zuſtändigen Behörde (8 3 
der VO.) oder mit ihrer Zuſtimmung von 
einer anderen Behörde bezeichnet iſt und 
bezeichnet werden durfte. Für die Wirk⸗ 
ſamkeit der Bezeichnung iſt es ohne Be⸗ 
deutung, welcher Verwaltung der Wohnung⸗ 
ſuchende angehört. KG. 32389 

88 7, 11 BerlWohnNotR. v. 21. Mai 
1927. Iſt eine Wohnung, von der feſtſteht, 
daß ſie demnächſt unbenutzt wird, dem Ver⸗ 
mieter gegenüber in Auſpruch genommen, 
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Rechtſprechung 


Juriſtiſche Boden 


jo kaun der Zwangsmietvertrag nur dann 
feſtgeſetzt werden, wenn feſtſteht, daß mit 
dem Auszuge des Mieters deſſen Ver⸗ 
fügungsrecht über die Wohnung wegfallen 
wird. Als Beginn des Zwangsmietvertra⸗ 


ges iſt der Zeitpunkt des Auszuges des 


Mieters zu beſtimmen. KG. 323810 

Eine Wohnung kann nicht wegen Be⸗ 
nutzung zu unſittlichen Zwecken gem. 87 
Abſ. 1 zu o BerlWohnNotR. v. 21. Mai 
1927 in Anſpruch genommen werden, weil 
die Wohnungsinhaberin in der Wohnung 
auch der gewerbsmäßigen Unzucht nachgeht. 
KG. 3239 11 


Verordnung zur Behebung der dringendſten 
Wohnungsnot. 


88 861, 862 BGB. Bei einer auf Grund 
der VO. zur Behebung der dringendſten 
Wohnungsnot v. 9. Dez. 1919 (RG Bl. 1968) 
ausgeſprochenen Enteignung iſt beſondere 
Beſitzübertragung notwendig. OLG. Celle 
3245 8 


2. Verfahren. 
Zivilprozeßordnung. 


ss 512 a, 527 ZPO. Auch wenn ein 
anderes Gericht örtlich ausſchließlich zu⸗ 
ſtändig iſt, kann ſich auch der Bekl. in der 
BerInſt. hierauf nicht mehr berufen. Der 
übergang von der Vollſtreckungsklage zur 
negativen Feſtſtellungsklage iſt eine in der 
Ber Inſt. unzuläſſige Klageänderung. OLG. 
Köln 324918 

88 512 a, 527, 767 3PO.; 8 45 MietSchG.; 
82 Miet. Vollſtreckbarkeit eines über 
die Höhe der Friedensmiete vor dem MEA. 
abgeſchloſſenen Vergleiches. Vollſtreckungs⸗ 
gegenklage nach anderweitiger Feſtſetzung 
der Friedensmiete. OLG. Köln 324918 

8 627 ZPO. Das Betretungsverbot der 
Ehewohnung umfaßt nicht den Verſuch. 
OLG. Kiel 3254 22 

8 732 ZPO.; § 16 MietShb. Bei Räu⸗ 
mungsurteilen darf der Gerichtsvollzieher 
nicht den Nachweis der ordnungsgemäßen 
Erteilung der Vollſtreckungsklauſel fordern. 
LG. Krefeld 32607 


Geſetz über die Zwangsverſteigerung und 
Zwangsverwaltung. 


8 91 AmVerftb. Wirkungen der Zwangs⸗ 
verſteigerung auf das gemäß einer Vor⸗ 
merkung zu löſchende Recht. RG. 322012 


Armenanwaltsgeſetz. 


Keine Umſatzſteuererſtattung an den 
Armenanwalt durch den Staat. LG. J Ber⸗ 
lin 32595 


Preußiſche Schiedsmannsordnung. 


818 PrSchiedsmO. Ein Räumungsver⸗ 
gleich vor dem Schiedsmann, bei welchem 
der Ehemann als Mieter ſeine Ehefrau 
mit vertreten hat, iſt ungültig. LG. Frank⸗ 
furt a. M. 32606 


B. 
Strafrecht. 
1. Materielles Recht. 
Strafgeſetzbuch. 


88 123, 223 StGB. Zutritts recht des 
Hausverwalters zu Mieträumen. Irrtum 
des Mieters hierüber. KG. 3255 


Für die Schriftleitung verantworllich: Juſtizrat 


88 133, 242, 246 StGB. Diebſtahl und 
Unterſchlagung. Gewahrſam an innerhalb 
der Dienſträume eines Poſtgebäudes be⸗ 
findlichen Gegenſtänden. Zum Begriff des 
„zur amtlichen Aufbewahrung beſtimmten 
Ortes“ in 8133 StGB. Tateinheit von 
Diebſtahl oder Unterſchlagung und Ver⸗ 
gehen gegen 8 133 StB. NG. 322213 

§ 137 StGB. Abhängigkeit der Gültig⸗ 
keit eines Polizeibefehls von Kundmachung 
an den Betroffenen. RG. 322314 

8 360 Ziff. 11 StGB. Eine Beläſtigung 
der Allgemeinheit kann dadurch verübt 
werden, daß in einem Miethauſe ruhe⸗ 
ſtörender Lärm verübt wird. BayObLG. 
32401 


Srertumsverordnung v. 18. Jan. 1917. 


Die IrrtVoO. v. 18. Jan. 1917 iſt bei Ver⸗ 
gehen gegen 8494 MietSchGG. nicht an⸗ 
wendbar. NG. 322818 


Strafprozeßordnung. 


88 155 Abſ. 2, 244 StPO. 1. Aufklä⸗ 
rungspflicht des Gerichts von Amts wegen, 
insbeſ. bei Verhandlung in Abweſenheit 
des Angekl. 2. Zuſtellung einer polizei⸗ 
lichen Strafverfügung unterbricht den Fort⸗ 
ſetzungszuſammenhang. 3. Flurbeleuchtung 
und Zwangsverwaltung. KG. 3255 25 

8267 Abſ. 5 StPO. 1. Erfolgt auf eine 
Anklage wegen eines fortgeſetzten Ver⸗ 
brechens Verurteilung nur in einem ein⸗ 
zelnen Fall, ſo muß wegen der übrigen 
nicht nachgewieſenen Handlungen auf Frei⸗ 
ſprechung erkannt werden. 2. Bei einer 
Anklage wegen eines fortgeſetzten Ver⸗ 
brechens hat das Gericht von Amts wegen 
alle in den Fortſetzungszuſammenhang 
fallenden Handlungen zu berückſichtigen, 
gleichviel, ob ſie im Eröffnungsbeſchluß ent⸗ 
halten oder auf andere Weiſe zur Kenntnis 
des Gerichts gelangt find. RG. 322213 


C. 


Steuerrecht. 
Einkommenſteuergeſetz. 


88 11, 15 Abſ. 1 Nr. 3, 16 Abſ. 1, 4 u. 5 
Nr. 1, 18 Abſ. 1 Nr. 1, 38 Abſ. 1 Nr. 1 
EintSt6,. a) Vom Hausverwalter unter⸗ 
ſchlagene Mieteinnahmen kann der Ver⸗ 
mieter als Werbungskoſten abziehen. 
b) Koſten der Beſchaffung einer Hypothek 
durch den Geſellſchafter einer GmbH. zum 
Zweck der Tilgung einer Schuld des Geſell⸗ 
ſchafters an die GmbH. find keine Wer⸗ 
bungskoſten für das Einkommen aus dem 
Anteil an der Gmbß., ſelbſt wenn infolge 
der Schuldrückzahlung der Ertrag des An⸗ 
teils geſteigert wird. R§H. 3261! 


Preußiſche Haus zinsſteuer. 


Haus zins StVO. v. 2. Juli 1926 (GS. 213). 
Die Steuervergünſtigung für Einfamilien⸗ 
häuſer (85) verſagk ſowohl dann, wenn 
jemand eine dauernde Miet⸗ oder Eigen⸗ 
wohnung hat und an einem anderen Orte 
ein Einfamilienhaus beſitzt, das er vor⸗ 
übergehend bewohnt, wie auch dann, wenn 
er an demſelben Orte neben einer dauern⸗ 
den Miet⸗ oder Eigenwohnung ein Ein⸗ 
familienhaus oder an demſelben Orte meh⸗ 
rere Einfamilienhäuſer zu Wohnzwecken be⸗ 
nutzt. Pro. 32621 

Hauszinsſteuer. Die ausſchließliche Ver⸗ 
folgung ethiſcher Zwecke einer Perſonen⸗ 
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vereinigung als Vorausſetzung fun 
freiung von der Hauszinsſteuer, aud Ge 
in § 2a Abſ. 1b PrStRot BO. ee it 
v. 27. März 1926 [GS. 127), Bee 
83 Abf.1b Hauszins StVO. v. 2. schlie, 
(GS. 213), kann ebenſo wie die 35 iger 
liche Verfolgung religiöſer, gemein, Mr 
oder milbtätiger Zwecke nicht ohne Fur, au 
gemäß zu übertragenden Erforderni gal 
816 Durchf VO. z. KörpstG. v. werden. 
1926 (RGBl. J, 244) vorgenommen 
PrOG. 32632 Bete 
HauszinsstVd. Zur Frage dens „© 
nung der Belaftung eines Grundſt 5 si 
des SA Abſ. 3, wenn am geſetzliche! belaſte 
tage nur ein Teil des Grundstück dane 
iſt. Die Hauszinsſteuer laſtet auf gen Ui, 
Grundbeſitz in feiner wirtſchaftluche, eil 
heit, auch ſoweit unbebaute 
bezogen ſind. Pro. 3264“ 


Preußiſches Rommunatabganenae g 


PraommAbgcz. Beiträge zu den aßen 
der ſtädtiſchen Müllabfuhr und a 
reinigung haben keinen dingli 
rakter. PrOVG. 3265 5 


Hamb. Grundſteuer. ert 


Grundſteuer. Bebauung, deren en 
hinter der ortsüblichen Bebauung 
lich zurückſteht. Hamb OG. 326“ 


D. 
Sonftiges öffentliches Recht. 
Reichsverfaſſung. ger’ 


Art. 131 Mdert.; 8 10 11 17 dane 
pflichtungen der Polizei dem Y ver 
tümer gegenüber bei Einweiſung 001 
dachloſen in eine Wohnung. RG. nge! N 

Art. 153 RVerf.; 9 2 Wohnmang h 
26. Juli 1923. 8 2 Wohnmanga zope 
ein allgemeines geſetzliches Abo anten 
Die Ablehnung eines Abbruche 
durch die Gemeinde iſt daher Verf. 
eignung i. S. des Art. 153 R 
32123 


Neihsverfiherunggordnun- 2. 90. 
dur Auslegung des 8533 N 
8 


Vgl. auch RVerſA. 3262 


Preußiſches Allgemeines 5 ge 

$ 10 IL 17 aeg; Art. 131 Mina, 
pflichtungen der Polizei dem eines; 
tümer gegenüber bei Einweiſung 93209 6 
dachloſen in eine Wohnung. Ne OB der 

5 10 II 17 As.; 5 137 Sa be g 
Miet Schch. 1. Enge Begrenzung u 
Polizei tro der Wohnungzge 1 8 
verbliebenen Rechts, Privatrau neh, 
dach für Obdachloſe in Anspruch deines a 
2. Abhängigkeit der Gültigkeit n den 
lizeibefehls von Kundmachung nd 
troffenen. RG. 3223 14 üdteorburgel 

8 10 II 17 ALR. Oftliche Stad, Mie 
Der die Ortspolizei handhaben kene 
meiſter einer Stadt kann einen u g 
Beamten im voraus ermächtige ſſen. 
polizeiliche Anordnungen zun 
Polizei kann von einem ieh aiich A 
daß er die Herſtellung eines 5 N 
botenen Zuſtandes feiner, Yen” h 
durch fein Verhalten unmöglich ‚ice 1 
Frage des Angebots eines Ing, 5 
Mittels durch den Mieter. Pr 


7 
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